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Vorwort 



Es ist nicht übertrieben, wenn man sagt, daß 90°/o der Arbeitnehmer 
über die für sie in Betracht kommenden Steuervorteile nicht ge= 
nügend Bescheid wissen und aus diesem Grunde ihre Möglichkeiten, 
das Nettoeinkommen zu erhöhen, nicht voll ausschöpfen. Aus dieser 
Erfahrung heraus wendet sich der vorliegende Band an alle Ange= 
stellten und Arbeiter in der privaten Wirtschaft oder im öffentlichen 
Dienst und will ihnen helfen, ihre vielfältigen Möglichkeiten zur 
Steuerersparnis möglichst rasch und mühelos geltend zu machen. 
Zu diesem Zweck sind Aufbau und Inhalt ganz auf die praktische 
Anwendung durch Laien abgestellt; es werden keinerlei Vorkennt* 
nisse vorausgesetzt. 

Nach einer kurzen Einleitung, die den notwendigen Überblick mit 
den wichtigsten Spielregeln vermitteln soll, braucht der eilige Leser 
den Hauptteil des Buches mit dem „ABC der Steuervorteile" zunächst 
nur zu überfliegen, um sich dann mit denjenigen Stichworten näher 
zu befassen, die ihn persönlich ansprechen. Durch die Konzentration 
der Darstellung auf die Belange der Angestellten und Arbeiter soll 
die Beschäftigung mit überflüssigen Fragen anderer Berufszweige ver= 
mieden und dafür eine erschöpfende Aufzählung der berufstypischen 
Vorteile erreicht werden. So konnten nicht nur die für die Angestell* 
ten und die Arbeiterschaft gemeinsamen, sondern auch die vielen 
versteckten Vorteile aufgezeigt werden, die nur bestimmten Gruppen 
— etwa den leitenden Angestellten oder den Bergarbeitern — offen= 
stehen. Da die wichtigste Steuer des Arbeitnehmers, die Lohnsteuer, 
vom Arbeitgeber berechnet und einbehalten wird, sind auch für ihn 
zahlreiche Steuerwinke eingestreut, die dem Lohnbüro eine Aus* 
Wertung des Büchleins zu beiderseitigem Vorteil ermöglichen sollen. 
Wer die zu erwartenden Steuereinsparungen gleich ausrechnen will, 
findet leichtverständliche Berechnungsbeispiele und ein übersichtliches 
Gesamt=Berechnungsschema. Der Schlußabschnitt bringt Hilfsmittel 
gegen die etwaige Ablehnung von Steuervorteilen sowie Musterbriefe, 
Kosten* und Steuertabellen. Für denjenigen, der sich eingehender mit 
dem Stoff befassen oder seine Anträge ans Finanzamt quellenmäßig 
belegen will, sind entsprechende Klammerhinweise auf Gesetze, Ver* 
waltungsvorschriften, Gerichtsurteile und Fachaufsätze angebracht, die 
mithelfen sollen, die legalen Steuervorteile erfolgreich geltend zu 
machen. 



Der Verfasser 
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WELCHE Steuervorteile gibt es für Sie? 



Berufssphäre 

Hauptberuf 

Steuerfreiheit bestimmter Dienstbezüge, 
z. B. 

Abfindungen 

Essenzuschüsse 

Fahrkartenersatz 

Geburts» und Heiratsbeihilfen 

Gelegenheitsgeschenke 

Jubiläumsbezüge 

Sonntags- und Nachtarbeitszuschläge 
Zukunftssicherungsbeiträge 

Steuerermäßigung wegen Werbungs- 
kosten, z. B. 

Arbeitsmittel 

Berufskleidung 

Fachliteratur 

Fahrten zur Arbeitsstätte 

Gewerkschaftsbeiträge 

Verpflegungskosten 

Steuererleichterungen für bestimmte 
Berufsgruppen 

Leitende Angestellte 
Bühnenangehörige 
Redakteure 
Reisende 

Versicherungsangestellte 

Steuerwinke für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, z. B. 

Altersversorgung 

Annehmlichkeiten 

Beteiligung 

Familienangehörige 

Gehaltsabrundung 

Einmalige Bezüge 

Reisekosten 

Wohnungsbau=Arbeitgeberdarlehen 

Nebenberuf 

Steuerfreie Nebeneinkünfte bis 800 DM 
Härteausgleich bis 1600 DM 
Vergünstigungen für Erfinder», Gutach» 
ter=. Lehr» und Prüfungstätigkeit, für 
künstlerische, wissenschaftliche, schrift» 
stellerische und Vortragstätigkeit. 



Privatsphäre 

Familie 

Steuerermäßigung auf Grund persön» 
lieber Ereignisse, z. B. 

Heirat 

Geburt eines Kindes 
Vollendung des 50. Lebensjahres 
Vollendung des 70. Lebensjahres 
Todesfall 

Steuerermäßigung wegen Sonder- 
ausgaben, z. B. 

Gezahlte Kirchen» und Vermögensteuer 

Lastenausgleichszinsen 

Rentenzahlungen 

Schuldzinsen 

Sparraten 

Spenden 

Versicherungsbeiträge 

Steuerermäßigung wegen außergewöhn» 
lieber Belastungen 
z. B. wegen 

Ausbildung der Kinder 
Beschäftigung einer Hausgehilfin 
Krankheits», Diät» und Kurkosten 
Körperbeschädigung 
Unterstützung von Angehörigen 

Haus 

Steuervergünstigungen für Hausbesitz 
und Wohnungsbau, z. B. 

Bausparkassenbeiträge 
Erhöhte Absetzungen 

Grund» und Grunderwerbsteuervorteile 
Hausreparaturen 

Steuerfreie Mieteinkünfte bis 800 DM 

Wohnungsbaudarlehen 

Wohnungsbauprämien 

Heim 

Steuerermäßigung für Einrichtung, 
Hausrat und Kleidung, z. B. 

Aussteuer und Ausstattung 

Flüchtlingsfreibetrag 

Möbelkreditzinsen 

Wiederbeschaffung von Hausrat und 
Kleidung 
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WO werden die Steuervorteile geltend gemacht? 




1. Station 2. Station 3. Station 



Ihre Besteuerung fängt 
bei der Gemeindebehörde 
auf dem Rathaus an. Hier 
werden auf Ihrer Lohn= 
steuerkarte 3 Punkte ein- 
getragen: 

1. Personenstand und 
Steuerklasse 

2. Zahl der Kinder bis 
18 Jahre 

3. Religionszugehörigkeit 
für Zwecke der Kirchen= 
Steuer. 

Alle Änderungen hin- 
sichtlich dieser 3 Punkte 
(z. B. Verheiratung, Ge- 
burt eines Kindes) müs» 
sen hier bei Ihrer Ge- 
meindebehörde geltend ge* 
macht werden. 



Die meisten von Ihnen 
geben die Lohnsteuer» 
karte einfach bei ihrer 
Lohn», Gehalts» oder Be» 
soldungskasse ab, ohne 
sich um die weitere Be» 
Steuerung zu kümmern. 
Die Lohnkasse berücksich» 
tigt von sich aus aber 
nur die „automatischen" 
Steuervorteile, die sich er» 
geben 

1. aus den Eintragungen 
des Rathauses und 

2. aus den Befreiungsvor» 
Schriften des Gesetzes. 

Nur wenn diese „auto= 
matischen" Steuervorteile 
nicht oder nicht richtig 
berücksichtigt werden, 
müssen Sie bei Ihrer 
Lohnkasse reklamieren. 



Die wenigsten von Ihnen 
bedenken, daß sie die 
Steuervorteile grundsätz» 
lieh beim Finanzamt gel» 
tend machen müssen. Das 
ist die wichtigste Station 
in Ihrer Besteuerung, wenn 
Sie Steuervorteile haben 
wollen für 

1. Werbungskosten 

über 564 DM im Jahr 

2. Sonderausgaben 

über 636 DM im Jahr 

3. Außergewöhnliche 
Belastungen 

und alle anderen, nicht 
„automatischen" Vergün» 
stigungen. 

In Zweifelsfällen machen 
Sie die Steuervorteile im- 
mer beim Finanzamt gel- 
tend, damit Sie keine Frist 
versäumen. 
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WIE werden die Steuervorteile geltend gemacht? 



Absender: Konrad Müller 




Neustadt 
Bahnhofstr. 12 

Betrifft: Lohnsteuerermäßigung 

Ich beantrage Steuerermäßigung für 
folgende Aufwendungen: 
a) Fachliteratur 


POSTKARTE 
An das 


b) Fahrten von der Wohnung 


Finanzamt 


zur Arbeitsstätte 

c) Berufsausbildung meines Sohnes 

d) Aussteuer meiner Tochter 


Lohnsteuerstelle — 


Ich bitte um Übersendung der ent= 
sprechenden Antragsformulare 

Konrad Müller i 


Neustadt 



Diese Postkarte genügt, und Sie erhalten vom Finanzamt die gewünsch- 
ten Vordrucke, aus denen das Weitere ersichtlich ist. Folgende An= 
tragsformulare kommen für Lohnsteuervorteile besonders in Betracht: 

1. Antrag auf Lohnsteuerermäßigung (hierbei handelt es sich in den 
meisten Ländern um ein Sammelformular für erhöhte Werbungs- 
kosten, Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen, besondere 
steuerfreie Pauschbeträge, Kinderfreibeträge und für die Über= 
tragung von nicht ausgeschöpften Freibeträgen; dieses Formular 
wird am häufigsten benötigt). 

2. Antrag auf Berücksichtigung erhöhter Werbungskosten wegen 
Reisetätigkeit. 

3. Antrag auf Berücksichtigung erhöhter Werbungskosten für beson= 
dere Berufsgruppen (z. B. Hochschullehrer, Bühnenangehörige 
Berufsmusiker). 

4. Antrag auf Berücksichtigung des Verlustes aus Vermietung und 
Verpachtung durch Inanspruchnahme des § 7 b EStG (für erhöhte 
Absetzungen bei Wohngebäuden). 

Nach Überprüfung Ihres ausgefüllten Vordruckes trägt das Finanzamt 
einen entsprechenden Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte ein, der 
dann von der Lohnkasse berücksichtigt werden muß. 

Wer Steuervorteile für ein bereits abgelaufenes Jahr nachträglich 
(spätestens bis 30. April!) geltend machen will, muß vom Finanzamt 
den Vordruck „Antrag auf Lohnsteuersjahresausgleidi" anfordern. 
Steuervorteile für Nebeneinkünfte müssen Sie grundsätzlich mit Hilfe 
einer ,,Einkommensteuer=Erkläning", die Sie ebenfalls beim Finanz- 
amt erhalten, geltend machen. 

Alle Begriffe, die Ihnen in den Vordrucken unverständlich sind, finden 
Sie in unserem ABC erläutert. 
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WANN sind die Steuervorteile geltend zu machen? 



Vor Jahresbeginn 

Reichen Sie Ihre Anträge 
auf Lohnsteuerermäßigung 
möglichst schon vor Jah» 
resbeginn für das kom* 
mende Jahr beim Finanz* 
amt ein. So kommen Sie 
am schnellsten in den 
Genuß der Steuervorteile. 
Dabei müssen Sie Ihre 
zukünftigen Verhältnisse, 
notfalls durch Schätzung 
und Glaubhaftmachung, 
angeben. 

Beispiele: 

Fahrtkosten zwischen 

Wohnung und Arbeits* 
statte werden im voraus 
anerkannt. 

Aufwendungen für Fach* 
literatur (Fortsetzungs* 
werke, Zeitschriften usw.) 
werden regelmäßig wie im 
Vorjahr anerkannt. 

Das Finanzamt trägt hier 
den voraussichtlichen Frei* 
betrag gleich für das 
ganze kommende Jahr ein. 
Spätere Änderungen kön* 
nen Sie noch nachträglich 
geltend machen. 



Während 
des Jahres 

Auch während des Jahres 
können Sie Ihre Anträge 
noch beim Finanzamt ein* 
reichen, insbesondere dann, 
wenn ein Steuervorteil 
erst im Laufe des Jahres 
begründet wird. 

Beispiel: 

Sie entschließen sich erst 
an Ostern, Ihren Sohn 
studieren zu lassen und 
dafür Steuerermäßigung 
vom Beginn des Semesters 
an zu beantragen. 

Je früher Sie Ihre Anträge 
beim Finanzamt einrei* 
chen, desto eher können 
die Steuervorteile von der 
Lohnkasse berücksichtigt 
werden. Besonders gegen 
Jahresende ist Eile gebo* 
ten, wenn Sie nicht mo= 
natelang auf die Steuer* 
vorteile warten wollen. 
Nach dem 31. Januar des 
folgenden Jahres nimmt 
das Finanzamt keine üb* 
liehen Anträge für das 
alte Jahr mehr an; es gibt 
dann nur noch den „Lohn* 
steuer=Jahresausgleich". 



Nach Ablauf 
des Jahres 

Die letzte Möglichkeit zur 
Geltendmachung der Steu* 
ervorteile besteht noch bis 
30. April nach Ablauf des 
Jahres, für das die Vor* 
teile beansprucht werden. 
Wenn Sie zu diesen „Nach* 
züglern" gehören, müssen 
Sie zwischen dem 1. Januar 
und 30. April beim Finanz* 
amt einen Vordruck „An* 
trag auf Durchführung 
des LohnsteuersJahresaus* 
gleichs" anfordern, aus 
dem das Weitere ersieht* 
lieh ist. . 

Das Finanzamt führt dann 
einen nachträglichen Aus* 
gleich in der Weise durch, 
daß Ihnen die im alten 
Jahr zuviel gezahlte Lohn* 
Steuer erstattet wird. 

Dieses Verfahren kann 
aber monatelang dauern, 
so daß Sie Ihre Steuer* 
vorteile lieber noch vor 
Jahresende geltend machen 
sollten. 



Frist für die Abgabe von „Einkommens teuer=Erklärungen" 

Wenn Sie zur Einkommensteuer veranlagt werden, müssen Sie nadi 
Ablauf des Jahres eine Einkommensteuer=Erklärung beim Finanzamt 
einreichen. Neben Ihren Einkommensteuervorteilen können Sie darin 
auch die noch nicht ausgenützten Lohnsteuervorteile geltend machen. 
Die Erklärungsfrist wird jedes Jahr (meist zwischen Februar und 
Mai) in der Tagespresse bekanntgegeben. 
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Welche Grundbegriffe und Mindestbeträge müssen 
beachtet werden? 

1. Werbungskosten sind keine „Werbe"* oder Reklamekosten, son* 
dern „Aufwendungen zur Erwerbung/ Sicherung und Erhaltung der 
Einnahmen". Der Begriff entspricht etwa den „Betriebsausgaben" 
der Betriebe und wird im Steuerrecht für die Ausgaben der Lohn* 
und Gehaltsempfänger (daneben auch für Ausgaben bei Kapital* 
vermögen, Vermietung und Verpachtung und den sog. „Sonstigen 
Einkünften") angewandt. 

Bei den im nachfolgenden ABC genannten Werbungskosten han= 
delt es sich in der Regel um Aufwendungen, die Sie im beruf* 
liehen Interesse, also zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung Ihrer 
Lohn* und Gehaltsbezüge, machen. Beispiel: Aufwendungen für 
Fachliteratur. 

Wichtig: Jeder von Ihnen erhält automatisch einen sog. Werbungs* 
kostenpausdibetrag von 564,— DM im Jahr, der bereits 
steuermindernd in die Lohnsteuertabelle eingebaut ist 
und von der Lohnkasse ohne weiteres berücksichtigt wird. 
Nur wenn und soweit die Werbungskosten 564,— DM im 
Jahr übersteigen, gewährt das Finanzamt einen Frei* 
betrag für erhöhte Werbungskosten. 

Rechnen Sie erst einmal alle Ihre verschiedenen Wer* 
bungskosten zusammen, denn es kommt auf den Gesamt* 
betrag aller Werbungskosten an, der in vielen Fällen 
erheblich über 564,— DM liegen wird. 

Merke: Mindestbetrag bei Werbungskosten = 564,— DM im Jahr | 

2. Sonderausgaben sind Ausgaben, die aus sozial* und wirtschafts* 
politischen Gründen durch besondere Gesetzesvorschriften zum Ab* 
zug vom Einkommen zugelassen sind. Beispiel: Versicherungs* 
beiträge. 

Wichtig: Jeder von Ihnen erhält automatisch einen sog. Sonderaus* 
gabenpausdibetrag von 636,— DM im Jahr, der ebenfalls 
bereits steuermindernd in die Lohnsteuertabelle einge* 
baut ist und von der Besoldungskasse berücksichtigt wird. 
Nur wenn und soweit die Sonderausgaben 636, — DM im 
Jahr übersteigen, gewährt das Finanzamt einen Freibetrag 
für erhöhte Sonderausgaben. 

Rechnen Sie auch hier erst einmal alle Ihre Sonderaus* 
gaben zusammen; denn es kommt wiederum auf den 
Gesamtbetrag aller Sonderausgaben an, der vielfach über 
636,— DM im Jahr liegen wird. 

Merke: Mindestbetrag bei Sonderausgaben = 636,— DM im Jahr 

Stehen beide Ehegatten in einem Dienstverhältnis, so werden ihre 
Sonderausgaben zusammengerechnet; sie müssen dann den Betrag 
von 1272,— DM übersteigen. 




3. Außergewöhnliche Belastungen sind bestimmte Lebenshaltungs- 
kosten, denen man sich aus tatsächlichen, rechtlichen oder sittlichen 
Gründen nicht entziehen kann und die größer sind als die gewöhn* 
liehen Aufwendungen vergleichbarer Personen. Beispiel: Unterhalts- 
gewährung an bedürftige Angehörige. 

Wichtig: Für außergewöhnliche Belastungen gibt es keine „automa- 
tischen" Pauschbeträge; sie müssen vielmehr stets beim 
Finanzamt ausdrücklich geltend gemacht werden. Dabei 
sind zwei Gruppen zu unterscheiden: 

a) Sonderfälle (nämlich Unterhaltsgewährung, Kinder- 
ausbildung und Hausgehilfin), in denen kein Mindest- 
betrag erforderlich ist, und 

b) Übrige Fälle, in denen ein bestimmter Prozentsatz des 
Einkommens — die sog. zumutbare Eigenbelastung — 
überschritten werden muß. 

Zählen Sie auch hier erst einmal alle Ihre Aufwendungen 
für außergewöhnliche Belastungen zusammen (mit Aus- 
nahme der 3 Sonderfälle); die Gesamtsumme wird häu- 
fig* über der „zumutbaren Eigenbelastung" liegen. 







in °/o des Einkommens 


n 


Zumutbare Eigenbelastung 


I 


in Steuerklasse 

II, III oder IV mit KinderfreU 






beträgen für 


3 oder 
mehr 


bei Einkommen von jährlich 




0 1-2 






Kinder Kinder 


Kinder 


bis 3000 DM 


6°/o 


5°/o 3»/o 


0°/o 


über 3000 DM 


7°/ o 


6% 40/0 


2 V 0 



Merke: Um später die Höhe der Steuervorteile berechnen zu kön- 
nen, müssen Sie die Werbungskosten, Sonderausgaben 
und außergewöhnlichen Belastungen streng auseinander- 
halten. Am besten legen Sie drei verschiedene Zettel für 
sie an, suchen sie aus dem ABC der Reihe nach heraus 
und stellen dabei gleichzeitig fest, ob die obengenannten 
Mindestbeträge überschritten werden. 



Meine Werbungs» 
kosten 



Mindestbetrag 564, — 



Meine Sonderausgaben 



Mindestbetrag 636, — 



Meine außergewöhn- 
lichen Belastungen 



Zumutbare X 
Eigenbelastg. 

= X */o . . . . 
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Abfindungen 



ABC der Steuervorteile für Angestellte 
und Arbeiter 



• Abendkurse und =vorträge 

1. Ausgaben für Abendkurse und =vorträge, die der ► Berufs= 
fortbildung dienen, können als Werbungskosten geltend ge= 
macht werden. JF Eintrittsgelder, Aufnahme =, Einschreibe=, Lehrgangs * 
und Prüfungsgebühren, Ausgaben für Schreib = und Ubungsmaterial, 
Aufwendungen für Arbeitsmittel und Lehrbücher, Fahrtkosten von 
der Wohnung oder Arbeitsstätte zum Kurslokal und zurück, etwa bei 
der Teilnahme an fachlichen Abendschulen, an privaten Handelsschu= 
len, staatlichen Ingenieurschulen, Verwaltungsakademien, Volkshoch= 
schulen, örtlichen Kultur gemeinden. 

2. Einnahmen aus der Durchführung von Abendkursen und =vor= 
trägen genießen im Rahmen einer nebenberuflichen ► Lehr* und 
Prüfungstätigkeit oder ► wissenschaftlichen Nebentätigkeit besondere 
Steuervorteile. 

• Abfindungen 

Entschädigungen (Abfindungen) an Arbeitnehmer sind in folgenden 
Fällen steuerfrei (LStDV § 6, LStR Abschn. 12) : 

1. Entschädigungen w r egen Entlassung aus einem Dienstverhältnis, 
die auf Grund arbeitsrechtlicher Vorschriften gezahlt werden und 
ihre Grundlage im sozialen Kündigungsschutz haben. Darunter fallen 
insbesondere die nach dem Kündigungsschutzgesetz gewährten Ab= 
findungen bis zu 12 Monatsverdiensten. Besonderheiten für Ange- 
stellte ► alliierter Dienststellen und für ► leitende Angestellte. 

2. Abfindungen, die auf Grund einer Kündigung nach Zustandekom= 
'men einer Einigung oder eines Einigungsvorschlages gemäß § 74 des 

Betriebsverfassungsgesetzes gezahlt werden. 

3. Übergangsgelder, die infolge Kündigung oder Verheiratung an 
ausscheidende Angestellte des öffentlichen Dienstes nach §§ 16, 17 
TOA gezahlt werden; das tarifliche Ubergangsgeld nach dem am 
1. 4. 61 in Kraft getretenen Bundes=Angestelltentarifvertrag für Bund, 
Länder und Gemeinden ist hingegen steuerpflichtig. 

Zeichenerklärung: ^ =“ siehe dieses Stichwort, X ■“ Beispiel. 




Abfindungen 
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4. Kapitalabfindungen auf Grund der gesetzlichen Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten, aus der Knappschaf tsversicherung und 
auf Grund der Beamten (pensions=)gesetze. 

5. Kapitalentschädigungen in Heilverfahren, die auf Grund gesetz= 
lieber Vorschriften zur ► Wiedergutmachung gewährt werden. 

6. Kapitalabfindungen nach dem Bundesversorgungsgesetz an Kriegs* 
beschädigte zum Erwerb oder zur Stärkung ihres Grundbesitzes. 

7. Kapitalabfindungen an Verdrängte (131er) im öffentlichen Dienst 
zur Beschaffung einer Wohnstätte auf Grund der §§ 43 bis 46 des 
Gesetzes zu Artikel 131 GG. 

8. Abgeltung des Schmerzensgeldes durch den Arbeitgeber als Scha* 
denersatz bei Betriebsunfällen. 

• Abgeordnete 

Die an Bundestags* oder Landtagsabgeordnete gewährten ► Auf* 
wandsentschädigungen aus öffentlichen Kassen sind steuerfrei. 

• Abkehrgelder 

Den auf unbestimmte Zeit beschäftigten Arbeitern im öffentlichen 
Dienst können im Falle der Beendigung des Dienstverhältnisses die 
bisherigen Lohnbezüge oder Teile davon für eine Übergangszeit 
weiter gezahlt werden (§21 der Tarifordnung B für Arbeiter im 
öffentlichen Dienst). Diese sog. Abkehrgelder sind steuerfrei 
(LStDV § 6 Ziff. 7, LStR Abschn. 12 Abs. 9). 

• Absetzungen für Abnutzung 

Eigene Aufwendungen für ► Arbeitsmittel (z. B. Kraftwagen, Fahr» 
rad, Schreibmaschine, Werkzeug), die im Beruf „abgenutzt" werden, 
können im Rahmen eines Dienstverhältnisses als Werbungs® 
kosten und im Rahmen einer selbständigen Nebentätigkeit als 
Betriebsausgaben „abgesetzt", d. h. von den steuerpflichtigen 
Einnahmen abgezogen werden. 

1. Sind die Anschaffungskosten, wie z. B. bei einem Fahrrad oder 
einer Reiseschreibmaschine, geringer als 600 DM, so könnten sie 
nach Ansicht des Schrifttums (Charlier, Lohnsteuer=Recht § 20 
Anm. 6 b; Oeftering, Das gesamte Lohnsteuerrecht; Judeich, BB 1958 
S. 475) wie bei den buchführenden Einkommensteuerpflichtigen sofort 
im Jahr der Bezahlung voll abgesetzt werden. Nach neueren Wei* 
sungen der Finanzverwaltung müssen die Finanzämter jedoch auch 
bei Gegenständen unter 600 DM entsprechend der nachfolgenden 
Ziffer 2 verfahren (Hess. FinMin., S 2226 v. 3. 7.59 — BB 59, 771). 

2. Sind die Anschaffungskosten, wie z. B. für ein Kraftfahrzeug, 
höher als 600 DM und wird das Arbeitsmittel länger als ein Jahr 
genutzt, so kann in den einzelnen Nutzungsjahren nur ein der Ge« 
Samtnutzungsdauer entsprechender Bruchteil abgesetzt werden 
(LStDV § 20 Abs. 2 Ziff, 4). Die häufigsten Absetzungsquoten kön- 
nen folgender Tabelle entnommen werden: 
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Absetzungstabelle (mit Schätzungswerten) : 



Wirtschaftsgut 


Nutzungs = 
d au er 


f ähr l. 

Absetzung 


Arbeitszimmer=Einrichtung 

(z. B. Aktenschrank, Schreibtisch 

Bücherregal) 


5 — 10 fahre 


10-20 % 


Diktier= oder Tonbandgerät 


2 — 5 fahre 


20-50 % 


Kraftfahrzeug 

(z. B. PKW , Kraftrad, Roller ) 


4 — 5 fahre 


20—25 % 


Fachliteratur 

(z.B. Großlexika, Sammelwerke, 
wissenschaftl. Antiquariat) 


10—20 fahre 


5-10 % 


Fahrrad 


5 — 10 fahre 


10—20 % 


Rechen= und Schreibmaschine 


4 — 5 fahre 


20-25 % 



3. Über diese üblichen Absetzungen hinaus können bei Arbeitnehmern 
auch „außergewöhnliche Absetzungen für technische oder wirtschaft= 
liehe Abnutzung" in Frage kommen, wenn ein Arbeitsmittel z. B. durch 
Beschädigung oder Zerstörung oder infolge Sinkens der Marktpreise 
vorzeitig entwertet wird, i Ein Forstbe dienst et er hat 1948 für dienst= 
liehe Zwecke einen gebrauchten OpeUOlympia, Baujahr 1936, um 
2 500 DM gekauft , den er wegen starker Reparaturbedürftigkeit 
1950151 stillegen mußte, 1951 konnte er ihn noch für 500 DM ver= 
kaufen. Der Verlust von 2 000 DM konnte wegen Absinkens der Alt= 
wagenpreise als W erbungskosten abgesetzt werden (BFH v. 7. 10. 54 — 
BStBl. 111 S. 362). 

• ADAC=Beiträge ► Kraftfahrerverbände 

• Adoptivkinder ► Kinder 

• Adressenschreiber 

1. Personen, die für einen Auftraggeber laufend Adressen schreiben, 
können je nach dem Gesamtbild des Einzelfalles als ► Heimarbeiter 
in einem Dienstverhältnis oder als selbständige Hausgewerbetrei= 
bende anzusehen sein, mit jeweils verschiedenen Steuervorteilen. 
/ Ein Büch er = und Zeitschriftenbetrieb beschäftigte einige Frauen 
mit Adressenschreiben zu Hause. Die Frauen erhielten jeweils eine 
bestimmte Menge von Adressen und Umschlägen, die regelmäßig 
nach 8 Tagen fertig beschriftet abzuliefern waren. Das Gericht sah 
die Frauen als selbständige Gewerbetreibende an, weil sie weitgehend 
Herr ihrer Zeit geblieben sind und die Einteilung der Arbeit ihnen 
überlassen war, die übernommene Arbeit nicht selbst ausführen 
mußten, sondern andere Personen — z. B. Familienangehörige — zur 
Durchführung der Arbeit zuziehen konnten und weil sie insbesondere 
gleichzeitig auch noch für andere Auftraggeber tätig sein durften 
(BFH v. 20. 1.55 — StRK § 19 Abs. 1 Ziff. 1 EStG R 34). 
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2. Nebeneinnahmen eines Arbeiters aus gelegentlichem Adressen* 
schreiben für einen oder mehrere Auftraggeber außerhalb des Haupt* 
dienstverhältnisses sind in der Regel lohn steuerfrei (FG Ham* 
bürg v. 27. 8. 53 — DStR S. 431). Von der Einkommensteuer bleiben 
sie zusammen jnit sonstigen Nebeneinkünften bis zu 800 DM frei, 
► Nebentätigkeit. 

• Agenten ► Vertreter 

• Akkordarbeiter 

Tariflich gezahlte Zuschläge zum Akkordsatz bei Stücklohn, die frü* 
her als Mehrarbeitszuschläge nicht der Lohnsteuer unterlagen, sind 
nur noch im Rahmen von Sonntags*, Feiertags* oder Nachtarbeits* 
Zuschlägen steuerfrei, ► Lohnzuschläge. 

• Aktienüberlassung 

Gratisaktien, die vom Arbeitgeber überlassen werden, bleiben 
steuerfrei, wenn die Ausgabe entweder als ► Jubiläumsgeschenk 
oder als ► Gelegenheitsgeschenk erfolgt. 

Darüber hinaus können seit 1.1. 1960 Aktiengesellschaften bzw. KG 
auf Aktien ihren Arbeitnehmern eigene Aktien in bestimmten Gren* 
zen zu einem Vorzugskurs überlassen, ohne daß Lohns teuerpflicht 
entsteht (Gesetz v. 30.12.59 — BGBl. I S. 834). Danach bleibt der 
Vorteil, der sich aus dem Unterschiedsbetrag zwischen dem am Tag 
der Beschlußfassung maßgebenden Börsenkurs und dem Vorzugskurs 
ergibt, lohnsteuerfrei, soweit 

a) der Unterschiedsbetrag nicht höher ist als die Hälfte des Börsen* 
kurses und 

b) der Vorteil aus den Kursunterschieden für den einzelnen Arbeit* 
nehmer 500 DM im Kj. nicht übersteigt und wenn 

c) eine Vereinbarung getroffen wurde, daß die Aktien innerhalb 
von 5 Jahren (Sperrfrist) nicht veräußert werden dürfen. Eine 
gleichzeitige Begünstigung nach dem Sparprämiengesetz scheidet 
dabei aus. 

• Alimente ► Unterhaltsgewährung 

• Alliierte Dienststellen 

Arbeitnehmer bei den alliierten Streitkräften, ihren Mitgliedern und 
einem Teil angeschlossener Organisationen und Unternehmen bleiben 
im Rahmen des „Truppenvertrages" (BGBl. 1955 II S. 301, 321) und 
der Verordnung über die Gewährung von Vorrechten an die Nord* 
atlantikvertrags=Organisation (BGBl. 1958 II S. 117/18, 350) lohn* und 
einkommensteuerfrei (LStR Ab sehn, 1 Abs. 3). 

• Alpenverein 

Mitgliedsbeiträge und freiwillige Zuwendungen an den Alpenverein 
e. V. München und seine einzelnen Sektionen sind als Sonder* 
ausgaben begünstigt (EStR Abschn. 111; OFD Kiel v. 15. 6. 54 — 
NWB 3c, 206). ► Spenden. 
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• Altersfreibetrag 

Wer vor dem 1. September eines Jahres das 70. Lebensjahr vollendet, 
erhält von diesem Jahr an jährlich einen Altersfreibetrag von 600 DM 
auf der Lohnsteuerkarte eingetragen; das gilt auch für Unverheiratete. 
Bei Verheirateten wird dieser Vorteil auch dann gewährt, wenn nicht 
der Arbeitnehmer selbst, aber sein Ehegatte das 70. Lebensjahr voll« 
endet. Der Freibetrag von 600 DM erhöht sich auf 1200 DM, wenn 
beide Ehegatten vor dem 1. September das 70. Lebensjahr vollenden 
(§26a LStDV). Bis 1961 betrug der Freibetrag nur 360 bzw. 720 DM. 

• Altersversorgung 

Bei der Vorsorge für das Alter können eine Reihe wichtiger Steuer« 
vorteile sowohl vom Arbeitgeber als auch vom Arbeitnehmer aus« 
genützt werden. 

A. Rentenversicherung 

Über die Steuervorteile im Zusammenhang mit der gesetzlichen 
Rentenversicherung ► Sozialversicherung. 

B. Freiwillige Direktversicherung durch den Arbeitgeber 

Beliebt und empfehlenswert sind Versicherungsverträge, die der Ar« 
beitgeber ohne eigenes Versorgungsrisiko mit einem Versicherungs« 
unternehmen zugunsten des Arbeitnehmers abschließt. Dabei sind 
folgende Steuervorteile gegeben: 

I. Vorteile beim Arbeit g e b e r 

Die Versicherungsleistungen des Arbeitgebers sind — auch in Form 
von Einmalprämien — als Betriebsausgaben abzugsfähig und 
mindern den steuerlichen Gewinn. Da der Arbeitnehmer direkt be= 
zugsberechtigt ist, entsteht für den Betrieb kein aktivierungspflich« 
tiger Rückkaufswert. Auch der für die Vermögens« und Gewerbe« 
kapitalsteuer maßgebliche Einheitswert wird um den Betrag der 
gezahlten Prämien gemindert. 

II. Vorteile beim Arbeit n e h m e r 

1. Die Versicherungsleistungen beim Arbeitnehmer — zusammen mit 
etwaigen sonstigen Leistungen zur ► Zukunftssicherung — bis zu 
jährlich 312 DM sind steuerfrei. Dieser Freibetrag kann neben 
dem steuerfreien Sozialversicherungsanteil des Arbeitgebers und 
neben dem Werbungskostens und Sonderausgabenpauschbetrag in 
Anspruch genommen werden und ist ohne Eintragung in die Lohn« 
steuerkarte vom Lohnbüro automatisch zu berücksichtigen. Man sollte 
sich diesen Freibetrag daher nicht entgehen lassen. Er kann auch im 
Falle einer Überversicherung oder freiwilligen Versicherung bei der 
► Sozialversicherung in Anspruch genommen werden. Man kann den 
Freibetrag auch in der Weise ausnutzen, daß man an Stelle einer 
Lohnerhöhung eine entsprechende Direktversicherung vereinbart (FG 
Karlsruhe v. 30. 9. 54 - EFG 1955 S. 19). 

2. Die den vorgenannten Freibetrag von 312 DM übersteigenden Bei« 
tragszahlungen des Arbeitgebers stellen steuerpflichtigen Arbeitslohn 
dar, können aber als ► Sonderausgaben geltend gemacht 

2 Angestellte 
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werden. Soweit sie zusammen mit anderen Sonderausgaben den 
Sonderausgaben=Pauschbetrag von 636 DM im Jahr übersteigen, 
bleiben auch sie grundsätzlich steuerfrei, so daß in zahlreichen Fällen 
der Direktversicherung eine Steuerbefreiung sämtlicher Beitragszah* 
lungen eintritt. 

3. Nach Eintritt des Versorgungsfalles ist nicht die volle Rente, sondern 
nur deren Ertragsanteil steuerpflichtig, wobei noch ein Werbungs« 
kosten=Pauschbetrag von 200 DM abgezogen werden kann, ► Renten. 

4. Wählt der Arbeitnehmer an Stelle einer Rente eine Kapitalabfindung 
bzw. Ablösung, so bleibt diese völlig steuerfrei, ► Abfindung. 
Bei entsprechender Gestaltung der Direktversicherung können also 
sowohl die Einzahlungen als auch die Auszahlungen frei von Steuer« 
lasten sein. 

C. Betriebliche Pensions« und Unterstützungskassen 
Besteht für die Altersversorgung der Arbeitnehmer eine betriebs« 
eigene Pensions« oder Unterstützungskasse, so kommen folgende Vor« 
teile zum Zuge: 

I. Vorteile beim Arbeit g e b e r 

Beim Arbeitgeber sind die Zuwendungen in den Grenzen des „Ge= 
setzes über die Behandlung von Zuwendungen an betriebliche Pen= 
sionskassen und Unterstützungskassen" vom 26. 3. 52 (BStBl. I S. 227) 
stets als Betriebsausgaben abzugsfähig. Soweit sie die dortigen Gren= 
zen übersteigen, müssen sie zwar dem Gewinn des Unternehmers 
hinzugerechnet werden, jedoch ohne daß sie als Entnahmen zu be= 
handeln sind; das ist z. B. wichtig für die Vergünstigung des nicht 
entnommenen Gewinns (§10 EStG). Bei einer Kapitalgesellschaft 
gehören die überhöhten Zuwendungen nicht zu den verdeckten Ge= 
winnausschüttungen (vgl. Schropp in NWB 3 S. 1739 f.). 

II. Vorteile beim Arbeit n e h m e r 

1. Dient die Unterstützungskasse lediglich einmaligen Unterstützungen 
im Notfall, so sind die Kassenzuweisungen des Arbeitgebers auf 
seiten des Arbeitnehmers in vollem Umfang steuerfrei, ► Not= 
Standsbeihilfen. 

2. Im Gegensatz zur früheren Regelung sind Pauschalzuweisungen des 
Arbeitgebers an die Unterstützungskasse nicht mehr steuerpflich« 
tig; die Finanzämter erheben hierfür keine Pauschalsteuer mehr (BFH 
v. 28. 3. 58 — BStBl. III S. 268). Erst im Zeitpunkt der Auszahlung von 
Leistungen aus der Kasse an den Arbeitnehmer kommt ein Lohnsteuer« 
abzug in Betracht, sofern keine steuerfreie Notstandsbeihilfe nach 
Ziff. 1 vorliegt (LStR Abschn. 2 Ziff. 2 u. 55 Ziff. 17). 

D. Pensionszusagen an Angestellte 

Wenn der Arbeitgeber den Angestellten vertraglich (schriftlich, münd= 
lieh oder durch stillschweigende Vereinbarung) eine Pension zusagt, 
so gilt folgendes: 

I. Beim Arbeit g e b e r bieten sich erhebliche Vorteile dadurch, daß er 
vom Augenblick der Pensionszusage an hohe Rück Stellungen 
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Angemessene Bezüge 



in die Bilanz aufnehmen kann, die sofort und für eine Reihe von 
Jahren den steuerlichen Gewinn mindern. Dadurch kann zugleich die 
Eigenfinanzierung und Liquidität des Betriebes gestärkt werden. 
Schließt der Arbeitgeber eine ► Rückdeckungsversicherung ab, so tritt 
eine weitere, zusätzliche Gewinnminderung ein in Höhe des Unter= 
schiedsbetrages zwischen der Prämienzahlung und dem Zuwachs des 
Aktivwertes der Rückdeckungsversicherung (vgl. NWB Fach 3 S. 1534). 

II. Auf seiten des Arbeit n e h m e r s wird durch die Pensionszusage 
als solche keine Steuerpflicht ausgelöst. Auch soweit bei ► Geschäfts- 
führern verdeckte Gewinnausschüttungen vorliegen, begründet die 
Zusage allein noch keine steuerpflichtige Einnahme. Erst die späteren 
Pensionszahlungen sind steuerpflichtig, und zwar in voller Höhe als 
nachträglicher Arbeitslohn, nicht etwa als Rente nur mit dem Ertrags* 
anteil. Man vermeide hier die Pensionsauszahlung in einer Kapital* 
summe, weil sie im Zuflußjahr voll von der Steuerprogression erfaßt 
würde. 

Schließt der Arbeitgeber zur Abwälzung des Pensionsrisikos eine 
Rückdeckungsversicherung ab, so sind seine Prämienzahlungen beim 
Arbeitnehmer steuerfrei, weil sie ausschließlich im Interesse 
des Arbeitgebers erfolgen. 

Pensionszusagen können auch an Stelle von Gehaltsbezügen verein* 
hart werden ► leitende Angestellte. 

• Angemessene Bezüge 

Zur Verteilung der Steuerlast kann es vorteilhaft sein, Gewinne 
unter mehrere Personen aufzuteilen. Dies kann auch durch Gehalts* 
Zahlungen, Tantiemen, Umsatzprovisionen, Gewinnbeteiligungen und 
andere Bezüge an nahestehende Angestellte erfolgen, die den Gewinn 
des Unternehmers in Form von Betriebsausgaben mindern. 
Steuerlich ist dabei Voraussetzung, daß sich die Bezüge in angemes* 
senem Rahmen halten. Soweit es sich um ► Familienangehörige, 
► Gesellschafter=Geschäftsführer und andere „nahestehende" Per* 
sonen einer Kapitalgesellschaft handelt, sind dabei folgende Grund* 
sätze zu beachten: 

I. Bemessung der Bezüge 

Um der Gesellschaft den Vorteil der steuerlichen Minderung zu er* 
halten, dürfen die Dienstbezüge nicht höher festgesetzt werden, als 
sie bei objektiver Betrachtung einer fremden, nicht „nahestehenden" 
Person gewährt würden. Die Höchstgrenze hängt dabei von der wirt* 
schaftlichen Stärke des Betriebes ab (vgl. Spitaler, Die Angemessen* 
heit der Bezüge, Köln 1958). 

Bei der Beurteilung der Frage, ob über das angemessene Maß hinaus* 
gehende Vergütungen verdeckte Gewinnausschüttungen darstellen, soll 
die Gesamtausstattung der Gesellschafter=Geschäftsführer einschließ* 
lieh der Pensionsrückstellungen zugrunde gelegt werden. Dabei kann 
nach der Rechtsprechung als angemessener kalkulatorischer Unter* 
nehmerlohn das 18= bis 25fache der Quadratwurzel aus dem Umsatz 
angenommen werden (FG Münster vom 23. 2. 1956 — EFG S. 219). 



2 * 
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Doch handelt es sich hierbei nur um Anhaltspunkte, die nicht Schema* 
tisch anwendbar sind. 

II. Behandlung überhöhter Bezüge 

Soweit die den Angestellten gewährten Bezüge die vorgenannten 
Grenzen übersteigen, kann der überhöhte Teil bei der Gesellschaft 
nicht als Betriebsausgabe abgezogen werden, sondern gehört als 
„verdeckte Gewinnausschüttung" zum körperschaftsteuerpflichtigen 
Gewinn. Außerdem unterliegt er noch der Kapitalertragsteuer bei 
denjenigen Gesellschaftern, die die Bezüge erhalten oder denen der 
betreffende, überhöht bezahlte Angestellte nahesteht. Es tritt also 
eine Doppelbesteuerung ein. 

• Angestelltenverbände ► Berufsverbände 

• Angestelltenversicherung ► Sozialversicherung 

• Annehmlichkeiten 

Aufwendungen des Arbeitgebers für Annehmlichkeiten, die den Ar* 
beitnehmern allgemeine Vorteile zur Erleichterung der Arbeit und 
Steigerung der Leistungsfähigkeit bieten, sind beim Arbeitgeber 
grundsätzlich als Betriebsausgaben abzugsfähig und bleiben beim 
Arbeitnehmer steuerfrei, soweit sie sich in angemessenem 
Rahmen halten. Im Gegensatz zu baren Gewinnbeteiligungen der 
Arbeitnehmer bleibt die Schaffung solcher Annehmlichkeiten frei von 
Steuerlasten. Wo es die finanziellen Betriebsverhältnisse zulassen, 
sollten sie immer ausgenützt werden. 



i Arbeitskleidung (Arbeitsman= 
tel, Arbeitsanzüge , Arbeitsstiefel 
usw.) 

Aufenthalts= u. Erholungsräume 
Badekarten zu öffentlichen Bade= 
anstalten ( Frei * und Einzelbäder) 
Betriebskinderheime 

Buchverleih aus Werkbibliotheken 
Eintrittskarten zu Museen, Thea= 
tern, Kinos und SportveranstaU 
tungen 
Essenmarken 

Fahrzeuggestellung für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeits = 
Stätte 

Freitabak , Freizigaretten u. Frei= 
Zigarren in der Tabakindustrie 



Freitrunk im Brauereigewerbe 
Gelegenheitsgeschenke 
Getränke (Freimilch in gesund= 
heitsgefährdeten Betrieben, alko= 
holfreie Getränke) 

Mahlzeiten, freie oder verbilligte 
Rabattgewährung bis zum Selbst= 
kostenpreis 

Sachleistungen bei Betriebs = 

Veranstaltungen 

Sporteinrichtungen 

Stromabgabe zum Selbstkosten * 

preis 

Wasch * und Duschanlagen 
Reinigungsmittel zur Körper * 
pflege (Seife, Handtuch usw.) 



• Anwaltsassessor 

Assessoren, die bei einem Rechtsanwalt den gesetzlich vorgeschriebe* 
nen Anwaltsdienst ableisten, befinden sich in einem privaten, nicht in 
einem offen tlich*rechtlichen Dienstverhältnis (FG Kassel vom 8. 7. 1955 
— EFG 1956 S. 71). Hinsichtlich der ihnen für die Fahrten zur An* 
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waltskanzlei und für auswärtige Verpflegung vom Anwalt gewähr* 
ten Entschädigungen gelten die für Privatangestellte maßgeblichen 
Grundsätze über ► Aufwandsentschädigungen. 

• Arbeiterverbände ► Berufsverbände 

• Arbeitgeberanteile ► Sozialversicherung 

• Arbeitgeberdarlehen 

Darlehensgewährungen durch den Arbeitgeber sind beim Arbeitneh* 
mer steuerfrei, wenn die Rückzahlung ernsthaft gewollt ist. 
Wird die Geldhingabe als Lohnvorauszahlung behandelt und der 
Lohnsteuer unterworfen, so können spätere Rückzahlungen an den 
Arbeitgeber als Werbungskosten abgesetzt werden. Bei einem 
späteren teilweisen oder vollen Verzicht des Arbeitgebers auf die 
Rückzahlung liegt im Augenblick der Verzichterklärung Arbeitslohn 
vor, der mit dem ' lauf enden Lohn zu versteuern ist. Über zulässige 
Zinslosigkeit oder Zinsverbilligung ► Zinsersparnisse, ► Wohnungs* 
baudarlehen. 

• Arbeitnehmeranteil ► Sozialversicherung 

• Arbeitskleidung ► Berufskleidung 

• Arbeitslosigkeit 

1. Das Arbeitslosengeld, das Kurzarbeitergeld und die Stillegungs* 
Vergütung aus der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung sowie die 
Unterstützung aus der gesetzlichen Arbeitslosenhilfe sind st e u e r = 
frei (LStDV §6 Ziff. 1). Dasselbe gilt für'^ Notstandsbeihilfen des 
Arbeitgebers sowie für gewisse Entschädigungen und Übergangs* 
gelder, ► Abfindungen. 

2. Beiträge zur Arbeitslosenversicherung sind als Sonderaus* 
gaben begünstigt. Dasselbe gilt für Zinsen aus Schulden, die wegen 
Arbeitslosigkeit aufgenommen worden sind. 

3. Rückzahlungsbeträge zur Tilgung von Schulden, die auf Arbeits* 
losigkeit zurückzüführen sind, führen zu einer Steuerermäßigung 
wegen außergewöhnlicher Belastungen. 

4. Arbeitslose, die nicht während des ganzen Jahres in einem Dienst* 
Verhältnis standen oder bei denen die Lohnzahlungen durch vor* 
übergehende Arbeitslosigkeit unterbrochen waren, dürfen nicht über* 
sehen, nach Ablauf des Jahres den ► Lohnsteuer=Jahresausgleich zu 
beantragen, wobei sie in der Regel Steuerbeträge erstattet er* 
halten. 

• Arbeitsmittel 

Für die Beschaffung, Verwendung und Erhaltung von Arbeitsmitteln, 
wie Apparate, Fahrzeug, Schreibmaschine; Werkzeug usw., kommen 
folgende Vorteile in Betracht: 

1. Stellt der Arbeitgeber die Arbeitsmittel für die Dauer der Arbeits* 
zeit unentgeltlich zur Verfügung, so ist die Benutzung steuerfrei. 

2. Erhält der Arbeitnehmer für die Benutzung eigener Werkzeuge im 
Betrieb des Arbeitgebers ein Werkzeuggeld, so ist auch dieses 
steuerfrei (LStR Abschn. 2 Abs. 2 Ziff. 5). 




Arbeitsmittel 



22 



3. Eigene Aufwendungen des Arbeitnehmers für ^ Arbeitsmittel, die 
für eine private Verwendung nicht oder nur in unbedeutendem Maße 
in Betracht kommen, sind als Werbungskosten begünstigt. 

/ W erbungskosten wurden anerkannt für die Aufwendungen eines 
wissenschaftlich tätigen Arbeitnehmers für Karteikästen , Mappen 
Ordner, Aktenschränke, Bücherregale und Schreibmaschinen (FG 
Hamburg vom 30. 11. 1955 — EFG 1956 S. 263). Auch die Kosten der 
Instandhaltung und Reinigung sind begünstigt. 

► Absetzung für Abnutzung ► Berufskleidung ► Diktiergerät ► Fach= 
literatur ► Fahrrad ► Kraftfahrzeug ► Schreibmaschine ► Reinigung. 

• Arbeitssuche 

Schon auf der Suche nach einem Arbeitsplatz können steuerlich ab= 
zugsfähige Werbungskosten entstehen (vgl. RFH vom 29. 1. 1936 — 
RStBI. S. 588). X Aufwendungen für Papier, Zeugnisabschriften, Foto- 
kopien, Porto für Bewerbungsschreiben, Stellengesuch=lnserate, Reise= 
kosten zum Vorstellen, Telefongespräche, Umzugskosten (FG Frei= 
bürg vom 28. 9. 1956 — DStZ=B 1957 S. 23). 

• Arbeitszimmer 

1. Aufwendungen des Angestellten für ein häusliches Arbeitszimmer 
kommen im Rahmen des Hauptberufes nur in Ausnahmefällen als 
Werbungskosten in Betracht. X Kosten für Miete, Licht, 
Heizung, Auf räume arbeiten, berufsbedingte Einrichtungsgegenstände 
wie Schreibtisch, Bücherschrank, Aktenständer usw. eines in einem 
Dienstverhältnis stehenden Reisenden, der seine Büroarbeiten zu 
Hause erledigt. 

Die Finanzämter legen hier einen strengen Maßstab an und verlangen 
den einwandfreien Nachweis darüber, daß das häusliche Arbeits= 
zimmer unbedingt notwendig ist, weil vom Arbeitgeber ein Arbeits= 
platz nicht zur Verfügung gestellt werden kann, und daß jede irgend= 
wie geartete Benutzung des Zimmers als Wohnraum so gut wie aus= 
geschlossen ist (LStR Abschn. 28). 

2. Soweit das Arbeitszimmer für eine selbständige Neben tätigkeit 
benötigt wird, z. B. für eine künstlerische, wissenschaftliche oder 
schriftstellerische Tätigkeit des Angestellten, kommt für die Auf= 
Wendungen wie bei freien Berufen ein Abzug als Betriebsaus = 
gaben in Betracht. Wird das Arbeitszimmer sowohl für hauptberuf= 
liehe Angestelltentätigkeit als auch für die selbständige Nebentätig= 
keit benötigt, so können die Kosten bei der Veranlagung von den 
Gesamteinnahmen abgezogen werden, ohne daß eine Trennung in 
Betriebsausgaben und Werbungskosten vorgenommen wird (RFH vom 
26. 8.1936 StuW 1936 Nr. 454). 

• Artisten 

Artisten, die ihre Arbeitskraft für eine Reihe von Veranstaltungen 
ausschließlich einem Unternehmer (Kabarett, Variete, Zirkus, Gast= 
statte) zur Verfügung stellen, sind in der Regel als Angestellte an= 
Zusehen und unterliegen der Lohnsteuer. Dabei genießen sie folgende 
Vorteile: 
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1. Im Gegensatz zu den selbständigen Artisten sind sie als An= 
gestellte umsatz= und gewerbesteuerfrei. X Ein Artist wurde zur 
Gewerbesteuer herangezogen mit der Begründung , daß er nur in den 
Abendstunden tätig werde und deshalb in keinem Angestelltenver= 
hältnis stehe. Das Gericht dagegen verneinte die Steuerpflicht, denn 
bei einem Artisten liege gerade darin eine wesentliche Verfügung 
über seine Arbeitskraft, daß er in den Abendstunden verpflichtet 
werde, die für die Ausübung dieses Berufes in der Regel allein in 
Frage kommen (RFH vom 1. 12. 1936 — Kartei EStG 1925 § 69 R 12). 

2. Für die mit ihrer Berufstätigkeit zusammenhängenden Aufwendun- 
gen können die Artisten folgende Werbungskosten = Pausch = 
sätze ohne Einzelnachweis geltend machen (LStR Abschn. 24a) : 

a) Balletttänzerinnen 10 ®/o der Einnahmen, 

b) Sänger und Sängerinnen 20 ®/o der Einnahmen, 

c) Solotänzer und =tänzerinnen 25 % der Einnahmen, 

d) Tanzpaare 25 °/o der Einnahmen, 

e) Komiker, Humoristen, Ansager 25 % der Einnahmen, 

f) Bauchredner, Imitatoren 25 °/o der Einnahmen, 

g) Ansager mit Sketch 30 °/o der Einnahmen, 

h) Schnellmaler und Musikalakte 30 °/o der Einnahmen, 

i) Zauberkünstler im Solo 40 °/o der Einnahmen, 

j) Zauberschauen 50 °/o der Einahmen, 

k) Akrobaten (Parterre) 30 % der Einnahmen, 

l) Akrobaten (Luft, Draht, Trapez und Trampolin) 50 °/o der Einnahmen, 

m) Jongleure 40 °/o der Einnahmen, 

n) Universalakte 50 °/o der Einnahmen, 

o) kleine Dressurnummern 30 °/o der Einnahmen, 

p) , größere Dressurnummern 60 % der Einnahmen, 

q) Dressurschauen nach besonders vereinbarten Sätzen. 

3. Bei den genannten Pauschsätzen handelt es sich um zusätzliche 
Werbungskosten, die neben dem bereits in die Lohnsteuertabelle 
eingearbeiteten allgemeinen Werbungskosten=Pauschbetrag gewährt 
werden, also um diesen nicht gekürzt werden dürfen. Damit sind auch 
Mehraufwendungen für doppelte Haushaltsführung abgegolten. Doch 
können außerdem noch weitere Werbungskosten für ► Fahrten zwi= 
sehen Wohnung und Arbeitsstätte geltend gemacht werden, soweit sie 
15 DM monatlich übersteigen; auch in diesem Falle darf keine Kiir= 
zung um den in die Lohnsteuertabelle eingebauten Werbungskosten= 
Pauschbetrag erfolgen, weil dieser schon bei der Bemessung der be= 
sonderen Pauschsätze berücksichtigt ist. 

4. Werden höhere Werbungskosten als die obigen Pauschsätze 
einzeln nachgewiesen oder glaubhaft gemacht, so sind diese höheren 
Beträge maßgebend. Dabei wird allerdings der allgemeine Werbungs=. 
kosten=Pauschbetrag angerechnet, so daß sich dieser Weg nur selten 
empfiehlt. Vgl. ferner ► Berufsringer ► Bühnenangehörige ► Film= 
schaffende ► Musiker ► Sportler. 

• Ärzte als Angestellte 

I. Ärzte in einem Dienstverhältnis 

1. Im Gegensatz zu den freiberuflichen Ärzten sind angestellte Ärzte 
Umsatz steuerfrei. Sie unterliegen lediglich der Lohnsteuer und 
genießen dabei die üblichen Steuervorteile der Angestellten. Das gilt 
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in der Regel für Anstalts*, Krankenhaus= und Assistenzärzte; für 
Arztvertreter dann, wenn sie auch außerhalb ihrer Aushilfe An= 
gestellte sind (vgl. BFH vom 10. 4. 1953 — BStBl. III S. 142; FG Karls= 
ruhe vom 21. 12. 1954 — EFG 1955 S. 73; FG Nürnberg vom 18. 7. 1957 
— DStZ=B S. 441). An berufstypischen Werbungskosten sind 
hier abzugsfähig die Aufwendungen für ► Berufskleidung ► Berufs= 
krankheiten ► Fachliteratur ► Studienreisen und Reisekosten zur 
Teilnahme an medizinischen Kongressen (für Assistenzärzte vgl. 
FinBeh. Hamburg S 2226 vom 6.9.1954 — DB S. 791), Beiträge zur 
Ärztekammer und zu Ärztevereinen, z. B. zum Marburger Bund. 

2. Die Frage, ob Chefärzte und sonstige leitende Krankenhausärzte 
unter den Begriff der Angestellten fallen, hängt davon ab, ob es sich 
um eine im wesentlichen hauptberufliche Tätigkeit handelt und der 
Arzt in den Betrieb des Krankenhauses eingegliedert ist. Ausschlag= 
gebend ist seine persönliche Abhängigkeit, welche ihn zur Behandlung 
aller ins Krankenhaus auf genommenen Kranken verpflichtet, ohne 
daß es darauf ankommt, ob er Krankenkassenmitglieder ambulant 
behandeln darf oder sogar zu einer eigenen häuslichen Praxis berech= 
tigt ist. Wenn das Krankenhaus von einer öffentlich=rechtlichen Kör= 
perschaft (Stadtgemeinde, Kreis, Land) betrieben wird, können ehe= 
mals entlassene Ärzte zu den ► Verdrängten (131er) gehören (OLG 
Celle vom 29.10.1954 — „Das Recht im Amt" 1956 S. 94). 

3. Leitende Ärzte können eine Verminderung ihrer Steuerlast dadurch 
herbeiführen, daß sie sich an Stelle ihres Gehaltes oder eines Teiles 
ihrer Bezüge von ihrem Arbeitgeber Pensionszusagen geben lassen 
► Altersversorgung. / Die Chefärzte eines großen Krankenhauses 
verzichteten auf das ihnen vertraglich zustehende Gehalt von monat= 
lieh 1200 DM, um dafür eine Ruhegehaltszusage ihrer Arbeitgeberin 
einzutauschen. Im Gegensatz zum Finanzamt sah das Gericht diese 
Möglichkeit zur Steuerersparnis als zulässig an, weil eine solche Ent* 
lohnung durchaus den wirtschaftlichen Interessen der Angestellten , 
die über Vermögen oder andere Einkommensquellen verfügen, ent = 
spricht (vgl. G Münster vom 29. 6. 1955 — EFG S. 355). 

4 . Die Vergütungen aus dem Vertragsverhältnis der Betriebsärzte, 
Knappschaftsärzte, der nicht voll beschäftigten Hilfsärzte bei den 
Gesundheitsämtern, der Vertragsärzte der Bundeswehr und der Ver= 
trauensärzte der Deutschen Bundesbahn sind in der Regel nicht 
lohnsteuerpflichtig, sondern als Einkünfte aus der selbständigen Arzt= 
praxis zu behandeln (EStER in BStBl. 1960 II S. 89). Weiteres für 
Amtsärzte ►Steuervorteile für Beamte (Bandl dieser Buchreihe). 

5 . Einnahmen eines Knappschaftsarztes, der eine eigene Praxis neben 
seiner Knappschaftstätigkeit unterhält, sind Einnahmen aus freiberuf= 
lieber Tätigkeit, wobei der Freibetrag für freie Berufe gewährt wird 
(BFH vom 19.11.1959 — BStBl. 1960 III S.88). 

II. Angestellte und freiberuflich tätige Ärzte 

Übt der Arzt sowohl eine unselbständige als auch eine freiberufliche 
Tätigkeit aus, wie es bei Krankenhausärzten mit eigenem Liquida= 
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tionsrecht vorkommt, so ist er hinsichtlich der freiberuflichen Ein* 
nahmen grundsätzlich Umsatz* und einkommensteuerpflichtig. Dabei 
sind folgende Möglichkeiten gegeben: 

1. Berechnet er den selbstzahlenden Patienten nur die eigenen ärzt= 
liehen Leistungen und das Krankenhaus die ihm entstehenden Aus= 
lagen (Benutzung der Einrichtungen und des Personals des Kranken= 
hauses), soweit sie nicht im Pflegesatz eingeschlossen sind, so kann 
der Krankenhausarzt nur mit dem ihm für seine ärztlichen Leistun= 
gen zufließenden Entgelte zur Umsatzsteuer herangezogen werden, 
nicht auch mit dem Wert der Nutzung der Einrichtungen, die ihm das 
Krankenhaus unentgeltlich zur Verfügung stellt (so FG Karlsruhe v. 
17. 10. 1955 - EFG 1956 S. 60). 

2. Die ärztlichen und ähnlichen Hilfeleistungen, die Umsätze von 
Arznei*, Heil* und Hilfsmitteln, soweit dafür Entgelte von den Sozial* 
Versicherungsträgern gezahlt werden, sind Umsatzsteuer frei (UStG 
§4 Ziff. 11). 

3. Aufwendungen, die im Angestelltenverhältnis Werbungskosten sind 
(oben I Ziff. 1), können im Rahmen der freiberuflichen Tätigkeit als 
Betriebsausgaben abgesetzt werden. / Zahlt ein leitender 
Arzt an Krankenschwestern und sonstiges Krankenhauspersonal 
Weihnachtsgratifikationen , so können auch diese als Betriebsausgaben 
in Betracht kommen (FG Karlsruhe v. 14.12.1951 — DB 1952 S.30). 

4. Fürsorgeleistungen an ärztliche Versorgungsanstalten kommen als 
Betriebsausgaben, Versorgungsabgaben als Sonderausgaben in 
Betracht (OFD Stuttgart ESt=Kartei 1953 §18 K6). 

III. Gutachtertätigkeit der Ärzte 

Honorare aus der Erstattung von Gutachten für Versicherungsanstal* 
ten, Berufsgenossenschaften, Versorgungsämter oder Privatbetriebe 
genießen die beim Stichwort ► Gutachtertätigkeit behandelten Steuer* 
vorteile, wenn diese Tätigkeit von der Haupttätigkeit als Angestellter 
und von einer eventuellen freiberuflichen Praxis klar abgrenzbar ist. 
Wenn der angestellte Arzt keine freiberufliche Praxis ausübt, ist eine 
Abgrenzung in aller Regel möglich (vgl. BFH v. 6. 4. 1951 — BStBl. III 

5. 106). Dagegen wird die Abgrenzbarkeit gegenüber einer freiberuf* 
liehen Praxis vom Bundesfinanzhof grundsätzlich verneint. J In 
einem Fall , in dem ein angestellter Chefarzt noch freiberuflich als 
Fachchirurg tätig war und wissenschaftliche Obergutachten auf seinem 
Fachgebiet erstattete , wurde eine „ abgrenzbare " Nebentätigkeit ver= 
neint (BFH v. 21. 6. 1956 — BStBl. III S. 247). In einem weiteren Urteil 
stellte das Gericht fest, daß zur freien Berufstätigkeit eines Arztes 
auch die Erstattung ärztlicher Gutachten, z. B. im Rentenfestst ellungs= 
verfahren , gehöre, so daß eine Abgrenzung ausscheide (BFH v. 16.1. 
1958 — BStBl. III S. 205). 

• Arztkosten ► Krankheit 



• Assessor ► Anwaltsassessor 
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• Assistenten 

Vergütungen an Assistenten unterliegen grundsätzlich der Lohnsteuer. 
Dies gilt auch für Übungsassistenten, die nur Studenten beaufsichti- 
gen oder Hausaufgaben korrigieren und aus Mitteln unbesetzter 
Stellen von der Universitätskasse bezahlt werden (FG München v. 
17.9.1953 — DStZ=B S. 456). Im übrigen ► Ärzte ► Doktor titel. 
Wissenschaftliche Assistenten mit Lehrauftrag an Hochschulen können 
den Hochschullehrer=Pauschbetrag geltend machen, ► Steuervorteile 
für Beamte (Bandl dieser Buchreihe). 

• Aufsichtsratstätigkeit 

Für Mitglieder des Aufsichtsrats, Gewerkschaftsrats, Grubenvorstands, 
Verwaltungsrats und ähnlicher Überwachungsorgane von Kapital= 
gesellschaften, Genossenschaften und Personenvereinigungen gilt 
folgendes: 

1. Die Aufsichtsratsvergütungen werden seit 1957 nicht mehr durch 
sofortigen Abzug der „Aufsichtsratssteuer", sondern erst nach Jahres= 
ende im Wege der ► Veranlagung zur Einkommensteuer erfaßt. Nur 
bei beschränkt steuerpflichtigen Aufsichtsratsmitgliedern (Ausländern) 
muß ein Steuerabzug von 30°/o, wenn der Empfänger die Steuer 
trägt, oder von 42,85 °/o, wenn der Unternehmer sie trägt, erfolgen. 

2. Werden dem Aufsichtsratsmitglied Arbeitsraum, Schreibkraft und 
Hilfskräfte im Gebäude des Unternehmens oder ein Kraftwagen auf 
Abruf für Fahrten im Zusammenhang mit der Aufsichtsratstätigkeit 
zur Verfügung gestellt, so entsteht daraus grundsätzlich keine 
Steuerpflicht (BdF v. 25.3.1955 und Länder, vgl. DStZ=B S. 399). 

3. Ersatz von Reisekosten und von Sitzungsgeldern an auswärts woh= 
nende Aufsichtsratsmitglieder ist im Rahmen der üblichen ► Reise= 
kostenbestimmungen steuerfrei. Für die Benutzung eines eigenen 
Kraftfahrzeuges können die ► Kilometergelder ersetzt werden. Da 
dem Unternehmen das Einkommen des Aufsichtsratsmitgliedes nur 
selten bekannt ist, können in der Regel die höchsten Pauschsätze für 
Verpflegungsmehraufwand nach Einkommen über 12 000 DM angesetzt 
werden (OFD Hamburg S 2263 v. 27.1.1927; OFD Freiburg v. 16. 5. 
1955 — NWB 3, 1485; OFD Stuttgart v. 28.9.1955 in ESt=Kartei 1953 
§18 K 5). 

4. Im übrigen können die durch die Aufsichtsratstätigkeit veranlaßten 
Aufwendungen bei der ► Veranlagung als Betriebsausgaben 
abgezogen werden. Dazu gehören auch nicht ersetzte Reisekosten. 

• Aufwandsentschädigungen 

Für Entschädigungen, die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zur Be= 
streitung eines Dienstaufwandes gewährt, gelten im privaten und im 
öffentlichen Dienst unterschiedliche Regelungen. 

I. Im privaten Dienst 

1. Aufwandsentschädigungen im privaten Dienst sind grundsätzlich 
nicht steuerfrei. Sie müssen vom Arbeitgeber dem steuerpflichtigen 
Arbeitslohn zugeschlagen und damit dem Lohnsteuerabzug unterwor= 
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fen werden. Jedoch kann der Arbeitnehmer für die mit der Entschädi= 
gung tatsächlich bestrittenen dienstlichen Aufwendungen W e r = 
bungskosten geltend machen und insoweit die Eintragung eines 
Freibetrages auf der Lohnsteuerkarte erreichen. Zu diesem Zweck 
muß er die Ausgaben einzeln nachweisen oder glaubhaft machen; die 
Geltendmachung pauschaler Summen ist nur mit Zustimmung des 
Finanzamtes in den Fällen möglich, in denen auf Grund eines mehr= 
monatigen Nachweises laufend mit Werbungskosten in ungefähr 
gleicher Höhe zu rechnen ist. 

2. Dagegen sind Beträge, durch die Auslagen des Arbeitnehmers für 
den Arbeitgeber nicht pauschal, sondern in der tatsächlich entstande= 
nen Höhe ersetzt werden, als ► Auslagenersatz steuerfrei. 

3. Auch Entschädigungen für die Benutzung von Werkzeugen des 
Arbeitnehmers im Betrieb des Arbeitgebers sind steuerfrei 
► Werkzeuggeld. 

4. Ferner bleiben Entschädigungen für Dienstreisen dann s t e u e r = 
frei, wenn sie nicht höher sind als die Beträge, die der Arbeit= 
nehmer als Werbungskosten geltend machen kann oder wenn sie sich 
im Rahmen der vom Finanzamt im Einzelfall genehmigten betriebs= 
üblichen Richtsätze halten, ► Reisekosten. 

5. Schließlich sind noch die zur Abgeltung von Mehraufwendungen 
bei auswärtigen Arbeiten gezahlten Entschädigungen für Wege= und 
Fahrgelder, Unterbringung, Übernachtung, Verpflegung und Familien= 
heimfahrten in gewissem Umfang steuerfrei, ► Auslösungen. 

II. Im öffentlichen Dienst 

Die aus einer Bundeskasse oder Landeskasse gezahlten Bezüge, die 
in einem Bundesgesetz oder Landesgesetz oder einer auf gesetzlicher 
Ermächtigung beruhenden Bestimmung oder von der Bundesregierung 
oder einer Landesregierung als Aufwandsentschädigung festgesetzt 
und als solche im Haushaltsplan ausgewiesen werden, bleiben ohne 
Nachprüfungsrecht des Finanzamts steuerfrei (§3 Ziff. 12 EStG 
1957); hierunter fallen auch die Ministerialzulagen. Das gleiche gilt 
für andere Bezüge, die als Aufwandsentschädigung aus öffentlichen 
Kassen an öffentliche Dienste leistende Personen gezahlt werden, 
soweit nicht festgestellt wird, daß sie für Verdienstausfall oder Zeit= 
Verlust gewährt werden oder den Aufwand, der dem Empfänger 
erwächst, offenbar übersteigen. 

In den Genuß dieses Vorteils kommen alle Arbeitnehmer der Gebiets= 
körperschaften, der Deutschen Bundesbahn und Bundespost, der an= 
erkannten Religionsgesellschaften, der Sozialversicherungsträger und 
der sonstigen öffentlich=rechtlichen Körperschaften, aber nur soweit 
sie ausschließlich oder überwiegend mit hoheitlichen Aufgaben be= 
schäftigt sind, f Aufwandsentschädigungen an Kommunalbedienstete 
auf dem Bürgermeisteramt , nicht dagegen an die Intendanten städii= 
scher Theater (RFH v. 19 . 3. 1932 — StuW Nr. 1015 ). / Aufwands= 
entschädigungen an Kreisbedienstete beim Landratsamt, nicht dagegen 
bei der Kreissparkasse (vgl. RFH v. 10 . 9 . 1930 — StuW Nr. 1204 ). 
f Außendienstzulagen für die Prüfer der Sparkassen und Girover - 
bände (FinMin Bad.Württ. v. 28 . 12 . 1960 — S. 2172 ). 
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/ Ablehnend ferner bei Industrie = und Handelskammern (RFH v. 17. 6. 
1931 — RStBl. S. 666), Landwirtschaftskammer (RFH v. 17. 6. 1931 — 
RStBl. S. 667), Gemeindlichen Kurverwaltungen (RFH v. 2. 7. 1940 — 
RStBl. S. 797) sowie bei den staatl. oder städt. Versorgungsbetrieben 
und Krankenhäusern. Bejahend dagegen bei kommunalen ► E hren* 
ämtern, bei ► Berufsgenossenschaften ► Knappschaftskassen, bei 
► Landesversicherungsanstalten ► Ortskrankenkassen. Vgl. Abschn. 17 
Abs. 4 LStR. 

• Aufwartefrau ► Hausgehilfin 

• Ausbildungskosten ► Berufsausbildung der Kinder ► Nachhilfe- 
stunden ► Schulgelder ► Studienkosten 

• Aushilfskräfte 

Für kurzfristig beschäftigte Arbeitskräfte, die nur vorübergehend und 
kurze Zeit eingesetzt werden, gelten folgende Grundsätze: 

I. Normales Lohnsteuerverfahren 

In der Regel müssen auch die Aushilfskräfte eine Lohnsteuerkarte 
vorlegen, wonach das Lohnbüro den normalen Steuerabzug vorzuneh= 
men hat. Dabei sind zwei Vorteile zu beachten: 

1. Vielfach wird die Aushilfskraft steuerfrei bleiben, weil die 
Eingangsstufe der Lohnsteuertabelle mit der Freigrenze für das 
Existenzminimum nicht erreicht wird. 

2. Ist während des Jahres Lohnsteuer einbehalten worden, so kann 
in vielen Fällen nach Jahresablauf deren Erstattung im ► Lohn= 
steuer= Jahresausgleich beantragt werden. 

Wird von den kurzfristig beschäftigten Arbeitnehmern eine Lohn* 
steuerkarte nicht vorgelegt, so müssen — außer im Falle II, 1 — dem 
tatsächlichen Arbeitslohn bei monatlicher Lohnzahlung 245 DM, bei 
wöchentlicher Lohnzahlung 56 DM und bei täglicher Abrechnung 
10 DM hinzugerechnet und vom Gesamtbetrag die Lohnsteuer ohne 
Rücksicht auf den tatsächlichen Familienstand nach Steuerklasse I der 
Lohnsteuer=Tabelle abgelesen werden. Dies ist zur Vermeidung der 
späteren Haftbarmachung des Arbeitgebers wichtig. 

II. Pauschalierungsverfahren 

In folgenden zwei Ausnahmefällen kann beim Finanzamt die Pau* 
sfhalierung der Lohn« und Kirchensteuer der Aushilfskraft beantragt 
werden: 

1. Pauschsteuer von 12% ohne Lohnsteuerkarte. 

Wird der sofortige Einsatz von kurzfristig beschäftigten Arbeit* 
nehmern erforderlich, also plötzlich und unvorhergesehen, so wird 
es den Arbeitnehmern nicht möglich sein, sich rechtzeitig eine 
Lohnsteuerkarte bei der Gemeindebehörde zu beschaffen. Hier kann 
der Arbeitgeber eine Pauschbesteuerung beantragen, ohne daß es der 
Vorlage der Lohnsteuerkarte bedarf. Das Finanzamt setzt grundsätz* 
lieh einen Steuersatz von 12 %> fest, wobei der Arbeitgeber die 
Steuer übernehmen muß; eine Berücksichtigung beim Lohnsteuer* 
Jahresausgleich oder bei der Einkommens teuer* Veranlagung des 
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Arbeitnehmers scheidet aus (§35b LStDV, Abschn. 52 c LStR). / E in= 
zelhandelsgeschäfte sind in den Vorweihnachtstagen oder zum 
Schlußverkauf gezwungen , über den Kreis der ohnehin als zusätz* 
liehe Arbeitskräfte hinaus beschäftigten Arbeitnehmer unvorher = 
gesehen weitere Aushilfskräfte einzustellen . £ Im Gaststätten = und 
Hotelgewerbe werden neben dem üblicherweise für das Wochenende 
oder an Feiertagen beschäftigten Aushilfspersonal wegen des witte- 
rungsbedingten unvorhergesehenen verstärkten Ausflugsbetriebs zu = 
sätzlich Arbeitskräfte beschäftigt. £ In 'Speditionsbetrieben, im Koh= 
lenhandel, bei Gemeinden , der Bundespost usw. tritt auf Grund 
unvorhergesehener Ereignisse ein plötzlicher Mehrbedarf an Arbeits= 
kräften ein. 

2. Sondersteuersatz mit Lohnsteuerkarte 

Wenn der Einsatz von Aushilfskräften schon eine gewisse Zeit vor= 
her feststand oder werden regelmäßig die gleichen Aushilfskräfte 
kurzfristig eingesetzt, so verlangt das Finanzamt die Vorlage der 
Lohnsteuerkarte. Sofern hier die Berechnung der Lohnsteuer schwie= 
rig erscheint oder einen unverhältnismäßigen Arbeitsaufwand er= 
fordert, kann der Arbeitgeber beim Finanzamt die Zulassung eines 
besonderen Pauschsteuersatzes beantragen, der nach einem repräsen« 
tativen Durchschnitt festgesetzt wird. Diese Möglichkeit gilt vor 
allem für Fälle, in denen eine größere Anzahl von Arbeitnehmern 
kurzfristig beschäftigt wird. 

£ Aushilfen im Pack= und Versanddienst der Bundespost, im Hotel= 
und Gaststättengewerbe zum Wodienende , im Einzelhandel zum Aus= 
verkauf, bei Rennvereinen, Toto= und Lotto=Gesellschaften. 



• Auslagenersatz 

Beträge, durch die Auslagen des Arbeitnehmers für den Arbeitgeber 
von diesem ersetzt werden, sind steuerfrei (LStDV §4 Ziff. 4). 
Es ist gleichgültig, ob die Ausgaben im Namen des Arbeitgebers oder 
im eigenen Namen gemacht werden; sie müssen nur für Rechnung 
und im Interesse des Arbeitgebers erfolgen (LStR Abschn. 23). £ Ein 
Arbeitnehmer bezahlt während der Abwesenheit des Arbeitgebers 
eine auf diesen ausgestellte Rechnung aus eigener Tasche und erhält 
den Betrag nach Rückkehr des Arbeitgebers wieder ersetzt. — Der 
Arbeitgeber beauftragt den Arbeitnehmer, bei seinen Kundenreisen 
je nach Lage Gefälligkeitsgeschenke zu machen. Der Arbeitnehmer 
kauft hierzu Tahakwaren im eigenen Namen, verschenkt sie an 
Geschäftsfreunde und bekommt den Kaufpreis vom Arbeitgeber wie= 
der ersetzt. — Einem Arbeitnehmer geht während einer Dienstfahrt 
mit dem Betriebskraftwagen das Benzin aus. Ohne dazu beauftragt 
zu sein, läßt er den Tank füllen und erhält später den Betrag von 
der Firma ersetzt. 

Man vermeide es, sich vom Arbeitgeber runde Pauschalbeträge zur 
Abgeltung des Auslagenersatzes geben zu lassen, weil diese als 
► Aufwandsentschädigungen im privaten Dienst grundsätzlich Steuer« 
pflichtig wären. Auch für den Arbeit g e b e r kann ein Auslagen« 
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ersatz vorteilhaft sein, weil er — im Gegensatz zur Spesenpauschale 
— bei der Lohnsummensteuer ausscheidet. Ähnlich ist es auch bei 
Gehältern von Gesellschaftern, die wesentlich an einer Kapitalgesell* 
schaft beteiligt sind: Bei der Ermittlung des Gewerbeertrages für die 
Gewerbesteuer müssen Spesenpauschalen, nicht aber Auslagenersatz 
dem Gewerbegewinn hinzugerechnet werden. 

• Ausland 

I. Deutsche Arbeitnehmer im Ausland 

Bei Arbeitnehmern, die aus Deutschland nach ausländischen Staaten 
von dort ansässigen Arbeitgebern angeworben werden, sind für die 
Besteuerung des im Ausland verdienten Arbeitslohnes zwei Fälle zu 
unterscheiden (LStR 62a): 

1. Wenn der Arbeitnehmer seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf* 
enthalt im Inland beibehalten hat, ist er mit dem im Ausland ver* 
dienten Arbeitslohn an sich auch im Inland steuerpflichtig, soweit 
sich aus Doppelbesteuerungsabkommen nichts anderes ergibt. Er 
kann jedoch grundsätzlich beantragen, daß die auf den Arbeitslohn 
entfallende ausländische Steuer auf der Lohnsteuerkarte als steuer = 
frei vermerkt wird. 

2. Hat der Arbeitnehmer seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf= 
enthalt im Inland aufgegeben, so bleibt er mit seinem im Ausland 
verdienten Arbeitslohn im Inland steuerfrei. 

Wenn der Arbeitnehmer von seinem deutschen Arbeitgeber ins Aus= 
land entsandt wurde und dort besteuert wird, kann im Einzelfall 
auf die inländische Lohnsteuer die Anrechnung der entsprechenden 
ausländischen Steuer rückwirkend beantragt werden (OFD Frankfurt 
S 2226 v. 23.9.1955 — NWB 6,302). Vgl. auch § 34c EStG u. DStZ=B 
1956 S. 420. 

II. Ausländische Arbeitnehmer im Inland 

Arbeitnehmer, die wie z. B. Grenzgänger im Inland keinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt haben und Arbeitslohn aus inländi= 
sehen öffentlichen Kassen oder aus einer Tätigkeit beziehen, die im 
Inland ausgeübt oder verwertet wird, unterliegen in Deutschland 
grundsätzlich der (beschränkten) Lohnsteuerpflicht (LStDV §40). Dies 
gilt auch für deutsche Staatsangehörige, die ihren Inlandswohnsitz 
oder =aufenthalt aufgegeben haben, ferner für Arbeitnehmer, die 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in der Sowjetzone 
haben. Dabei ergeben sich folgende Besonderheiten: 

1. Zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung kann bei den Arbeit* 
nehmern in industriellen und verkehrswirtschaftlichen Unternehmen 
und in Handelsbetrieben von der Vornahme des Lohnsteuerabzugs 
abgesehen werden, wenn es sich um die Verwertung (nicht auch Aus* 
Übung) nichtselbständiger Arbeit im Inland handelt und der Nach* 
weis über die Heranziehung zur entsprechenden ausländischen Steuer 
erbracht wird (LStR Abschn. 62 Abs. 2). 
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2. Ausländische Gastarbeitnehmer, Praktikanten und Stipendiaten, die 
auf Grund eines zwischenstaatlichen Gastarbeitnehmerabkommens 
oder als Stipendiaten von Organisationen der Vereinten Nationen 
im Inland vorübergehend (etwa bis 1 Jahr) beschäftigt werden, blei= 
ben, wenn die Gegenseitigkeit verbürgt ist und die steuerliche Er- 
fassung der Bezüge im Heimatland nachgewiesen wird, Steuer* 
frei (Berie=Hentrich, Lohns teuerr echt, S. 28). 

3. Ausländische Studenten, die im Inland nicht länger als 6 Monate 
beschäftigt werden, bleiben steuerfrei (LStR Abschn. 62c). 

4. Ausländische Seeleute bleiben steuerfrei, wenn es sich um 
eine Arbeitsleistung von nur vorübergehender Dauer während des 
Aufenthalts eines deutschen Schiffs in einem ausländischen Hafen 
handelt (LStDV §40 Abs. 6). 

5. Bei ausländischen Artisten, Berufssportlern, Schriftstellern und 
Künstlern kann das Finanzamt auf Antrag eine Pauschalbesteuerung 
in Höhe von 25 °/o der Gesamtvergütung zulassen (LStR Abschn. 62b). 

6. Im übrigen erhalten Fremdarbeiter dieselben Steuervorteile wie 
Inländer, besonders wegen ► doppelter Haushaltführung, wenn ihre 
Ehefrau im Heimatstaat geblieben ist. Wenn sie mehr als 6 Monate 
im Bundesgebiet gearbeitet haben, können sie vor ihrer Heimreise 
den ► Lohnsteuer=Jahresausgleich beantragen. 

7. Beschränkt steuerpflichtige Korrespondenten inländischer Zeitungs= 
unternehmen bleiben bis auf weiteres lohnsteuerfrei (Niedersächs. 
FinMin S 2108 v. 6.1.1960 — NWB 1,43). 

III. Doppelbesteuerungsabkommen 

Arbeitnehmer im Bundesgebiet bleiben lohnsteuerfrei, wenn das 
Finanzamt, an das die Lohnsteuer abzuführen wäre, auf Grund von 
Doppelbesteuerungsabkommen bescheinigt, daß der Empfänger der 
Lohnsteuer nicht unterliegt (LStR Abschn. 57a). 



• Auslandsreisen 

Für Dienstreisen ins Ausland gelten zunächst die bei den ► Reise= 
kosten behandelten Grundsätze. Danach bleiben die Reisekosten 
grundsätzlich steuerfrei, wenn sie vom Arbeitgeber ersetzt 
werden. Im übrigen können sie als Werbungskosten geltend 
gemacht werden. Während für die Fahrtkosten und Nebenkosten 
keine Besonderheiten gelten, werden abweichend von den dortigen 
Sätzen die Unterkunf ts = und Verpflegungskosten ohne 
Einzelnachweis bis zur Höhe der nachfolgenden Tagegelder der ver= 
gleichbaren Bundesbeamten bei Auslandsreisen anerkannt (LStR 
Abschn. 21 Abs. 4a) : 



Bei Steuerpflichtigen, die im 
Kalenderjahr Einkünfte erzielt haben 

von nicht mehr als 6 000 DM 
mehr als 6 000 DM, aber nicht 
mehr als 12 000 DM 
mehr als 12 000 DM 



Ländergruppe 
A B 

45 DM 35 DM 

60 DM 45 DM 

80 DM 60 DM 
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I. In die Ländergruppe A fallen: 




Afghanistan 


Dominik. Republik 


Iran 


Ägypten 


Ecuador 


Israel 


Algerien 


Frankreich*) 


Italien*) 


Argentinien 


Franz. Äquat.=Afrika 


Jamaika 


Belgien*) 


Franz. Westafrika 


Japan 


Belg. Kongo 


Ghana 


Jordanien 


Birma 


Griechenland 


Jugoslawien*) 


Bolivien 


Guatemala 


Kambodscha 


Brasilien 


Haiti 


Kanada 


Ceylon 


Honduras 


Kenya 


Chile 


Hongkong 


Kolumbien 


China 


Indien 


Kuba 


Costa Rica 


Indonesien 


Kuwait 


Cypern 


Irak 


Laos 


Libanon 


Pakistan 


Sudan 


Liberia 


Panama 


Süd=Korea 


Libyen 


Paraguay 


Süd=Vietnam 


Mexiko 


Peru 


Syrien 


Malaya 


Philippinen 


Thailand 


Marokko 


Salvador 


Tunesien 


Monaco 


Saudi=Arabien 


Türkei 


Nicaragua 


Singapur 


Uruguay 


Nigeria 


Sowjetunion*) 


Venezuela 

Ver. Staaten v. Amerika 


II. In die Ländergruppe B fallen: 




Alle übrigen Länder, insbesondere 




Großbritannien und 





Nordirland 

Luxemburg 

Niederlande 

Österreich 

Portugal 

Schweiz 

Spanien 

III. Sonderregelungen 

Für die nachstehend aufgeführten Länder gelten folgende Sonder* 

regelungen : 

1. Belgien 

Die Tagegelder der Gruppe A sind zu kürzen 

a) bei Geschäftsreisen nach Brüssel und Antwerpen um 10 %>; 

b) bei Geschäftsreisen nach allen übrigen Orten in Belgien um 20 °/o. 

2. Frankreich 

Die Tagegelder der Ländergruppe A gelten ungekürzt für Geschäfts* 

reisen nach Paris, Marseille, Straßburg, Versailles, Fontainebleau, 



*) Wegen der für diese Länder geltenden Besonderheiten wird auf ^ III hingewiesen. 
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Roquencourt, Bretigny sur Orne sowie nach den Orten der Riviera 
von der italienischen Grenze bis Cannes. Bei Reisen nach allen übri» 
gen Orten in Frankreich sind die Pauschsätze um 20 °/o zu kürzen. 

3. Italien 

Die Tagegelder der Ländergruppe A gelten ungekürzt für Geschäfts= 
reisen nach Rom, Genua, Mailand, Neapel, den Orten der Riviera 
von der französischen Grenze bis La Spezia sowie nach sämtlichen 
Orten in Sizilien. Bei Reisen nach allen übrigen Orten in Italien sind 
die Pauschsätze pm 20 °/o zu kürzen. 

4. Jugoslawien 

Die Tagegelder der Gruppe A sind um 25 °/o zu kürzen, es gelten 
jedoch mindestens die Sätze der Ländergruppe B. 

5. Staaten des Ostblocks 

Seit 1. Oktober 1958 sind für die Länder des Ostblocks die Tagegeld» 
sätze der Ländergruppe B anzuwenden; nur bei Reisen in die Sowjet» 
Union stehen die Auslandstagegelder der Ländergruppe A zu. Sind 
die Kosten der Unterbringung im Einzelfall außerordentlich hoch, so 
können entsprechend einer für Bundesbeamte getroffenen Regelung 
die nachgewiesenen Übernachtungskosten in ihrer tatsächlichen Höhe 
und außerdem 7 /io des Auslandstagegelds für den Verpflegungsauf» 
wand ohne Einzelnachweis anerkannt werden. Die übrigen Aufwen» 
düngen (Nebenkosten) können nur noch in der nachgewiesenen Höhe 
berücksichtigt werden. 

IV. Sondervorschriften 

1. Mehrtägige Auslandsreisen 

Bei mehrtägigen Auslandsreisen sind nach Abschn. 119 EStR für den 
Tag des Antritts und den Tag der Rückkehr die folgenden Beträge 
maßgebend : 

a) für den Tag des Antritts der Auslandsreise, 

nach 14 Uhr 6 /io 

bis 14 Uhr 10 /io 

des vollen Tagegeldes der vergleichbaren Bundesbeamten; 

b) für den Tag der Rückkehr, wenn die Auslandsreise beendet wird, 

bis 14'Uhr 4 /io 

nach 14 Uhr 7 /io 

des vollen Tagegeldes der vergleichbaren Bundesbeamten. 

2. Schiffsreisen ins Ausland 

Wenn bei einer Schiffsreise ins Ausland der Fahrpreis auch die Kosten 
für die Verpflegung und Unterkunft umfaßt, fällt das regelmäßige 
Tagegeld weg. Für die Tage der Einschiffung und der Ausschiffung 
wird das für den Hafenort geltende Inlands» oder Auslandstagegeld 
anerkannt. Handelt es sich dabei zugleich um den Tag des Antritts 
oder der Beendigung der Auslandsreise, so gilt vorstehende Ziff. 1 
entsprechend. Für die übrigen Tage der Schiffsreise werden 15 %> der 
gezahlten Passagekosten als Schiffstagegeld anerkannt. 



3 Angestellte 
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3. Auslandsreisen mit Flugzeugen 

Wenn bei Benutzung eines Flugzeugs für Auslandsreisen die Flug* 
dauer mehr als 24 Stunden beträgt, sind in den Flugkosten auch 
die Kosten der Unterkunft und Verpflegung enthalten. Infolgedessen 
ist das Auslandstagegeld für die Tage, die zwischen dem Tag des 
Abflugs und dem Tag der Ankunft am Zielort liegen, einheitlich auf 
30 %> des vollen Satzes der Ländergruppe B zu kürzen. Für die Tage 
des Abflugs und der Ankunft am Zielort wird das für den Ort des 
Flughafens geltende Inlands* oder Auslandstagegeld anerkannt. Han* 
delt es sich dabei zugleich um den Tag des Antritts oder der Be= 
endigung der Auslandsreise, so gilt vorstehende Ziff . 1 entsprechend. 

V. Geschäftsreisen in die sowjetische Besatzungszone 

Bei Geschäftsreisen in die sowjetische Besatzungszone kann als 
Pauschbetrag für Verpflegungsmehraufwendungen ungeachtet dsr 
Höhe der Einkünfte grundsätzlich der höchste Pauschbetrag für In* 
landsreisen (z. Z. 20 DM täglich) ohne Einzelnachweis anerkannt wer* 
den. Hierbei ist berücksichtigt, daß der Verpflegungsmehraufwand für 
eine angemessene Beköstigung in der sowjetischen Besatzungszone 
erfahrungsgemäß höher ist als bei Geschäftsreisen im Bundesgebiet. 
Die Übernachtungskosten sind in diesen Fällen einzeln nachzuweisen, 
weil eine Auslandsreise nicht vorliegt. 

VI. Eigene Aufwendungen für Auslandsreisen, die zur ► Berufsfort* 
bildung gemacht werden, können als Werbungskosten be* 
günstigt sein. I Auslandsreise zur fremdsprachlichen Fortbildung 
eines Ausländskorrespondenten oder Sprachlehrers (vgl. BFH v. 
29.7.1954 — BStBl III S.264). Studienreise eines wissenschaftlichen 
Assistenten (FG Düsseldorf v. 30. 11. 1954 - EFG 1955 S. 105). 
Auslandsreisekosten im Rahmen eines selbständigen Neben* 
b e r u f s kommen als Betriebsausgaben in Betracht. 

• Auslösungen 

Bei Entschädigungen (Auslösungen), die vom Arbeitgeber zur Ab* 
geltung des Mehraufwandes insbesondere bei auswärtigen Arbeiten 
gezahlt werden, sind folgende Fälle zu unterscheiden, wobei die 
Zahlungsweise (z. B. Zuschlag zum Stundenlohn) gleichgültig ist (LStR 
Abschn. 22) : 

I. Auswärtige Arbeitsstätte 

Liegt die auswärtige Arbeitsstätte mehr als 5 km von der regel* 
mäßigen Arbeitsstätte entfernt, so bleiben die Auslösungen bis zur 
Höhe der üblichen ► Reisekosten steuerfrei. 

II. Erhebliche Entfernung der Arbeitsstätte vom Wohnsitz 

Wenn die Arbeit nicht auswärts, sondern bei der regelmäßigen Ar* 
beitsstätte durchgeführt wird, der Wohnsitz des Arbeitnehmers aber 
außerhalb des Einzugs* und Siedlungsgebietes des Arbeitsorts in 
erheblicher Entfernung von der Arbeitsstätte liegt, können folgende 
Beträge steuerfrei bleiben : 
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1. wenn der Arbeitnehmer täglich nach Hause zurückkehrt: 

a) Wegegelder (nicht Wegezeitgelder) und Fahrgelder bis zur Höhe 
der tatsächlichen Fahrtkosten unter Ausnutzung bestehender Tarif = 
Vergünstigungen; 

b) Verpflegungszuschüsse bis zu 2,50 DM täglich, daneben können 
Mehraufwendungen für die Beköstigung am Dienstort nicht als Wer= 
bungskosten geltend gemacht werden; 

2 . wenn der Arbeitnehmer wegen der weiten Entfernung seines Wohn= 
sitzes nicht täglich nach Hause zurückkehrt: 

a) unentgeltliche Unterbringung am Beschäftigungsort oder Über= 
nachtungsgeld bis zu 4,— DM täglich; 

b) Verpflegungszuschüsse bei einem Gesamtarbeitslohn im Kalender= 
jahr von nicht mehr als 6 600 DM bis zum Betrag von 5,— DM täg= 
lieh und bei einem höheren Arbeitslohn bis zu einem Betrag von 
8,— DM täglich; 

c) Arbeitgeberleistungen für jeweils zwei Familienheimfahrten im 
Kalendermonat bis zur Höhe der tatsächlichen Fahrtkosten unter Aus= 
nutzung der bestehenden Tarifvergünstigungen. 

Die Steuerfreiheit der Auslösungen entfällt, wenn dem Arbeitnehmer 
nach den Umständen des Einzelfalles zugemutet werden kann, seine 
Wohnung in der üblichen Entfernung zur Arbeitsstätte zu nehmen. 

III. Benutzung von Kraftfahrzeugen 

Stellt der Arbeitgeber in den vorgenannten Fällen für die Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ein Betriebsfahrzeug (Omnibus, 
Pkw, Motorrad) verbilligt oder unentgeltlich zur Verfügung, so bleibt 
dieser Vorteil steuerfrei (LStR Abschn. 25 Abs. 4). Benützt der 
Arbeitnehmer dagegen ein eigenes Kraftfahrzeug für die Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, so gehören die dafür vom Ar= 
beitgeber ersetzten Beträge grundsätzlich zum steuerpflichtigen Arbeits= 
lohn (StR Abschn. 25 Abs. 5). Der Arbeitnehmer kann dafür lediglich 
Werbungskosten geltend machen, ► Fahrten zwischen Woh= 
nung und Arbeitsstätte, ► Kraftfahrzeug. 

• Außergewöhnliche Belastungen 

Außergewöhnliche Belastungen sind zwangsläufig erwachsende Lebens- 
haltungskosten, die gegenüber den gewöhnlichen Aufwendungen ver= 
gleichbarer Staatsbürger „außergewöhnlich" sind. Sie stellen unter 
den Möglichkeiten zur Steuerersparnis eine wichtige Fundgrube dar, 
wenn die Aufwendungen weder als Betriebsausgaben, noch als Wer= 
bungskosten, noch als Sonderausgaben abzugsfähig sind. Dabei sind 
zwei große Gruppen zu unterscheiden: 

I. Drei Sonderfälle 

In folgenden häufigen Fällen können ohne Rücksicht auf die Höhe des 
Einkommens und Vermögens des Antragstellers Freibeträge beantragt 
werden, ohne daß eine Kürzung um die „zumutbare Eigenbelastung" 
erfolgen darf: 



3 * 
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X. Für ► Berufsausbildung der Kinder; 

2. für ► Unterhaltsgewährung an Angehörige; 

3. für die Beschäftigung einer ► Hausgehilfin. 

II. Allgemeine Fälle 

In allen übrigen Fällen müssen folgende Voraussetzungen vorliegen: 

1. Der Antragsteller muß belastet sein, d. h. in seiner persön= 
liehen Lebenssphäre muß ein Ereignis eintreten, das für ihn eine Last 
darstellt. X Heirat der Tochter, Krankheit der Schwester. 

2. Das Ereignis muß für ihn außergewöhnlich sein, d. h. ihm 
müssen dadurch größere Aufwendungen als der überwiegenden Mehr= 
zahl der Staatsbürger gleicher Einkommens=, Vermögens« und Fami= 
lienverhältnisse erwachsen. X Durch den Heirats= oder Krankheits= 
fall erwachsen ihm Aussteuer= oder Kurkosten. 

3. Das Ereignis und die Höhe der Kosten müssen für ihn zwangs« 
läufig sein, d. h. er darf sich ihnen aus rechtlichen, tatsächlichen 
oder sittlichen Gründen nicht entziehen können. Danach können Auf« 
Wendungen nur insoweit berücksichtigt werden, als sie den Umstän« 
den nach notwendig und angemessen sind. 

4. Die zwangsläufigen Aufwendungen müssen die „zumutbare Eigen« 
belastung" übersteigen, d. h. sie werden um einen bestimmten Pro« 
zentsatz gekürzt, für den die Steuerermäßigung ausscheidet. Die „zu« 
mutbare Eigenbelastung" beträgt je nach Einkommenshöhe und Kin« 
derzahl 0 — 7 °/o des Einkommens; siehe hierzu die Tabelle auf Seite 12. 

/ Bei einem J ahreseinkommen von 8 000 DM in Steuerklasse III mit 
einem Kind wird eine Aussteuer im Werte von 4 000 DM geltend 
gemacht. Die zumutbare Eigenbelastung beträgt 4 % von 8 000 = 320 
DM; für diesen Anteil wird keine Steuerermäßigung gewährt. Der 
Rest in Höhe von 4 000 ./. 320 = 3 680 DM wird als außergewöhnliche 
Belastung vom Einkommen abgezogen , so daß statt 8 000 DM nur 
4 320 DM versteuert werden müssen. 

III. E inzelfälle außergewöhnlicher Belastungen sind in das 
ABC eingestreut: ► Alimente ► Ausstattung, Aussteuer, ► Badekur 

► Baukostenzuschuß ► Berufsausbildung der Kinder ► Hausgehilfin 

► Hausrat und Kleidung ► Krankheitskosten ► Körperbeschädigte 

► Prozeßkosten ► Schulden ► Sowjetzone ► Studienkosten ► Unter« 
haltsgewährung. Außerdem sind z. B. begünstigt Brandschäden, Be« 
trugs« und Diebstahlsschäden, Hochwasserschäden. 

Ausstattung 

Zuwendungen der Eltern an Kinder mit Rücksicht auf deren Ver« 
heiratung oder Erlangung einer selbständigen Lebensstellung können 
als außergewöhnliche Belastungen begünstigt sein. 
Im Gegensatz zu den Zuwendungen an die Tochter, die im Rahmen 
der ► Aussteuer nach bestimmten Grundsätzen begünstigt sind, wer« 
den nach bisheriger Praxis und Rechtsprechung die Zuwendungen 
an einen Sohn nur in seltenen Ausnahmefällen begünstigt, wenn 
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eine sittliche Verpflichtung der Eltern vorliegt f Ein Vater hat sei= 
nem 34jährigen Sohn nach dessen Ausbildung geholfen, eine Praxis =• 
einrichtung im Werte von 6 000 DM zu beschaffen. Er fühlte sich 
dazu sittlich verpflichtet, weil er selbst seinerzeit seinen Sohn ver= 
anlaßt hatte, einen freien Beruf zu ergreifen. Der Bundesfinanzhof 
erkannte eine sittliche Verpflichtung zur Unterstützung des Sohnes 
auch im Hinblick darauf an, daß der Sohn durch Krieg und Kriegs = 
gefangenschaft etwa 10 fahre verloren hatte (BFH v. 12. 9. 1951 — 
StRK §33 EStG R 41). / In einem anderen Falle hat ein Vater sei= 
nem Sohn mit Rücksicht auf dessen Eheschließung die zur Begründung 
eines eigenen Hausstandes erforderlichen Einrichtungsgegenstände und 
Wäsche besorgt. Da er für die Berufsausbildung seines anderen Soh= 
nes 5 700 DM auf gewendet hatte, geschah die Ausstattung in E r= 
füllung einer sittlichen Verpflichtung der Eltern, da es der Billigkeit 
und Gerechtigkeit entspricht, die Kinder gleichmäßig auszustatten 
(FG Nürnberg v. 22. 12. 1954 — EFG 1955 S. 107). / Nach der neueren 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs können jedoch Aufwendungen 
für Hausrat, den die Eltern anläßlich der Verheiratung eines Sohnes 
für dessen Wohnung beschaffen, steuerlich grundsätzlich nicht be= 
rücksichtigt werden (BFH v. 5. 4. 1957 — BStBl. III S. 196). 



Aussteuer 

Aufwendungen der Eltern für eine standesgemäße Aussteuer der 
Tochter können als außergewöhnliche Belastungen be» 
günstigt sein. Seit 1.1.1960 müssen dabei folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein (BdF v. 16.2.1960 - IV B/l — S 2193 - DStZ=B S.114): 

1. Allgemeines 

Aussteueraufwendungen sind Aufwendungen, die der Steuerpflich= 
tige aus Anlaß der Eheschließung seiner Tochter leistet. Die Aus= 
Steuer kann in der Hingabe von Sachwerten oder von Geld bestehen. 
Die hingegebenen oder mit dem Geld beschafften Gegenstände müssen 
jedoch dem herkömmlichen Begriff der Aussteuer (Hausrat, Wäsche 
und Kleidung) entsprechen. 

Die Aussteueraufwendungen müssen in zeitlichem Zusammenhang 
mit der Eheschließung der Tochter stehen. Der zeitliche Zusammen= 
hang ist als gegeben anzusehen, wenn die Aufwendungen zwischen 
der Verlobung und der Eheschließung oder innerhalb von zwei Jahren 
nach der Eheschließung gemacht werden. Bei späteren Aufwendungen 
hängt die Frage, ob der zeitliche Zusammenhang gewahrt ist, von den 
Verhältnissen des Einzelfalls ab. 

Der Steuerpflichtige erfüllt bei der Gewährung der Aussteuer eine 
sittliche Verpflichtung, soweit die Tochter nicht eigenes Vermögen 
hat und auch aus ihrem Einkommen vor der Eheschließung keine 
ausreichenden Ersparnisse machen konnte. Es ist deshalb in diesen 
Fällen die Zwangsläufigkeit der Aussteueraufwendungen 
regelmäßig zu bejahen. Das gilt auch dann, wenn der Steuerpflichtige 
seiner Tochter eine abgeschlossene Berufsausbildung hat zuteil wer= 
den lassen. 
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2. Vermögens* und Einkommensverhältnisse der Tochter 

Unwesentliches Vermögen der Tochter kann außer Betracht blei* 
ben. Das ist der Fall, wenn der Verkehrswert des Vermögens der 
Tochter 10 000 DM nicht übersteigt. Vermögensgegenstände, die 
einen besonderen persönlichen Wert (z. B. Erinnerungswert) für die 
Tochter haben, sowie Hausrat, Kleidung, private Kraftfahrzeuge und 
ähnliche ausschließlich der Lebensführung dienende Sachen bleiben 
außer Betracht. Bei der Ermittlung des Vermögens ist auf die Ver* 
hältnisse im Zeitpunkt der Leistung der Aussteueraufwendungen 
abzustellen. Bei Aussteueraufwendungen, die nach der Eheschließung 
der Tochter geleistet werden, sind die Verhältnisse im Zeitpunkt der 
Eheschließung maßgebend. 

Von der Prüfung der weiteren Frage, ob die Tochter aus ihrem Ein* 
kommen vor der Eheschließung hätte ausreichende Ersparnisse 
bilden können, kann abgesehen werden, wenn ihr Einkommen in den 
letzten fünf Kalenderjahren, die dem Kalenderjahr vorangehen, in 
dem die Aussteueraufwendungen geleistet worden sind, durchschnitt* 
lieh 8 000 DM jährlich nicht überstiegen hat. Bei Aussteueraufwen* 
düngen, die nach der Eheschließung der Tochter gemacht werden, sind 
die letzten fünf Kalenderjahre vor dem Kalenderjahr der Ehe* 
Schließung zugrunde zu legen. 

3. Vermögens* und Einkommensverhältnisse des Steuerpflichtigen 

Es ist zu beachten, daß die Aussteueraufwendungen nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs grundsätzlich in den Bereich des Vermögens ge* 
hören. Sie können deshalb als außergewöhnliche Belastung nur be* 
rücksichtigt werden, wenn sie das laufende Einkommen belasten. Hat 
der Steuerpflichtige ein ins Gewicht fallendes Vermögen oder hätte 
ihm billigerweise zugemutet werden können, aus seinem laufenden 
Einkommen Rücklagen für die Aussteuer anzusammeln, so liegt in 
der Regel eine außergewöhnliche Belastung dem Grunde nach nicht 
vor. Für die Prüfung, ob im Einzelfall das laufende Einkommen be* 
lastet ist, bedarf es der Feststellung besonderer Umstände, die auf 
eine solche Belastung schließen lassen, wie z. B. kein ins Gewicht 
fallendes Vermögen und kein hohes Einkommen, Unterhalt und Aus* 
bildung mehrerer Kinder, Häufung von Aussteuerverpflichtungen bei 
mehreren Töchtern oder Zusammentreffen von Aussteueraufwendun* 
gen mit anderen außergewöhnlichen Belastungen. 

Als Anhaltspunkt für die Beurteilung, ob ein Vermögen noch 
als unerheblich anzusehen ist, kann von den Freibeträgen nach § 5 des 
► Vermögensteuergesetzes ausgegangen werden. Vermögensgegen* 
stände, die einen besonderen persönlichen Wert (z. B. Erinnerungs* 
wert) für den Steuerpflichtigen haben, sowie Hausrat, Kleidung, pri* 
vate Kraftfahrzeuge und ähnliche ausschließlich der Lebensführung 
dienende Sachen bleiben außer Betracht. Überschreitet der Verkehrs* 
wert des Vermögens die maßgeblichen Freibeträge nicht, so ist das 
Vermögen als unerheblich anzusehen. Ist das Vermögen erheblich, so 
kommt es nicht darauf an, ob es verfügbar oder leicht verwertbar ist 
oder von dem Steuerpflichtigen für die Aussteuer herangezogen wird. 
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Für die Prüfung, ob der Steuerpflichtige für Aussteuerzwecke aus 
seinem Einkommen hätte Ersparnisse ansammeln können, ist 
von dem durchschnittlichen jährlich zu versteuernden Einkommens» 
betrag der letzten fünf Kalenderjahre auszugehen, die dem Kalender» 
jahr vorangehen, in dem die Aussteueraufwendungen geleistet worden 
sind; bei Aussteuerauf Wendungen, die nach der Eheschließung der 
Tochter gemacht werden, sind die letzten fünf Kalenderjahre vor dem 
Kalenderjahr der Eheschließung maßgebend. Übersteigt der ermittelte 
jährliche Durchschnittsbetrag mit 25 000 DM, so kann von der Prü» 
fung der Ersparnismöglichkeit abgesehen werden. 

4. Angemessenheit der Aussteuer 

Die Aussteueraufwendungen dürfen einen nach objektiven Maß» 
staben notwendigen und angemessenen Betrag nicht übersteigen. Als 
notwendig und angemessen ist in der Regel ein Betrag bis zu 
8 000 DM anzusehen. Dieser Betrag vermindert sich um das Ver» 
mögen der Tochter, soweit dieses nicht als unwesentlich anzusehen ist. 

• Auswärtige Beschäftigung ► Auslösungen ► Doppelte Haushalts» 
führung ► Reisekosten. 

• Badeeinrichtung 

Aufwendungen für die Einrichtung eines Bades in eine Mietwohnung 
können, wenn sie zwangsläufig sind, als außergewöhnliche 
Belastungen begünstigt sein, f Bei leidenden Personen , die 
infolge ihres Krankheitszustandes laut ärztlichem Zeugnis nicht auf 
öffentliche oder private Badeanstalten verwiesen werden können (TG 
Kassel v. 12. 7. 1955 — DStZ B 1956 S. 253). 

• Badekur 

Aufwendungen für eine ärztlich verordnete Kur (Badekur, Trinkkur, 
Luftkur usw.) kommen als außergewöhnliche Belastun» 
g e n in Betracht. Es ist dringend zu empfehlen, schon vor Antritt 
der Reise ein ärztliches Zeugnis zu besorgen. Ein Zeugnis des behan» 
delnden Hausarztes kann genügen, wenn die Notwendigkeit der Kur 
sich zwingend aus besonderen Umständen ergibt (z. B. aus vorher» 
gehenden Operationen odeT aus dem Grad einer Schwerbeschädigung). 
Statt eines ärztlichen Zeugnisses kann auch die Bestätigung einer 
Krankenkasse oder Behörde vorgelegt werden, die die Notwendigkeit 
der Kur durch Leistung eines Zuschusses zum Ausdruck brachte. In 
den übrigen Fällen ist ein amtsärztliches Zeugnis darüber erforder» 
lieh, daß „eine andere Behandlung als die Badekur- nicht oder kaum 
erfolgversprechend wäre". Zu den begünstigten Aufwendungen ge» 
hören die Kosten für die Hin» und Rückreise mit Nebenkosten, für 
Unterkunft und Verpflegung am Kurort, für die Medikamente und 
ärztliche oder heilgymnastische Betreuung, für ärztliche Zeugnisse 
usw. Aus den Belegen muß sich die Dauer der Kur, die Art der Kur* 
mittel und die ärztliche Überwachung der Kur ergeben, es sei denn, 
daß die Notwendigkeit der Kurmittel von einer Krankenkasse geprüft 
und anerkannt worden ist. Die begünstigten Aufwendungen werden 
um etwaige Zuschüsse und Versicherungsleistungen sowie um eine 
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Haushaltsersparnis von etwa 1—4 DM täglich gekürzt. Weitere Kür* 
zungen werden im allgemeinen nicht vorgenommen, wenn die Kur 
neben einer sonst üblichen Erholungsreise oder im Anschluß an 
eine schwere Erkrankung erfolgte; wird jedoch wegen der Kur auf 
eine sonst übliche Erholungsreise verzichtet, so werden nur die Mehr* 
kosten, die in der Differenz zwischen Erholungsreise und Kur liegen, 
anerkannt (so BFH v. 26. 7. 1957 — BStBl. III S.347). 

• Ballett ► Artisten 

• Bank= und Sparkassenangestellte 

1. Von dem im Bankgewerbe gezahlten 13. Monatsgehalt bleiben 
100 DM als ► Weihnachtszuwendungen steuerfrei. 

2. Entschädigungen zur Abgeltung des Dienstaufwands an leitende 
Angestellte können weder bei den Privatbanken noch bei den öffent* 
liehen Sparkassen als ► Aufwandsentschädigungen ohne weiteres 
steuerfrei belassen werden. Der einzelne Angestellte kann eine Steuer* 
ermäßigung nur durch Geltendmachung entsprechender Werbungs* 
kosten erlangen. Dabei können die Finanzämter zulassen, daß die 
Höhe der Werbungskosten nur für einen gewissen Zeitraum, z. B. drei 
aufeinanderfolgende Monate, nachgewiesen wird, um dann für eine 
längere Zeit, z. B. drei Jahre, auf den Einzelnachweis zu verzichten. 
Die Regelungen über die Nachweispflicht der Sparkassenleiter und 
=stellvertreter und Hauptzweigstellenleiter sind im Bereiche der ein* 
zelnen Oberfinanzdirektionen zum Teil verschieden; näheres ist bei 
den zuständigen Finanzämtern zu erfahren, ebenso wegen Besonder* 
heiten für die Bundesbank. 

3. Außendienstzulagen, die den im Prüfungsdienst tätigen Arbeit* 
nehmern der Sparkassen* und Giroverbände gezahlt werden, können 
als steuerfreie ► Aufwandsentschädigungen im öffentlichen 
Dienst anerkannt werden, wenn diese Prüfungstätigkeit durch Gesetz 
oder von der Sparkassenaufsichtsbehörde übertragen worden ist 
(FinMin Bad.Württ. v. 28. 12. 1960 — S. 2172). 

4. Vergütungen (Vermittlungsprovisionen), die dem Angestellten für 
die Vermittlung von Wertpapier* (Pfandbrief*) Verkäufen sowie für 
den gelegentlichen Abschluß von Lebensversicherungsverträgen oder 
Bausparverträgen zusätzlich gewährt werden, waren bisher zusammen 
mit den hauptberuflichen Gehaltsbezügen lohnsteuerpflichtig. In An* 
Wendung der neueren Rechtsprechung zur Behandlung der Vermitt* 
lungsprovisionen bei ► Versicherungsangestellten können sie die Vor* 
teile einer nebenberuflichen ► Vertretertätigkeit genießen und bis zu 
800 DM im Jahr steuerfrei bleiben (vgl. FG München v. 25. 6. 
1958 — EFG 1959 S. 141). 

• Baudarlehen 

1. Wer ein Darlehen für den Wohnungsbau erhalten will und dafür 
► Bausparkassenbeiträge ansammelt, kann die dort genannten Vor* 
teile in Anspruch nehmen. 

2. Dagegen ist die Hingabe eines Wohnungsbaudarlehens durch 
einen Arbeitnehmer seit 1. 1. 1959 nicht mehr steuerbegünstigt. Bis 
31. 12. 1961 besteht noch für buchführende Arbeit g e b e r die Mög* 
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lichkeit, steuerbegünstigte Wohnungsbaudarlehen zur Finanzierung 
von Eigenheimen, Kaufeigenheimen, Kleinsiedlungen oder Eigen= 
tumswohnungen (nicht mehr Mietwohnungen!) oder zum Wiederauf= 
bau kriegszerstörter Gebäude hinzugeben (§ 7c EStG). 

• Baugewerbe 

1. Wegen steuerfreier Zulagen bei auswärtiger Beschäftigung ► Aus- 
lösungen. 

2. Das sog. „Schlechtwettergeld", das im Baugewerbe unter bestimm* 
ten Voraussetzungen gewährt wird, ist wie Arbeitslosengeld Steuer* 
frei (§3 Ziff. 2 EStG). 

3. Die vom Arbeitgeber an die Lohnausgleichskasse für das Bau* 
gewerbe, Wiesbaden, tariflich abzuführenden Beträge werden Steuer* 
lieh nicht als Arbeitslohn behandelt; erst die aus der Ausgleichs* 
kasse an die Arbeitnehmer gezahlten Rückvergütungen sind Arbeits* 
lohn und werden unter Übernahme der Steuerabzugsbeträge durch 
die Ausgleichskasse pauschal als „Sonstige Bezüge" versteuert. 

4. Die tariflich vom Arbeitgeber an die Zukunftsversorgungskasse 
des Baugewerbes V.V.a.G. abzuführenden Beiträge sind im Rahmen 
der ► Zukunftssicherung steuerfrei. 

• Baukostenzuschüsse 

1. Zuschüsse zur Förderung des Wohnungsbaues sind nicht mehr als 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten nach § 7c EStG begünstigt. 
Sie kommen als Sonderausgaben in Betracht, wenn sie als 
► Spenden für gemeinnützige Zwecke anzusehen sind, f Zuschüsse 
an Gemeinden zum Freikauf von Wohnungen , wenn die Gelder zunt 
gemeinnützigen Wohnungshau verwendet werden. 

2. Verlorene Baukostenzuschüsse, die zur Erlangung oder Innehaltung 
einer Mietwohnung dem Vermieter gegeben werden, können in Aus* 
nahmefällen als außergewöhnliche Belastungen begün* 
stigt sein. / Ein Fliegergeschädigter hat 19.49/50 einem Hauseigen * 
tümer zum Aushau der Wohnung einen verlorenen Zuschuß von 
2000 DM gegeben. Es wurde eine außergewöhnliche Belastung an= 
erkannt, weil der Betroffene jahrelang von seiner Familie getrennt 
leben mußte und die Beschaffung einer Familienwohnung am Dienst= 
ort eine sittliche V erpflichtung war (BFH v. 15. 1. 1953 und v. 5. 2. 1953 
- BStBl. III S. 68 und 77). / Eine Familie hat bisher notdürftig in 
gesundheitsschädlichen Räumen ( Bunker , Baracke) gewohnt, oder sie 
ist zur Räumung der bis dahin innegehabten Wohnung innerhalb 
kurzer Frist verpflichtet und verfügt über keine Tauschräume (OFD 
Köln S 2220 v. 28.2.1953 — DStZB S.191). I Eine dreiköpfige Fa= 
milie war unzureichend untergebracht und konnte eine anderweitige 
Unterkunft in ausreichendem und angemessenem Umfang nur da ® 
durch erlangen, daß ein verlorener Baukostenzuschuß von 3800 DM 
hingegeben wurde ; die Steuerermäßigung wurde zuerkannt (FG Mün= 
eben v. 23. 3. 1956 — NWB 1, 132). / In einem Urteil des FG Hamburg 
v. 7.3.1958 (DStZB S.189) ist der Leitsatz auf gestellt: „Die Hingabe 
eines verlorenen Baukostenzuschusses stellt grundsätzlich eine außer= 
gewöhnliche Belastung dar, wenn sie zwangsläufig ist. Die Zwangs- 
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läufigkeit kann sich bei jungen Ehepaaren daraus ergeben, daß sie 
nach § 1353 BGB einander zur ehelichen Lebensgemeinschaft und da= 
mit zum häuslichen Zusammenleben verpflichtet sind" ln diesem 
Fall hatte ein Arbeitnehmer mit seiner Frau, die ein Kind erwartete, 
nur ein Zimmer bewohnt ; er mußte für eine 3=Zimmerwohnung einen 
verlorenen Zuschuß von 3500 DM geben, der als außergewöhnliche 
Belastung anerkannt wurde . I Auch das FG Hannover hat die Steuer = 
ermäßigung für verlorene Baukostenzuschüsse grundsätzlich an= 
erkannt und die Theorie abgelehnt, daß durch den Zuschuß ein aus= 
gleichender „Gegenwert" entstehe (Urteil v. 11. 6. 1959 — EFG 1960 
S. 62; bei Erlangung einer günstigen Altbauwohnung wurde ein 
„Gegenwert" angenommen vom BFH v. 13.2.1959 — VI 221/58 U). 

• Bausparverträge 

Zahlungen an öffentliche oder private Bausparkassen zur Erlangung 
von Baudarlehen können als ► Sonderausgaben abgezogen, 
oder es können für sie ► Wohnungsbauprämien beansprucht werden. 
Zu den begünstigten Zahlungen gehören neben den vertraglichen 
Sparbeiträgen auch die Beitritts=, Aufnahme», Abschluß» und Um= 
schreibungsgebühren, ferner die auf das Sparguthaben gutgeschriebe= 
nen Zinsen sowie freiwillige Sonderzahlungen. Wer über entsprechende 
Mittel verfügt, kann durch Sonderzahlungen am Jahresende das 
steuerpflichtige Einkommen für das ablaufende Jahr noch erheblich 
reduzieren. Bausparverträge sind insofern besonders beliebt, als sie 
— was häufig übersehen wird — zu vielseitigen Zwecken verwendet 
werden können (LStR Abschn. 34), nämlich: 

1. Für Bauvorhaben oder zum Erwerb oder zur Verbesserung eines 
fertigen Wohnhauses oder zum Erwerb von Bauland zwecks Errich« 
tung von Wohnungen oder zur Beteiligung an der Finanzierung des 
Baues oder Aufbaues eines Mehrfamilienhauses gegen Überlassung 
einer Wohnung (Wohnungssparen); 

2. Zur Ablösung von Verpflichtungen (Hypotheken), die wegen des 
Baues, des Erwerbs oder der Verbesserung von Wohnungen einge= 
gangen worden sind. Begünstigte Baudarlehen liegen in diesem Falle 
auch dann vor, wenn der Antragsteller bereits mit Hilfe fremden 
Kapitals gebaut hat. 

Die begünstigten Bausparverträge müssen auf eine bestimmte Zeit 
abgeschlossen werden. Jedoch kann die Bausparsumme oder die Be« 
leihung von Ansprüchen aus dem Bausparvertrag schon vor Ablauf 
dieser Zeit erfolgen, wenn sie unverzüglich und unmittelbar zum 
Wohnungsbau verwendet wird, andernfalls muß eine Nachversteue= 
rung erfolgen. Nach Vertragsablauf braucht die Bausparsumme nicht 
unbedingt für die vorgenannten Zwecke verwendet zu werden (BFH 
v. 26.9.1958 — BStBl. III S. 444). Die früher vorgeschriebene fünf* 
jährige Vertragsdauer ist für Verträge, die nach dem 8. März 1960 
abgeschlossen wurden oder werden, auf 6 Jahre verlängert worden 
(Steuer änderungsgesetz 1960). 

• Bauzinsen 

Zinsen, die für ein Baudarlehen aufgewendet werden müssen, sind 
im Zusammenhang mit ► Hausbesitz bzw. einem ► Einfamilienhaus 
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grundsätzlich als Werbungskosten absetzbar. Das gilt auch 
für die an Bausparkassen zwischen der Erlangung des Baudarlehens 
und der Bezugsfertigkeit des Hauses gezahlten Zinsen und Verwal= 
tungsbeiträge sowie bei Zwischenkrediten aller Art, gleichgültig, ob 
der Gläubiger eine Privatperson (Angehöriger usw.), ein Bankinstitut, 
eine Bausparkasse, ein Arbeitgeber usw. ist. Im übrigen ► Schuld= 
zinsen. 

• Beamtenheimstättenwerk (BHW) 

Die Sparer beim Beamtenheimstättenwerk können die für ► Bau= 
Sparverträge vorgesehenen steuerlichen Vergünstigungen in Anspruch 
nehmen. 

• Beerdigung 

Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten für ein Ehrenbegräbnis eines 
Angestellten, um dem Verstorbenen durch besondere Feierlichkeiten 
eine letzte Ehrung durch den Betrieb zuteil werden zu lassen, so sind 
diese Aufwendungen auf seiten der Rechtsnachfolger grundsätzlich 
steuerfrei. Bei sonstigen, normalen Beerdigungen bleiben nur 
die im betrieblichen Interesse gemachten Aufwendungen für Todes= 
anzeigen, Kranzniederlegung und einer vom Arbeitgeber veranstal= 
teten Totenfeier steuerfrei; die eigentlichen Beerdigungskosten kön= 
nen in Höhe der ersparten Aufwendungen bei den Erben zum steuer= 
pflichtigen Arbeitslohn gehören, wenn die Erben zur Tragung der 
Kosten in der Lage gewesen wären (vgl. RFH v. 13. 1. 1938 — RStBl. 
S. 316; BFH v. 17. 1. 1956 - BStBl. III S. 95). 

• Beihilfen 

Beihilfen, Unterstützungen und ähnlich bezeichnete Zuwendungen an 
Arbeitnehmer sind in folgenden Fällen steuerfrei : 

1. Ausbildungs= oder Erziehungsbeihilfen aus öffentlichen Mitteln 
oder öffentlichen Stiftungen (LStDV §6 Ziff. 9); 

2. öffentliche Beihilfen zur unmittelbaren Förderung der Kunst oder 
Wissenschaft (a.a.O.); 

3. Unterstützungen in Not= und Krankheitsfällen im Rahmen der 

► Notstandsbeihilfen; 

4. Beihilfen bis zu 700 DM aus Anlaß der Eheschließung ► Heirats= 
beihilf en; 

5. Beihilfen bis zu 500 DM anläßlich der Geburt eines Kindes ► Ge= 
burtsbeihilfen. 

Sonstige Zuwendungen wie z. B. Erholungsbeihilfen, Wirtschaftsbei= 
hilfen und Überbrückungsbeihilfen sind grundsätzlich lohnsteuer= 
pflichtig. 

• Beiträge ► Bausparverträge ► Berufsverbände ► Sozialversicherung 

► Vereinsbeiträge ► Versicherungsbeiträge ► Zukunftssicherung 

• Beitragskassierer ► Berufsverbände ► Vertretertätigkeit 

• Belege 

Die meisten Steuervorteile, insbesondere wegen Werbungskosten, 
Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen hängen davon 
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ab, daß dem Finanzamt entsprechende Belege vorgewiesen werden 
können. Als Belege kommen insbesondere Rechnungen, Kassenbons, 
Quittungen, Postabschnitte, Bankauszüge, Verträge und Briefe in 
Betracht, die man das ganze Jahr hindurch sorgfältig sammeln sollte. 
Kann aus irgendeinem Grund kein Beleg beigebracht werden, so ge» 
nügt in der Regel Glaubhaftmachung. Dazu können „Eigenbelege" 
unter Angabe des Tages, der Art und Höhe der Aufwendungen 
sowie des Empfängers und etwa wie folgt angefertigt werden: 



„Ich habe am Samstag, den 3. November 1956, im Herrenbeklei* 
dungshaus Großmann in Stuttgart einen weißen Arbeitsmantel um 
35 DM gekauft. Der Kassenzettel muß mir unterwegs abhanden 
gekommen sein. Ich versichere nach bestem Wissen und Gewissen, 
diese Aufwendungen gemacht zu haben. 

Stuttgart, den . . . 

gez. Emil Klein/' 



• Bergbau 

1. In Bergbaugebieten gelten häufig eigene Bergarbeiter=Lohnsteuer= 
tabellen und Freibetragslisten, deren Anwendung den Lohnbüros zur 
Arbeitsvereinfachung zu empfehlen ist; darin sind die Knappschafts* 
beitrage bereits berücksichtigt. 

2. Die Oberfinanzdirektionen sind ermächtigt, Pauschsätze für er* 
höhte Werbungskosten der Bergarbeiter festzusetzen (LStR Abschn. 24 
Abs. 5). Wer erhöhte Werbungskosten im Einzelfalle geltend macht, 
kann bei wesentlicher bergmännischer Tätigkeit vor allem Aufwen* 
düngen für seine Berufskleidung ansetzen; nach der Verwaltungs* 
Praxis wurden in den letzten Jahren dafür 12 DM monatlich ohne 
Einzelnachweis anerkannt. Auch Aufwendungen für ► Berufskrank= 
heiten (z. B. Steinstaublunge) kommen als Werbungskosten in Be= 
trächt. 

3. Vergütungen an Mitglieder der Grubenwehren können nach landes= 
rechtlichen Vorschriften pauschal versteuert werden. 

4. Die nach dem Gesetz v. 20. 12. 1956 (BStBl. 1957 I S. 2) gezahlten 
Bergmannprämien sind steuerfrei; sie werden vom Arbeitgeber 
zu Lasten der Lohnsteuer ausgezahlt. 

• Berliner Arbeitnehmer 

Für Berliner Arbeitnehmer ermäßigt sich die Lohnsteuer, die auf 
Einkünfte aus West=Berlin entfällt, um 20 °/o gegenüber dem im Bun= 
desgebiet geltenden Steuertarif (Ges. v. 4.7. 1955 — BStBl. I S. 245). 
Für Berlin gibt es besondere Steuertabellen, in denen diese Ermäßi* 
gung bereits eingebaut ist. Bei der am Schluß dieses Buches abge* 
druckten, normalen Steuertabelle sind die Steuerbeträge jeweils um 
20 °/o zu kürzen. 

• Berufsausbildung der Kinder 

Allen Eltern stehen ohne Rücksicht auf ihre Einkommens* und Ver« 
mögensverhältnisse festumgrenzte Steuervorteile für die Berufsaus* 
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bildung der Kinder offen. Als Berufsausbildung ist dabei jede Aus* 
bildung für einen künftigen Lebensberuf zu verstehen, insbesondere 
der Besuch von höheren Schulen, Hochschulen, Fachschulen und die 
Ausbildung für einen handwerklichen, kaufmännischen oder tech* 
nischen Beruf, ferner die Ausbildung in der Hauswirtschaft auf 
Grund eines Lehrvertrages oder an einer Lehranstalt (Haushalts= 
schule. Frauenarbeitsschule usw.), ohne daß diese Aufzählung er* 
schöpfend wäre. Auch ein Auslandsaufenthalt zur Vervollkommnung 
der Sprachkenntnisse gehört hierher, wenn er etwa 1 Jahr nicht über* 
schreitet (so BFH v. 15. 1. 1960 — VI 310/58 U bei einer Tochter, die 
in England als Haushaltshilfe beschäftigt war und Auslandskorre* 
spondentin werden wollte). Als begünstigte Aufwendungen gelten 
insbesondere die Schulgelder, Studiengelder, Kosten für Nachhilfe* 
stunden, für Bücher und sonstiges Lehrmaterial, für Fahrten zwischen 
Wohnung und Schule oder Lehrstätte, und bei auswärtiger Unter* 
bringung insbesondere die Unterbringungskosten und die Ver* 
pflegungsmehraufwendungen. In den begünstigten Ausbildungszeit* 
raum sind auch die Ferien und die Vorbereitungszeit zur Erlangung 
der Doktorwürde einzubeziehen. 

I. Kinder bis zu 18 Jahren 

1. Für Kinder bis zu 18 Jahren wird insofern automatisch eine Steuer* 
ermäßigung gewährt, als die Eltern in eine günstigere ► Steuerklasse 
eingereiht werden und dadurch die in die Steuertabelle bereits ein* 
gebauten Freibeträge für Kinder erhalten. Durch diese tabellarische 
Kinderermäßigung sind die üblichen Kosten für die Berufsausbildung 
der Kinder, die a m O r t der Eltern wohnen, grundsätzlich abge* 
gölten, auch wenn noch Fahrkosten für die tägliche Hin* und Rück* 
fahrt zur Schule oder Lehrstätte entstehen. Bei Unterbringung in 
einem Pflichtinternat kann jedoch der nachstehende Freibetrag für 
auswärtige Unterbringung beansprucht werden (OFD Stuttgart S 2250 
v. 2. 2. 1956). Unter Umständen kann auch innerhalb einer Großstadt 
eine „auswärtige" Unterbringung mit nachstehendem Freibetrag an* 
erkannt werden. 

i Ein geschiedener Ehemann mit Wohnsitz im Südosten Münchens 
bestreitet den Unterhalt und die Ausbildung zweier Kinder, die im 
Haushalt der Mutter in München N leben und die Oberschule in Mün= 
eben W (Pasing) besuchen (FG München v. 24. 2. 1956 — EFG S. 252). 

2. Bei auswärtiger Unterbringung von Kindern bis zu 18 Jahren 
kann ein besonderer Freibetrag in Höhe der Ausbildungs* und 
Unterbringungskosten neben dem tabellarischen Kinderfreibetrag 
beantragt werden. Der Höchstbetrag ist 1200 DM pro Jahr; etwaige 
eigene Bezüge des Kindes dürfen davon nicht abgezogen werden 
(LStR 39b Abs. 6). Bis 1961 war der Höchstbetrag 900 DM. 

Zu 1 und 2: In besonderen Ausnahmefällen kann eine zusätzliche 
Steuerermäßigung wegen außergewöhnlicher Belastung in Betracht 
kommen, z. B. wenn erhöhte Aufwendungen durch den Besuch einer 
Blinden* oder Taubstummenanstalt erwachsen, oder bei Umzug aus 
einer anderen Zone mit anderem Lehrplan ► Nachhilfestunden 
► Schulgeld. 
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II. Kinder zwischen 18 und 25 Jahren 

Für Kinder von 18 bis 25 Jahren kann ein ► Kinderfreibetrag (der 
je nach Kindefzahl gestaffelt ist) beantragt werden, wenn die Kinder 
im wesentlichen auf Kosten des Antragstellers unterhalten und aus» 
gebildet werden; hier werden eigene Bezüge des Kindes in gewissem 
Umfang angerechnet (LStR Abschn. 45). 

Bei auswärtiger Unterbringung des Kindes kann ein zusätz* 
lieber Freibetrag bis 1200 DM im Jahr wie oben I, 2 beantragt 
werden. 

III. Kinder über 25 Jahre 

Für die Ausbildung von Kindern über 25 Jahren' kann, wenn die Un* 
terbringung am Ort des Antragstellers erfolgt, ein Jahresfreibetrag 
in Höhe der Aufwendungen bis zu 1200 DM geltend gemacht werden. 
Voraussetzung ist, daß das Kind kein höheres Eigenvermögen als 
10 000 DM hat. Eigene Bezüge des Kindes, die zur Bestreitung des 
Unterhalts geeignet sind, werden zum Teil auf den Freibetrag an* 
gerechnet (LStR 39b Abs. 4). Bis 1961 war der Jahresfreibetrag nur 
900 DM. 

Bei auswärtiger Unterbringung des Kindes kann wiederum ein 
zusätzlicher Freibetrag bis 1200 DM im Jahr wie oben I, 2 be* 
antragt werden. 



• Berufsfortbildung 

Im Rahmen der Fortbildung innerhalb des bereits ausgeübten Tätig= 
keitsgebietes zur Leistungssteigerung und zum besseren Vorwärts* 
kommen sind folgende Steuervorteile gegeben: 

1. Eigene Aufwendungen für die Berufsfortbildung sind als Wer* 
bungskosten begünstigt. Dazu gehören insbesondere die Kosten 
für den Besuch von Tages* und Abendschulen, Lehrgängen und Ar* 
beitswochen, Tagungen und Vorträgen, Betriebsbesichtigungen, Vor* 
bereitungskursen auf berufliche Prüfungen usw. Neben den Kurs* 
geldern, Kosten für Schreib* und Lehrmaterial und ähnlichen un* 
mittelbaren Fortbildungskosten sind auch die Fahrtkosten zum Kurs* 
lokal und zurück sowie die durch Berufsfortbildung bedingten Mehr* 
aufwendungen für Verpflegung bei langer Abwesenheit begünstigt. 
/ Ein kaufmännischer Angestellter , der an Abendlehrgängen für 
Kurzschrift , Buchhaltung und Fremdsprachen teilnahm, hat auf Grund 
einer sorgfältigen Belegsammlung folgende Werbungskosten für Be * 
rufsfortbildung zusammengestellt : 



Schreibhefte, Stenogrammblöcke, Notizbuch 8,50 DM 

Bleistifte, Tinte, Federn und sonstiges Schreibzeug 4,80 DM 

Durchschreibebuchhaltung mit Ubungskonten 29,00 DM 

JEinschreibe» und Kursgebühren 164,00 DM 

Lehr« und Unter richtsbticher 42,70 DM 

Omnibus* und Straßenbahnkosten für 66 Abende 32,00 DM 

Prüfungsgebühren 36,00 DM 



Summe der Werbungskosten 318,00 DM 
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/ Aus Rechtsprechung und Verwaltungspraxis : Ein Industriearbeiter 
strebte die Stellung eines angestellten Ingenieurs an und nahm an 
Lehrgängen einer staatlichen Ingenieurschule teil ; seine Aufwendun= 
gen wurden als Werbungskosten anerkannt (FG Düsseldorf v. 20. 12. 
1950 — DB 1951 S. 183). X Aufwendungen für die Meisterprüfung 
bzw. für eine erweiterte Betriebsleiterprüfung eines Textilingenieurs 
sind Werbungskosten (FG Karlsruhe v. 9. 7. 1954 — EFG S.255). 
X Aufwendungen eines Verwaltungsangestellten für die Vorbereitung 
auf die Beamtenverwaltungsprüfung sind Werbungskosten (OFD 
Stuttgart v. 5.3.1953 — DStZB S.177). X Aufwendungen für den 
Besuch gemeindlicher Verwaltungsschulen durch kommunale Ange = 
stellte, die die Lehrabschluß=(Kaufmannsgehilfen=)Prüfung abgelegt 
haben, sind W erbungskosten (OFD Hannover v. 20. 2. 1953 — DStZ B 
S. 167 ; OFD Frankfurt v. 12. 4. 1956 — NWB 6, 411). i Entsprechend 
diesen Fällen, in denen der Übergang vom Angestelltem zum Be= 
amtenverhältnis begünstigt ist, können auch diejenigen Fortbildungs= 
kosten als W erbungskosten geltend gemacht werden, die beim Woer= 
gang vom Arbeiterverhältnis zum Angestelltenverhältnis, etwa als 
Werkmeister , anfallen. X Dagegen sollen keine W erbungskosten an= 
erkannt werden bei einem Kaufmanns gehilfen zur Vorbereitung auf 
das Abitur, um Wirtschaftswissenschaften studieren zu können und 
in gehobenere Stellung als Diplom=Kaufmann zu kommen, weil hier 
ein völlig neuer Beruf erstrebt werde (RFH v. 11.7.1940 — DStBl 
S.340). Auch Aufwendungen, die der umfassenden Allgemeinbildung 
dienen, wie z. B. Kosten für Tageszeitungen und Rundfunk, sollen 
mangels unmittelbaren Zusammenhangs mit der beruflichen Tätigkeit 
grundsätzlich nicht als Werbungskosten begünstigt sein (RFH v. 19. 12. 
1934 - RStBl. 1935 S. 414). 

2. Werden die Kosten der Berufsfortbildung vom Arbeit g e b e r ge^= 
tragen, so sind sie bei ihm grundsätzlich als Betriebsausgaben 
absetzbar. Beim Arbeitnehmer unterliegen sie jedoch in Höhe des 
geldwerten Vorteils der Lohnsteuer (LStDV §3), können aber genauso 
wie bei unmittelbar eigenen Aufwendungen als Werbungs = 
kosten geltend gemacht werden. 

3. Wenn die Voraussetzungen für Werbungskosten nicht vorliegen, 
weil es sich um keine typischen Fortbildungskosten handelt, kommen 
in zwangsläufigen Fällen außergewöhnliche Belastungen 
in Betracht. X Umschulungskosten von Körperbeschädigten. 

4. Zahlungen' an Angestellte aus Gewerkschaftsmitteln für die Teil= 
nähme an Lehrgängen, z. B. an Bundesschulen des Gewerkschafts= 
bundes oder der Deutschen Angestelltengewerkschaft, sind grund= 
sätzlich steuerfrei (BFH v. 6. 5. 1954 — StRK § 19 Abs. 1 Ziff. 1 
EStG R 25; FinSen Bremen S 2220 v. 11.9.1954 — NWB 6,300). 



• Berufsgenossenschaften 

1. Entschädigungen für Dienstaufwand und Dienstreisen an die Be= 
diensteten der Berufsgenossenschaften sind wie bei den ► Orts= 
krankenkassen grundsätzlich steuerfrei (LStR Abschn. 20). 
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2. Über Beiträge an Berufsgenossenschaften für die gesetzliche Unfall* 
Versicherung ► Sozialversicherung. 

• Berufshaftpflicht 

Eigene Beiträge zu einer Haftpflichtversicherung im Rahmen der be* 
ruflichen Tätigkeit sind als Werbungskosten begünstigt. 

• Berufskleidung 

Für typische, d. h. durch die Besonderheit des Berufes bedingte Be* 
rufskleidung, die praktisch nur im Dienst getragen wird, gelten 
folgende Steuervorteile: 

1. Eigene Aufwendungen des Angestellten für berufsbedingte Klei* 
dungsstücke sind als Werbungskosten begünstigt (LStDV § 20 Abs. 2 
Ziff. 3). Das gilt auch für die damit verbundenen Kosten für Aus* 
besserung, Erneuerung und ► Reinigung. / Für Angestellte: Ärzte= 
mantel, Dirigentenanzug, Chemikermantel, Ingenieurmantel, Labor= 
kittel, Orchesterkleidung, Operationsmantel, Schauspielerkostüm, 
Schwestern=Operationskittel, Verkaufsmäntel, Trauerkleidung hei Be= 
erdigungsinstituten, Zahnarzt= und Zahntechnikermantel. Für Ai beiter: 
Asbestanzug; Bäckerjacke, =hose und =schürze; B er garbeit er tr acht; 
blauer Arbeitsanzug ; Eisenbahner=Jacken und =Hosen ; Feld= und Hof= 
anzug bei der Landwirtschaft ; Friseurkittel oder =mantel ; Gruben= 
anzug; Kaminkehr er= Ausrüstung; Kellner =Frack; Kochanzug; KrafU 
fahr er uniform; Lagermantel; Matrosenanzug; Maurerblusen und 
Schlaghosen; Melkerbluse ; Metzgerjacken ; Monteur=Anzug; Pförtner = 
Uniform; Schmied=Le der schürze; Schreiner= und Schuster kittel; Tank = 
wart=Kombination; Teer=Schutzbekleidung im Straßenbau ; Trauer= 
kleidung von Friedhofsarbeitern ; Zimmermannszunft= Anzug; Schutz= 
mäntel, Monteuranzüge und Kombinationen der Zeitmänner. ► Hotel* 
direktoren ► Musiker. 

Steht im Einzelfall bei Anlegung eines strengen Maßstabes fest, daß 
die Berufsausübung einen besonders hohen Verschleiß an bürgerlicher 
Kleidung erfordert, so kann der berufsbedingte anteilige Kleider* 
verschleiß mit einem angemessenen Betrag geschätzt werden (BFH v. 
24. 4. 1956 — BStBl. III S. 195). 

2. Wenn der Arbeitgeber die Kosten für die Arbeitskleidung 
übernimmt, ist der geldwerte Vorteil hierfür steuerfrei. 

3. Zahlt der Arbeitgeber zur Beschaffung und Erhaltung der Berufs* 
kleidung ein Kleider geld, so ist zu unterscheiden: 

a) Kleidergelder aus öffentlichen Kassen zur Abgeltung des Dienst* 
kleidungsaufwandes im Rahmen hoheitlicher Tätigkeiten, wie z. B. 
im staatlichen Forst*, Polizei* und Zolidienst, sind grundsätzlich 
steuerfrei (LStDV § 4 Ziff. 1). 

b) Kleidergelder im Rahmen privatwirtschaftlicher Tätigkeiten, 
gleichgültig ob aus öffentlichen oder privaten Kassen müssen dagegen 
zunächst dem steuerpflichtigen Arbeitslohn zugeschlagen werden. Der 
Arbeitnehmer kann dann die damit bestrittenen Aufwendungen im 
Wege des Einzelnachweises als Werbungskosten geltend 
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machen. Dieselben Grundsätze gelten für die Fälle, in denen der 
Arbeitgeber Kleidergeld ganz oder teilweise vom Lohn einbehält und 
einer Kleiderkasse zuführt. 

• Berufskrankheiten 

Wenn die Gefahr der Erkrankung nur oder hauptsächlich wegen der 
beruflichen Tätigkeit und für alle Berufsangehörige besteht, die 
Krankheit also in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Beruf steht 
und für den Beruf typisch ist, kommen folgende Steuervorteile in 
Betracht: 

1. Sachleistungen des Arbeitgebers in gesundheitsgefährdeten Be* 
trieben, wie z. B. die Verabreichung von Gesundheitstee oder Frisch= 
milch, bleiben steuerfrei. ► Annehmlichkeiten ► Getränke. 

2. Erholungsbeihilfen des Arbeitgebers zur Abwehr der Folgen einer 
typischen Berufskrankheit oder als Unterstützung in Notfällen sind 
ebenfalls steuerfrei (vgl. BFH v. 4. 1. 1954 — BStBl. III S. 86). 
► Notstandsbeihilfen. 

3. Eigene Aufwendungen des Angestellten zur Abwehr oder Wieder* 
gesundung von typischen Berufskrankheiten können als Wer* 
bungskosten geltend gemacht werden. 

/ Vergiftungen in chemischen und hleiv er arbeitenden Betrieben 
(RStBl. 1929 S. 554); Gasvergiftungen in Gasanstalten; Röntgenkrebs 
bei Röntgenfachärzten ; Tuberkulose bei Ärzten in Lungenheilstätten 
(RStBl. 1931 S. 882); Quecksilberkrankheit bei Zahnärzten ; Tuber * 
kuloseerkrankung, die sich ein in der pathologischen Abteilung eines 
Krankenhauses beschäftigter Pflichtassistent beim Sezieren tuber * 
kulöser Leichen zugezogen hat (TG Hamburg v. 28. 10. 1955 — ETG 
1956 S.45); Gelbsucht (Hepatitis) bei Chirurgen , die Operationen an 
Hepatitis=Kranken vornehmen (TG Münster v. 28. 10. 1955 — ETG 1956 
S. 102). / Asbestose und Silikose in Industriebetrieben mit starker 
Staubentwicklung; Steinstaublunge bei Bergarbeitern (vgl. TG Münster 
v. 23.2.1956 — ETG S.221); Bleierkrankungen im graphischen Ge- 
werbe (TG Nürnberg v. 9. 8. 1956 — DStZ=B S. 568); Strahlenpilz = 
erkrankungen bei Arbeitern in strohverarbeitenden Betrieben; Tolgen 
eines berufstypischen Unfalls, wie z. B. bei Bauarbeitern, Bergarbei- 
tern, Steinbrucharbeitern (vgl. RTH v. 14. 12. 1938 — RStBl. 1939 
S. 212). 

• Berufssportler ► Sportler 

• Berufsverbände 

1. Beiträge zu den Berufsverbänden der Angestellten und Arbeiter 
sind als Werbungskosten absetzbar, f Beiträge zur Union der 
leitenden Angestellten (Ula) und ihren Mitgliedsverbänden; zum Ver- 
band der weiblichen Angestellten ; zum Deutschen Handlungsgehilfen - 
verband (DHV); zu den Tach-, Landes - und Ortsverbänden der Deut- 
sehen Angestellten-Gewerkschaft, des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und des Deutschen Beamtenbundes; ebenso zu den Berufsverbänden 
auf betrieblicher Grundlage wie zum Bunde der Coloristen und Textil- 
ingenieure der Deutschen Farbenfabriken (DStZ-B 1955 S. 315). 



4 Angestellte 
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2. Auch Aufwendungen für fortbildende Veranstaltungen der An» 
gestelltenverbände können als Werbungskosten geltend ge» 
macht werden, ► Berufsfortbildung. / Fahrt= und Teilnahmekosten 
an Lehrgängen und Arbeitswochen, an berufsbildenden Vorträgen, 
Diskussionsabenden an den DAG=Tages= oder Abendschulen, am 
Bundesseminar für leitende Kaufleute in Köln, an der Sprachschule 
der DAG in Hamburg. 

Nicht begünstigt sind dagegen Aufwendungen, die der Angestellte aus 
Anlaß von gesellschaftlichen Veranstaltungen seines Berufsverbandes 
macht, und zwar auch dann nicht, wenn diese im Zusammenhang mit 
rein fachlichen oder beruflichen Tagungen oder Sitzungen entstehen 
(LStR Abschn. 27). f Im Anschluß an eine Fachtagung der Ula findet 
eine Theatervorführung und ein Gesellschaftsabend statt ; die insoweit 
entstehenden Aufwendungen sind nicht begünstigt. 

3. Vergütungen, die Berufs verbände an die Teilnehmer ihrer Lehr» 
gänge bezahlen, sind grundsätzlich steuerfrei (vgl. BFH v. 6. 5. 
1954 - StRK §19 Abs. 1 Ziff . 1 EStG R 25; FinSen Bremen S 2220 v. 
11. 9. 1954 - NWB 6, 300). 

4. Inkasso=Vergütungen an Betriebsbeitragskassierer eines Berufs» 
verbandes unterliegen nicht der Lohnsteuer (vgl. BFH v. 7. 10. 1954 — 
BStBl. III S. 374). 

• Besatzungsbedienstete ► Alliierte Dienststellen 

• Beteiligung 

Wird der Arbeitnehmer am Gewinn oder Umsatz des Unternehmens 
beteiligt, so stellen die dafür aufgeworfenen Vergütungen (Gewinn» 
anteile, Tantiemen, Umsatzprovisionen, Gratisaktien, Freiobligationen 
usw.) wie die laufenden Bezüge in der Regel steuerpflichtigen Arbcits» 
lohn dar. Dabei ergeben sich folgende Möglichkeiten: 

1. Wird die Beteiligung ganz oder teilweise zur ► Zukunftssicherung 
des Arbeitnehmers verwendet, so bleiben davon 312 DM im Jahr 
steuerfrei. In Höhe dieses Betrages ist deshalb eine Koppelung 
der Beteiligung mit der Zukunftssicherung steuerlich besonders vor» 
teilhaft. 

2. Erfolgt zunächst keine Auszahlung, sondern lediglich eine Gut» 
Schrift für den Arbeitnehmer, so braucht noch keine Versteuerung zu 
erfolgen, wenn die Barauszahlung lediglich aus betrieblichen Inter» 
essen (z. B. aus Liquiditätsgründen) vorerst unterblieben ist. Die 
Lohnsteuer muß dann erst bei der tatsächlichen Auszahlung der 
gutgeschriebenen Beträge entrichtet werden (BFH v. 19. 6. 1952 — 
BStBl. 1953 III S. 170). 

3. Wer zugleich am Verlust des Unternehmens beteiligt ist, kann den 
Verlust bei Inanspruchnahme als Werbungskosten geltend 
machen (RFH v. 14. 11. 1934 — RStBl. 1935 S. 939). 

• Betriebliche Altersversorgung ► Altersversorgung 

• Betriebsausflug 

Sachleistungen des Arbeitgebers an die Betriebsangehörigen anläßlich 
eines Betriebsausfluges bleiben steuerfrei, wenn sie sich im üb» 
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liehen Rahmen halten (LStR Abschn.il). I Freie Fahrt und kosten= 
lose Ausgabe von Speisen , Getränken und Tabakwaren für den Be= 
darf eines Tages. — Dagegen steuerpflichtig z. B. die Fahrt*, Unter= 
kunfts = und Verpflegungskosten für eine ötägige Italienreise eines 
Betriebes, der hierfür rd. 200 DM pro Belegschaftsmitglied aufwendete 
(BFH v. 13. 5. 1954 - BStBl III S. 225). 

• Betriebsausgaben 

1. Arbeitnehmer, die nebenberuflich als Landwirte, Gewerbetreibende 
oder Freiberufler tätig sind, können von den Einnahmen aus ihrem 
„Nebenbetrieb" die sogenannten „Betriebsausgaben" abziehen. Man 
versteht darunter alle Aufwendungen, die durch den Betrieb bzw. 
Nebenbetrieb veranlaßt sind. In der Regel kann alles, was im Zusam= 
menhang mit der hauptberuflichen Tätigkeit ► Werbungskosten sind, 
im Zusammenhang mit dem Nebenberuf als Betriebsausgaben abge* 
zogen werden. / Kosten für Arbeitsmittel, Schreib = und Zeichen = 
papier, Schreibkraft, Diktiergerät, Schreibmaschine , Reisekosten usw. 

2. Bei ► künstlerischer ► schriftstellerischer ► wissenschaftlicher 
► Nebentätigkeit kann eine Betriebsausgaben=Pauschale von 25 %> der 
Nebeneinnahmen geltend gemacht werden, ohne daß die einzelnen 
Ausgaben nachzuweisen sind. 

3. Wenn die Betriebsausgaben höher sind als die Einnahmen aus der 
Nebentätigkeit, so kann der entstandene ► Verlust vom Arbeitslohn 
und sonstigen positiven Einkünften steuerlich abgezogen werden. 
Dieser Vorteil wird häufig übersehen! 

• Betriebsrat 

1. Die an Betriebsratsmitglieder — z. B. im Bergbaubetrieb — gezahl= 
ten ► Aufwandsentschädigungen zur Bestreitung des mit ihrer Tätig* 
keit verbundenen Aufwands sind zunächst dem steuerpflichtigen 
Arbeitslohn hinzuzurechnen. Dafür können sämtliche im Rahmen der 
Betriebsratstätigkeit entstehenden Aufwendungen als W erbungs = 
k o s t'e n geltend gemacht werden. 

2. Betriebsratsmitglieder, die im Aufsichtsrat tätig sind, können die 
Steuervorteile' für ► Aufsichtsrats tätigkeit in Anspruch nehmen. 

• Betriebsveranstaltungen 

1. Sach leistungen des Arbeitgebers bei Betriebsveranstaltungen 
bleiben steuerfrei, wenn sie sich im üblichen Rahmen halten 
(LStR Abschn. 11). / Gewährung von Speisen und Getränken , freier 
Fahrt , Tabakwaren, Eintrittskarten für Kino, Theater und Varietes 
bei Betriebsfeiern, Richtfesten ► Betriebsausflügen. 

2. Bar leistungen des Arbeitgebers, die aus Anlaß des 1. Mai an 
Stelle von Sachleistungen gewährt werden, sind bis zu 8 DM je 
Arbeitskraft ebenfalls steuerfrei. Sonstige Barleistungen ge= 
hören grundsätzlich zum steuerpflichtigen Arbeitslohn, wenn es sich 
nicht um ► Gelegenheitsgeschenke oder ► Jubiläumsgeschenke 
handelt. 



4 * 
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• Bewerbungskosten ► Stellungsuche 

• Bewirtungskosten ► Repräsentationsaufwendungen 

• Brauereigewerbe 

Erhalten die im Brauereigewerbe beschäftigten Angestellten kostenlos 
Bier zum Genuß an Ort und Stelle im Betrieb (Freitrunk) oder zum 
Genuß außerhalb des Betriebes, z. B. in der Wohnung (Haustrunk), 
so bleibt diese Sachleistung steuerfrei. Voraussetzung ist, daß 
der Freitrunk oder Haustrunk nicht verkauft werden darf und daß 
er nur in einer solchen Menge gewährt wird, die einen Verkauf tat* 
sächlich ausschließt (LStR Abschn. 13). 

• Brautleute ► Eheschließung 

• Buchhalter 

1. Aufwendungen für Buchhaltungskurse an kaufmännischen Handels= 
schulen, Volkshochschulen, Gewerkschaftsschulen usw. sind als W e r = 
bungskosten begünstigt, ► Berufsfortbildung. 

2. Bilanzbuchhalter, die im Range eines Abteilungsleiters mit der 
betrieblichen Kostenverteilung und Bilanzvorbereitung befaßt sind, 
kommen als ► leitende Angestellte mit den dortigen Steuervorteilen 
in Betracht (vgl. Arbeitsgericht Gelsenkirchen v. 30. 3. 1953 — BB 1953 
S. 352). 

• Bühnenangehörige 

Künstler und Bühnenpersonal, die sich länger als für 7 Tage an eine 
Bühne verpflichtet haben, sind in der Regel als Arbeitnehmer anzu* 
sehen und sind dann weder Umsatz* noch gewerbesteuerpflichtig, son* 
dern unterliegen lediglich der Lohnsteuer. Dabei kommen folgende 
Vorteile in Betracht (LStR Abschn. 24 a) : 

I. Zusätzlicher Werbungskosten*Pauschbetrag 

1. Solopersonal der Oper, der Operette und des Schauspiels (ein* 
schließlich der prominenten Künstler), Regisseure mit Spielverpflich* 
tung, Solotänzer und Solotänzerinnen können für ihre erhöhten 
beruflichen Aufwendungen ohne Einzelnachweis einen Werbungs* 
kosten=Pauschsatz von 25 °/o der Einnahmen, höchstens jedoch 500 DM 
monatlich geltend machen. 

2. Für Chorpersonal, Balettpersonal, Inspizienten, Souffleure mit 
Spielverpflichtung wird ein Werbungskostenpauschsatz von 15 °/o ohne 
Höchstgrenze gewährt. 

3. Bei den Vorgenannten Pauschsätzen handelt es sich um zusätzliche 
Werbungskosten, die neben dem bereits in die Lohns teuer tabeile 
eingebauten allgemeinen Werbungskosten=Pauschbetrag gewährt wer= 
den und zur Abgeltung aller mit der beruflichen Tätigkeit zusammen* 
hängenden Aufwendungen dienen. Doch können weitere Werbungs* 
kosten bei Mehraufwendungen für ► doppelte Haushaltsführung (in 
voller Höhe) und ferner für ► Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits* 
Stätte (diese nur insoweit, als sie 15 DM monatlich übersteigen) 
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geltend gemacht werden. Auch hierbei darf keine Kürzung um den 
in die Lohnsteuertabelle eingebauten allgemeinen Werbungskosten« 
Pauschbetrag erfolgen, weil dieser schon bei der Bemessung der 
obigen Pauschsätze berücksichtigt ist. 

4 . Werden höhere Werbungskosten als die obigen Pauschsätze ein« 
zeln nachgewiesen oder glaubhaft gemacht, so werden diese höheren 
Beträge anerkannt. Dabei wird jedoch der in die Lohnsteuertabelle 
eingebaute allgemeine Werbungskosten=Pauschbetrag angerechnet. 

5 . Für Mitwirkende an bestimmten Bühnen=Festspielen können örtlich 
verschiedene Werbungskosten=Sätze zugelassen werden, die bei der 
zuständigen Oberfinanzdirektion zu erfahren sind (z. B. für die Bay« 
reuther Bühnenfestspiele OFD Nürnberg S 2226 v. 8.6.1953). 

II. Sonstiges 

1. Bei auswärtigen Engagements müssen sich Schauspieler häufig 
außerhalb ihres Wohnsitzes aufhalten. Die dafür gewährten Ent= 
Schädigungen unterliegen grundsätzlich nicht den Beschränkungen der 
Sätze für ► Auslösungs=Trennungsentschädigungen, sondern sind als 
► Reisekostenersatz im Rahmen der dortigen Beträge voll Steuer« 
frei (FG Hamburg v. 29.4.1954 — EFG S. 232). 

2. Beiträge des Arbeitgebers zu den Versorgungsanstalten der Deut« 
sehen Bühnen und der Deutschen Kulturorchester bleiben im Rahmen 
der ► Zukunftssicherung bis zu 312 DM im Jahr steuerfrei 
(FinMin NRW S 2176 v. 19.6.1952 — NWB 6, 369). Darüber hinaus« 
gehende Arbeitgeberbeiträge und eigene Beiträge des Bühnenangehö« 
rigen sind als Sonderausgaben abzugsfähig. Die sog. „Alters« 
Versorgungsabgabe", die von jeder ausgegebenen Eintrittskarte ab« 
geführt wird, ist voll steuerfrei (Hess. FinMin v. 10. 2. 1958 — DStZ=B 
S. 138). 

3. Aufwandsentschädigungen an die Intendanten staatlicher und 
städtischer Theater sind keine steuerfreien ► Aufwandsentschädigun« 
gen für hoheitliche Tätigkeiten, sondern Arbeitslohn; die einzelnen 
Aufwendungen müssen als Werbungskosten geltend gemacht werden. 

4 . Nach örtlichen Regelungen kann die Lohnsteuer für Bühnen« 
angehörige statt vom Arbeitgeber aus Vereinfachungsgründen direkt 
von der örtlichen Verrechnungsstelle der Deutschen Künstleragenturen 
einbehalten und dem Finanzamt abgeführt werden (so in Bremen 
laut FinSen S 2220 v. 26. 3. 1956 — NWB 1, 86). 

Vgl. ferner ► Artisten ► Chordirektoren ► Fernsehleute ► Film« 
schaffende ► Musiker ► Sportler ► Theaterkapellmeister. 



• Bundesbahn 

1. Die an das Personal der Deutschen Bundesbahn gewährten Strecken« 
gelder und Auswärtszulagen können, soweit sie die Sätze der imt^r« 
sten Reisekostenstufe der Beamten nicht übersteigen, wie ► Reise« 
kosten aus öffentlichen Kassen steuerfrei behandelt werden. 
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2. Gesetzliche oder tarifliche Nachtdienstzulagen bleiben als Zuschläge 
für Nachtarbeit steuerfrei, wenn die Voraussetzungen für 

► Lohnzuschläge vorliegen. 

3. Über Beiträge zur Zusatzversicherung bei der Bundesbahn=Ver= 
Sicherungsanstalt ► Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst. 

4. Freifahrtkarten an Angehörige der Bundesbahn für Urlaubszwecke 
sind als Sachbezüge grundsätzlich steuerpflichtig; die Besteuerung 
wird jedoch in der Regel pauschal von der Bundesbahn übernommen. 

5. Wenn das mit der Gepäck= und Expreßgutabfertigung beschäftigte 
Personal für die Versicherung von Reisegepäck und Expreßgut von 
der Europäischen Güter= und Reisegepäckversicherungs=AG durch die 
Deutsche Bundesbahn eine Provision von 10 °/o der vereinnahmten 
Versicherungsgebühren ausbezahlt erhält, so unterliegt diese nicht 
dem Lohnsteuerabzug durch die Bundesbahn (OFD München S 2220 
v. 23.2.1956 - DStZ=B S.207). 

• Bundespost 

1. Die im Kraftfahrdienst, Bahnpostdienst und Fernmeldedienst ge= 
währten . Aufwandsentschädigungen und Pauschvergütungen zur Ab= 
geltung der Reisekosten sind grundsätzlich steuerfrei. 

2. Nachtdienstzulagen an das Personal der Deutschen Bundespost 
sind als gesetzliche oder tarifliche Zuschläge für Nachtarbeit unter 
den Voraussetzungen der ► Lohnzuschläge steuerfrei. 

3. Zuschüsse zur zusätzlichen Alters* und Hinterbliebenenversorgung 
bleiben steuerfrei, soweit sie 312 DM pro Jahr nicht über* 
steigen, ► Zukunftssicherung. Über Beiträge zur Zusatzversorgung 
bei der Versoi:gungsanstalt der Deutschen Bundespost ► Zusatzver* 
sorgung im öffentlichen Dienst. 

4. Die den Posthaltern für die Zurverfügungstellung der Diensträume 
mit Licht und Heizung gewährte Dienstkostenentschädigung ist als 

► Aufwandsentschädigung aus öffentlichen Kassen steuerfrei. 
Aufwendungen für eigenes Dienstpersonal des Posthalters können 
als Werbungskosten geltend gemacht werden. 

5. Die Vergütungen für Aushilfskräfte, die bei der Rentenzahlung 
ständig wiederkehrend (in der Regel 3—5 Tage im Monat) beschäftigt 
werden, können nach der Monats=Lohnsteuertabelle versteuert wer* 
den, wenn die erste Lohnsteuerkarte dort ständig vorliegt (FinMin 
BW v. 5. 2. 1960 — S. 2224). 

m Bürgermeister 

Bewirbt sich ein Arbeitnehmer um eine Bürgermeisterstelle, so kann 
er die damit verbundenen Aufwendungen, insbesondere die Wahl* 
kosten, als Werbungskosten geltend machen, ohne Rücksicht 
darauf, ob er gewählt wird oder nicht. Weiteres ► Steuervorteile für 
Beamte (Band 1 dieser Buchreihe). 

• Bürgschaft 

Aufwendungen auf Grund von Bürgschaften, die ein Angestellter für 
seinen Arbeitgeber leistet, können bei unmittelbarem Zusammen* 
hang mit der dienstlichen Tätigkeit als Werbungskosten 
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geltend gemacht werden. / Bürgschaftsverluste eines am Aktien= 
kapital nicht beteiligten Direktors einer AG, die er zur Rettung der 
Gesellschaft und damit zur Erhaltung seiner leitenden Stellung macht 
(vgl RFH v. 21. 2. 1934 — RStBl. S. 628). I Bürgschaftsleistung eines 
Prokuristen, der am. Gewinn und Verlust der Firma beteiligt ist und 
zur Erhaltung seiner Einnahmen auch etwaige Verluste in Kauf neh= 
men muß (RFH v. 14. 11. 1934 — RStBl. 1935 S. 939). 

• Caritas 

Zuwendungen an den Deutschen Caritas=Verband, seine Unterver= 
bände und die ihnen angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten 
sind als Sonderausgaben abzugsfähig, ► Spenden. 

• Chefärzte ► Ärzte 

• Chemiker ► Berufskleidung ► Berufskrankheiten 

• Chordirektoren 

erhalten den Werbungskosten=P 4 Uschbetrag der hauptberuflichen 
► Musiker. Reicht dieser Pauschbetrag nicht aus, so können höhere 
Werbungskosten einzeln nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wer= 
den. Werden für einen bestimmten Zeitraum (etwa 2 bis 3 Monate) 
die entsprechenden Werbungskosten nachgewiesen oder glaubhaft 
gemacht und ist anzunehmen, daß in Zukunft Werbungskosten etwa 
in gleicher Höhe erwachsen werden, so können sie in dieser Höhe 
für etwa 2 bis 3 Jahre ohne besonderen Einzelnachweis anerkannt 
werden (FinBeh Hamburg S 2226 v. 14. 11. 1955; Hess. FinMin v. 
30. 11.1955; FinMin NRW v. 23. 12. 1955 in DStZ=B 1955 S. 547 und 
550 sowie 1956 S. 20). 

• Chorpersonal ► Bühnenangehörige 

• Darlehen ► Arbeitgeberdarlehen ► Baudarlehen 

• Deputate 

Deputate, wie sie z. B. im Bergbau oder in der Landwirtschaft gewährt 
werden, sind als Sachbezüge mit ihrem Geldwert zur Lohnsteuer 
grundsätzlich in der Weise heranzuziehen, daß der Arbeitgeber bei 
jeder Leistung an den Arbeitnehmer die Lohnsteuer einbehält. Das 
kann jedoch in den Lohnzahlungsräumen, in denen besonders hohe 
Deputate zur Auslieferung gelangen, infolge der Steuerprogression 
zu einer höheren Steuer führen als bei gleichmäßiger Verteilung auf 
das ganze Jahr. Es ist zulässig und in der Regel vorteilhafter, zunächst 
den Wert der Deputate für ein ganzes Jahr zu ermitteln und ohne 
Rücksicht darauf, wann die Deputate geliefert werden, die gesamten 
Sachbezüge auf die einzelnen Lohnzahlungsräume zu verteilen und 
die Lohnsteuer danach zu berechnen (LStR Abschn. 14 Abs. 3). 

• Deutsches Rotes Kreuz ► Spenden 

• Diätkost 

Ist im Krankheitsfall auf die Dauer oder für längere Zeit eine typische 
Krankendiät erforderlich (häufig bei Herz= und Lungenleiden sowie 
bei Zuckerkrankheit), so können die gegenüber der normalen Er= 
nährung glaubhaft gemachten Mehrkosten und etwaige Kosten für 
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die Verwendung von Heilmitteln (z. B. Insulin) als außergewöhn* 
liehe Belastungen geltend gemacht werden, wenn eine ärzt* 
liehe Bescheinigung über ihre Notwendigkeit beigebracht wird. Die 
Mehrkosten, die in der Regel nur durch Schätzung ermittelt werden 
können, sind bei niederem Einkommen und entsprechend niederem 
Lebensstandard geringer als bei höherem Einkommen. £ Der Mehr* 
auf w and eines Zuckerkranken für Diätverpflegung zvurde im Durch = 
schnitt auf 2 DM täglich geschätzt (FG Stuttgart v. 17. 4. 1956 — 
DStZ=B S. 336). £ Bei jährlichen Einkünften von jährlich 10 000 bis 
12 000 DM zourden die Mehr auf zvendungen für eine ausreichende, 
bescheidene Diätkost pauschal mit 2,50 DM pro Tag geschätzt (FG 
Freiburg v. 16. 6. 1956 — DStZ=B S. 390). £ Bei einem Diabetiker mit 
einem Jahresarbeitslohn von 8 000 bis 9 000 DM wurden die Mehr * 
kosten für die Diät unter Berücksichtigung der Körpergröße und der 
stetigen Verteuerung der Lebensmittel mit 3,50 DM pro Tag ange * 
nommen (FG Nürnberg v. 29.11.1955 — DStZ=B 1956 S.40). 
Werden die einzelnen Mehraufwendungen nicht belegt, so können 
nach den Verhältnissen des Einzelfalles ohne Nachweis bis zu 30 DM 
monatlich oder 360 DM jährlich als außergewöhnliche Belastung an* 
erkannt werden. Diese Pauschalbeträge erhöhen sich 

a) bei Gallen=, Leber* oder Nierenleiden bis zu 40 DM monatlich, und 

b) bei Tbc=Erkrankungen und bei Zuckerkrankheit (Diabetes) bis zu 
60 DM monatlich 

ohne besonderen Einzelnachweis (LStR Abschn. 39). 

• Dienstkleidung ► Berufskleidung 

• Dienstreisen ► Reisekosten 

• Dienstwohnung 

Bei unentgeltlicher oder verbilligter Überlassung einer Dienst* oder 
Werkwohnung an den Arbeitnehmer muß der ortsübliche Mittelpreis 
der Lohnsteuer unterworfen werden. Bei Wohnungen in betriebs* 
eigenen Gebäuden bleibt jedoch der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Preis, zu dem die Wohnung überlassen wird, und dem orts* 
üblichen Mietpreis steuerfrei, wenn der Unterschied 20 DM 
monatlich nicht übersteigt (LStR Abschn. 2 Abs. 2 Ziff. 4). Über freie 
Dienstwohnungen in der Rentei und in der Forstverwaltung ► BFH 
v. 26. 5. 1955 - BStBl. III S. 232. 

Abstandssummen eines Arbeitgebers zum Freikauf einer betriebs* 
eigenen Dienst* oder Werkwohnung sind beim Arbeitnehmer 
steuerfrei (FG Münster v. 29. 1. 1957 — III a 674/56 — NWB 1,56). 

• Diktiergerät 

Eigene Aufwendungen für ein beruflich verwendetes Diktiergerät mit 
Zubehör und laufenden Uberprüfungskosten können im Rahmen des 
Hauptberufs als Werbungskosten und im Rahmen eines 
Nebenberufs als Betriebsausgaben begünstigt sein (bejahend 
FG Düsseldorf v. 19. 10. 1953 — EFG 1954 S. 41 beim Tonbandgerät 
eines Seelsorgers; verneinend FG Münster v. 27. 10. 1955 — EFG 1956 
S. 55 beim Dimafon eines Arbeitnehmers im öffentlichen Dienst). Als 
jährliche Absetzungsquoten kommen 20 bis 50°/o der Anschaff ungs* 
kosten in Betracht, ► Absetzungen für Abnutzung. 
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• Direktor ► leitende Angestellte 

• Direktversicherung ► Altersversorgung 

• Dirigenten ► Chordirektoren ► Musiker 

• Doktortitel 

Aufwendungen zur Erlangung des Doktortitels oder sonstiger akade* 
mischer Grade kommen nur ausnahmsweise als Werbungskosten 
in Betracht. X Bejahend hei wissenschaftlichen Assistenten an Hoch * 
schulen z. B. FG Düsseldorf v. 30. 11. 1954 — EFG 1955 5. 105 und 
FG Karlsruhe v. 22. 3. 1956 — EFG S. 262. Verneinend hei einem 
Schriftleiter RFH v. 11.11.1936 — RStBl. 1937 S.455 und hei einem 
Betriebswirt BFH v. 20. 9. 1957 — BStBl. III S. 424. 

Wenn Zwangsläufigkeit vorliegt, können evtl, die Eltern, nicht aber 
der Doktorand selbst, für ihre Aufwendungen zur Promotion ihres 
Kindes außergewöhnliche Belastungen geltend machen 
(BFH v. 20. 9. 1957 a.a.O.). 

• Doppelte Haushaltsführung 

Bei auswärtiger Beschäftigung, die eine beruflich bedingte Trennung 
vom ständigen Wohnsitz zur Folge hat, bestehen folgende Steuer* 
vorteile: 

I. Wenn die durch die Trennung verursachten Mehraufwendungen 
für Fahrt, Übernachtung, Verpflegung und Familienheimfahrten vom 
Arbeitgeber ersetzt werden, sind sie im Rahmen der ► Auslösungen 
mit den dort genannten Sätzen steuerfrei. Soweit es die betrieb* 
liehen Verhältnisse zulassen, sollte dieser Vorteil immer ausgenutzt 
werden. 

II. Werden die notwendigen Mehraufwendungen vom Arbeitgeber 
nicht ersetzt, so können sie vom Arbeitnehmer als Werbungs* 
kosten geltend gemacht werden. Als solche kommen insbesondere 
in Betracht (LStR Abschn. 26) : 

1. Die notwendigen Mehraufwendungen für Verpflegung bei einem 
Gesamtarbeitslohrt im Kalenderjahr von nicht mehr als 6000 DM bis 
zu einem Betrag von 5 DM täglich und bei einem Gesamtarbeitslohn 
im Kalenderjahr von mehr als 6000 DM bis zu einem Betrag von 
8 DM täglich, 

2. die notwendigen Kosten der Unterkunft am Beschäftigungsort 
(Übemachtungskosten im Gasthaus, Miete für Privatzimmer usw.), 

3. die tatsächlichen Fahrtkosten (unter Ausnutzung der bestehenden 

Tarifvergünstigungen) für jeweils zwei Familienheimfahrten im Ka* 
lendermonat. Wird hierzu ein eigenes Kraftfahrzeug benutzt, so kön* 
nen dessen Kosten dann zugrunde gelegt werden, wenn besonders 
ungünstige Verkehrsverhältnisse vorliegen (BFH v. 21. 8 . 1952 — 

BStBl. III S. 268; FG Düsseldorf v. 25. 1. 1956 — EFG S. 181). Die Ver* 
kehrsverhältnisse sind auch dann besonders ungünstig, wenn der Auf* 
enthalt des Arbeitnehmers bei der Familie bei Benutzung der öffent* 
liehen Verkehrsmittel erheblich kürzer ist als bei der Pkw=Benutzung 
(FG Düsseldorf v. 27. 8. 1959 - DStZ*B S. 443). 
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Führt ein Arbeitnehmer aus nicht zwingenden persönlichen Gründen 
einen doppelten Haushalt, so können die dadurch entstehenden Mehr= 
kosten bis zu der Höhe als Werbungskosten anerkannt werden, wie 
der Arbeitnehmer sie bei täglicher Heimfahrt mit den üblichen öffent= 
liehen Verkehrsmitteln für höchstens 40 km als Werbungskosten geh 
tend machen könnte; benutzt ein solcher Arbeitnehmer für die Fami= 
lienheimfahrten ein eigenes Kraftfahrzeug, so können nur entweder 
Werbungskosten nach vorstehenden Grundsätzen oder Werbungs= 
kosten im Rahmen der ► Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits= 
Stätte für die tatsächlichen Heimfahrten geltend gemacht werden. 
Diese Steuervorteile können grundsätzlich auch Arbeitnehmer aus 
der Sowjetzone geltend machen, die ihre Familie dort noch zurück= 
lassen und im Bundesgebiet eine Unterkunft nehmen müssen. 

• Dozententätigkeit 

1. Angestellte, die eine selbständige (freiberufliche) Tätigkeit 
als Dozent (z. B. an Volkshochschulen und Verwaltungsakademien) 
ausüben, können die Steuervorteile für eine ► wissenschaftliche 
Nebentätigkeit in Anspruch nehmen. 

2. Wird die Dozententätigkeit unselbständig, d. h. in einem 
(zweiten) Dienstverhältnis ausgeübt, so kommen die Steuervorteile 
für eine ► Lehr= und Prüfungstätigkeit und ► mehrere Dienstver* 
hältnisse in Betracht. Anders als bei der selbständigen Tätigkeit nach 
Ziff. 1 kann hier keine Tarifvergünstigung nach § 34 Abs. 4 PStG 
eintreten. Dozenten und Lehrbeauftragte an Universitäten sollen nach 
der früheren Rechtsprechung als unselbständig anzusehen' sein (RFH 
v. 8.11.1933 — RStBl. S. 1334). Dies gilt heute nicht mehr für alte 
Universitäten. An der Freien Universität Berlin z. B. gibt es auch 
Lehrbeauftragte ohne Anstellung Verhältnis, für die dann die gün= 
stigeren Steuervorteile nach Ziff. 1 in Betracht kommen. Weitere 
Hinweise für Hochschullehrer ► Steuervorteile für Beamte (Band 1 
dieser Buchreihe). 

• Druckereigewerbe 

1. Die nach dem Manteltarifvertrag für das graphische Gewerbe zu 
zahlenden Nachtarbeitszuschläge sind als ► Lohnzuschläge unter den 
dortigen Voraussetzungen steuerfrei. Fallen Nachtarbeit und 
Mehrarbeit zusammen, so wird der jeweils höhere Zuschlag gezahlt. 
Ist danach der Mehrarbeitszuschlag für Überstunden, die in der Nacht 
geleistet werden, höher als der Nachtarbeitszuschlag, so unterliegt 
dieser Mehrarbeitszuschlag dem Steuerabzug vom Arbeitslohn. Ist 
dagegen der Nachtarbeitszuschlag höher als der Mehrarbeitszuschlag, 
so bleibt der Zuschlag für Nachtarbeit steuerfrei (OFD Hamburg 
S 2223 v. 7. 2. 1955 - DStZ=B S. 260). 

2. Im graphischen Gewerbe wird neben den tariflichen Sonntags= 
Zuschlägen eine tarifliche Antrittsgebühr von 15% des tariflichen 
Wochenlohnes an Arbeitnehmer gezahlt, die mit der Herstellung 
regelmäßig erscheinender Zeitungen und Zeitschriften beschäftigt 
sind, die an Sonntagen oder in der Nacht vom Sonntag zum Montag 
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hergestellt werden. Diese tarifliche Antrittsgebühr ist seit 1. 7. 1959 
lohnsteuerpflichtig (FinMin BW S 2223 v. 18. 6. 1959). 

Die nach § 3 Ziff. 2 a des Tarifvertrags zu zahlende Extra-Entschädi* 
gung für Arbeitszeit, die außerhalb der betrieblich vereinbarten 
Arbeitszeit liegt (vor 6 bzw. 7 und nach 18 bzw. 19 Uhr), gehört zu 
den begünstigten Nachtarbeitszuschlägen. 

3. Die nach § 3 Ziff. 7 des Manteltarifvertrags für ungünstig gelege- 
nen Arbeitsbeginn gezahlte Sonderentschädigung gehört ebenso wie 
eine etwaige Krätzeentschädigung als Sonderzuschlag zum Steuer* 
pflichtigen Arbeitslohn (LStDV § 2 Abs. 3 Ziff. 5). Eigene Auf wen* 
düngen zur Verhütung oder Beseitigung von beruflichen Krankheits* 
erscheinungen kommen als Werbungskosten in Betracht, ► Be* 
rufskrankheiten. Aufwendungen eines Setzers zur Vervollkommnung 
seiner Rechtschreibekenntnisse, z. B. durch Teilnahme an deutsch* 
und fremdsprachlichen Fachkursen oder durch die Anschaffung des 
Duden, stellen ebenfalls abzugsfähige Werbungskosten dar, ► Berufs* 
fortbildung ► Fachliteratur. 

• Durchlaufende Gelder 

Beträge, die der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber erhält, um sie für 
ihn auszugeben, sind beim Arbeitnehmer steuerfrei (LStDV § 4 
Ziff. 4; LStR Abschn. 23). Es handelt sich dabei praktisch um Gelder 
des Arbeitgebers, die nur in seinem Interesse ausgegeben werden, 
gleichgültig, ob dies im eigenen Namen oder im Namen des Arbeit* 
gebers geschieht. / Ein Botengänger erhält 80 DM mit dem Auftrag , 
mit dieser Summe eine Rechnung des Arbeitgebers zu begleichen oder 
verschiedene Gegenstände für ihn einzukaufen. 

Ebenso sind die Beträge steuerfrei, die dem Arbeitnehmer nach 
Verausgabung ersetzt werden, ► Auslagenersatz. 

• Ehegattenbesteuerung 

Auf Grund des Steueränderungsgesetzes vom 18. 7. 1958 (BGBl. I 
S. 473) gibt es seit 1. 1. 1958 zwei Besteuerungsarten für Ehegatten: 

1. Splittingverfahren (split = spalten, halbieren). 

Diese vorteilhafte Besteuerungsart wirkt sich bei allen Lohnsteuer- 
zahlern automatisch durch die Anwendung der neuen Lohnsteuer* 
tabellen aus, so daß kein besonderer Antrag erforderlich ist. In den 
neuen Ehegatten=Steuerklassen III und IV ist zunächst der allgemeine 
Freibetrag von 1680 DM doppelt, also für den Mann und für die 
Frau, berücksichtigt. Nach Abzug der Pausch* und Freibeträge ist der 
verbleibende Einkommensbetrag sodann halbiert (gespalten) und jede 
Hälfte für sich besteuert worden. Auf diese Weise kommt ein niedri- 
gerer Steuersatz zur Anwendung, als wenn die Summe beider Hälf- 
ten auf einmal versteuert würde. Allerdings wirkt sich das Splitting- 
verfahren nur bei einem Jahreseinkommen der Ehegatten von mehr 
als 16 000 DM voll aus, weil bis zu dieser Grenze die Ehegatten 
gleichmäßig mit 20 °/o besteuert werden und erst darüber hinaus die 
Steuerprogression, die durch das Splitting gemildert wird, eingreift. 
Für Ehegatten, die beide verdienen, ► Mehrere Dienstverhältnisse. 
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2. Getrennte Veranlagung 

An Stelle des Splittingverfahrens, das von den Lohnkassen der Arbeit* 
nehmer automatisch zugrunde gelegt wird, kann eine „getrennte Ver* 
anlagung" beim Finanzamt beantragt werden, was aber nur in selte* 
nen Ausnahmefällen günstig ist. Dabei werden jedem Ehegatten die 
von ihm bezogenen Einkünfte zugerechnet und bei ihm getrennt be* 
steuert. Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen werden, 
wenn keine andere Aufteilung beantragt wird, je zur Hälfte bei jedem 
der Ehegatten berücksichtigt. Die getrennte Veranlagung ist dem 
Splittingverfahren nur dann vorzuziehen, wenn ein Steuervorteil von 
einer bestimmten Einkommensgrenze abhängt, die beim Splitting* 
verfahren überschritten würde. I Für Landwirte gibt es einen Frei- 
betrag von 1000 DM, wenn das Einkommen 6000 DM nicht über= 
steigt (§ 13 EStG). Wenn ein Arbeitnehmer z. B. ein Einkommen von 
12 000 DM und seine Ehefrau aus einer Landwirtschaft 5000 DM hat, 
so würde beim Splittingverfahren (weil hier zunächst die 12 000 und 
5000 zusammenzurechnen wären) der Freibetrag von 1000 DM ver= 
lorengehen , während er bei getrennter V er anlagung erhalten bleibt.— 
Ähnlich bei Freibetrag für freie Berufe (§18 Abs. 4 EStG); Mindest * 
betrag für die Versteuerung der V er äußerungs gewinne (§§14, 16, 18 
EStG); Freigrenze bei Spekulationsgeschäften (§23 EStG). 



• Eheschließung 

Wer mehr als 4 Monate im Kalenderjahr verheiratet ist, hat die 
Chance, in eine günstigere Steuerklasse zu kommen. Dabei sind zwei 
Fälle zu unterscheiden: 

1. Wenn nur einer der Brautleute verdient und nur er eine Lohn* 
steuerkarte hat, ist die standesamtliche Trauung vor dem 1. Sep* 
tember, also spätestens am 31. August, steuerlich stets vorteilhaft. 
Dann wird das junge Ehepaar rückwirkend ab 1. Januar für das 
ganze Jahr in die günstigere Splitting=Steuerklasse III eingereiht, 
wobei auch die Frau einen Freibetrag von 1680 DM erhält. Die 
Steuerersparnis beträgt mindestens 20 °/o dieses Freibetrages = 
336 DM. 

2. Wenn beide Brautleute verdienen und je eine Lohnsteuerkarte 
haben, spielt das Heiratsdatum in vielen Fällen keine Rolle, weil 
jeder bis zu einem Jahreseinkommen von 8000 DM (nach Abzug von 
Freibeträgen) gleichmäßig mit 20 °/o besteuert wird und für jeden der 
Freibetrag von 1680 DM so oder so gewährt wird. Nur bei höheren 
Jahreseinkommen als 8000 DM pro Person, bei denen die sog. Pro* 
gressionszone (steigende Steuersätze über 20 °/o) beginnt, ist hier die 
Eheschließung vor dem 1. September steuerlich vorteilhaft. 

Die Eintragung der neuen Steuerklasse auf der Lohnsteuerkarte 
sollte sofort nach der Heirat bei der Gemeindebehörde beantragt 
werden, wonach die Lohnkasse für die Zukunft die günstigere Steuer* 
klasse anwendet; nach Jahresende muß für die zurückliegende Zeit 
der ► Lohnsteuer* Jahresausgleich durchgeführt werden, der zur Er* 
stattung der zuviel gezahlten Lohnsteuer führt. Günstige Möglich- 
keiten für Brautleute durch ► Sparprämien. 
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• Ehrenamt 

1. Vergütungen für ein Ehrenamt sind, soweit es sich um ► Auslagen= 
ersatz, ► Reisekostenersatz oder ► Aufwandsentschädigungen aus 
öffentlichen Kassen handelt, steuerfrei. Beträge, die für Zeit= 
aufwand, Arbeitsleistung und entgangenen Verdienst gewährt wer* 
den, bleiben, wenn sie zusammen mit sonstigen Nebeneinkünften 
800 DM im Jahr nicht übersteigen, ebenfalls steuerfrei. Das gilt auch 
für die ehrenamtlichen Beisitzer, Sachverständigen und Zeugen bei 
Gerichten und für die ehrenamtlichen Mitglieder der Organe der 
► Sozialversicherungsträger. 

2. Den in den Kreis* und Gemeindeverwaltungen ehrenamtlich tätigen 
Personen (z. B. Gemeinderats*, Magistrats* und Kreistagsmitgliedcr, 
Ratsvorsitzende, Beigeordnete, Kassenverwalter) werden häufig unter 
der Bezeichnung „Aufwandsentschädigung" Beträge gezahlt, die nicht 
nur den steuerlich anzuerkennenden Aufwand, sondern zugleich auch 
Zeit und Arbeitsleistung sowie den entgangenen Verdienst und das 
Kassenrisiko abgelten sollen. In diesen Fällen bleibt in der Regel 
ohne weiteren Nachweis ein Aufwand in Höhe von 33V3°/o der Ent* 
Schädigung, mindestens in Höhe von 50 DM monatlich, Steuer* 
frei. Nach örtlich verschiedenen Regelungen, die beim zuständigen 
Finanzamt zu erfragen sind, gelten häufig bestimmte steuerfreie 
Höchstsätze (vgl. LStR Abschn. 17 Abs. 2). 

3. Aufwendungen, die einem Arbeitnehmer in Ausübung eines un= 
besoldeten Ehrenamtes erwachsen (z. B. durch Verwendung eines 
eigenen Kraftfahrzeugs), sind nach der Rechtsprechung nur dann als 
Werbungskosten abzugsfähig, wenn das Ehrenamt im un* 
mittelbaren Zusammenhang mit der Arbeitnehmertätigkeit steht. 
Dies gilt auch dann, wenn der Arbeitnehmer für seine Tätigkeit eine 
Aufwandsentschädigung erhält, aber darüber hinaus noch weitere 
Aufwendungen machen muß (Bayer. FinMin S 2226 v. 6. 6. 1955 — 
DStZ=B 1956 S. 208). / Als W erbungskosten wurden z. B. anerkannt 
die Mitgliedsbeiträge an wissenschaftliche Gesellschaften , denen ein 
Arbeitnehmer ehrenamtlich als Vorstand oder Beiratsmitglied ange= 
hörte (FG Hamburg v. 30.11.1955 — EFG 1956 S.263). 

4. Bei der Umsatzsteuer bleiben Gesamteinnahmen bis zu 8 000 DM 
im Jahr, auch soweit sie aus ehrenamtlicher Tätigkeit herrühren, 
steuerfrei (§7a UStG). Wenn der Arbeitnehmer, z. B. aus meh* 
reren Nebentätigkeiten, einen höheren Jahresumsatz erzielt, bleibt die 
ehrenamtliche Tätigkeit dann umsatzsteuerfrei, „wenn das Entgelt 
für diese Tätigkeit oder bei Ausübung mehrerer ehrenamtlicher 
Tätigkeiten das Entgelt für jede dieser Tätigkeiten nicht mehr als 
1 200 DM jährlich beträgt. Ubersteigt das Entgelt den genannten 
Betrag, so ist die ehrenamtliche Tätigkeit insoweit steuerfrei, als 
lediglich Unkosten in der tatsächlich entstandenen und nachgewiese* 
nen Höhe ersetzt werden" (§ 50 d UStDB). 

• Ehrensold 

1. Ein wegen großer Verdienste gezahlter Ehrensold ist Steuer* 
frei, wenn der Geber steuerpflichtig ist. J Ein pensionierter Wissen« 
sdiaftler bezog neben seiner Pension von einem Industrieverband 
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einen Ehrensold von 9 600 DM, der vom Gericht im vollen Umfang 
steuerfrei belassen wurde (VG Berlin v. 10. 12. 1954 — EFG 1955 
5. 139). 

2. Auch der auf Grund des Gesetzes über Titel, Orden und Ehren® 
Zeichen gewährte Ehrensold bleibt grundsätzlich steuerfrei 
(EStR Abschn. 9). 

• Eigentumswohnung 

Für Ersterwerber einer Eigentumswohnung kommen die wichtigen 
Steuervorteile für den ► Wohnungsbau in Betracht. 

• Einfamilienhaus 

1. Für den Bau eines Einfamilienhauses gelten die wichtigen Steuer® 
vorteile für den ► Wohnungsbau. 

2 . Schuldzinsen für Baudarlehen, die auf Zeiträume vor der Bezugs® 
fertigkeit des Einfamilienhauses entfallen, können stets in voller 
Höhe als Werbungskosten geltend gemacht werden, selbst 
wenn dadurch ein ► Verlust entsteht, der dann mit positiven Ein» 
künften ausgeglichen werden kann. Diese Möglichkeit wird häufig 
übersehen ! Die tatsächliche Zahlung der Zinsen kann auch nach 
der Bezugsfertigkeit des Hauses erfolgen, wenn sie nur für die 
Monate vor der Bezugsfertigkeit bestimmt sind (BFH,v. 29.10.1953 
und 25. 11. 1954 - BStBl. III 1953 S. 353 und 1955 S. 26). 

3. Nach der Bezugsfertigkeit werden die Einkünfte beim selbst® 
bewohnten Einfamilienhaus — anders als beim übrigen Hausbesitz — 
nach der „Verordnung über die Bemessung des Nutzungswertes der 
Wohnung im eigenen Einfamilienhaus" v. 26. 1. 1937 (RGBl. I S. 99) 
berechnet. Grundlage für die Berechnung ist der vom Finanzamt zu® 
letzt festgestellte Einheitswert, über den ein „Einheitswert=Bescheid // 
erteilt wird. Als zu versteuernder Nutzungswert wird bei allen seit 
dem 1.1. 1925 bezugsfertig gewordenen Einfamilienhäusern ein Be® 
trag von 3V2°/o dieses Einheitswertes, bei älteren Gebäuden 3 °/o 
angesetzt. Wird das Einfamilienhaus erst im Laufe des Jahres bezugs® 
fertig, so wird nur der Teil des Grundbetrages herangezogen, der 
auf die vollen Kalendermonate nach der Bezugsfertigkeit entfällt. 

4. Nach der Bezugsfertigkeit können Schuldzinsen, die mit der Nut® 
zung des Grundstücks zu Wohnzwecken in wirtschaftlichem Zu® 
sammenhang stehen, nur noch bis zur Höhe des Grundbetrages von 
3 V 2 bzw. 3% des Einheitswertes als Werbungskosten ab® 
gezogen werden. Das gilt z. B. für Zinsleistungen der Hypotheken® 
gewinnabgabe, die in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Nut® 
zung des Einfamilienhauses stehen, ferner für Erbbauzinsen (BFH v. 
13. 5. 1954 — BStBl. III S. 199). Abzugsfähig sind auch die in Kauf® 
preisrenten anteilig enthaltenen Schuldzinsen; dabei muß, wenn Zin® 
sen nicht ausdrücklich ausgeworfen worden sind, ein angemessener 
Betrag nach dem im Wirtschaftsleben üblichen Zinsfuß ermittelt wer® 
den (BFH v. 22. 9. 1955 - BStBl. III S. 320). 

Neben den Schuldzinsen sind nur noch Aufwendungen ungewöhn* 
lieber Art wie Instandsetzungskosten zur Beseitigung von Kriegs® 
Schäden absetzbar; höhere und andere Werbungskosten sind durch 
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das pauschale Besteuerungsverfahren abgegolten (BFH v. 21. 4. 1955 
— BStBl. III S. 173). Regelmäßig kann daher kein ausgleichsfähiger 
Verlust mehr errechnet werden, f 



a) Einheitswert 40 000 DM 

Nutzungswert 3 v. H. = 1 200 DM 

•/• Schuldzinsen 500 DM 



zu versteuernde Einkünfte 700 DM 

b) Einheitswert 30 000 DM 

Nutzungswert 3,5 v. H. = 1 050 DM 

7* Schuldzinsen 1 200 DM 



Verlust, der nicht ausgleichsfähig ist 150 DM 

zu versteuernde Einkünfte — DM 

c) Einheitswert 30 000 DM 

Nutzungswert 3 v. H. = 900 DM 

7* Schuldzinsen 200 DM 



700 DM 

Beseitigungskosten für Kriegsschäden 1 200 DM 

ausgleichsfähiger Verlust 500 DM 



5. Der nach Abzug der Werbungskosten verbleibende Nutzungswert 
wird wie „Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung" zur Ein= 
kommensteuer veranlagt; bei Lohnsteuerpflichtigen bleibt er jedoch 
steuerfrei, wenn er zusammen mit sonstigen Nebeneinkünften 
800 DM nicht übersteigt, i Einheitswert eines 1956 gebauten Ein= 
familienhauses 25 000 DM. Grundbetrag des Nutzungswertes 3,5 % — 
875 DM. Schuldzinsen für Hypotheken 75 DM, die als Werbungs= 
kosten absetzbar sind. Der Rest von 800 DM bleibt steuerfrei. 

6. Schuldzinsen, die nicht in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der 
Nutzung der eigenen Wohnung stehen, können nicht als Werbungs= 
kosten abgesetzt werden; sie sind jedoch entweder Betriebsausgaben 
(wenn sie durch einen Betrieb oder Nebenbetrieb veranlaßt sind) oder 
Sonderausgaben. 

• Einmalige Bezüge 

Sonstige, insbesondere einmalige Bezüge wie Gehaltsnachzahlungen, 
Prämien, Gratifikationen usw. mußten früher nach einem umständ= 
liehen Verteilungsverfahren versteuert werden. Heute wird die Steuer 
bei Jahreseinkommen bis 8 000 DM, bei Ehegatten bis 16 000 DM 
(nach Abzug von Freibeträgen) grundsätzlich in Höhe von 20 °/o 
erhoben (§ 35 LStDV, Abschn. 52 LStR). In folgenden zwei Gruppen 
von Fällen ist eine Pauschalbesteuerung möglich (§§ 35a, 35b 
LStDV): 

I. Auf Antrag des Arbeitgebers wird die Lohnsteuer nach einem 
festen Pauschsteuersatz von der Summe der Aufwendungen des Ar= 
beitgebers erhoben, wenn der Arbeitgeber in einer größeren Zahl 
von Fällen im Kalenderjahr 

1. steuerpflichtige Erholungsbeihilfen gewährt; hier beträgt der 
Steuersatz in der Regel 20°/o; 

2. steuerpflichtige Sachzuwendungen aus Anlaß von Betriebsveran* 
staltungen gewährt; hier beträgt der Steuersatz 10 %>, wenn die Auf= 
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Wendungen im Durchschnitt 50 DM für jeden beteiligten Arbeit» 
nehmer im Kalenderjahr nicht übersteigen; sonst beträgt der Steuer» 
satz 20 %>. 

II. Auf Antrag des Arbeitgebers kann das Finanzamt zulassen, daß 
die Lohnsteuer nach einem besonderen Pauschsteuer satz erhoben 
wird 

1. von der Summe der Aufwendungen des Arbeitgebers, wenn son» 
stige Bezüge in einer größeren Zahl von Fällen gewährt werden oder 
Bezüge an kurzfristig beschäftigte Arbeitnehmer (► Aushilfskräfte) 
gezahlt werden; 

2. von der Summe der nicht oder in zu geringer Höhe besteuerten 
Aufwendungen, wenn in einer größeren Zahl von Fällen Lohnsteuer 
vom Arbeitgeber nachzuerheben ist. 

• Eintrittskarten ► Annehmlichkeiten 

• Einrichtung 

1. Aufwendungen der Eltern für die Einrichtung einer Wohnung der 
Tochter oder Praxis des Sohnes können als ► außergewöhnliche 
Belastungen begünstigt sein, ► Ausstattung ► Aussteuer. 

2. Aufwendungen für die eigene Einrichtung sind grundsätzlich 
nur dann begünstigt, wenn es sich um die Wieder beschaffung 
verlorenen Hausrats handelt, ► Flüchtlingsfreibetrag, ► Hausrat und 
Kleidung. In den übrigen Fällen, in denen sich z. B. junge Eheleute 
ihre Einrichtung selbst beschaffen, kommen keine außergewöhnlichen 
Belastungen in Betracht. / Ein Ehemann , dessen Schwiegereltern zur 
Beschaffung der Aussteuer nicht in der Lage waren , machte Auf= 
Wendungen für Hausrat und Bettwäsche geltend. Das Gericht lehnte 
außergewöhnliche Belastungen ab, weil den Aufwendungen ein Ge= 
genwert, nämlich das Eigentum an Hausrat und Wäsche, gegenüber = 
stand, also nicht wie bei der Aussteuerbeschaffung durch die Eltern 
eine echte „Belastung" vorlag (vgl. BFH v. 5. 3. 1953 — BStBl. III 
S. 126). 

3. Zinsen für Schulden, die zur Beschaffung von Einrichtungsgegen» 
ständen aufgenommen werden, sind stets als Sonderausgaben 
absetzbar. 

• Eisenbahn» und Straßenbahnbedienstete 

Die Beiträge des Arbeitgebers zur Pensionskasse Deutscher Eisen» 
bahnen und Straßenbahnen bleiben in Höhe der entsprechenden 
► Sozialversicherungsbeiträge als gesetzliche Arbeitgeberbeiträge 
steuerfrei. Darüber hinaus sind Arbeitgeberbeiträge bis zu 
312 DM im Jahr als Leistungen für die ► Zukunftssicherung Steuer» 
frei (BdF v. 2.4.1953 - DStZ»B S. 215). 

• Enkelkinder 

Großeltern können für Enkelkinder bis zu 18 Jahren — im Falle der 
Berufsausbildung bis zu 25 Jahren — den tabellarischen ► Kinder» 
freibetrag erhalten, wenn die Enkelkinder in ihren Haushalt auf» 
genommen sind und dafür ein wirtschaftliches Bedürfnis vorliegt; 
ein solches ist zu verneinen, wenn das Enkelkind oder seine Eltern 
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die Kosten des Unterhalts aus eigenen Mitteln bestreiten können. 
Weil auf diese Billigkeitsvorschrift kein gesetzlicher Anspruch besteht 
und stets ein „wirtschaftliches Bedürfnis" dargetan werden muß, 
empfiehlt es sich, die Enkelkinder als ► Pflegekinder aufzunehmen 
und zu bezeichnen, da für diese die Kinderermäßigung kraft Gesetzes 
gewährt werden muß, selbst wenn die Kinder eigene Einkünfte be= 
ziehen (EStG §32 Abs. 4 Ziff. 4f; EStR Abschn. 182/183). 

• Entlassung ► Abfindungen 

• Entschädigungen ► Abfindungen ► Aufwandsentschädigungen 
► Auslösungen 

• Erbschaftsteuer 

Der Erwerb von Todes wegen, Schenkungen unter Lebenden und 
Zweckzuwendungen unterliegen grundsätzlich der Erbschaftsteuer 
(= Schenkungsteuer). Dabei gelten insbesondere folgende Steuer- 
vorteile: 

1. Steuerfreiheit besteht grundsätzlich für 

a) Ehegatten, soweit sie Abkömmlinge haben (oder im letzten Welt= 
krieg verloren haben) und der Erwerb 250 000 DM nicht übersteigt, 
im übrigen bis zu 30 000 DM; 

b) Kinder bis zu 30 000 DM; 

c) Enkel bis zu 20 000 DM; 

d) Eltern, Großeltern, Stiefeltern, Geschwister, Neffen und Nichten 
bis zu 3 000 DM; 

e) für andere Personen bis zu 1 000 DM. 

2. Daneben bleibt der Hausrat (einschl. Wäsche und Kleidungs= 
stücke) steuerfrei bei den Personen la— c, soweit der Wert 
20 000 DM nicht übersteigt, bei den übrigen Personen, soweit der 
Wert 5 000 DM nicht übersteigt. 

3. Der Wert für unentgeltliche Dienste des Erwerbers, die dieser nach 
Vollendung des 15. Lebensjahres im Haushalt oder im Betrieb des 
Erblassers ohne Barlohn geleistet und dadurch eine fremde Arbeits= 
kraft erspart hat, kann von dem Anfall abgezogen werden. Die= 
ser Vorteil wird nur auf Antrag gewährt, der häufig übersehen 
wird! 

4. Weitere Befreiungsbestimmungen gelten für andere bewegliche 
Gegenstände, insbesondere für Kunstgegenstände und Sammlungen, 
ferner für Zuwendungen an inländische Religionsgemeinschaften, 
an Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, 
die kirchlichen, mildtätigen oder gemeinnützigen Zwecken dienen. 

• Erfindervergütungen 

Nach dem Gesetz über Arbeitnehmererfindungen vom 25. 7. 1957 
(BGBl. I S. 756) haben Arbeitnehmer im privaten und öffentlichen 
Dienst (einschl. Beamten und Soldaten) gegen ihren Arbeitgeber bzw. 
Dienstherrn einen Vergütungsanspruch für Diensterfindungen, d. h. 
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solche Erfindungen, die entweder aus der dem Arbeitnehmer ob= 
liegenden Tätigkeit entstanden sind oder maßgeblich auf Erfahrungen 
oder Arbeiten des Betriebs beruhen. Die auf diese Vergütungen cnt= 
fallende Lohnsteuer darf nur zur Hälfte erhoben werden (VO 
über die steuerliche Behandlung der Vergütungen für Arbeitnehmers 
erfindungen vom 6, 6. 1951 — BGBL I S. 388). 

Für Einnahmen aus einer freiberuflichen Erfindertätigkeit können 
verschiedene Vergünstigungen in Anspruch genommen werden, die 
in „Steuervorteile für Architekten, Ingenieure und Erfinder" (Band 4 
dieser Buchreihe) dargestellt sind. 

• Erholung 

Aufwendungen zur üblichen Erholung sind steuerlich in der Regel 
nicht begünstigt. In besonderen Fällen kommen jedoch folgende Vor= 
teile in Betracht: 

1. Erholungsbeihilfen des Arbeitgebers bleiben dann steuerfrei, 
wenn sie entweder unter den Voraussetzungen von ► Notstands= 
beihilfen oder zur Abwehr drohender bzw. zur Beseitigung bereits 
entstandener Schäden einer typischen ► Berufskrankheit gewährt 
werden (vgl. BFH v. 14.1.1954 — BStBl. III S. 86). 

2. Wegen Pauschalbesteuerung von steuerpflichtigen ErholungsbeU 
hilfen ► Einmalige Bezüge. 

• Essenmarken oder ^Zuschüsse 

Gewährt der Arbeitgeber Essenmarken, die zur Einnahme verbilligter 
oder kostenloser Mahlzeiten innerhalb oder außerhalb des Betriebes 
bzw. der Behörde berechtigen, so bleiben sie steuerfrei, soweit 
der geldwerte Vorteil für den Arbeitnehmer 1,50 DM täglich nicht 
übersteigt (LStR Abschn. 15). Entsprechendes gilt für Barzuschüsse, 
vorausgesetzt, daß sie nicht dem Arbeitnehmer, sondern unmittelbar 
an eine Kantine oder Gaststätte gezahlt werden. 

• Fachkurse 

Aufwendungen (Aufnahme= und Einschreibegebühren, Kurs= und 
Obungsgelder, Kosten für Schreib* und Lehrmaterial, Fahrtkosten 
usw.) für Fachkurse, Fachlehrgänge, Fachunterricht, Fachvorträge, fach= 
liehe Tagungen, Fachversammlungen usw. sind als Werbungs = 
kosten begünstigt, wenn sie der ► Berufsfortbildung dienen. Das 
gilt auch für Fachkurse im Rahmen von ► Auslandsreisen. 

• Fachliteratur 

1. Anschaffungskosten, Kosten für das Einbinden, für Ordner und 
Sammelmappen, für Einbandpapier und Etiketten, für Versicherungen 
der Fachbibliothek und sonstige Aufwendungen für Fachbücher und 
Fachzeitschriften, Kommentare, Gesetzestexte, Loseblatt=Werke usw. 
stellen Werbungskosten dar, wenn sie der ► Berufsfortbik 
düng dienen (LStR Abschn. 29). X Ein Angestellter machte im ersten 
Ausbildungsjahr fast 10 % seines Verdienstes als Werbungskosten 
für Fachliteratur geltend , die anerkannt wurden (RFH v. 24.6.1937 — 
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RStBl. 5. 1089). £ Ein Gewerkschaftssekretär , der sich durch Selbst = 
Studium fortbildete und nachwies , daß er den „Großen Brockhaus " 
für seine Berufsausübung benötigte , durfte die Kosten dieses Groß= 
lexikons mit jährlich 10 °fo als ► W erbungskosten absetzen (FG Karls= 
ruhe v. 5. 8. 1955 — EFG S. 376). 

2. Ausgaben für allgemeinbildendes Schrifttum, z. B. für allgemeine 
Nachschlagewerke, Tageszeitungen, Unterhaltungszeitschriften und 
Illustrierte werden grundsätzlich nicht zum Abzug zugelassen. So* 
weit solche Literatur jedoch in dem einen oder anderen Berufszweig 
fast ausschließlich im Dienst verwendet wird, kommen auch hierfür 
Werbungskosten in Betracht. £ Duden oder sonstiges Rechtsdireib= 
buch in Druckereibetrieben. 

• Fachverbände ► Berufsverbände 

• Fahrkarten 

1. Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Fahrkarten für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ganz oder teilweise unentgelt= 
lieh zur Verfügung oder ersetzt er ihm den ausgelegten Fahrpreis 
nach Vorzeigen der beschafften Fahrkarte, so bleibt der Fahrpreis 
steuerfrei (LStR Abschn. 25 Abs. 4). Bei den zahlreichen aus= 
wärts wohnenden Arbeitnehmern bildet die Ausnutzung dieser Mög= 
lichkeit praktisch einen größeren Vorteil als eine entsprechende Lohn= 
erhöhung, die steuerpflichtig wäre. 

2. Bezahlt der Arbeitnehmer die Fahrkarten selbst und erhält er sie 
nicht ersetzt, so kann er Werbungskosten für ► Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte geltend machen. Während die 
Fälle nach Ziff. 1 immer steuerfrei bleiben, tritt jedoch hier eine 
Steuerermäßigung nur insoweit ein, als die gesamten Werbungs= 
kosten den in die Lohnsteuertabelle eingebauten allgemeinen W T er= 
bungskosten=Pauschbetrag übersteigen. 

3. Bei auswärtigen Arbeitnehmern, die am Beschäftigungsort eine 
zusätzliche Unterkunft nehmen müssen, bleiben die Fahrkarten für 
Familienheimfahrten steuerfrei, wenn sie vom Arbeitgeber er= 
setzt werden im Rahmen von ► Auslösungen. Muß sie der Arbeit= 
nehmer selber tragen, dann kann er für monatlich zwei Heimfahrten 
Werbungskosten geltend machen, ► Doppelte Haushai ts= 
führung. 

• Fahrrad 

I. Verwendung des Fahrrads im Dienst 

1. Wegegelder für die Benutzung eines eigenen Fahrrads im Dienst, 
die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer gewährt, sind steuerfrei 
im Rahmen der ► Auslösungen und ► Reisekosten, bei Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes auch als ► Aufwandsentschädigungen. 

/ Tarifliches Fahrradgeld im Bewachungsgewerbe. — Fahrradentschä * 
digungen, die von den Straßenbauämtern gezahlt werden. 

Im Rahmen der Reisekosten wird für die Farradbenutzung ein Kilo* 
metergeld von 3 Pf ohne besonderen Nachweis anerkannt (LStR 
Abschn. 21 Abs. 9). 
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2. Eigene Anschaffungs», Raparatur» und Erneuerungskosten für ein 
im Dienst benutztes Fahrrad, die vom Arbeitgeber nicht entschädigt 
oder ersetzt werden, können von Angehörigen des privaten Dienstes 
grundsätzlich als Werbungskosten geltend gemacht werden. 
Die Anschaffungskosten können in jährlichen Teilbeträgen von 10 
bis 20 °/o berücksichtigt werden, ► Absetzungen für Abnutzung. Bei 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes können für Fahrten während 
des Dienstes entsprechend der Rechtsprechung für Benutzung eigener 
► Kraftfahrzeuge grundsätzlich keine Werbungskosten geltend ge» 
macht werden, weil die Behörde den dienstlich veranlaßten Aufwand 
nach den Reisekostenbestimmungen vergütet. 

II. Verwendung des Fahrrads für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte 

Für ► Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte können die 
Anschaffungs», Reparatur» und Erneuerungskosten eines eigenen 
Fahrrades sowohl im privaten als auch im öffentlichen Dienst als 
Werbungskosten geltend gemacht werden. Da nach dem Gesetz 
(LStDV § 20 Abs. 2 Ziff. 2) rundweg alle Aufwendungen des Arbeit» 
nehmers für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte begünstigt 
sind und es sich im Gegensatz zur früheren Gesetzesfassung nicht 
um „notwendige" Fahrten handeln muß, kann das Fahrrad auch für 
kurze Entfernungen, die man zu Fuß zurücklegen könnte, benutzt 
werden. Für die Höhe des Abzugs gelten wiederum die Grundsätze 
der ► Absetzungen für Abnutzung. 

• Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

A. Steuerfreie Leistungen des Arbeitgebers 

1. Stellt der Arbeitgeber Fahrzeuge (z. B. Omnibusse oder Personen» 
kraftwagen) für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte un» 
entgeltlich oder verbilligt zur Verfügung, so bleibt der entsprechende 
geldwerte Vorteil beim Arbeitnehmer steuerfrei (LStR Äbschn. 25 
Abs. 4). Dasselbe gilt für die Zurverfügungstellung oder den Er» 
satz von ► Fahrkarten. Diese Möglichkeit ist ein beliebter Weg zur 
Steuerersparnis für die heute so zahlreich auswärts wohnenden 
Arbeitnehmer. 

2. Ersetzt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Aufwendungen für die 
Benutzung eines dem Arbeit n e h m e r gehörenden Kraftfahrzeuges 
für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, so bleiben die 
ersetzten Beträge nur im Rahmen von ► Auslösungen steuerfrei; 
danach kann Steuerfreiheit nur bis zur Höhe der Fahrtkosten für 
öffentliche Verkehrsmittel eintreten. Wenn die Voraussetzungen für 
Auslösungen nicht vorliegen, gehören die ersetzten Beträge zum 
steuerpflichtigen Arbeitslohn; jedoch kann der Arbeitnehmer dann 
Werbungskosten nach folgendem Abschnitt B geltend machen 
(LStR Abschn. 25 Abs. 5). 

3. Zahlt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Pauschvergütung 
zur Abgeltung aller Kosten für Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte, so ist diese in keinem Fall steuerfrei, sondern fnuß dem 
Arbeitslohn hinzugeschlagen werden. Der Arbeitnehmer kann dann 
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wiederum nur Werbungskosten nach folgendem Abschnitt B geltend 
machen. 

B. Werbungskosten des Arbeitnehmers 

Eigene Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Woh= 
nung und Arbeitsstätte sind stets als Werbungskosten be= 
günstigt, ohne Rücksicht darauf, ob die Aufwendungen notwendig 
sind oder nicht (LStDV §20 Ziff. 2; LStR Abschn. 25). Bei Entfernun= 
gen über 40 km prüft das Finanzamt nach, ob der Arbeitnehmer aus 
nicht zwingenden persönlichen Gründen seinen Wohnsitz in dieser 
Entfernung genommen hat oder beibehält. Trifft dies zu, so werden 
nur die Aufwendungen bis zur 40=km=Grenze (diese also in jedem 
Fall) als Werbungskosten anerkannt. Hat der Arbeitnehmer mehrere 
Wohnungen, so ist für die Berechnung der begünstigten Werbungs= 
kosten diejenige Wohnung maßgebend, von der aus er sich regel= 
mäßig an seine Arbeitsstätte begibt. 

I. Benutzung eigener Kraftfahrzeuge 

1. Begriff des eigenen Fahrzeugs 

Als eigenes Kraftfahrzeug ist nicht nur ein solches anzusehen, das 
sich im rechtlichen Eigentum des Arbeitnehmers befindet oder das auf 
eigene Kosten des Arbeitnehmers angeschafft worden ist. Es genügt 
wirtschaftliches Eigentum, d. h., wenn das Kraftfahrzeug auf den 
Namen des Antragstellers zugelassen ist und der Kraftfahrzeugbrief, 
die Steuerkarte und der Versicherungsschein auf seinen Namen lauten 
(Kraftfahrzeughalter) . 

2. Pauschbeträge für Kraftfahrzeuge 

Ohne weiteren Nachweis werden zur Abgeltung der Aufwendungen 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte bei Benutzung eines eigenen 
Kraftfahrzeugs die folgenden Pauschbeträge für jeden Arbeitstag, an 
dem der Arbeitnehmer für diese Fahrten ein eigenes Kraftfahrzeug 



benutzt, anerkannt: 

a) Für Kraftwagen 0,50 DM 

b) für Kleinstkraftwagen (drei= oder vierrädriges Kraft= 
fahrzeug, dessen Motor einen Hubraum von nicht 

mehr als 500 ccm hat) 0,36 DM 

c) für Motorräder und Motorroller 0,22 DM 

d) für Fahrräder mit Motor 0,12 DM 



Diese Pauschbeträge werden für jeden km gewährt, den die Woh= 
nung vom Arbeitsort entfernt liegt, für die Hin= und Rückfahrt also 
nur einmal. Maßgebend ist die kürzeste benutzbare Straßenverbin= 
düng zwischen Wohnung und Arbeitsstätte. Ausnahmsweise kann 
eine andere Straßenverbindung zugrunde gelegt werden, wenn sie 
offensichtlich verkehrsgünstiger ist und von dem Arbeitnehmer regel= 
mäßig für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte benutzt 
wird. Bei der Berechnung der Entfernungs=km sind angefangene km 
als volle km zu zählen. Bei mehreren täglichen Heimfahrten wird nur 
eine Hin= und Rückfahrt berücksichtigt. In die Berechnung der Ent= 
fernungs=km können auch die Strecken einbezogen werden, die zum 
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Besuch von beruflichen Fortbildungskursen zurückgelegt werden 
(FinMin NRW S2226 v. 12.10.19 55 - DB S.1029). 

3. Berechnung der Arbeitstage 

Bei einer sechstägigen Arbeitswoche kann in der Regel von 300 Arbeits= 
tagen ausgegangen werden. Von diesen sind die Urlaubstage und bei 
verkürzter Arbeitszeit, z. B. bei einer Fünf «Tage* Woche, die ent* 
sprechende Zahl weiterer Tage abzuziehen. Für Sonntagsarbeit, für die 
der Arbeitnehmer keinen freien Werktag erhält, sind entsprechende 
Zuschläge zu machen (OFD Stuttgart v. 2. 2. 1956). I Ein Arbeit = 
nehmer mit einem jährlichen Urlaubsanspruch von 20 Tagen wohnt 
in Aschaffenburg und fährt täglich mit seinem Volkswagen 40 km zu 
seiner Arbeitsstätte nach Frankfurt. Er kann täglich 40 X 0,50 = 20 DM 
und jährlich 300 — 20 = 280 X 20 = 5600 DM Werbungskosten geltend 
machen, wonach eine ganz erhebliche Steuersenkung oder Steuer= 
freiheit eintritt. 

4. Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung 

Mit den vorgenannten Pauschbeträgen ist die Kfz=Haftpfl ich tver siche* 
rung zu dem Anteil, der auf die Benutzung zu Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte entfällt, bereits abgegolten. Daneben 
kann aber noch die Hälfte der in dem betreffenden Jahr gezahlten 
Kfz=Haftpflichtversicherung ohne Nachweis der privaten Nutzung des 
Fahrzeugs als Sonderausgaben geltend gemacht werden. 

'5. Mitbenutzung des Kraftfahrzeugs zu Dienstreisen 
Wird das Kraftfahrzeug sowohl zu Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte als auch zu Dienstreisen benutzt, so sind die Auf* 
Wendungen grundsätzlich zu trennen in 

a) solche, die auf die Fahrten zwischen Wohnung und Dienststelle 
entfallen; für diese gelten die obigen Grenzen und Pauschbeträge; 

b) solche, die auf die Dienstreisen entfallen; für diese gelten die 
Ausführungen über ► Kraftfahrzeug und ► Reisekosten. 

Wird das Kraftfahrzeug jedoch überwiegend zu Dienstreisen 
benutzt, so können für alle aus dienstlichen Gründen ausgeführten 
Fahrten einschließlich der Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits* 
statte die tatsächlichen Aufwendungen (Anschaffungskosten, 
fixe Kosten, laufende Treibstoff= und Reparaturkosten usw.) als 
Werbungskosten abgezogen werden (LStR Abschn. 25 Abs. 2). 

6. Kraftfahrzeug der Körperbeschädigten 

Auch Körperbeschädigte mit einer Erwerbsminderung von mindestens 
45 °/o, die wegen ihrer Beschädigung ein Kraftfahrzeug benutzen 
müssen, können an Stelle der oben genannten Pauschbeträge ihre 
tatsächlichen Aufwendungen (► Absetzungen für Abnutzung, Fixe 
Kosten, Benzin* und Reparaturkosten usw.) als Werbungs» 
kosten geltend machen, wenn dies für sie günstiger ist, ► Kraft» 
fahrzeug. 

II. Benutzung sonstiger Verkehrsmittel 

Jeder Arbeitnehmer kann zur Erreichung seiner Arbeitsstätte jedes 
beliebige Verkehrsmittel benutzen, z. B. die Bahn in jeder Wagen* 
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klasse, Omnibus, Straßenbahn, Taxi oder Mietwagen. Die dadurch 
entstehenden Fahrtkosten sind in ihrer tatsächlichen Höhe immer als 
Werbungskosten begünstigt, ohne Rücksicht darauf, ob die 
Benutzung dieser Fahrzeuge notwendig ist oder nicht. Das gilt auch 
für ein ► Fahrrad. 

III. Besonderheiten für bestimmte Berufsgruppen ► Artisten ► Biih= 
nenangehörige ► Fernsehleute ► Filmschaffende ► Forstbedienstete 
► Schauspieler ► Sportler. 

• Fahrtkosten zu Fachveranstaltungen 

Fahrtkosten, die zum Besuch von Veranstaltungen aufgewendet wer= 
den, die der ► Berufsfortbildung dienen, sind im angemessenen und 
üblichen Rahmen als Werbungskosten begünstigt. X Ein 
Arbeitnehmer hat seinen Motorroller zum Besuch von beruflichen 
Fachvorträgen benutzt. Seine Fahrtkosten wurden ihm in Höhe der 
Kosten für öffentliche Verkehrsmittel (Bahn, Omnibus, Straßenbahn) 
als Werbungskosten anerkannt (BFH v. 3. 3. 1955 — BStBl III S. 104). 
Wenn öffentliche Verkehrsmittel fehlen, dürften im Falle der Be= 
nutzung eigener Kraftfahrzeuge die Pauschsätze für ► Fahrten zwi= 
sehen Wohnung und Arbeitsstätte anwendbar sein. Wenn die Pausch= 
sätze in keinem offensichtlichen Mißverhältnis zu den tatsächlichen 
Kosten stehen, können sie aus Vereinfachungsgründen auch dann 
anerkannt werden, wenn öffentliche Verkehrsmittel vorhanden sind 
(so OFD Hamburg S 2226 v. 23. 4. 1956 — DB S. 436). 

• Familienangehörige als Arbeitnehmer 

Da im deutschen Steuerrecht das Einkommen in der Hand einer ein= 
zigen Person grundsätzlich höher besteuert wird, als wenn es sich 
in Händen mehrerer Personen befindet, ist eine Aufteilung des Ein= 
kommens an Familienangehörige in der Regel steuerlich vorteilhaft. 
Dies kann durch die Schaffung ernsthafter Dienstverhältnisse ge= 
schehen, wonach die an Angehörige gezahlten Gehälter den steuer= 
pflichtigen Gewinn des Unternehmens in Form von Betriebsaus = 
gaben mindern. Den Angehörigen stehen dann gleichzeitig die 
Steuervorteile für Angestellte offen. Ein ernstgemeintes Dienstverhält= 
nis ist vor allem dann anzunehmen, wenn durch den Familienangehö= 
rigen eine fremde Arbeitskraft ersetzt wird. Es kann auch still= 
schweigend bestehen, insbesondere wenn die Beteiligten in rechtlichen 
und steuerlichen Fragen nicht bewandert sind (FG Karlsruhe v. 14. 12. 
1951 — BB 1952 S. 20). Weitere Anhaltspunkte für ein ernsthaftes 
Dienstverhältnis können in der tarifmäßigen Bezahlung, der ord= 
nungsmäßigen Führung einer Lohnsteuerkarte und in den laufenden 
Leistungen der Sozialversicherung erblickt werden, wenngleich diese 
Gesichtspunkte nicht ausschlaggebend sind. 

• Familienheimfahrten 

1. Bei täglicher Heimfahrt von der Arbeitsstätte zum Familienwohn= 
sitz kommen die Steuervorteile für ► Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte zur Anwendung. 
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2. Ist wegen erheblicher Entfernung keine tägliche Rückkehr zur 
Familie möglich, so bestehen folgende Möglichkeiten: 

a) Wenn der Arbeit g e b e r die Kosten trägt, bleiben seine Leistun* 
gen für jeweils zwei Familienheimfahrten des Arbeitnehmers im 
Monat steuerfrei (LStR Abschn. 22 Abs. 2) ► Auslösungen. 

b) Trägt der Arbeitnehmer die Kosten selbst, so kann er für 
jeweils zwei Familienheimfahrten im Monat Werbungskosten 
geltend machen, ► doppelte Haushaltsführung. 

In beiden Fällen a und b werden grundsätzlich nur die Kosten für 
öffentliche Verkehrsmittel unter Ausnutzung der bestehenden Tarif* 
Vergünstigungen anerkannt. Bei Benutzung eines eigenen Kraftfahr* 
zeugs kommen nach der bisherigen Verwaltungspraxis und Recht* 
sprechung die für ► Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
geltenden Entfernungs=Pauschsätze nicht zum Zuge, weil die Familien* 
heimfahrten nicht als Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, 
sondern als Fahrten zwischen zwei Wohnungen betrachtet werden 
und nur bei den ersteren die Wahl des Verkehrsmittels beliebig ist 
(Hess. MinFin S 2226 v. 10. 1. 1956 — DStZ*B S.42; FG Düsseldorf 
v. 25. 1. 1956 — EFG S. 181). Anders ist es, wenn ungewöhnliche Ver* 
kehrsbedingungen vorliegen, die die Benutzung öffentlicher Verkehrs* 
mittel unzumutbar erscheinen lassen. In Krankheits* und Entbindungs* 
fällen können Werbungskosten auch für mehr als zwei Heimfahrten 
im Monat geltend gemacht werden (BFH v. 21.8.1952 — BStBl. III 
S. 268; FG Düsseldorf a.a.O.). 

• Fehlgeldentschädigung 

1. Zählgelder, Mankogelder, Kassenverlustentschädigungen und ähn* 
liehe Fehlgeldentschädigungen an Arbeitnehmer, die im Kassen* oder 
Zähldienst beschäftigt sind, bleiben bis zu 30 DM monatlich Steuer* 
frei, wenn sie in einem Tarifvertrag, einer Tarifordnung, einer 
Betriebs* oder Dienstordnung oder sonstigen Anordnungen oder in 
einem Arbeitsvertrag vorgesehen sind (LStR Abschn. 2 Abs. 2 Ziff. 2). 
Die begünstigten Angestellten müssen fast ausschließlich mit Geld* 
zählen oder mit der Vereinnahmung oder Verausgabung von Bar* 
Zahlungen beschäftigt sein (vgl. BFH v. 3. 6. 1953 — BStBl. III S. 252). 

2. Angestellte, die keine laufende Fehlgeldentschädigung erhalten, 
können die mit eigenen Mitteln ersetzten Gelder als Werbungs* 
kosten geltend machen. 

• Feiertagsarbeit ► Lohnzuschläge 

• Fernsehgeräte 

Fernsehtechniker, =reporter, =kameraleute usw., die ein Fernsehgerät 
für berufliche Zwecke verwenden, können die Anschaffungs*, Repara* 
tur* und Erneuerungskosten wie bei sonstigen ► Arbeitsmitteln 
als Werbungskosten geltend machen. Von den Anschaffungs* 
kosten können in der Regel jährlich 25 bis 33V8°/o abgesetzt werden, 
► Absetzungen für Abnutzung. 
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• Fernsehfunk=Bedienstete 

Für Personen, die beim Fernsehfunk beschäftigt sind, gelten folgende 
Werbungskosten=Pauschsätze : 



1. Für Schauspieler und Ansager (An» 
sagerinnen), Oberspielleiter und Spiel» 
leiter und Regieassistenten 

2. Für Aufnahmeleiter, Produktionsleiter, 
die mit der Herstellung der Tages» 
schauen beauftragten Filmkameramänner 
und Assistenten dieser Filmkamera» 
männer sowie für den an den Tages» 
schauen beteiligten Tonmeister 

3. Folgende überwiegend im Aufnahme» 
raum tätigen Personen erhalten einen 
Werbungskosten=Pauschsatz von 



20 °/o der Einnahmen, höchstens 1 200 DM 
im Jahr 



15 °/o der Einnahmen, höchstens 900 DM 
im Jahr 

10 °/o der Einnahmen, höchstens 420 DM 
im Jahr: 



Büftnenhandwerker, »arbeiter und «techniker, Bühnenmeister, Requisiteure, Inspi» 
zienten und Hilfsinspizienten, Oberbeleuchter und Beleuchter, Kameramänner und 
deren technische Hilfskräfte (Kabelhilfen, Kamerafahrer usw.). 



Durch diese Werbungskosten=Pauschsätze sind alle Aufwendungen, 
die mit der beruflichen Tätigkeit Zusammenhängen, abgegolten. Mehr= 
aufwendungen für doppelte Haushaltsführung können daneben be- 
rücksichtigt werden. Auch Aufwendungen für Fahrten zwischen Woh- 
nung und Arbeitsstätte können insoweit berücksichtigt werden, als 
sie 15 DM im Monat übersteigen. Bei der Festsetzung der Pausch= 
sätze ist der in der Lohnsteuertabelle eingearbeitete allgemeine Wer= 
bungskosten=Pauschbetrag bereits berücksichtigt. Die obigen Pausch= 
sätze sind somit nicht um diesen allgemeinen Pauschbetrag zu 
kürzen. Statt der obigen Pauschsätze können höhere Werbungskosten 
im einzelnen nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden (OFD 
Frankfurt S 2226 v. 29. 11. 1955; OFD Hamburg S 2226 v. 2. 11. 1955 - 
DStZ=B S. 547). 



• Fernsprechkosten ► Telefon 

• Filmschaffende 

l. Für Filmschaffende in der Filmproduktion und Filmsynchronisation 
gelten folgende Werbungskosten=Pauschsätze: 



1. Filmdarsteller (mit Ausnahme der aus» 
schließlich in der Synchronisation täti» 
gen), Komparsen 

2. Regisseure 

3. Herstellungsleiter, Produktionsleiter, 
Aufnahmeleiter (sämtlich, soweit sie 
nicht an dem Unternehmen wesentlich 
beteiligt sind), deren Tätigkeit ganz 
oder zum Teil in der Filmherstellung 
oder Filmsynchronisation besteht, Ka= 
meramänner 

4. Assistenten der Regisseure, Herstel» 
lungsleiter, Produktionsleiter, Aufnah» 
meleiter und Kameramänner, Stand» 
fotografen 

5. Filmarchitekten, Maskenbildner 



25 °/o der Einnahmen, höchstens 20 000 DM 
im Jahr 

20 % der Einnahmen, höchstens 15 000 DM 
im Jahr 



20 °/o der Einnahmen, höchstens 6 000 DM 
im Jahr 



20 °/o der Einnahmen, höchstens 3 000 DM 
im Jahr 

15% der Einnahmen, höchstens 1800 DM 
im Jahr 
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6. Tonmeister, Tonregisseure, Schnitt* 
meister, Atelierleiter, Filmgeschäfts= 
führer 

7. a) Assistenten der Tonmeister. Ton= 
regisseure und Schnittmeister, Klebe* 
rinnen, Kostümberater, Filmgewand- 
meister (Garderobier), Produktions* 
sekretär(in), Ateliersekretär (in), Requi= 
siteure 

b) Bühnenmeister, Oberbeleuchter (nicht 
Beleuchter und Geräuschmechaniker) 

c) Filmbuchhalter, Filmkassierer, wenn 
diese Personen nicht in einem Dauer* 
arbeitsverhältnis stehen 



10 # /o der Einnahmen, höchstens 1800 DM 
im Jahr 



10% der Einnahmen, höchstens 1200 DM 
im Jahr 

10% der Einnahmen, höchstens 1200 DM 
im Jahr 

10% der Einnahmen, höchstens 1200 DM 
im Jahr 



Durch diese Werbungskosten=Pauschsätze sind alle Aufwendungen, 
die mit der beruflichen Tätigkeit Zusammenhängen abgegolten. 
Mehraufwendungen für ► doppelte Haushaltsführung können daneben 
berücksichtigt werden. Außerdem sind Aufwendungen für ► Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte daneben insoweit zu berück* 
sichtigen, als sie 15 DM monatlich übersteigen. Bei der Festsetzung 
der Pauschsätze ist der bereits in der Lohnsteuer) ahrestabelle ein* 
gearbeitete allgemeine Werbungskosten=Pauschbetrag schon berück* 
sichtigt. Die obigen Pauschsätze sind somit nicht um diesen allgemei* 
nen Werbungskosten=Pauschbetrag zu kürzen. Statt der Pauschsätze 
können höhere Werbungskosten im einzelnen nachgewiesen oder 
glaubhaft gemacht werden. 

Werbungskosten=Pauschsätze für Darsteller, die ausschließlich in der 
Synchronisation tätig sind, für Dramaturgen und Presseleiter sind 
nicht festgesetzt. Deren erhöhte Werbungskosten werden nur im 
Einzelverfahren berücksichtigt. 

II. Schauspieler, die sich wegen Engagementverpflichtungen vorüber* 
gehend außerhalb ihres Wohnsitzes aufhalten, befinden sich auf einer 
„Dienstreise"; die an sie gezahlten Diäten unterliegen daher nicht 
den Beschränkungen der Sätze für Trennungsentschädigungen (► Aus* 
lösungen), sondern sind als ► Reisekostenersatz steuerfrei. 
f Eine Filmgesellschaft hatte den für die Herstellung des Films von 
auswärts engagierten Schauspielern Diäten bis zu 25 DM täglich ge= 
zahlt , ohne diese dem Lohnsteuerabzug zu unterwerfen. Das Finanz = 
amt hielt das Studio für die regelmäßige Arbeitsstätte und verneinte 
das Vorliegen einer Dienstreise ; es wollte nur eine Trennungsent- 
schädigung von 9 DM täglich zubilligen. Das Gericht hingegen er= 
kannte die Diäten in voller Höhe als steuerfreien Reisekostenersatz 
an (FG Hamburg v. 29 . 4 . 1954 — EFG S. 232 ). 

• Firmenjubiläum ► Jubiläumsgeschenke 



• Fixum ► Reisekosten ► Vertreter 



# Flüchtlingsfreibetrag 

1. Wer selbst oder wessen Ehefrau zu den Vertriebenen, Heimatver* 
triebenen oder Sowjetzonenflüchtlingen und diesen gleichgestellten 
Personen, zu Totalgeschädigten, politisch Verfolgten oder Spätheim* 
kehrern gehört, kann unter den nachstehenden Voraussetzungen einen 
Freibetrag in folgender Höhe beantragen: 
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540 DM bei Personen der Steuerklasse I, 

720 DM bei Personen der Steuerklasse II, 

III oder IV ohne Kinderfreibetrag, 

840 DM bei Personen der Steuerklasse II, 

III oder IV mit Kinderfreibeträgen für 1 oder 2 Kinder; 
letzterer Betrag erhöht sich für das 3. und jedes weitere Kind um 
60 DM. 

Seit 1. 1. 1955 gibt es diesen Freibetrag insgesamt nur noch 3 Jahre 
lang, beginnend mit dem Jahr des Ereignisses der Vertreibung, Flucht, 
Verfolgung, des Totalschadens, der Heimkehr oder (frühestens) mit 
dem Jahr des Eintritts in die unbeschränkte Steuerpflicht im Bundes* 
gebiet (§ 25 b LStDV). 

2. Wenn der Flüchtlingsfreibetrag nicht oder nicht mehr in Anspruch 
genommen werden kann, kommt für die W i e d e r beschaffung von 
verlorenem ► Hausrat und Kleidung unter den dortigen Voraus* 
Setzungen eine Steuerermäßigung wegen außergewöhnlicher 
Belastungen in Betracht (EStR Abschn. 189 Abs. 5 Satz 2). Diese 
Möglichkeit besteht auch dann, wenn früher bereits die festen Frei* 
betrage nach Ziff. 1 in Anspruch genommen worden sind (OFD Mün* 
eben S 2220 v. 23. 2. 1956 — DStZ=B S. 209). Es darf auch keine An* 
rechnung früher gewährter Pauschbeträge erfolgen. Der Unterschied 
gegenüber den festen Freibeträgen besteht lediglich darin, daß die 
einzelnen Aufwendungen nunmehr nachgewiesen oder glaubhaft 
gemacht werden müssen. Auch wird die „zumutbare Eigenbelastung" 
angerechnet, was jedoch bei größeren Anschaffungen steuerlich nicht 
ungünstiger zu sein braucht. In jedem Fall empfiehlt es sich für den 
begünstigten Personenkreis, für alle Anschaffungen an Hausrat und 
Kleidung lückenlos Belege zu sammeln, um den erforderlichen Nach* 
weis gegenüber dem Finanzamt führen zu können. 

• Flugpersonal ► Lufthansa 

• Flugreisen ► Auslandsreisen ► Reisekosten ► Unfallversicherung 

• Forstbedienstete 

1. Für die steuerliche Behandlung der Forstkleidung ► Berufskleidung. 

2. Forstbedienstete, die ein eigenes Kraftfahrzeug für Fahrten zwi* 
sehen Wohnung und Revier benützen, können die Werbungs* 
kosten = Pauschsätze für ► Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte beanspruchen. Als Entfernung ist die Strecke zwischen 
Wohnung und Forstamt zugrunde zu legen. Bei Fahrten zum und 
im Revier handelt es sich um Dienstreisen, für die ggf. ► Reisekosten 
geltend gemacht werden können (FinMin Bad=Württ S 2226 v. 27.6. 
1956 — OFD Stuttgart S 2220 v. 8. 8. 1956; vgl. auch BFH v. 18. 4. 
1958 - VI 24/58 U). 

Auch Schußgelder und Jagdkosten kommen als Werbungskosten in 
Betracht, soweit sie vom Arbeitgeber nicht ersetzt werden. Die Auf* 
Wendungen müssen nachgewiesen werden; pauschale Aufwandsent* 
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Schädigungen werden im privaten Forstdienst nicht anerkannt (OFD 
Frankfurt S 2226 v. 31.7.1954 — NWB 6,335). Werbungskosten sind 
auch die Beiträge zu einer ► Berufshaftpflichtversicherung. 

3. Beiträge zur Zusatzversorgung für Forstleute bei Witwen* und 
Waisenkassen sind als Sonderausgaben abzugsfähig. 

4. Arbeitnehmer, in Forstbetrieben erhalten oft Brennholz zu ver* 
billigten Preisen. Der Unterschiedsbetrag zwischen dem normalen 
Holzverkaufspreis und dem verbilligten Abgabepreis ist insoweit 
steuerfrei, als es sich um eine angemessene Rabattgewährung 
handelt. Dies ist der Fall, wenn der verbilligte Abgabepreis nicht 
unter den amtlich festgesetzten Sachbezugswerten für Deputatholz 
oder Werten liegt, die in Angleichung an diese Sachbezugswerte 
ermittelt worden sind (FinMin BW v. 7. 3. 1960 — S 2175 A=7/59). 

• Fortbildung ► Berufsfortbildung 

• Freie Station 

Gewährt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer freie Unterkunft und 
Verpflegung, so kann er die damit verbundenen Aufwendungen als 
Betriebsausgaben absetzen. Dafür muß der geldwerte Vor* 
teil beim Arbeitnehmer der Lohnsteuer unterworfen werden. Dies 
wird besonders bei ► Familienangehörigen im Hinblick auf die Ge* 
samtsteuer der Beteiligten vorteilhaft sein. Beim Arbeitgeber können 
die tatsächlichen Ausgaben voll abgesetzt werden, während beim 
Arbeitnehmer nur die ► Sachbezugswerte nach den amtlichen Rieht* 
Sätzen zu versteuern sind (OFD Stuttgart ESt=Kartei 55/56 §4 Kl), 

• Führerscheinkosten 

Aufwendungen zur Erlangung des Führerscheins (Unterrichts*, Fahr*, 
Prüfungs* und Abnahmegebühren) können dann als Werbungs* 
kosten geltend gemacht werden, wenn der Dienst es mit sich 
bringt, fahren zu lernen und eine entsprechende Prüfung abzulegen. 
Aus Vereinfachungsgründen können sie sofort in voller Höhe ab* 
gezogen werden (OFD Stuttgart ESt*Kartei 55/56 §12 Kl). Wird der 
Führerschein zur Benutzung eines eigenen Kraftfahrzeugs benötigt 
und dieses nur privat oder zu Fahrten zwischen Wohnung und Ar* 
beitsstätte, nicht aber zu eigentlichen Dienstreisen benutzt, so handelt 
es sich nicht um Werbungskosten. Stellen sie aber infolge Benutzung 
des Führerscheins auf Dienstreisen Werbungskosten dar, so können 
sie neben den gesetzlichen Pauschbeträgen für ► Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte abgezogen werden, da sie durch diese 
Pauschbeträge nicht abgegolten sind (FG Düsseldorf v. 26. 4. 1956 - 
EFG S. 264). 

• Gartenanlagen 

Laufende Aufwendungen für Gartenanlagen sind bei Mietwohn* 
grundstücken im Zusammenhang mit den Einkünften aus ► Haus* 
besitz als Werbungskosten abzugsfähig, wenn und soweit 
die Anlagen den Mietern zur Verfügung stehen oder mit Rücksicht 
auf die bessere Vermietung geschaffen worden sind. Auch Auf wen* 
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düngen für die Wiederherstellung der während des Krieges durch 
Bomben zerstörten oder infolge mangelnder Pflege vernachlässigten 
Gartenanlagen können als Werbungskosten geltend gemacht werden. 
Aufwendungen für die erste Anlage von Gärten (Grünanlagen) sind 
dagegen bei den Einkünften aus Hausbesitz nicht abzugsfähig, da 
sie zu den Aufwendungen für den Grund und Boden, nicht für das 
Gebäude gehören (OFD Stuttgart in ESt*Kartei zu § 21). 

• Gastdirigent, Gastschauspieler 

Dauert das Gastspiel länger als 7 Tage, so liegt in der Regel ein 
Angestelltenverhältnis vor, bei dem die Steuervorteile für ► Bühnen* 
angehörige oder ► Filmschaffende Anwendung finden. 

• Geburt 

1. Bei Geburt eines Kindes können die Eltern einen Kinderfreibetrag 
erhalten, der von der Lohnkasse automatisch berücksichtigt wird, 
sobald die Kinderzahl auf der Lohnsteuerkarte bescheinigt ist. Lohn* 
steuerpflichtige müssen zu diesem Zweck ihre Lohnsteuerkarte der 
Gemeindebehörde zur entsprechenden Ergänzung vorlegen; ist dies 
übersehen worden, so kann die günstigere Steuerklasse nachträglich 
noch im Lohnsteuer=Jahresausgleich geltend gemacht werden. 

2. Die mit der Geburt zusammenhängenden Kosten für Arzt, Heb* 
amme, Krankenhausaufenthalt, Krankenpflege, Kuren usw. können, 
nach Abzug von Beihilfen, Zuschüssen und Krankenkassenleistungen, 
als außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht 
werden. Zu den zwangsläufigen Aufwendungen können hierbei auch 
die Kosten für eine Amme und der Säuglingsschwester begünstigt 
sein, nicht aber für die Säuglingsausstattung und Umstandskleidung 
(FG München v. 3. 11. 1955 - DStZ=B 1956 S. 181). 

• Geburtsbeihilfen 

1. Zuwendungen des Arbeitgebers in Geld oder Sachwerten, die 
einem männlichen oder weiblichen Arbeitnehmer anläßlich der Ge* 
burt eines Kindes (mehrerer Kinder) gewährt werden, sind bis zu 
500 DM steuerfrei (LStDV § 6 Ziff. 10, LStR Abschn. 10 b). 
Die Geburtsbeihilfe kann als einmalige oder als laufende Beihilfe 
während der letzten 3 Monate vor und der ersten 3 Monate nach 
der Geburt eines Kindes gegeben werden. 

2. Bezieht ein Arbeitnehmer aus mehreren Dienstverhältnissen je 
eine Geburtsbeihilfe, so kann er den Freibetrag von 500 DM mehr* 
m a 1 s , nämlich für jede der Beihilfen, in Anspruch nehmen. 

3. Bei Mehrlingsgeburten steht der Freibetrag von 500 DM für jedes 
Kind zu. 

• Gehaltsabzüge 

Werden dem Angestellten für Arbeitsfehler im Dienst, wie z. B. für 
Falschkonstruktionen oder Beschädigungen, Gehaltsabzüge gemacht, 
so kann er in deren Höhe Werbungskosten geltend machen. 
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• Gehaltsnachzahlungen 

1. Nachzahlungen von Gehältern für frühere Zeiträume sind als 
► einmalige Bezüge zu versteuern. 

2. In besonderen Fällen können bei Gehaltsnachzahlungen statt der 
normalen Steuersätze ermäßigte Sätze von 10 bis 30 °/o zur Anwen* 
düng kommen, wenn die Nachzahlungen den Charakter von Ent* 
Schädigungen für entgangene oder entgehende Einnahmen oder tür 
die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit, für die Aufgabe 
einer Gewinnbeteiligung oder einer Anwartschaft auf eine solche 
haben (EStG §34 Abs. 1 u. 2 i. V. m. §24 Ziff. 1). i Ein ehemaliger 
Geschäftsführer einer GmbH wurde nach seiner Suspendierung durch 
die Militärregierung wieder eingestellt und erhielt in einem von ihm 
angestrengten Prozeß auf Grund eines gerichtlichen Vergleiches 
Gehaltsnachzahlungen von 40 000 DM ausbezahlt. Im Gegensatz 
zum Finanzamt forderte das Finanzgeridit, daß gerade dort, wo im 
Prozeß die erzwungenen Leistungen an Gehaltsnachzahlungen in 
Form von Abfindungen auf einmal gezahlt werden, anders als bei 
freiwillig und zusätzlich erbrachten Leistungen, die Tarif Vergünstigung 
des § 34 Abs. 1 und 2 EStG angewandt werde (TG Schleswig=Holstein 
v. 27. 1. 1955 - EFG S. 302). 

• Gehaltsrückzahlungen ► Rückzahlungen von Arbeitslohn 

• Geistliche ► Steuervorteile für Beamte (Band 1 dieser Buchreihe) 

• Gelegenheitsgeschäfte, Glücksgewinne 

Einkünfte von Privatpersonen aus Gelegenheitsgeschäften, die nicht 
mit anderen Einkünften in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, 
bleiben jährlich bis 500 DM einkommen s t e u e r f r e i (EStG §22 
Ziff. 3). I Gelegentliche Vermittlungsgeschäfte gegen Provision; Ver- 
mietung beweglicher Gegenstände; Einkünfte eines nicht berufs= 
mäßigen Musikers aus nicht gewerblicher Veranstaltung. 

Soweit gelegentlichen Gewinnen keine ursächlich bedingende Leistung 
gegenübersteht, bleiben sie in vollem Umfang steuerfrei. 
J Glücksspielgewinne, Lotteriegewinne, Rennwett gewinne, Toto* 
gewinne. 

Vgl. aber ► Spekulationsgeschäfte. 

• Gelegenheitsgeschenke 

1. Einmalige Sachzuwendungen des Arbeitgebers an den Arbeit* 
nehmer, die keine Gegenleistung für die Arbeit, sondern eine Auf* 
merksamkeit, Ehrung oder Freude darstellen sollen, bleiben Steuer* 
frei, wenn sie nach Art und Höhe als üblich anzusehen sind. 
Wesentlich für die Annahme eines steuerfreien Gelegenheitsgeschenks 
ist es, daß die Zuwendung ihre Wurzel in der Volkssitte oder einem 
Brauchtum hat. I Angemessene Geburtstagsgeschenke ; Zuwendungen 
zur Erstkommunion oder Konfirmation von Kindern des Arbeit * 
nehmers. 

2. Während grundsätzlich nur Sachgeschenke begünstigt sind, können 
nach der Verwaltungspraxis ausnahmsweise auch Geldgeschenke bis 
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zu 50 DM steuerfrei bleiben, wenn eine Sachzuwendung nach 
Lage des Falles nicht angezeigt ist (FinBeh Hamburg 5 2144 v. 
25.11.1953; OFD Frankfurt S 2174 v. 27. 7. 1953 - BB 1954 S. 52). 
Im Schrifttum werden Geldgeschenke von etwa 25 DM allgemein als 
zulässig erachtet (Charlier, Lohnsteuer=Recht, § 2 Anm. 6). Doch darf 
der Anlaß nicht bloß subjektive Bedeutung haben. / Eine Firma 
gewährte in der Weihnachtszeit außer einer Weihnachtszuwendung 
eine Sonderspende von je 50 DM an ledige und je 100 DM an ver= 
heiratete Arbeitnehmer im Gesamtbeträge von 25 000 DM aus Anlaß 
der Genesung von einer Krankheit des Mitinhabers und Geschäfts= 
führers. Da dieser Anlaß nach Auffassung des Gerichts nur subjek= 
tive Bedeutung hatte , wurde die Steuerfreiheit abgelehnt (BFH v. 
29.9.1955 — BStBl. III S.330). 

3. Für gewisse Arten von Gelegenheitsgeschenken gelten Sonder* 
regelungen ► Betriebsausflüge ► Geburtsbeihilfen ► Heiratsbeihilfen 
► Jubiläumsgeschenke ► Maifeier ► Weihnachtszuwendungen. 

• Gemeindebedienstete 

1. Während für Sonntags*, Feiertags* und Nachtarbeitszuschläge an 
Gemeinde beamte keine Steuervorteile bestehen, bleiben diese Zu* 
schlage bei Gemeinde angestellten und =arbeiter grundsätzlich 
steuerfrei, ► Lohnzuschläge. I Eine Gemeinde beschäftigte 
außerhalb der normalen Arbeitszeit einen Beamten und einen An= 
gestellten , die beide als Architekten ausgebildet waren , mit Bauplan= 
arbeiten beim Gemeindebauamt. Finanzamt und Gericht erkannten 
nur beim Angestellten die Steuerfreiheit der Lohnzuschläge an ( BFH 
v. 13. 10. 1955 — BStBl. Ul S. 381). 

2. Aufwendungen für den Besuch von Verwaltungsschulen, Verwal* 
tungsakademien und zur Vorbereitung auf Beamtenprüfungen können 
als Werbungskosten geltend gemacht werden, ► Berufsfort* 
bildung. Über Werbungskosten der Intendanten, Dirigenten, Bühnen* 
angehörigen, Musiker und Orchestermitglieder an städtischen Bühnen, 
Kapellen und Orchestern ► Bühnenangehörige ► Musiker ► Theater* 
kapellmeister. 

3. Über Beiträge an kommunale Zusatzversorgungsanstalten ► Zu* 
satzversicherung im öffentlichen Dienst. — Vgl. auch ► Aufwands* 
entschädigungen und ► Ehrenamt. 

• Generalagent ► Vertreter 

• Gerichtsbeisitzer ► Ehrenamt 

• Geschäftsführer 

I. Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften 

1. Geschäftsführer einer Kapitalgesellschaft, insbesondere der GmbH, 
stehen zu der Gesellschaft regelmäßig in einem Dienstverhältnis. 
Das hat zur Folge, daß die Gesellschaft die Gehaltsbezüge als Be* 
triebsausgaben absetzen und der Geschäftsführer die Steuer* 
vorteile für Angestellte in Anspruch nehmen kann. 
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Wenn der Geschäftsführer zugleich einziger Gesellschafter oder Mit* 
gesellschafter einer Familiengesellschaft ist, so besteht allerdings 
keine Vermutung dafür, daß der Geschäftsführer tatsächlich in einem 
Dienstverhältnis steht. Der Gesellschafter=Geschäftsführer hat viel* 
mehr ein Wahlrecht, ob er seine Tätigkeit in Auswirkung 
seiner Gesellschaftereigenschaft oder auf Grund eines Dienstverhält= 
nisses ausüben will. Um auf der Seite der Gesellschaft die Abzugs= 
fähigkeit der Bezüge als Betriebsausgaben und auf seiten des Ge» 
schäftsführers die Steuervorteile für Angestellte zu sichern, ist bei 
Einmann=GeseIlschaften und bei Familiengesellschaften von Anfang 
an ein klarer Dienstvertrag zu empfehlen. / Eine Familien=GmbH 
wollte mit ihrem Geschäftsführer rückwirkend Gehaltsnachzahlungen 
vereinbaren, in der Bilanz entsprechende Rückstellungen bilden und 
die Nachzahlungen beim Geschäftsführer als einmalige Bezüge he = 
günstigt versteuern. Finanzamt und Gericht lehnten dies ab, weil 
kein Anstellungsvertrag nachgewiesen werden konnte (BFH v. 11.10. 
1955 - BStBl III S.397). 

2 . Die Anerkennung der Bezüge als Betriebsausgaben und Arbeits* 
lohn setzt voraus, daß sie angemessen sind. Der übersteigende 
Betrag muß als verdeckte Gewinnausschüttung behandelt werden. 
Hierzu ► Angemessene Bezüge. 

3 . Über Steuervorteile bei Pensionszusagen ► Altersversor* 
gung. Pensionsansprüche, die sich Gesellschafter=Geschäftsführer für 
ihre bei der Gesellschaft geleistete Tätigkeit haben zusichern lassen, 
werden steuerlich nur insoweit berücksichtigt, als die Gesamtbezüge, 
also Gehalt und Pensionszusagen, sich als eine angemessene Gegen* 
leistung darstellen. Dabei werden Pensionsansprüche für frühere 
Tätigkeiten als Inhaber des von der Gesellschaft übernommenen 
Unternehmens mit Wirkung für die Körperschaftsteuer grundsätzlich 
nicht anerkannt (BFH v. 6. 12. 1955 — BStBl. 1956 III S. 30). Aber 
selbst wenn bei der Gewinnermittlung der Kapitalgesellschaft Pen* 
sionszusagen an den Gesellschafter*Geschäftsführer als verdeckte 
Gewinnausschüttungen behandelt werden, so darf diese Zusage bei 
der Einkommensteuer* Veranlagung des Geschäftsführers noch nicht 
als Einnahme angesetzt werden; ein Zufluß ist erst im Zeitpunkt der 
Leistung aus der Pensionsrückstellung zu versteuern (OFD Kiel 
S 2121 v. 23. 4. 1956 - NWB 1, 95). 

4. Arbeitet die Ehefrau des Geschäftsführers in derselben Gesell* 
schaft mit, so kann auch sie die Steuervorteile für Angestellte in 
Anspruch nehmen, wenn der Geschäftsführer nicht oder nur mit 
weniger als 25 %> an der Gesellschaft beteiligt ist. Jedoch reicht eine 
Beteiligung bis zu 30 °/o allein nicht immer aus, um ein Angestellten* 
Verhältnis der Ehefrau zu verneinen, es sei denn, daß der Ehemann 
gleichzeitig alleiniger Geschäftsführer ist (FG Nürnberg v. 
28. 10. 1955 - DStZ=B 1956 S. 47). 

II. Geschäftsführer von Personengesellschaften 

Bei Personengesellschaften (OHG, KG, Gesellschaften des bürgerlichen 
Rechts) können die Bezüge an den Geschäftsführer nur dann bei 
der Gesellschaft als Betriebsausgaben abgezogen und beim Geschäfts* 
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führer als Arbeitslohn mit den Steuervorteilen für Angestellte 
behandelt werden, wenn der Geschäftsführer nicht zugleich Mitunter* 
nehmer ist. Ist er zugleich Gesellschafter, so gehören alle seine Ver* 
gütungen als Gewinnanteile zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb. 
Im übrigen ► leitende Angestellte. 

• Geschenke ► Gelegenheitsgeschenke 

• Geschwister ► Familienangehörige 

• Gesellschafter ► Geschäftsführer 

• Getränke 

1. Getränke, die vom Arbeitgeber zur Verhütung von ► Berufskrank* 
heiten oder im Rahmen begünstigter ► Mahlzeiten ausgegeben 
werden, sind steuerfrei. Dasselbe gilt für den Frei* und Haus* 
trunk im Brauereigewerbe. 

2. Eigene Aufwendungen für Getränke im Dienst können als Wer* 
bungskosten geltend gemacht werden, wenn sie zur Verhütung 
oder Beseitigung typischer Berufskrankheiten dienen, es sei denn, 
daß der Arbeitgeber andere Getränke unentgeltlich bereitstellt (BFH 
v. 17. 7. 1959 — VI 107/57 U). 

• Gewerkschaft ► Berufsverbände 

• Gewinnbeteiligung ► Beteiligung ► Leitende Angestellte 

• Glücksgewinne ► Gelegenheitsgeschäfte 

• Gnadenbezüge 

Gnadenbezüge (Sterbemonat, Sterbegeld), die .an Angehörige von 
verstorbenen Arbeitnehmern gezahlt werden, sind Arbeitslohn der 
Empfänger. Dabei gilt folgendes (LStR Abschn. 56) : 

1. Soweit durch den Gnadenbezug Aufwendungen für die letzte 
Krankheit des verstorbenen Arbeitnehmers oder für seine Bestattung 
ersetzt werden, bleibt er als ► Notstandsbeihilfe steuerfrei. 

2. Werden die Bezüge des Gnadenvierteljahres in einer Summe 
gezahlt, so sind sie für die Zwecke des Steuerabzugs auf die ent* 
sprechenden Lohnzahlungszeiträume zu verteilen. Soweit die Bezüge 
auf Lohnzahlungszeiträume entfallen, die nicht im laufenden Ka= 
lenderjahr enden, sind sie als ► einmalige Bezüge zu versteuern. 

• Graphisches Gewerbe ► Drucker eibedienstete 

• Gratifikationen 

Soweit Gratifikationen nicht als ► Gelegenheitsgeschenke, ► Jubi* 
Iäumsgeschenke oder ► Weihnachtsgratifikationen steuerfrei bleiben, 
können sie als ► einmalige Bezüge versteuert werden. 

• Grunderwerbsteuer 

Beim Erwerb von Grundstücken fällt eine Grunderwerbsteuer von 
7°/o an, sofern nicht folgende Vorteile eingreif en: 

1, Steuerfrei sind Erwerbe geringwertiger Grundstücke bis zu 
200 DM; Erwerbe von Todes wegen und Schenkungen, die der Erb* 
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schaftsteuer unterliegen; der Erwerb von Nachlaßgrundstücken durch 
Miterben zur Teilung des Nachlasses; Erwerb durch einen Ehegatten 
bei Begründung der Gütergemeinschaft; Erwerb zur Teilung des 
Gesamtgutes einer Gütergemeinschaft; Erwerb durch Verwandte in 
gerader Linie (z. B. zwischen Eltern und Kindern, Enkeln und Groß= 
eitern); Erwerb im Kleinwohnungs= und Arbeiterwohnstättenbau. 

2. Besonders wichtig ist die Steuerbefreiung zur Förderung des 
► Wohnungsbaus. 

3. Kriegsbeschädigte und =hinterbliebene, die ein Grundstück mit 
Hilfe einer Kapitalabfindung nach dem Bundesversorgungsgesetz 
erwerben, bleiben bis zum läfachen Betrag der Abfindung steuerfrei. 

4. Weitere Vergünstigungen (Teilbefreiungen) bestehen für den Über= 
gang von Grundstücken mehrerer Miteigentümer auf eine Gesamthand 
und umgekehrt sowie für Umwandlungen von gemeinschaftlichem 
Eigentum in Flächeneigentum, ferner für Erwerbe zur Errichtung 
eines Grundpfandrechts (Hypothek, Grundschuld, Rentenschuld). 

• Grundsteuer 

Bei der Grundsteuer, die von der Gemeinde erhoben wird, kommen 
insbesondere folgende Vorteile in Betracht: 

1. Zehnjährige Steuerfreiheit für neu geschaffenen Wohn= 
raum ► Wohnungsbau. 

2. Bei Kriegsbeschädigten, die zum Erwerb oder zur wirtschaftlichen 
Stärkung für ihr Grundstück eine Kapitalabfindung nach dem Bundes= 
Versorgungsgesetz erhalten haben, wird bei der Steuerbemessung nur 
der um die Abfindung verminderte Einheitswert zugrunde gelegt. 
X Einheitswert 18 000 DM, Abfindung 6 000 DM. Für die Besteue= 
rung kommen nur 12 000 DM in Betracht. 

3. Weitere Vergünstigungen gelten nach landesrechtlich verschiedenen 
Vorschriften für bestimmten „Neuhausbesitz", soweit er nicht nach 
Ziff. 1 begünstigt ist, ferner für Arbeiterwohnstätten, Siedlerstellen 
sowie Trümmer* und Ruinengrundstücke. 

• Gutachtertätigkeit 

Bei Einnahmen aus einer Gutachtertätigkeit sind 2 Fälle zu unter* 
scheiden: 

1. Wird die Gutachtertätigkeit selbständig, d. h. freiberuflich 
neben der Arbeitnehmertätigkeit ausgeübt, so kommen hierfür die 
Steuervergünstigungen für eine ► wissenschaftliche Nebentätigkeit 
in Betracht. Dabei bleiben 

a) Gutachtereinkünfte — zusammen mit etwaigen sonstigen Neben* 
einkünften — bis zu 800 DM im Jahr steuerfrei; 

b) höhere Gutachtereinkünfte werden grundsätzlich nur mit dem 
halben Steuersatz besteuert (§ 34 Abs. 4 EStG). 

Die Erfassung solcher Gutachterhonorare erfolgt nicht durch Lohn* 
Steuerabzug, sondern im Wege der ► Veranlagung zur Einkommens 
Steuer nach Jahresablauf. 

Im Hinblick auf die neuere Rechtsprechung des BFH zu der Frage 
der Nebentätigkeit von Arbeitnehmern wird auch bei angestellten 
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Ärzten in Krankenhäusern und Kliniken eine freiberufliche Gut= 
achtertätigkeit anerkannt, wenn die Vergütung nicht für ein Gut- 
achten der Klinik, sondern für die Mitwirkung an einem von dem 
Direktor der Klinik persönlich erstatteten Gutachten gewährt 
wird. Zieht daher ein mit der Erstattung eines persönlichen Gut= 
achtens beauftragter Arzt einen Assistenzarzt zu einzelnen Arbeiten 
heran oder beauftragt er ihn sogar, einen Entwurf des Gutachtens 
vorzulegen, und entlohnt er ihn für diese Tätigkeit, so ist zwischen 
Gutachter und Assistenzarzt kein lohnsteuerpflichtiges Arbeitsver= 
hältnis, sondern eine freiberufliche Nebentätigkeit des Assistenz= 
arztes anzunehmen (OFD Stuttgart zu § 1 LStDV K7 v, 14.9.1959; 
OFD Hamburg FR 59,119). 

2. Handelt es sich um eine unselbständige Gutachtertätigkeit, 
die in einem (zweiten) Dienstverhältnis ausgeübt wird, so ist von 
den Gutachtergebühren der Lohnsteuerabzug wie bei ► mehreren 
Dienstverhältnissen vorzunehmen. 

• Gutschrift von Arbeitslohn 

Während Barauszahlungen von Arbeitslohn sofort dem Lohnsteuer 
abzug unterliegen, kann bei einer bloßen Gutschrift auf einem Konto 
des Arbeitgebers die Versteuerung bis zum Zeitpunkt der tatsäch= 
liehen Auszahlungen hinausgeschoben werden, wenn die Gutschrift 
im Interesse des Arbeitgebers (z. B. bei Liquiditätsschwierigkeiten) 
liegt (vgl. BFH v. 19. 6. 1952 - BStBl. 1953 III S. 170). 

• Haftpflichtversicherung 

1. Beiträge zu einer Haftpflichtversicherung sind in den Fällen, in 
denen ein unmittelbarer Zusammenhang mit dem Arbeitslohn be= 
steht, als Werbungskosten abzugsfähig. Das gilt insbesondere 
für die ► Berufshaftpflichtversicherung. 

2. Bei der Kraftfahrzeug=Haftpflichtversicherung ist zu unterscheiden, 
ob das Fahrzeug des Arbeitnehmers überwiegend für Dienstreisen 
oder nur für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte benutzt 
wird. Im ersten Falle stellen die Haftpflichtbeiträge in voller Höhe 
Werbungskosten dar; im zweiten Falle sind sie zur Hälfte als 
Werbungskosten und zur Hälfte als Sonderausgaben abzugsfähig. 

3. Sonstige Haftpflichtversicherungsbeiträge kommen als S o n d e r = 
ausgaben in Betracht, ► Versicherungen. 

• Handelsvertreter ► Vertreter 

• Handlungsgehilfen 

Beiträge zum Deutschen Handlungsgehilfen=Verband (DHV) und 
Aufwendungen zum Besuch von Fachveranstaltungen des Verbandes 
sind als Werbungskosten begünstigt, ► Berufsverbände. 

• Hausbesitz 

Wer eigenen Hausbesitz hat, wird mit den Mieteinnahmen und dem 
Wert der selbstgenutzten Wohnung zur Einkommensteuer veranlagt. 
Bei der Ausfüllung der Einkommensteuer=Erklärung, Anlage „Ver= 
mietung und Verpachtung" ist auf folgende Vorteile zu achten (EStR. 
Abschn. 157 ff.) ; 
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I. Steuerfreiheit bis 800 DM 

Arbeitnehmer bleiben steuerfrei, wenn die Mieteinkünfte zusammen 
mit etwaigen sonstigen Nebeneinkünften im Jahr nicht mehr als 
800 DM netto (nach Abzug von Werbungskosten und Betriebsaus* 
gaben) betragen. Wenn sich die Mieteinkünfte um die Grenze von 
800 DM bewegen, kann durch entsprechende Werbungskosten (z. B. 
Reparaturkosten, Vorauszahlungen an Grundsteuer und Versiche= 
rungen) ein Überschreiten der Freigrenze vermieden werden. 

II. Werbungskosten 

Von den Mieteinnahmen können alle Kosten abgezogen werden, die 
zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Mieteinnahmen dienen. 
Das gilt insbesondere für Zinsen aus Schulden, die im Zusammen* 
hang mit dem Grundstück stehen, auch für Zinsleistungen aus der 
Hypothekengewinnabgabe; Aufwendungen zur Instandhaltung und 
Instandsetzung (z. B. neuer Außenputz, Erneuerung der Dachdeckung, 
Malerarbeiten, Ausbesserungen an Gas*, Licht*, Wasser* und Hei* 
zungsanlagen), Grundsteuer, Wasser* und Müllabfuhrgebühren, 
Kaminkehrer*, Kanalbenutzungs* und Straßenreinigungsgebühren; 
Kosten für Hausverwaltung, Flur* und Kellerbeleuchtung; Beiträge 
zum Haus* und Grundbesitzerverein, zu Brandversicherungen, Haft* 
pflicht*, Wasser*, Glas*, Sturmschadenversicherungen, Aufwendungen 
für Haus* und Grundstücksbücher und Zeitschriften. Werden solche 
Kosten zum Teil auf die Mietparteien umgelegt, so müssen die Ein* 
nahmen aus der Umlegung den Brutto=Mieteinnahmen hinzugerechnet 
werden. Ergibt sich bei Hausreparaturen ein besonders hoher Auf* 
wand (z. B. durch Neudeckung des Daches, Anstrich des ganzen 
Hauses), so können diese Werbungskosten auf Antrag auf zwei oder 
drei Jahre gleichmäßig verteilt werden. Bei selbstgenutzten ► Ein* 
familienhäusern sind jedoch nur die Schuldzinsen und außergewöhn* 
liehe Aufwendungen als Werbungskosten abzugsfähig. 

III. Absetzungen für Abnutzung 

Im Rahmen der vorgenannten Werbungskosten sind auch Absetzun* 
gen für Abnutzung vorzunehmen. Man geht dabei von dem Ge* 
danken aus, daß der Hausbesitz von Jahr zu Jahr um die laufende 
Abnutzung an Wert einbüßt. Der Wert des Hauses ist daher jährlich 
um den Prozentsatz, der der voraussichtlichen Nutzungsdauer des 
Gebäudes entspricht, zu kürzen. Der Kürzungsbetrag wird von den 
Mie teinnahmen bzw. vom Nutzungswert der eigenen Wohnung 
genauso wie Werbungskosten abgezogen, wirkt sich also Steuer* 
mindernd aus. Als Ausgangswert gilt bei Gebäuden, die vor dem 
21. 6. 1948 angeschafft oder hergestellt wurden, grundsätzlich der 
letzte vom Finanzamt festgestellte Einheitswert; bei später her* 
gestellten oder erworbenen Gebäuden werden die tatsächlichen An* 
schaffungs* oder Herstellungskosten zugrunde gelegt, f Erstellung 
eines Miethauses im Jahre 1930 , Nutzungsdauer schätzungsweise 
100 Jahre. Der letzte Einheitswert beträgt 20 000 DM. Davon können 
jährlich 1% = 200 DM für Abnutzung abgesetzt werden, i Bau 
eines Zweifamilienhauses Ende 1948 für 30 000 DM. Hier können 
1 % dieser Herstellungskosten , also 300 DM, jährlich abgesetzt 
werden. 
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Für die anzuwendenden Prozentsätze gelten je nach Bauweise und 
Alter der Gebäude örtliche Richtlinien, die beim zuständigen Finanz= 
amt zu erfragen sind. 

Über die besonders vorteilhaften „erhöhten Absetzungen" nach § 7 b 
EStG ► Wohngebäude. 

IV. Verluste 

Wenn die Werbungskosten einschl. der Absetzungen für Abnutzung 
höher sind als die Mieteinnahmen, was bei großen Reparaturen oder 
bei erhöhten Absetzungen nach § 7 b häufig der Fall ist, kann der 
sich so ergebende Verlust von den übrigen, positiven Einkünften ab* 
gezogen werden. Das kann zu einer erheblichen Steuerermäßigung 
oder gar Steuerbefreiung führen. Man übersehe nicht, gerade in 
diesen Fällen eine Steuererklärung für Einkünfte „aus Vermietung 
und Verpachtung" abzugeben. 

V. Mieterzuschüsse 

Wenn sich der Mieter an den Kosten der Herstellung der Räume oder 
des Gebäudes beteiligt, so ist zu prüfen, ob in den Mieterzuschüssen 
Mietvorauszahlungen oder verlorene Zuschüsse zu erblicken sind. 

a) Liegen Mietvorauszahlungen vor, so gelten diese zunächst als 
zinslose Darlehen. Sie sind so zu behandeln, als ob sie dem Ver= 
mieter erst im Laufe der Jahre zufließen, in denen er sie durch Ver= 
einnahmung der herabgesetzten Miete tilgt. In der Steuererklärung 
ist dann als vereinnahmte und zu versteuernde Miete jeweils die tat= 
sächlich gezahlte Miete einschl. des anteiligen Zuschußbetrages an= 
zugeben. 

b) Liegen verlorene Zuschüsse vor, so sind diese steuerfrei ; 
jedoch darf der Vermieter diese Zuschüsse nicht zu den eigenen Her= 
stellungskosten zählen, von denen die Absetzungen zu berechnen 
sind, und, wenn er mit ihnen Reparaturen vornimmt, auch nicht als 
Werbungskosten absetzen. 

VI. Beschlagnahme 

Wer für die Überlassung beschlagnahmter Wohngrundstücke Nut= 
Zungsentschädigungen empfängt, muß diese wie Mieteinnahmen 
versteuern. Dagegen bleiben die auf die Wohnungseinrichtungen 
oder einzelne Einrichtungsgegenstände entfallenden Entschädigungen 
steuerfrei. 

• Hausgehilfin 

Für die Beschäftigung einer Hausgehilfin oder einer stundenweisen 
Haushaltshilfe können in folgenden Fällen außergewöhnliche 
Belastungen geltend gemacht werden, und zwar ohne Rücksicht 
auf die Einkommens* und Vermögensverhältnisse und ohne Kürzung 
um die „zumutbare Eigenbelastung" (§ 25 a Abs. 3 LStDV) : 

I. Voraussetzungen 

1. Zum Haushalt müssen mindestens 3 Kinder gehören, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder 

2, zum Haushalt müssen mindestens 2 Kinder gehören, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, wenn 

a) der Arbeitnehmer verheiratet ist, von seinem Ehegatten nicht 
dauernd getrennt lebt und beide Ehegatten erwerbstätig sind oder 
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b) der Arbeitnehmer unverheiratet und erwerbstätig ist, oder 

c) dauernd getrennt lebende, erwerbstätige Ehegatten, wenn auf der 
Lohnsteuerkarte die Steuerklasse II vermerkt ist und zu ihrem 
Haushalt zwei Kinder unter 18 Jahren gehören (LStR Abschn. 39 c 
Abs. 1), o d e r 

3. der Arbeitnehmer oder sein nicht dauernd getrennt lebender Ehe= 
gatte muß das 60. Lebensjahr vollendet haben, oder 

4. ein Teil der Eltern oder ein zum Haushalt gehöriges Kind oder 
eine andere zum Haushalt gehörende unterhaltene Person, für die 
eine Ermäßigung wegen Unterhaltsgewährung erfolgt, muß nicht 
nur vorübergehend körperlich hilflos oder schwer körperbeschädigt 
(mindestens 45%) oder die Beschäftigung einer Hausgehilfin muß 
wegen Krankheit einer der genannten Personen erforderlich sein; in 
diesem Fall spielen Kinderzahl und Alter keine Rolle. 

II. Höhe des Freibetrags 

Es werden die tatsächlich entstandenen Aufwendungen bis zu den 
folgenden Höchstbeträgen, die in den meisten Fällen erreicht werden 
dürften, gewährt: 

1. Hausgehilfin 

Für eine Hausgehilfin wird ein Freibetrag bis zu 1200 DM im Kalen= 
derjahr gewährt (bis 1961 nur 900 DM). 

Hausgehilfin in diesem Sinne ist nur eine Arbeitnehmerin, die 
typische hauswirtschaftliche Arbeiten verrichtet und entweder in 
den Haushalt aufgenommen oder im Haushalt voll beschäftigt wird. 

2 . Stundenweise Haushaltshilfe 

Wird anstatt einer Hausgehilfin stundenweise eine Haushaltshilfe 
(z. B. Aufwartefrau, Putzfrau oder Zugehfrau) beschäftigt, so wird 
ein Freibetrag bis zu 600 DM im Kalenderjahr gewährt (bis 1961 nur 
450 DM). 

3. Mehrere Hausgehilfinnen 

Haushalte, zu denen mindestens fünf Kinder gehören, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, können die Steuerermäßi= 
gung auch für mehr als eine Hausgehilfin oder für eine zusätzliche 
Stundenhaushaltshilfe erhalten. 

• Hausrat und Kleidung 

I. Aufwendungen für die Wiederbeschaffung von Hausrat und Klei= 
düng sind als außergewöhnliche Belastungen begün= 
stigt, wenn sie durch ein unabwendbares Ereignis verloren wurden 
und von neuem beschafft werden müssen (EStR Abschn. 189). 
X Notwendige Gegenstände zur Einrichtung einer Wohnung und zur 
Führung eines Haushalts nach Verlusten durch Kriegseinwirkung, 
Vertreibung, politischer Verfolgung , Aufgabe des Wohnsitzes in der 
Sowjetzone, Beschlagnahme durch eine frühere Besatzungsmacht, 
Brand, Diebstahl, Hochwasser, Unwetter usw. 

Nichtbegünstigt sind bloße Ergänzungsbeschaffungen, die nicht als 
Ersatz früher besessener und verlorengegangener Gegenstände anzu= 
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sehen sind. Wenn das schädigende Ereignis längere Zeit zurückliegt, 
wird — besonders bei Kleidungsstücken — ein strenger Nachweis an 
die Eigenschaft von „W i e d e r beschaffungen" gestellt, der notfalls 
durch Zeugen, Briefe, Fotos und ähnliche Beweismittel erbracht 
werden muß. Die Wiederbeschaffungen müssen notwendig und der 
Höhe nach angemessen sein. Entschädigungen, die für den Verlust 
von Hausrat oder Kleidung empfangen werden, müssen von den 
Wiederbeschaffungskosten abgezogen werden; das gilt insbesondere 
für etwaige Versicherungsleistungen, Nutzungsentschädigungen frü* 
herer Besatzungsbehörden, Entschädigungen aus öffentlichen Mitteln 
wie Hausratshilfe und Hausratsentschädigung nach dem Lastenaus= 
gleichsgesetz. 

II. Vertriebene, Heimatvertriebene, Sowjetzonenflüchtlinge, politisch 
Verfolgte, Totalgeschädigte und Spätheimkehrer müssen zunächst 
prüfen, ob ihnen der pauschale ► Flüchtlingsfreibetrag zusteht. Be* 
jahendenfalls kann nur der Freibetrag in Anspruch genommen 
werden; zusätzliche außergewöhnliche Belastungen wegen Wieder* 
beschaffung von Hausrat und Kleidung werden daneben nicht an* 
erkannt, auch nicht entsprechende Aufwendungen für Tilgung von 
Wiederbeschaffungsschulden (FG Karlsruhe v. 27. 4. 1956 — DStZ=B 
S. 295). Wenn jedoch der Dreijahreszeitraum des Flüchtlingsfrei* 
betrages abgelaufen ist, können außergewöhnliche Belastungen in der 
tatsächlich entstandenen Höhe nach I. oder III. geltend gemacht 
werden. Wer es in der Hand hat, Wiederbeschaffungen oder Schulden* 
tilgungen in die Jahre nach Ablauf des Dreijahreszeitraums zu ver* 
legen, bekommt hiernach eine zusätzliche Steuerermäßigung. 

III. Ausgaben zur Tilgung von Schulden, die zur Wiederbeschaffung 
von Hausrat und Kleidung aufgenommen worden sind und für die 
eine Steuerermäßigung noch nicht gewährt worden ist, können eben* 
falls als außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden. Da 
aber hier die Belastung erst im Jahr der Schuldentilgung eintritt, ist 
der Antrag auch dann zulässig, wenn im Jahr der Schuldaufnahme 
noch der Flüchtlingsfreibetrag gewährt worden ist (OFD München 
5 2220 v. 23. 2. 1956 — DStZ=B S. 209). — Vgl. ferner ► Aussteuer 
► Einrichtung ► Möbelkreditzinsen. 

• Hausreparaturen ► Hausbesitz 

• Heilsarmee ► Spenden 
t Heimarbeiter 

Wer in selbstgewählter Arbeitsstätte (meist in der eigenen Wohnung) 
allein oder mit seinen Familienangehörigen im Auftrag von Gewerbe* 
treibenden oder Zwischenmeistern tätig ist, kann folgende Vorteile 
beanspruchen (LStR Abschn. 30) : 

1. Lohnzuschläge, die zur Abgeltung der Kosten des Arbeitsraumes 
und der Arbeitsmittel gezahlt werden, bleiben steuerfrei, so* 
weit sie den Betrag von 10 °/o des jeweils gezahlten Stück* oder 
Werklohns oder des auf den einzelnen Lohnzahlungszeitraum ent* 
fallenden Arbeitslohns nicht übersteigen. 
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2. Wenn keine Heimarbeiterzuschläge gezahlt werden, kann ohne 
Einzelnachweis und ohne Rücksicht auf sonstige Werbungskosten ein 
Freibetrag von 20 DM monatlich zur Eintragung auf der Lohn= 
steuerkarte beantragt werden. Die Oberfinanzdirektionen können für 
bestimmte Gruppen von Heimarbeitern Anpassungen dieses Betrages 
an die in ihrem Bezirk bestehenden Verhältnisse vornehmen. 

3. Wegen unständiger Beschäftigung kann nach Jahresablauf in der 
Regel eine Steuererstattung im Wege des ► Lohnsteuer=Jahresaus= 
gleichs beantragt werden. 

• Heimfahrten ► Familienheimfahrten 

• Heirat ► Eheschließung 

• Heiratsbeihilfen 

Einmalige Zuwendungen in Geld oder Sachwerten bis zum Gesamt 
betrag von 700 DM, die vom Arbeitgeber an männliche oder weib= 
liehe Arbeitnehmer aus Anlaß der Eheschließung gewährt werden, 
sind steuerfrei (LStR Abschn. 10 b). Voraussetzung ist, daß sie 
im zeitlichen Zusammenhang mit der Heirat, d. h. frühestens drei 
Monate vor oder spätestens drei Monate nach der Heirat gegeben 
werden. Bezieht ein Arbeitnehmer aus mehreren Dienstverhältnissen 
je eine Heiratsbeihilfe, so kann er den Freibetrag mehrmals, 
nämlich für jede der Beihilfen, in Anspruch nehmen. 

• Herbstdarlehen 

Die im Herbst häufig gewährten Gehaltsvorschüsse zur Bezahlung 
von Heizmaterial und sonstigen Wintervorräten sind steuerfrei 
als ► Arbeitgeberdarlehen. Beihilfen hierzu, die nicht zurückgezahlt 
werden müssen, sind nur unter den Voraussetzungen von ► Not= 
Standsbeihilfen steuerfrei. 

• Hinterbliebene 

Hinterbliebene von ► Körperbeschädigten, politisch Verfolgten, Ge= 
fallenen und Verschollenen und die Angehörigen von Vermißten und 
Kriegsgefangenen erhalten bei der Einkommen* und Lohnsteuer auf 
Antrag einen Freibetrag von jährlich 600 DM. Voraussetzung 
ist, daß ihnen Hinterbliebenenbezüge oder entsprechende Bezüge auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften zustehen, auch wenn die Versorgung 
ruht (EStR Abschn. 194 Abs. 1 Ziff. 4). Es darf nicht übersehen wer= 
den, daß diese Vergünstigung auch hinterbliebenen Kindern zusteht; 
werden die Kinder mit dem Haushaltsvorstand (z. B. Stiefvater) zu= 
sammen veranlagt, so kann dieser den Freibetrag beantragen (EStR 
Abschn. 194 Abs. 8; DStZ=B 19^6 S.437). 

• Hochzeitsgeschenke ► Gelegenheitsgeschenke ► Heiratsbeihilfen 

• Hörapparat 

Aufwendungen für Batterien, die während der Arbeitszeit verbraucht 
werden, stellen Werbungskosten dar (BFH v. 8. 4. 1954 - 
BStBl. III S. 174). Die sonstigen mit dem Hörapparat verbundenen 
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Aufwendungen, so insbesondere die Anschaffungskosten, kommen 
wie andere Kosten zur Wiederherstellung der Gesundung oder der 
Beseitigung von Körperschäden als außergewöhnliche B e = 
lastungen in Betracht (FG Münster v. 5. 6. 1954 — EFG S. 135). 

• Hotels und Gaststättengewerbe 

1. Aufwendungen für die besondere Kleidung der HoteI=Direktoren 
können als Werbungskosten geltend gemacht werden (RFH 
v. 14.11.1934 — RStBl. 1935 S. 413). Steht fest, daß die Ausübung des 
Berufs einen besonders hohen Verschleiß an bürgerlicher Kleidung 
erfordert, so kann der ausschließlich beruflich bedingte erhöhte an= 
teilige Kleiderverschleiß mit einem angemessenen Betrag geschätzt 
werden (vgl. BFH v. 24. 4. 1956 — BStBl. III S. 195). 

Für Kellnerfrack, Servierkleider, Kochanzug usw. kommen ebenfalls 
als Werbungskosten für ► Berufskleidung in Betracht. Im übrigen 
► Aushilfskräfte ► Musiker ► Trinkgelder. 

• Instandhaltung 

Die laufenden Kosten für Instandhaltung eigener ► Arbeitsmittel 
und ► Berufskleidung sind als Werbungskosten begünstigt. 
/ Reparaturkosten für ein dienstlich benutztes Kraftfahrzeug. — 
Reifenerneuerung an einem Fahrrad , das zu Fahrten zwischen Woh= 
nung und Arbeitsstätte benutzt wird. — Waschen, Reinigen und 
Bügeln des Büromantels. — Einbandkosten für Fachliteratur. 

• Innere Mission 

Zuwendungen an die Innere Mission der Deutschen Evangelischen 
Kirche einschließlich des Hilfswerks der Evangelischen Kirchen und 
ihrer Unterverbände, Einrichtungen und Anstalten sind als Sonder- 
ausgaben abzugsfähig, ► Spenden. 

• Jagdgeräte ► Forstbedienstete 

• Jahresausgleich ► Lohnsteuer Jahresausgleich 

• Journalisten als Angestellte 

1. Journalisten (Redakteure), die in einem Dienstverhältnis die jour= 
nalistische Tätigkeit hauptberuflich ausüben, erhalten auf Antrag vom 
Finanzamt einen Werbungskosten = Pauschsatz von 15 °/ o 
des Arbeitslohnes, höchstens 200 DM monatlich (LStR Abschn. 24 a). 
Voraussetzung ist, daß sie ihre Tätigkeit ausüben entweder 

a) für eine mehr als einmal wöchentlich erscheinende Zeitung oder 
Zeitschrift, oder 

b) für eine mindestens einmal wöchentlich erscheinende Zeitung oder 
Zeitschrift, die der umfassenden Darstellung des allgemeinen Tages= 
geschehens in Wort und Bild dient und von der zuständigen Landes= 
finanzverwaltung entsprechend anerkannt ist, oder 
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c) bei einem Nachrichten= oder Korrespondenzbüro oder 

d) bei einer Rundfunkgesellschaft. 

2. Neben diesem besonderen Pauschbetrag können zusätzlich 
noch Werbungskosten für ► doppelte Haushaltsführung geltend ge= 
macht werden, ferner die Aufwendungen für ► Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte, soweit letztere 15 DM monatlich über= 
steigen. 

3. Weder die Pauschsätze nach Ziff. 1 noch die zusätzlichen Werbungs= 
kosten nach Ziff . 2 dürfen um den allgemeinen, in die Lohnsteuer 
tabelle eingebauten Werbungskosten=Pauschbetrag gekürzt werden; 
die Beträge müssen vielmehr in voller Höhe als Freibeträge in der 
Lohnsteuerkarte erscheinen. 

4. Der Pauschsatz nach Ziff. 1 kann nur in Anspruch genommen 
werden, wenn Aufwendungen, die durch die journalistische Tätigkeit 
veranlaßt sind, vom Arbeitgeber (Verlag) nicht ersetzt werden. Jedoch 
ist es unschädlich, wenn der Arbeitgeber 

a) Reisekosten oder Bewirtungsspesen sowie 

b) einzelne Aufwendungen in Ausnahmefällen, z. B. Kosten einzelner 
Telefongespräche oder eines einzelnen Fachbuches, ersetzt. 

5. Werden höhere Werbungskosten als die Pauschsätze einzeln 
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht, so müssen diese höheren Be= 
träge anerkannt werden. 

6. Ausländskorrespondenten inländischer Zeitungsunternehmen blei= 
bei bis auf weiteres lohn steuerfrei, ► Ausland. 

Im übrigen und hinsichtlich des Versorgungswerks der Presse 
► Verlagsangestellte. 

• Journalistische Nebentätigkeit 

Für Honorare aus einer journalistischen Nebentätigkeit bestehen 
grundsätzlich folgende Steuervorteile: 

1. Umsatzsteuerfreiheit bis 20 000 DM im Jahr. 

2. Einkommensteuerfreiheit bis zu 800 DM Nettoeinnahmen nach 
Abzug der mit der journalistischen Tätigkeit verbundenen Betriebs= 
ausgaben. 

3. Gleitender Einkommensteuer=Freibetrag für Nettoeinnahmen bis 
1 600 DM. Näheres hierzu ► Nebentätigkeit. 

Zur journalistischen Tätigkeit gehört auch die rein redaktionelle 
Tätigkeit eines Schriftleiters. Ist der Journalist zugleich Schriftsteller, 
so kann er die günstigeren Vorteile für eine ► schriftstellerische 
Nebentätigkeit in Anspruch nehmen. Journalist und Schriftsteller 
ist, wer Geschehnisse selbständig ordnend oder stellungnehmend, mit 
anderen Worten geistig durcharbeitend, wiedergibt. Reporter und 
Nichtschriftsteller ist dagegen, wer lediglich Tatsachen sammelt und 
ohne geistig zu durcharbeiten weitergibt (FG Düsseldorf v. 6. 6. 1956 
— DStZ=B S. 341). 
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• Jubiläumsgeschenke 

Jubiläumsgeschenke in Geld oder Sachwerten an Arbeitnehmer sind 
in folgenden Fällen steuerfrei, wenn sie innerhalb von drei 
Monaten vor oder nach dem Jubiläum oder anläßlich einer Betriebs« 
feier zur Ehrung aller Jubilare innerhalb 12 Monaten nach dem Jubi= 
läum gegeben werden (LStDV §5; LStR Abschn. 10 a): 



I. Arbeitnehmerjubiläen 



Dauer der ununterbrochenen Beschäftigung 

beim Arbeitgeber Höchstbetrag des steuerfreien 

Jubiläumsgeschenkes 



10 Jahre 
25 Jahre 
40 Jahre 
50 oder 60 Jahre 



600 DM 
1 200 DM 

1 800 DM 

2 400 DM 



II. Geschäftsjubiläen 

Dauer des Bestands der Firma 

25 Jahre, 50 oder ein sonstiges 
Mehrfaches von 25 Jahren 



Höchstbetrag des steuerfreien 
Jubiläumsgeschenkes 
1 Monatslohn bei dem 
einzelnen Arbeitnehmer, 
höchstens 1 200 DM. 



• Kameradschaftsabend ► Betriebsveranstaltungen 

• Kantinen ► Essenmarken und «Zuschüsse ► Mahlzeiten 



• Kapellmeister 

Kapellmeister, deren Kapelle nicht von ihm selbst, sondern von einem 
Veranstalter (Kaffeehaus, Gaststätte, Stadtgemeinde, Theatergemeinde, 
Film« oder Rundfunkgesellschaft) entlohnt wird, sind in der Regel 
Umsatz« und gewerbesteuerfrei und genießen die Steuervorteile für 
Angestellte, insbesondere für ► Musiker. 

• Kapitalabfindungen ► Abfindungen 

• Kapitalansammlungsverträge ► Sparprämien 

• Kapitalvermögen 

Zinseinnahmen, Dividenden und andere Kapitalerträge sind, soweit 
sie nicht schon mit Einnahmen aus einem Betriebsvermögen ver« 
steuert werden, als „Einkünfte aus Kapitalvermögen" grundsätzlich 
einkommensteuerpflichtig. Jedoch bestehen folgende Vorteile: 

1. Bestimmte Zinsen, insbesondere aus Pfandbriefen und Kommunal« 
Schuldverschreibungen, deren Erlöse zu 90°/o dem sozialen Wohnungs« 
bau dienen, ferner aus bestimmten festverzinslichen Schuldverschrei« 
bungen der Länder und aus Schatzanweisungen der Länder mit einer 
Laufzeit von mindestens 3 Jahren sind steuerfrei (§3a EStG). 

2. Seit 1 . 1 . 1958 steht jedermann für beliebige Einnahmen aus 
Kapitalvermögen — insbesondere Bankzinsen, Dividenden, Zinsen aus 
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Bausparkassenverträgen — ein Werbungskosten=Pauschbetrag von 
150 DM zu, der sich bei zusammenveranlagten Ehegatten auf 300 DM 
im Jahr erhöht. Die Einkommenshöhe spielt dabei keine Rolle mehr. 
Damit bleiben in den meisten Fällen die üblichen kleineren Zins* 
einkünfte eines Arbeitnehmers praktisch steuerfrei. 

3. Höhere Zinseinkünfte usw. als die vorgenannten Werbungskosten* 
Pauschbeträge bleiben bei Lohnsteuerzahlern überdies bis zu 800 DM 
steuerfrei, wenn sie zusammen mit etwaigen sonstigen ► Neben* 
einkünften diesen Betrag nicht übersteigen. Da unter Neben ein* 
k ü n f t e n die Nettoeinnahmen nach Abzug von Werbungskosten 
zu verstehen sind, sind hierbei zuerst noch die 150 bzw. 300 DM 
Pauschalen nach Ziff. 2 abzuziehen; danach können 950 bzw. 1100 DM 
Bruttoeinnahmen aus Kapitalvermögen steuerfrei bleiben. 

4. Bei Erträgen aus Aktien, GmbH=Anteilen, Anteilen an Erwerbs* 
und Wirtschaftsgenossenschaften (Volksbanken) u. ä. wurde bisher 
von der- auszahlenden Gesellschaft grundsätzlich eine Kapitalertrag* 
Steuer von 25 °/o abgezogen, die der Arbeitnehmer erst nach Ablauf 
des Jahres im Wege der Veranlagung auf die Lohnsteuer angerechnet 
erhalten konnte. Wessen Nebeneinkünfte unter 800 DM liegen oder 
wer überhaupt einkommensteuerfrei bleiben würde, kann beim zu* 
ständigen Finanzamt eine Bescheinigung über die Freistellung vom 
Kapitalertragsteuerabzug beantragen, nach deren Vorlage die aus* 
zahlende Gesellschaft keinen Steuerabzug mehr vornimmt. 



• Kilometergelder 

1. Ersetzt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer die Unkosten für die 
Benutzung eines eigenen Kraftwagens, Kraftrads oder Fahrrads auf 
Dienstreisen in Form eines Kilometersatzes, d. h. unter Zugrunde* 
legung der Kosten, die sich bei dem Arbeitnehmer auf Grund von 
Einzelberechnungen für jeden gefahrenen km im Durchschnitt tat* 
sächlich ergeben, so handelt es sich um Fahrtauslagen im Rahmen 
der ► Reisekosten, die steuerfrei bleiben. Ohne besonderen 
Nachweis werden folgende Sätze als steuerfrei anerkannt (LStR 
Abschn. 21 Abs. 9): 



beim Kraftwagen 
beim Kleinstwagen (bis 500 ccm) 
beim Motorrad oder Motorroller 
beim Fahrrad mit Motor 
beim Fahrrad 



25 Pf. je km 
18 Pf. je km 
11 Pf. je km 
6 Pf. je km 
3 Pf. je km 



Mit diesen Sätzen sind sämtliche mit dem Betrieb des Fahrzeugs 
verbundenen Aufwendungen abgegolten. Werden höhere Beträge 
geltend gemacht, so müssen sie einzeln nachgewiesen werden. 

2. Dieselben Kilometer sätze gelten auch bei eigenen Aufwendungen 
für ► Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, nur daß dort 
auf die Entfernung als solche, also auf die Hin* und Rückfahrt zu* 
sammen abgestellt wird, so daß dort die doppelten Beträge anzu* 
setzen sind. 
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• Kinderfreibeträge 

Dem Arbeitnehmer stehen für eheliche Kinder, eheliche Stiefkinder, 
ehelich erklärte Kinder, Adoptivkinder, uneheliche Kinder, Pflege* und 
Enkelkinder folgende Freibeträge offen: 

Für das erste Kind 1200 DM, 

(bis 1961 = 900 DM), 
für das zweite Kind 1680 DM, 

für das dritte und jedes weitere Kind 1800 DM. 

Dabei sind folgende Fälle zu unterscheiden: 

I. Kinder bis zu 18 Jahren 

Kinder, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, werden 
von der Gemeindebehörde automatisch auf der Lohnsteuerkarte des 
Arbeitnehmers vermerkt. Die Lohnkasse wendet danach die ► Steuer* 
klasse an, bei der die entsprechenden Kinderfreibeträge bereits in die 
Lohnsteuertabelle eingebaut sind. In diesen Fällen braucht der Kinder* 
freibetrag nicht beantragt zu werden. Auch spielt es keine Rolle, ob 
das Kind eigene Einkünfte bezieht (§ 8 LStDV). 

II. Kinder über 18 Jahren 

Auf Antrag werden vom Finanzamt Kinderfreibeträge gewährt 

1. für Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet, aber das 25. Lebens* 
jahr noch nicht vollendet haben, wenn sie 

a) im wesentlichen auf Kosten des Arbeitnehmers unterhalten und 
für einen Beruf ausgebildet werden, ► Berufsausbildung; diese Vor* 
aussetzungen müssen mindestens 4 Monate im Kalenderjahr be* 
standen haben. In diesen 4 Monaten muß er über 50 °/o der Gesamt* 
kosten bestritten haben. Eigene Einkünfte des Kindes werden zum 
Teil angerechnet (LStR Abschn. 45 Abs. 5); oder 

b) Wehrdienst (Ersatzdienst) leisten, sofern die Berufsausbildung durch 
die Einberufung zum Wehrdienst unterbrochen worden ist und der 
Arbeitnehmer vor der Einberufung die Kosten des Unterhalts und 
der Berufsausbildung im wesentlichen getragen hat; 

2. für Kinder ohne Rücksicht auf das Alter, die wegen körperlicher 
oder geistiger Gebrechen dauernd erwerbsunfähig sind, wenn dem 
Arbeitnehmer für die Kinder ein Kinderfreibetrag nicht zusteht und 
die Kinder im wesentlichen auf Kosten des Arbeitnehmers unterhalten 
werden (§ 18 a LStDV). 

• Kindergeld 

Das an Angehörige des privaten Dienstes gezahlte Kindergeld auf 
Grund des Kindergeldgesetzes ist steuerfrei (LStDV § 6 Ziff. 17). 
Dagegen sind die im öffentlichen Dienst gewährten Kinderzuschläge 
steuerpflichtig (FG Düsseldorf v. 29.5.1959 — DStZ=B 1960 S. 34; 
BFH v. 28. 8. 1959 - BStBl. III S. 449). 

• Kirdienmusiker 

1. Auf nebenamtliche Organisten und Chorleiter sind die Grundsätze 
einer nebenberuflichen ► Lehrtätigkeit anzuwenden (FinMin BW v. 
7.7. 60 — S 2232 in LSt=Kartei § 1 K 8). Sie unterliegen nicht mehr der 
Lohnsteuer und bleiben bei der Einkommensteuer im Rahmen von 
► Nebeneinkünften bis 800 DM im Jahr steuerfrei. Wenn im 
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Einzelfall dennoch eine unselbständige, lohnsteuerpflichtige Tätigkeit 
vorliegen sollte, erhalten sie auf Antrag für ihre Werbungskosten 
einen Freibetrag von 25 °/o der Nebeneinnahmen, höchstens 
50 DM monatlich zusätzlich zum allgemeinen Werbungskosten= 
Pauschbetrag (DStZ B 1959 S. 45). 

2. Zahlt die Kirchengemeinde an Stelle der Nebenvergütung Prämien 
für eine Lebensversicherung, so bleiben diese bis zu 312 DM als Bei= 
träge für die ► Zukunftssicherung steuerfrei (FG Karlsruhe v. 
30. 9. 1954 - EFG 1955 S. 19). 

• Kirchensteuer 

1 . Da die Kirchensteuer in Form eines Prozentsatzes der Einkommen 
bzw. Lohnsteuer erhoben wird, führen alle Einkommens und Lohn* 
Steuervorteile gleichzeitig zu einer Ermäßigung der Kirchensteuer. 
Aus den landesrechtlich verschiedenen Regelungen seien als Grund= 
sätze hervorgehoben: 

Bei Ehegatten verschiedener Konfessionen mit gleichen Steuersätzen 
wird der volle Betrag, bei unterschiedlichen Sätzen jeweils die Hälfte 
desselben erhoben; ist ein Ehegatte konfessionslos, so wird der halbe 
Kirchensteuersatz angewandt. Bei Austritt aus der Kirche entfällt die 
Kirchensteuerpflicht grundsätzlich mit Ablauf des Rechnungsjahres, 
meist jedoch nicht vor Ablauf des 3. Monats nach der vorschrifts= 
mäßig vollzogenen Austrittserklärung. Die Entscheidung über Stun= 
düng, Erlaß und Rechtsmittel obliegt der Kirchensteuerbehörde, sofern 
diese Aufgabe nicht ausdrücklich den Finanzämtern übertragen ist. 

2. Die während des Jahres bezahlte Kirchensteuer kann bei der Ein* 
kommen= und Lohnsteuer als Sonderausgabe abgezogen werden, 
gleichgültig, ob es sich um Vorauszahlungen oder Abschlußzahlungen 
handelt. 

• Kleidung ► Berufskleidung ► Hausrat und Kleidung 

• Knappschaftskassen 

1. Dienstaufwandsentschädigungen der Knappschaftskassen an ihre 
Angestellten und Mitglieder der Vertreterversammlung und des Vor* 
Standes sind als ► Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kassen 
grundsätzlich steuerfrei. Wegen Knappschaftsärzten ► Ärzte. 

2. Kapitalabfindungen aus Knappschaftskassen sind steuerfrei, 
► Abfindungen. Im übrigen ► Sozialversicherung ► Bergbau. 

• Kommunaldienst ► Gemeindebedienstete 

• Körperbeschädigte 

Kriegs= oder Zivilbeschädigte erhalten auf Antrag einen zusätzlichen 
Freibetrag wegen außergewöhnlicher Belastungen, wenn sie zu 
einem der folgenden Personenkreise gehören: 

1 . Körperbeschädigte, denen nach den maßgebenden Versorgungs= 
Vorschriften (insbesondere Bundesversorgungsgesetz) Beschädigten* 
Versorgung zusteht, und zwar auch dann, wenn die Versorgung ruht; 
hierunter fallen vor allem die Kriegsbeschädigten. 
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2. Körperbeschädigte, die durch Geburtsfehler, durch Unfall, durch 
Krankheit oder durch ein anderes Ereignis eine dauernde Einbuße 
ihrer körperlichen Beweglichkeit erlitten haben, wenn bei ihnen eine 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 25 °/o festgestellt 
worden ist. Beträgt die Minderung weniger als 50 °/o (aber mindestens 
25 °/o), so können diese Personen die Pauschsätze nur beanspruchen, 
wenn 

a) ihnen wegen der Behinderung nach den gesetzlichen Vorschriften 
Bezüge zustehen, oder 

b) wenn die Körperbehinderung zu einer äußerlich erkennbaren 
dauernden Einbuße der körperlichen Beweglichkeit geführt hat oder 
auf einer typischen Berufskrankheit beruht. 

3. Politisch Verfolgte, die als solche wegen Körperbeschädigung Renten 
oder andere laufende Bezüge auf Grund gesetzlicher Vorschriften er= 
halten, wenn bei ihnen eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
mindestens 25 °/o festgestellt worden ist, und zwar auch dann, wenn 
die zuerkannten Bezüge ruhen. 

4. Außerdem erhalten den Freibetrag auch die ► Hinterbliebenen. 
Die Höhe der steuerfreien Pauschbeträge richtet sich nach folgender 
Tabelle: 

Stufe Bei einer Minderung Jahresbetrag 

der Erwerbsfähigkeit um 

vom Hundert vom Hundert DM 



1 


25 


bis ausschließlich 


35 


360 


2 


35 


bis ausschließlich 


45 


480 


3 


45 


bis ausschließlich 


55 


636 


4 


55 


bis ausschließlich 


65 


780 


5 


65 


bis ausschließlich 


75 


960 


6 


75 


bis ausschließlich 


85 


1 140 


7 


85 


bis einschließlich 


90 


1 300 


8 


91 


bis einschließlich 


100 


1 500 



Für Blinde sowie für Körperbehinderte, die infolge der Körperbehin= 
derung ständig so hilflos sind, daß sie nicht ohne fremde Wartung 
und Pflege bestehen können, wird an Stelle der vorbezeichneten 
Pauschbeträge ein steuerfreier Pauschbetrag von 3900 Deutsche Mark 
jährlich gewährt. 

Wer wegen der Körperbehinderung eine Hausgehilfin beschäftigt, 
kann zusätzlich den steuerfreien Betrag für die ► Hausgehilfin gel= 
tend machen. Der Pauschbetrag von 3900 DM für Pflegebedürftige ist 
nicht davon abhängig, daß tatsächlich eine Pflegeperson 'beschäftigt 
wird. 

Wenn die Voraussetzungen für die Gewährung eines steuerfreien 
Pauschbetrags erst im Laufe des Kalenderjahres eintreten, so wird 
stets der ganze Jahresbetrag gewährt (FinMin Bad.=Württ. v. 5. 2. 1960 
- S 2248 Al/58). 

Vgl. auch ► Badekur ► Kraftfahrzeugsteuer ► Krankheit. 

• Kraftfahrzeug 

Bei Benutzung eines Kraftfahrzeugs (Auto, Motorrad, Motorroller, 
Moped, Fahrrad mit Hilfsmotor) bestehen unterschiedliche Steuer* 
vorteile, je nachdem es sich um Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte (I) oder um Dienstfahrten (II) handelt. 
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I. Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
1. Für Kraftfahrzeuge, die zur täglichen Hin= und Rückfahrt von der 
Wohnung zur Arbeitsstätte benutzt werden, können Werbungs = 
k o s t e n für ► Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte geltend 
gemacht werden. Die dort genannten Pauschsätze gelten nur die Fahrt= 
strecken zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ab; wenn darüber 
hinaus mit dem Kraftfahrzeug noch Dienstreisen gemacht werden, 
so ist eine Aufteilung erforderlich in 

a) Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte; hierfür sind die 
dortigen Pauschsätze anzuwenden; 

b) Dienstreisen. Hierfür kommen die im nachfolgenden Abschnitt II 
behandelten Möglichkeiten zum Zuge. 

Wird aber das Kraftfahrzeug überwiegend zu Dienstreisen be= 
nutzt, so hat der Arbeitnehmer ein W a h 1 r e c h t, ob er diese Auf= 
teilung in a und b vornehmen oder für sämtliche Fahrten (also 
Dienstreisen einschl. Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte) 
die tatsächlichen Kraftfahrzeugkosten (Anschaffungskosten, 
Benzinkosten usw.) nach Abschn. II als Werbungskosten geltend 
machen will. Dasselbe Wahlrecht haben auch Körperbeschädigte mit 
einer Erwerbsminderung von mindestens 45 °/o, und zwar ohne Rück= 
sicht darauf, ob sie das Fahrzeug überwiegend zu Dienstreisen be= 
nutzen (LStR Abschn. 25 Abs. 2). Wenn der Arbeitgeber die Fahrt= 
kosten für Dienstreisen in Form von ► Kilometergeldern ersetzt, 
wird es meistens am zweckmäßigsten sein, für die Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte auch die Pauschalbeträge geltend zu 
machen. In anderen Fällen empfiehlt es sich, die beiden Möglichkeiten 
des Wahlrechtes nach folgendem Schema auszurechnen: 

Gesamte Kraftfahrzeugkosten im Jahr (Absetzungsquote für Anschaffungskosten, 



fixe Kosten, laufende Benzin», Reparatur», Pflegekosten usw., 

vgl. Abschn. II) DM 

•/• Kostenanteil für Privatfahrten (z. B. 25 °/o) 7- DM 

7 • Kostenanteil für Dienstfahrten (z. B. 50 °/o) 7* DM 

Rest = tatsächlicher Kostenanteil für Fahrten 

zwischen Wohnung und Arbeitsstätte DM 



Den Kostenanteil für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
stelle man dem Jahresbetrag gegenüber, der sich aus den dortigen 
Pauschsätzen ergibt. Als Werbungskosten wähle man dann den höhe= 
ren der beiden Beträge aus. i Nach dem Berechnungsbeispiel in IJ 
Ziff.4 ergibt sich folgendes: 

Tatsächlicher Kostenanteil für Fahrten zwischen Wohnung 

und Arbeitsstätte — 612 DM 

Pauschsätze für Kraftwagen (0,50 DM) für 6 km 

Entfernung an 280 Arbeitstagen = 280 X 6 X 0,50 = 840 DM 

Hier wird man für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 

die Pauschsätze wählen, weil sie höher als die tatsächlichen Kosten 

liegen. 

2. Über Heimfahrten mit dem eigenen Kraftfahrzeug bei doppelter 
Haushaltsführung ► Familienheimfahrten. 
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II. Dienstfahrten mit dem Kraftfahrzeug 

1. Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer ein Betriebsfahrzeug für 
Dienstfahrten zur Verfügung, so entsteht in keinem Fall eine Steuer= 
pflicht. Soweit der Arbeitgeber hierbei Fahrtkosten vorstreckt, handelt 
es sich um ► durchlaufende Gelder, soweit er sie hinterher ersetzt, 
um ► Auslagenersatz, die, wenn sie mit den tatsächlich entstandenen 
Kosten übereinstimmen, immer steuerfrei sind. 

2. Benutzt der Arbeitnehmer ein eigenes Kraftfahrzeug für 
Dienstfahrten und bekommt er die Kraftfahrzeugkosten vom Arbeit= 
geber vergütet, so bleiben die Vergütungen steuerfrei, wenn sie 
in Form von zulässigen ► Kilometergeldern gewährt werden. 

3. Werden vom Arbeitgeber für die Benutzung eines eigenen Kraft= 
fahrzeugs des Arbeitnehmers keine zulässigen Kilometergelder, son= 
dern Pauschvergütungen (Fixum) gewährt, die ohne Rücksicht auf den 
Umfang der tatsächlich ausgeführten Fahrten in bestimmter Höhe 
für einen bestimmten Zeitabschnitt gezahlt werden, so gehören diese 
Vergütungen zum steuerpflichtigen Arbeitslohn (LStR Abschn. 21 
Abs. 8). Der Arbeitnehmer kann dann die Fahrtkosten nur als Wer= 
bungskosten nach folgender Ziff. 4 geltend machen. 

4. In den übrigen Fällen der beruflichen Benutzung eines eigenen 
Kraftfahrzeugs können die tatsächlich entstandenen Fahrzeugaufwen= 
düngen im privaten Dienst als Werbungskosten geltend 
gemacht werden. Dies gilt auch für einen etwaigen Mehrbetrag, der 
dem Arbeitnehmer nach Abzug von Kilometergeldern der Ziff. 2 
verbleibt, wenn auf Grund von Einzelberechnungen tatsächlich ent= 
standene höhere Kilometerkosten nachgewiesen werden. Nach der 
bisherigen Verwaltungspraxis und Rechtsprechung ist hierbei Vor= 
aussetzung, daß das Kraftfahrzeug für den Dienst unentbehrlich ist. 
Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Fahrzeug erst die 
Voraussetzung für die Ausübung des Dienstes schafft, wie z. B. bei 
unselbständigen Vertretern, Reisenden und Zeitungsfahrern. Wird 
das Kraftfahrzeug nur zu einem geringen Prozentsatz (etwa 10 bis 
15 %>) für rein berufliche Zwecke verwendet, so sollen nach der frü= 
heren Rechtsprechung überhaupt keine Werbungskosten anerkannt 
werden, weil hier das Motiv der Anschaffung in der privaten Lebens= 
haltung zu suchen sei (RFH v. 29.2.1940 — ■ RStBl. S. 427); mit Recht 
ist dagegen einzuwenden, daß es nicht auf das Motiv der Anschaffung 
eines Arbeitsmittels, sondern auf die tatsächliche berufliche 
Nutzung ankommt (so Charlier, Lohnsteuerrecht, § 20 Anm. 6 a). Es 
muß genügen, daß der private Nutzungsanteil— notfalls im Schätzungs= 
wege — von den Werbungskosten ausgeschieden wird. Nach den Ver= 
waltungsrichtlinien soll in der Mehrzahl der Fälle davon ausgegangen 
werden, daß der private Nutzungsanteil mindestens 20 bis 25 °/o der 
Gesamtnutzung beträgt; eine geringere private Nutzung ist nach= 
zuweisen (EStR Abschn. 118). Der Nachweis ist am besten an Hand 
eines Fahrtenbuches, in das die dienstlichen und die privaten Fahrt= 
Kilometer eingetragen werden, zu führen. 

Die Berechnung der Kraftfahrzeugkosten kann nach folgendem Bei= 
spiel erfolgen : 
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Kraftfahrzeug 98 

Anschaffungskosten des Kraftwagens = 6 000 DM 

Davon 20 °/o als Absetzung für Abnutzung 1 200 DM 

Finanzierungsspesen (Diskont, Zinsen) 160 DM 

Garagenmiete 12X35 DM 420 DM 

Haftpflichtversicherung 240 DM 

Kraftfahrzeugsteuer 280 DM 

ADAC=Beitrag 36 DM 

Benzin= und Ölkosten lt. Rechnungen 1 072 DM 

Reparaturen und Wagenpflege lt. Rechnungen 612 DM 

Ersatzreifen 240 DM 

Nebenkosten (Fähre, Parkgebühren, Triptiks usw.) 112 DM 

Tatsächliche Kraftfahrkosten im Kalenderjahr 4 372 DM 

Laut Fahrtenbuch gefahren 22 117 km 

Davon entfallen auf 

Dienstreisen 13 615 km = 62 °/o = 2 711 DM 

Privatfahrten 5 222 km = 24 °/o = 1 049 DM 

Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte (an 280 Arbeitstagen 

täglich 12 km = 6 km Entfernung) 3 280 km = 14 °/o = 612 DM 

100 °/o 4 372 DM 

Hiernach sind beim Finanzamt zu beantragen 

a) Werbungskosten für Dienstfahrten 2 711 DM 

b) Für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte statt der tat= 

sächlichen Kosten die günstigeren Pauschsätze laut oben I Ziff. 1 840 DM 

Zusammen: 3 551 DM 



Das Finanzamt zieht hiervon den allgemeinen, in die Lohnsteuer 
tabelle bereits eingebauten Werbungskostenpauschbetrag ab und 
trägt für den Rest einen Freibetrag auf der Lohns teuer karte ein. 

5. Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst können nach der bis* 
her noch herrschenden Rechtsprechung die Kosten für ein eigenes 
Kraftfahrzeug bei Dienstfahrten grundsätzlich nicht als Werbungs= 
kosten absetzen, weil die Behörde nur den dienstlich veranlaßten 
Aufwand nach den Reisekostenbestimmungen vergütet. I Ein An= 
gestellter in einem Ministerium, für den laut Bescheinigung des 
Dienstvorgesetzten die Benutzung seines Volkswagens im dienst= 
liehen Interesse dringend geboten war, beantragte, ihm für alle 
Dienstfahrten den für private Arbeitnehmer geltenden Kilometersatz 
von 25 Pf. anzuerkennen und die sich dabei ergebende Summe, ver= 
mindert um' die vom Ministerium gewährten Reisekostenentschädi= 
gütigen, als Werbungskosten anzuerkennen. Finanzamt und Gericht 
lehnten dies ab (BFH v. 17 . 12. 1953 - BStBl. 1954 III S. 77 ). Weitere 
Einzelheiten hierzu ► Steuervorteile für Beamte (Band 1 dieser Buch* 
reihe). 

6. Über außergewöhnliche Absetzungen für technische oder wirt= 
schaftliche Abnutzung ► Absetzungen für Abnutzung. Vgl. ferner 
► Führerschein. 

• Kraftfahrzeugsteuer 

1. Schwerbeschädigte im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes oder 
Verfolgte mit einer Erwerbsminderung von mindestens 50 °/o erhalten 
die Steuer für Personenkraftwagen jeder Größe in vollem Umfang 
ohne Rücksicht auf ihre wirtschaftlichen Verhältnisse erlassen. 

2. Andere Körperbehinderte können einen Voll* oder Teil erlaß er* 
halten, wenn sie infolge ihrer Körperbehinderung zur Fortbewegung 
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auf die Benutzung eines Kraftfahrzeugs nicht nur vorübergehend 
angewiesen sind; dabei werden Art und Schwere der Körperbehinde* 
rung sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse berücksichtigt. 

In beiden Fällen muß der Erlaß beim Finanzamt ausdrücklich b e = 
a n t r a g t werden (Kraftfahrzeugsteuergesetz § 3). 

• Kraftfahrzeugverband 

Beiträge zu Kraftfahrverbänden, wie zum ADAC, sind bei Arbeit* 
nehmern, die das Kraftfahrzeug dienstlich benutzen und aus beruf* 
liehen Gründen einem größeren Schutzverband angehören müssen 
(z. B. Vertreter und Reisende), als Werbungskosten absetzbar 
(vgl. RFH v. 22. 6. 1938 — RStBl. 1939 S. 195). 

• Kraftwagenunfall 

1. Erleidet ein Arbeitnehmer mit seinem eigenen Kraftfahrzeug wäh= 
rend einer Dienstfahrt einen Unfall, so kann er die damit verbun* 
denen Aufwendungen als WerbungskoSten geltend machen, 
auch wenn der Wagen ansonsten überwiegend privat benutzt wird. 
Außer den Reparaturkosten kommen auch Verluste infolge der Not= 
wendigkeit, ein anderes Fahrzeug zu kaufen, in Betracht. I Ein Ar= 
beitnehmer mußte auf Grund eines Kraftwagenunfalles, den er bei 
einer Berufsfahrt erlitt , seinen Wagen mit einem Verlust von 
1000 DM gegen einen anderen Wagen vertauschen. Das Gericht er= 
kannte grundsätzlich an, daß diese Aufwendungen als Werbungs = 
kosten in Betracht kommen (RFH v. 3.12.1942 — GW StRK II 324). 
Mit dem Unfall zusammenhängende Strafen und Kosten eines Strafe 
Verfahrens sollen nach der — sehr umstrittenen — Rechtsprechung 
steuerlich nicht abzugsfähig sein (RStBl. 1935 5.1126} 1939 S.312 ; 
BStBl. 1955 III S.338). 

2. Tritt der Unfall dagegen auf einer Privatfahrt ein, so sind die 
damit verbundenen Unfallkosten nach der gegenwärtigen Recht* 
sprechung nicht abzugsfähig, auch wenn das Fahrzeug sonst ganz 
oder teilweise zu beruflichen Fahrten benutzt wird (vgl. BFH v. 
12.4.1956 — BStBl. III S.176). 

• Krankengeld 

Arbeiter haben im Krankheitsfall gegen ihren Arbeitgeber einen An= 
Spruch auf Zahlung eines Zuschusses zu den Leistungen aus der 
gesetzlichen Krankenversicherung in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen diesen Leistungen und 90 °/o des Nettoarbeitsentgelts nach 
dem Gesetz v. 26. 6. 1957 (BGBl. I S. 649). Soweit diese Zuschüsse für 
eine Zeit gezahlt werden, für die der Arbeitnehmer Krankengeld oder 
Hausgeld aus der gesetzlichen Krankenversicherung erhält (Kranken* 
geldzuschüsse, Hausgeldzuschüsse), bleiben sie bis zu der bezeichne* 
ten Höhe steuerfrei. 

Das gilt auch für Krankengeldzuschüsse und Hausgeldzuschüsse, die 
nach Ablauf von 6 Wochen seit Beginn der Arbeitsunfähigkeit oder 
vor einer vierwöchigen ununterbrochenen Dauer des Arbeitsverhält* 
nisses gewährt werden, oder die zu Leistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung im Sinne des § 559 d RVO oder zu Leistungen 
des Trägers der gesetzlichen Rentenversicherung im Sinne des § 1239 
RVO gewährt werden. 
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Entsprechendes gilt für Krankengeldzuschüsse und Hausgeldzuschüsse 
an Angestellte, deren laufender Arbeitslohn im letzten Kalen= 
dermonat vor der Erkrankung 1 250 DM nicht überstiegen hat (LStR 
Abschn. 10 Abs. 4—6). 

• Krankenhausärzte ► Ärzte als Angestellte 

• Krankenhauspersonal 

Die dem Krankenhauspersonal gewährten tariflichen Zuschläge für 
Sonntags=, Feiertags= und Nachtdienst bleiben im Rahmen der ► Lohn= 
Zuschläge steuerfrei. Das gilt auch für die tariflich festgelegten 
zusätzlichen Vergütungen der staatlichen Krankenanstalten an das 
Pflegepersonal für den Nachtbereitschaftsdienst in Höhe von 1,50 DM 
täglich. 

Erhält Krankenhauspersonal, das z, B. auf Infektions= und Tbc= 
Stationen beschäftigt ist, Sachleistungen zu dem Zweck, Berufs= 
erkrankungen zu verhüten, so kann der Wert dieser Sachleistungen 
steuerfrei belassen werden. Barzahlungen hingegen sind steuer= 
pflichtig; doch können Werbungskosten zur Verhütung von ► Berufs= 
krankheiten in Betracht kommen (FinMin Bad.=Württ. v. 3. 6. 1957 — 
S 2176 — 40/57). 

• Krankenkassen und ^Versicherungen ► Versicherungen 

• Krankheit 

Die mit einer Krankheit verbundenen Aufwendungen für Arzt, Medi= 
kamente, Heilbehandlung, Krankenhausaufenthalt ► Badekur, ► Diät= 
kost usw. für sich und seine Angehörigen sind in der Regel als 
außergewöhnliche Belastungen begünstigt, soweit sie 
nicht schon im Zusammenhang mit der Berufsausübung abzugsfähig 
sind. Die Steuerermäßigung kommt allerdings nur für den Restbetrag 
in Betracht, der nach Abzug empfangener Krankenversicherungs= 
leistungen oder Beihilfen verbleibt. / Für die Behandlung einer 
Lungentuberkulose wurden in einem Jahr 2 400 DM auf gewendet. 
Davon ersetzte die Krankenkasse 800 DM. Von der Stadtgemeinde 
wurde ein Zuschuß von 600 DM gewährt. Als außergewöhnliche Be= 
lastung wurden 2 400 ./. (800 -f 600) = 1 000 DM anerkannt (vgl. BFH 
o. 5. 11. 1953 - BStBl. III S. 363). 

• Kriegsbeschädigte ► Körperbeschädigte ► Grunderwerbsteuer 
► Grundsteuer 

• Kriegsgefangene 

Entschädigungen auf Grund des Kriegsgefangenenentschädigungs= 
gesetzes bleiben steuerfrei, ebenso die Unterhaltsbeihilfen an 
Angehörige von Kriegsgefangenen (EStDV § 6 Ziff. 13; LStR 
Abschn. 8 a). 

• Kulturwerte 

Aufwendungen für die Erhaltung wertvoller Kulturgüter (Kunst= 
gegenstände, Sammlungen, Bibliotheken, Archive, Gebäude und 
Mobiliar) können, soweit sie die aus diesen Gegenständen erzielten 
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Einnahmen übersteigen, als außergewöhnliche Belastun- 
gen geltend gemacht werden. Voraussetzung ist u. a., daß die Er= 
haltung der Kulturgüter wegen deren Bedeutung für Kunst, Ge= 
schichte oder Wissenschaft im öffentlichen Interesse liegt. 

• Künstler 

Bezüge aus öffentlichen Mitteln zur unmittelbaren Förderung der 
Kunst sind steuerfrei (LStDV §6 Ziff. 9; LStR Abschn. 9). Be= 
sondere Werbungskosten=Pauschsätze gelten für ► Artisten ► Bühnen= 
angehörige ► Fernsehleute ► Filmschaffende ► Musiker. 

• Künstlerische Nebentätigkeit 

Für Einkünfte aus einer neben dem Hauptberuf ausgeübten künst= 
lerischen Tätigkeit stehen die verschiedenen Steuervorteile für eine 

► Nebentätigkeit offen. Hierbei muß die Fähigkeit zu künstlerischem 
Schaffen, d. h. zu Werken von eigenpersönlicher Gestaltung, entweder 
durch eine abgeschlossene künstlerische Vorbildung oder durch beson= 
ders hochwertige Leistungen dargetan werden. Die Vergünstigungen 
gelten sowohl für die Ausübung der reinen Kunst (Bildhauerei, Male= 
rei usw.) als auch der angewandten Kunst (Graphik, Kunstgewerbe, 
künstlerische Lehrtätigkeit usw.). 

Sind die ► Betriebsausgaben höher als die Einnahmen, so kann der 

► Verlust steuerlich ausgeglichen werden. 

• Kurkosten 

Sie sind dann als Werbungskosten begünstigt, wenn sie zur 
Vorbeugung oder Heilung typischer ► Berufskrankheiten auf gewendet 
werden. Sonst kommen sie als außergewöhnliche Belastungen in 
Betracht, ► Badekur. 

• Kurzarbeitergeld 

Das Kurzarbeitergeld aus der gesetzlichen Arbeitlosenversicherung 
ist steuerfrei (§6 Ziff. 1 LStDV). 

• Kurzfristig Beschäftigte ► Aushilfskräfte 

• Landarbeiterwohnungen ► Land= und Forstwirtschaft 

• Landesversicherungsanstalten ► Steuervorteile für Beamte (Band 1 
dieser Buchreihe) 

• Landeszentralbanken 

Über steuerfreie Aufwandsentschädigungen leitender Personen der 
Landeszentralbanken ► Steuervorteile für Beamte (Band 1 dieser 
Buchreihe). 

• Landtagsabgeordnete ► Abgeordnete 

• Land= und Forstwirtschaft 

1. Bei großem Arbeitsanfall (z. B. in der Erntezeit, beim Studenten= 
einsatz, während der Aufforstzeit, bei der Beseitigung von Schäd= 
lingspflanzen) kann der Arbeitgeber beim Finanzamt beantragen, daß 
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er für seine Aushilfskräfte nur eine Pauschal Steuer von 2 °/o des 
Arbeitslohnes entrichtet (FinMin Bad.=Württ. v. 3. 4. 1960 — LSt= 
Kartei § 35 b K3; DStZ=B 1955 S. 479; RStBl. 1943 S. 457). 

2. Für den Bau von Landarbeiterwohnungen (auch Heuerlingswoh» 
nungen) können vom Arbeitgeber die Vorteile der „VO über Steuer» 
Vergünstigungen zur Förderung des Baues von Landarbeiterwohnun» 
gen" unter den dortigen Voraussetzungen geltend gemacht werden 
(EStR Abschn. 130). 

3. Weitere Hinweise ► Berufskleidung ► Deputate ► Dienstwohnung 
► Forstbedienstete. 

• Lasten 

Dauernde Lasten in Geld oder Geldeswert, die auf Grund privat» 
rechtlicher, öffentlich=rechtlicher oder gesetzlicher Verpflichtung gezahlt 
werden müssen, insbesondere Altenteile, Leibgedinge, Leibrenten, 
Reallasten, sind als Sonderausgaben abzugsfähig, soweit sie 
nicht schon im Zusammenhang mit anderen Einkünften als Betriebs» 
ausgaben oder Werbungskosten absetzbar sind. Vgl. auch ► Renten. 

• Lastenausgleich 

I. Vermögensabgabe 

Wer für Vermögen, das er am 21. 6. 1948 (Währungsstichtag) hatte, 
Vermögensabgabe entrichten muß, sei auf folgende Vorteile hin» 
gewiesen: 

1. Wenn das gegenwärtige Vermögen (unter Zugrundelegung der 
Einheits werte, nicht der Verkehrswerte!) weniger als 35 000 DM be= 
trägt, wird auf Antrag für die Ehefrau und die Kinder eine Familien» 
ermäßigung von vierteljährlich bis 5 DM je Person, jährlich also bis 
20 DM je Person gewährt. 

2. Personen über 60 Jahre oder Erwerbsunfähige mit geringen Ein» 
künften und gegenwärtigem Vermögen bis 30 000 DM können die 
Vierteljahresraten auf Lebenszeit gestundet erhalten. Wer am Fällig» 
keitstag von der öffentlichen Fürsorge unterstützt wird oder Arbeits» 
losenfürsorge erhält, bekommt die Abgabe auf Antrag erlassen. 

3. Wessen Vermögen vom Währungsstichtag inzwischen um mehr 
als 40 °/o gesunken ist, kann einen Voll» oder Teilerlaß wegen Ver» 
mögensverfall beantragen. 

4. Wer sein Vermögen oder Teile davon an Flüchtlinge veräußert oder 
verpachtet, kann unter bestimmten Voraussetzungen von der Abgabe 
befreit werden. 

5. Die Abgabeschuld kann voll oder ganz abgelöst werden, wobei ein 
erheblicher Teil eingespart werden kann. 

6. Von den tatsächlich gezahlten Vierteljahresbeträgen sind bei der 
Einkommen» und Lohnsteuer als Sonderausgaben abzugsfähig: 

a) 1 /i des Vierteljahresbetrages bei einem Abgabesatz von 1,1 °/o (bei 
Mietwohngrundstücken, Einfamilienhäusern, land» und forstwirtsdiaft» 
liebem Vermögen), 

b) Vs des Vierteljahresbetrages bei einem Abgabesatz von 1,4 oder 
1,7 °/o (bei gemischtgenutzten Grundstücken, Betriebsvermögen und 
sonstigem Vermögen). 
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II. Hypothekengewinnabgabe 

Wer am Währungsstichtag ein 10 : 1 abgewertetes Grundpfandrecht 
schuldete, ist für den Schuldnergewinn von 9 /io abgabepflichtig. Da= 
bei sind folgende Möglichkeiten zu beachten: 

1. Soweit die Abgaberaten aus den Erträgen des Grundstücks nach 
Abzug der Bewirtschaftungskosten und der Zinsen für vorhergehende 
Rechte nicht aufgebracht werden können, müssen sie — ohne Rück* 
sich auf die Einkommens* und Vermögensverhältnisse — erlassen 
werden. 

2. Wer die Grundstückserträge für eine bescheidene Lebensführung 
benötigt, kann einen Erlaß wegen wirtschaftlicher Bedrängnis be= 
antragen. 

3. Auch bei der Hypothekengewinnabgabe ist eine sofortige Ablösung 
mit einer erheblichen Ersparnis möglich. 

4. Die in den Abgaberaten enthaltenen Zinsleistungen sind bei der 
Einkommen* und Lohnsteuer als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten bzw., wenn sie mit keiner Einkunftsart im 
Zusammenhang stehen, als Sonderausgaben abzugsfähig. 
► Einfamilienhaus ► Hausbesitz. 

III. Empfänge aus dem Lastenausgleichsfond (Hauptentschädigung, 
Hausratsentschädigung, Wohnraumhilf e usw.) sind steuerfrei. 

• Lebensversicherung ► Altersversorgung ► Versicherung ► Zu= 
kunftssicherung 

• Ledigenfreibetrag 

Unverheiratete, auf die die Ehegattenvorschriften über das Splitting* 
verfahren oder die getrennte Veranlagung keine Anwendung finden, 
erhalten einen Sonder freibetrag von 

a) 840 DM, wenn sie mindestens 4 Monate vor Ende des Jahres das 
50. Lebensjahr vollendet haben, oder 

b) 1 200 DM, wenn bei ihnen mindestens ein Kinderfreibetrag vom 
Einkommen abgezogen wird. 

Diese Freibeträge sind in die Lohnsteuertabelle eingebaut (Steuer* 
klasse II) und werden von der Lohnkasse automatisch berücksichtigt. 

• Lehrabschlußprämien 

Prämien des Arbeitgebers zum Lehrabschluß bleiben steuerfrei, 
soweit sie den Wert üblicher ► Gelegenheitsgeschenke nicht über* 
steigen. 

• Lehrer ► Steuervorteile für Beamte (Band 1 dieser Buchreihe) 

• Lehrgänge ► Fachkurse 

• Lehrlinge 

L Lehrlinge und Anlernlinge (einschl. Praktikanten und Volontäre) 
stehen steuerlich in der Regel in einem Dienstverhältnis zum Lehr* 
herrn, auch wenn kein schriftlicher Vertrag abgeschlossen wird. Daher 
sind Vergütungen (Unterhaltszuschüsse usw.), die sie während ihrer 
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Ausbildungszeit im privaten oder öffentlichen Dienst erhalten, gründe 
sätzlich Arbeitslohn und bleiben nur bis zu den Freigrenzen der 
Lohnsteuertabelle steuerfrei. Über ausländische Stipendiaten 

► Ausland. 

2. Erhält der Lehrling keine Barvergütung, muß der Erziehungs= 
berechtigte vielmehr Lehrgeld zahlen, so wird im allgemeinen kein 
Dienstverhältnis mit dem Lehrherrn vorliegen. Dann sind auch 
etwaige Sachleistungen des Lehrherrn, wie die Gewährung freier 
Unterkunft und Verpflegung, steuerfrei. 

• Lehr= und Prüfungstätigkeit 

Bei Nebeneinkünften aus einer Lehrtätigkeit und Prüfungstätigkeit 
gelten die Steuervorteile für eine ► Nebentätigkeit. 

1. Wird die Lehr= oder Prüfungstätigkeit selbständig, freiberuh 
lieh ausgeübt, so kommen die besonderen Steuervorteile für eine 

► Wissenschaftliche Nebentätigkeit in Betracht. / Lehr= und Vor= 
trägst ätigkeit an Volkshochschulen, Verwaltungsakademien, Fach-- 
kursen der Berufsverbände usw. 

2. Wird die Lehr= oder Prüfungstätigkeit unselbständig, d. h. 
in einem (zweiten) Dienstverhältnis ausgeübt, so gelten die Bestim= 
mungen für ► mehrere Dienstverhältnisse. Dabei kann zur Abgeltung 
der damit verbundenen Aufwendungen ein Werbungskosten = 
Pauschbetrag von 25 °/o der Lehr= und Prüfungsvergütungen 
ohne Einzelnachweis abgezogen werden (vgl. Hess MinFin BStBl. 1952 
II S. 81; FinMin Schleswig=Holstein in DStZ=B 1953 S. 140). Es ist 
darauf zu achten, daß auch im Veranlagungsverfahren der Pausch= 
betrag von 25 °/o in Anspruch genommen werden kann. Während bei 
einer selbständigen wissenschaftlichen Tätigkeit nach Ziff. 1 die ein= 
kommensteuerliche Tarifvergünstigung gemäß § 34 Abs. 4 EStG zur 
Anwendung kommt, scheidet diese in den Fällen der Ziff. 2 aus. Es 
ist daher in der Regel ungünstiger, die Lehr* oder Prüfungstätigkeit 
in einem Dienstverhältnis auszuüben. Weitere Hinweise ► Steuer= 
vorteile für Beamte (Band 1 dieser Buchreihe). 

• Leitende Angestellte 

Vorstandsmitglieder, Direktoren, Geschäftsführer, Prokuristen, Ab- 
teilungsleiter, Chefärzte und andere leitende Angestellte (1. A.) kön= 
nen insbesondere folgende Vorteile in Anspruch nehmen: 

I. Steuerfreie Bezüge 

1. Reisekostenersatz kann in höheren Beträgen als üblich 
steuerfrei bleiben : 

Die beim Stichwort ► Reisekosten dargestellten Pauschbeträge für 
Unterkunft und Verpflegung können bei leitenden Angestellten wegen 
ihres erhöhten Repräsentationsaufwandes bis zu 150 °/o steuerfrei 
belassen werden. Danach kommen als Höchstsätze z. Z. 30 DM für 
Verpflegungsmehraufwand und 23 DM für Unterbringungskosten, 
zusammen also 53 DM pro Reisetag in Betracht. Voraussetzung ist, 
daß der leitende Angestellte mindestens 3 Monate lang seine Reise= 
kosten einzeln nachgewiesen hat, so daß die Annahme begründet ist, 
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es werden ihm regelmäßig Aufwendungen in dieser Höhe entstehen 
(vgl. BB 1959 S. 220; DStZ=B 1957 S. 370). 

2. Werden dem leitenden Angestellten Kraftfahrzeuge des 
Betriebes zur freien Verwendung überlassen, so ist eine Trennung 
wie folgt vorzunehmen: 

a) Soweit das Fahrzeug für ► Fahrten zwischen Wohnung und Ar= 
beitsstätte oder für ► Dienstfahrten bereitgestellt wird, ist der enb= 
sprechende geldwerte Vorteil steuerfrei. Dabei ist es gleichgültig, 
ob der Pkw mit Fahrer zur Verfügung gestellt wird oder ob der 
Angestellte das Fahrzeug selber fährt. Trägt der Betrieb auch die 
Kosten der Garage, selbst wenn diese in der Nähe der Wohnung des 
Angestellten ist, so sind auch diese Kosten steuerfrei (vgl. Charlier, 
Lohnsteuerrecht, § 20 Anm. 4 b). 

b) Soweit das Fahrzeug zur privaten Benutzung überlassen wird, 
gehört der hierauf entfallende Vorteil als Sachbezug zum steuer= 
pflichtigen Arbeitslohn. Über die Feststellung des privaten Nutzungs= 
anteils ► Kraftfahrzeug. 

3. Bei Überlassung von Dienstwohnungen in betriebseigenen 
Gebäuden ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem Preis, zu dem die 
Wohnung überlassen wird, und dem ortsüblichen Mietpreis bis zu 
20 DM steuerfrei. Bei Bewertungen an Hand amtlicher Bewer= 
tungsrichtlinien ist in der Regel der Wert für Garten und Gärtner 
schon im Mietwert eingeschlossen, so z. B. bei den leitenden An= 
gestellten im Bergbau (vgl. DStZ=B 1956 S. 278 und 298). 

4. Kostenersatz für einen beruflich benutzten Fernsprecher in 
der Privatwohnung des 1. A. ist grundsätzlich steuerfrei, 
► Telefon. 

5. Im öffentlichen Dienst gewährte Aufwandsentschädi = 
g u n g e n bzw. Ministerialzulagen an höhere Angestellte sind grund= 
sätzlich steuerfrei. Im privaten Dienst dagegen gehören sie zum 
Arbeitslohn und können nur durch Geltendmachung entsprechender 
Werbungskosten zur Steuerermäßigung führen, soweit es sich nicht 
um echten ► Auslagenersatz oder ► durchlaufende Gelder handelt. 
Sonderregelungen für 1. A. der ► Landeszentralbanken. 

6. Die an I. A. wegen Entlassung aus dem Dienstverhältnis gewährten 
Abfindungen gehören — anders als bei den übrigen Angestellten 
— grundsätzlich zum steuerpflichtigen Arbeitslohn. Sie bleiben jedoch 
dann steuerfrei, wenn die I. A. auf Grund interner Betriebs* 
anordnungen Arbeitnehmer nur mit Zustimmung der Werksleitung 
einstellen und entlassen dürfen (BFH v. 22. 12. 1955 — StRK § 3 
EStG Rl5). Über Entlassungsentschädigungen an Vorstandsmitglieder 
einer AG ► BFH v. 13. 11. 1953 — BStBl. 1954 III S. 13. 

7. Ehrengeschenke an 1. A. können je nach den Umständen des Einzel* 
falles über die Höhe der ► Gelegenheits* und Jubiläumsgeschenke 
hinaus steuerfrei bleiben, i Ölgemälde im Werte von 20 000 DM an 
einen Direktor anläßlich des 70. Geburtstages und 35 jährigen Dienst - 
jubiläums (RFH v. 23. 6. 1933 — RStBl. S. 1088). / Möbel für ein 
Arbeitszimmer im Werte von 2 333 DM zum 80. Geburtstag (FG 
Kassel v. 16. 7. 1958 — BB 1958 S. 1122). 
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II. Abzugsfähige Werbungskosten 

1. Nach früheren Verwaltungserlassen konnte bei 1. A. größerer Privat* 
unternehmen im Hinblick auf ihren Repräsentations aufwand 
ein Pauschbetrag für erhöhte Werbungskosten von 5 %> der laufenden 
Bruttobezüge bis zu 250 DM im Monat als steuerfrei auf der Lohn* 
steuerkarte eingetragen werden (Hess FinMin v. 6.6. 1949 und ent* 
sprechende Anordnungen der OFD München und Nürnberg, zitiert in 
BStBl. 1954 III S. 80). Diese Erlasse sind seit 1. 1. 1955 nicht mehr 
anwendbar. Dagegen bleibt ein echter Auslagenersatz für Repräsen* 
tationsaufwendungen nach wie vor steuerfrei, wenn es sich dabei 
nicht um eine Pauschale, sondern um Deckung solcher Aufwendungen 
handelt, die ihrem Wesen nach Werbungskosten sind. X Ein l A. mit 
33 600 DM Jahresgehalt bekam daneben eine pauschale „ Dienstauf = 
Wandsentschädigung" von 2 400 DM , die er zu Sammlungen inner= 
halb des Betriebes, Bewirtungen und Trinkgelder usw. verwendete. 
Das Gericht lehnte die Steuerfreiheit ab, weil es sich um eine Pau= 
schale handelte (BFH v. 14. 1. 1954 — BStBl. III S. 79). 

Im übrigen kommen eigene Ausgaben für Repräsentationszwecke als 
Werbungskosten in Betracht, ► Repräsentationskosten. Be* 
wirtungsspesen in der Privatwohnung des 1. A. werden von Praxis 
und Rechtsprechung grundsätzlich als nicht abzugsfähige Privataus* 
gaben behandelt, obwohl die häusliche Atmosphäre für berufliche 
Erfolge oft ausschlaggebend ist. Auch Gelegenheitsgeschenke an 
unterstellte Arbeitnehmer sollen nach bestr. Verwaltungspraxis nicht 
abzugsfähig sein (OFD Köln S 2220 v. 28. 2. 1953 — DStZ=B S. 189). 

2. Eigene Aufwendungen des 1. A. zur Rettung seiner Firma sind 
als Werbungskosten absetzbar, wenn sie den Verlust seiner 
leitenden Stellung und damit seiner Dienstbezüge verhindern sollen. 
X Verluste eines Fabrikdirektors oder Prokuristen aus ► Bürgschaften 
für den Betrieb. — Schuldzinsen für einen Bankkredit, den ein Vor= 
Standsmitglied einer AG zum Erwerb von Aktien auf genommen hat, 
um sich im Interesse der Gesellschaft an einem Konsortium zu be= 
teiligen (vgl RFH in RStBl. 1934 S. 326 und 628; 1936 S. 217). Das= 
selbe gilt für ► Verluste aus Beteiligungen an der Firma. 

3. Die Beiträge zur U 1 a (Union der leitenden Angestellten) und ihrer 
Mitgliederverbände (Verband Oberer Bergbeamten e. V., Verband An* 
gestellter Akademiker der chemischen Industrie e. V., Verband Oberer 
Angestellter der Eisen* und Stahlindustrie e. V., Vela= Vereinigung 
leitender Angestellter e. V., Verband Höherer Angestellter des öffent* 
liehen Dienstes e. V., Verband Oberer Angestellter der Metall* 
industrie) sind als Werbungskosten absetzbar. ► Berufsverbände. 

4. Uber besondere Werbungskosten=Pauschbeträge der 1. A. bestimm* 
ter Berufszweige ► Bühnenangehörige ► Fernsehleute ► Film* 
schaffende ► Journalisten ► Musiker ► Verlagsangestellte. Über ver* 
einfachte Nachweispflicht von Werbungskosten der Sparkassenleiter 
► Bank* und Sparkassenangestellte. Werbungskosten für die Emp* 
fangskleidung der Direktoren im ► Hotel* und Gaststättengewerbe. 
Für Direktoren und Abteilungsleiter an Forschungsinstituten, die zu* 
gleich einem Lehrauftrag an einer Hochschule nachkommen, wird ein 
Pauschbetrag von 10% der Bruttobezüge aus der Hochschullehrer* 
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tätigkeit gewährt, ► Steuervorteile für Beamte (Band 1 dieser Buch= 
reihe). 

III. Laufende und einmalige Bezüge 

1. Auf seiten des Betriebes stellen die laufenden und einmaligen Be= 
züge an 1. A. abzugsfähige Betriebsausgaben dar, die zu 
einer doppelten Steuerermäßigung führen: Einmal mindern sie den 
für die Einkommens und Körperschaftsteuer maßgeblichen Gewinn, 
zum anderen den für die Gewerbesteuer maßgeblichen Gewerbes 
ertrag. Letzteres gilt nach der Rechtsprechung auch bei einer Gewinns 
beteiligung des 1. A., wenn die Beteiligung weniger als 25 °/o beträgt. 
/ Zwei Prokuristen wurden als Gesellschafter ohne Kapitaleinlage in 
eine KG auf genommen und erhielten ein festes Monatsgehalt sowie 
eine Tantieme von 6% des Reingewinns. Im Gegensatz zum Finanz= 
amt, das die Gehälter und Gewinnanteile als stille Beteiligung (ge= 
sellschaftsähnliches Dauerarbeitsverhältnis) dem Gewinn hinzurechnen 
wollte (GewStG §8 Ziff.3), behandelte das Gericht die Bezüge als 
Arbeitslohn und lehnte eine Hinzurechnung ab (BFH v. 22.11. 1955 - 
BStBl. 1956 III S. 4). 

2. Auf seiten des 1. A. handelt es sich grundsätzlich bei allen Bezügen 
(Barlohn, Sachbezüge, Pensionszusagen usw.), die für die Dienst= 
leistung gewährt werden, um Arbeitslohn, für den die üblichen Lohn= 
Steuervorteile gelten. Uber die steuerlich zulässige Höhe der Gesamt= 
bezöge ► angemessene Bezüge. Über die Behandlung der Bezüge der 
Gesellschafter=Geschäftsführer, insbesondere bei Einmann= und Fami= 
liengesellschaften ► Geschäftsführer. 

3. Über Umsatz= und Gewinnbeteiligungen ► Beteiligung. Wenn mit 
der Gewinnbeteiligung auch eine Verlustbeteiligung verbunden ist, 
kann aus dieser Tatsache allein noch nicht auf das Vorliegen einer 
einkommen« und gewerbesteuerpflichtigen Mitunternehmerschaft ge« 
schlossen werden. Hierzu wäre noch eine Beteiligung an den Anlage« 
werten, insbesondere an den stillen Reserven und am Firmenwert, 
erforderlich. Hierbei und bei der Frage, wann bei 1. A. ein Steuer« 
pflichtiger Zufluß der Gewinnanteile zu erblicken ist, kommt es 
wesentlich auf die Vertragsgestaltung an. / Ein Prokurist und seine 
Ehefrau, die neben einer Mindestentlohnung noch zu 50% am Gewinn 
und Verlust der Firma beteiligt waren, hatten vertraglich keine Be= 
teiligung an den Anlagegütern vereinbart. Vertraglich war der Ge= 
winn= oder Verlustanteil nach Erstellung der Bilanz so auszugleichen, 
daß das von den Eheleuten im Betrieb belassene Gesamtkapital das 
Kapitalkonto des Firmeninhabers am Bilanzstichtag nicht überstieg. 
Das Gericht sah die Eheleute als Angestellte, die Gewinnanteile als 
Tantiemen an und verlangte den Lohnsteuerabzug nicht schon im 
Augenblick der Gewinngutschrift, sondern erst nach endgültiger Er= 
Stellung der Jahresschlußbilanz (FG Freiburg v. 25. 8. 1955 — EFG 
1956 S. 9). f Ein Betriebsleiter hat seine Tantieme mehrere Jahre im 
Betrieb sfehen lassen, wofür die Firma eine Rückstellung bildete .. Ob= 
wohl nach der Bilanz die Auszahlung der Tantiemen jederzeit möglich 
gewesen wäre, verneinte das Gericht die Versteuerung schon im Zeit- 
punkt der Gutschrift, weil der Betriebsleiter keine Zinsen bekam un i 
die Firma ihre Gelder für Materialbeschaffung und rückständige 
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Mieten, Pachten, Darlehnszinsen und Steuern verwendete (BFH vom 
19. 6. 1952 - BStBl 1953 III S. 170). 

IV. Pensionszusagen 

Über die steuerliche Behandlung von Pensionszusagen und anderen 
Maßnahmen zur Zukunftssicherung ► Altersversorgung. Da Pen= 
sionszusagen auf seiten des Betriebes sofort zu einer Minderung des 
steuerpflichtigen Gewinnes führen, beim Angestellten aber erst im 
Zeitpunkt der Auszahlung des Ruhegehalts steuerpflichtig werden, 
sind sie bei 1. A. ein beliebtes Steuerregulativ. Dabei ist es nach der 
neueren Rechtsprechung zulässig, Gehälter zugunsten künftiger Pen= 
sionsleistungen zu kürzen oder Pensionszusagen an Stelle von Ge= 
haltserhöhungen, ja an Stelle des ganzen Gehaltes treten zu lassen. 
X Die Gesellschafter einer KG gründeten eine V er trieb s=GmbH , deren 
Geschäftsführer die persönlich haftenden Komplementäre waren. Die 
GmbH zahlte den beiden Geschäftsführern, die 59 bzw. 60 Jahre alt 
waren, auf deren Wunsch kein Gehalt , sondern gab ihnen Pensions= 
Zusagen über monatliche Renten von 2 000 DM ab Vollendung des 
68. Lebensjahres, für die sie sofort gewinnmindernde Rückstellungen 
bildeten. Das Gericht ließ dies zu, da es der Firma überlassen bleiben 
müsse, in welcher Form sie die Entlohnung ihrer Geschäftsführer vorr. 
nehmen wolle. Wenn Vermögen oder Einkommen aus anderen Quellen 
vorliegen, entspreche eine solche Entlohnung durchaus den wirtschafte 
liehen Interessen der Angestellten und könne deshalb nicht für steuer= 
lieh unzulässig erklärt werden (FG Münster v. 29. 6. 1955 — EFG 
5. 355). 

V. Sonstiges 

Beliebte Möglichkeiten zur Reduzierung der Steuerlast der 1. A. sind 
Beiträge zu ► Bausparkassen und ► Versicherungen. Weitere Hin* 
weise ► Aktien ► Aufsichtsräte ► Chefärzte ► Beerdigungskosten 
► Ehrensold ► Managerkrankheit. 

• Liebhaberei 

1. Einnahmen aus Liebhabereien aller Art, die nicht mit der Absicht 
der Gewinnerzielung betrieben werden, sind einkommen s t e u e r = 
frei. / Einnahmen aus privater Jagd, aus landwirtschaftlichen 
Luxusgütern, aus Rennställen und Gestüten (vgl RFH v. 24. 1. 1934 
- RStBl. S. 501 ; BFH v. 22. 11. 1951 - BStBl. 1952 III S. 6). i Betrieb 
eines Fremdenheimes , das nur als Kapitalanlage für die Erben ge-- 
dacht ist (FG München v. 12. 8. 1955 — DStZ=B S. 531). 

2. Wenn auf der einen Seite Einkommensteuerfreiheit besteht, kön= 
nen auf der anderen Seite auch keine Verluste aus Liebhabereien 
steuerlich abgezogen bzw. mit anderen Einkünften ausgeglichen wer= 
den. Das gilt vor allem für die Weiterführung eines landwirtschaft= 
liehen Verlustbetriebes, bei dem man nach gründlicher Untersuchung 
zu der Überzeugung kommen muß, daß er auch in der Zukunft keine 
Erträge abwerfen werde (FG Nürnberg v. 29. 9. 1954 — EFG 1955 
S. 67). Dagegen können Verluste dann abgezogen werden, wenn sich 
ein Ertrag abzeichnet. X Verluste aus der Pflanzenzucht eines Wis= 
senschaftlers, dem der Verkauf des Zuchtmaterials gegen Gewinn 
gelingt (vgl. BFH v. 6. 5. 1954 — BStBl. III S. 197). X Verluste aus der 
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Errichtung von Sportanlagen für öffentliche Massenveranstaltungen, 
die zu einer Erwerbsquelle werden (BFH v. 17. 2. 1955 und 28. 6. 1955 
- BStBl. III S. 100 und 237). 

Erhöhte Absetzungen für Abnutzung nach § 7 b EStG sind auch bei 
Luxusbauten, die zu mehr als % Wohnzwecken dienen, möglich (FG 
Nürnberg v. 26. 2. 1954 — EFG S. 172), ► Wohngebäude. 

3. Zinsen aus Schulden, die zur Befriedigung irgendeiner Liebhaberei 
aufgenommen worden sind, können stets als Sonderausgaben 
abgezogen werden. 

• Lohnsteuer=Abrundung 

Bei Abführung der Lohnsteuer an das Finanzamt kann der Arbeit= 
geber den für alle Arbeiter abzuführenden Gesamtbetrag an Lohn= 
Steuer auf 5 Pf. nach unten abrunden. Werden vom Finanzamt Teil= 
betrage abgefordert, so gilt dies auch für Teilbeträge (Abrundungs= 
VO v. 31.10.1923 - RGBL I S. 1049 und 1238). 

• Lohnsteuer^ Jahresausgleich 

I. Allgemeines 

Die letzte Chance zur Geltendmachung von Steuervorteilen für ein 
abgelaufenes Jahr besteht grundsätzlich nur noch bis 30. April des 
folgenden Jahres im Wege des „Lohnsteuersjahresausgleichs". Man 
versteht darunter die Schaffung eines steuerlichen Ausgleichs für die= 
jenigön Fälle, in denen während des Kalenderjahres aus irgendeinem, 
meist unbewußten Grunde zuviel Lohnsteuer einbehalten worden ist, 
oder in denen nach der Jahres=Lohnsteuertabelle insgesamt eine 
niedrigere Steuer herauskommt als bei Anwendung der anders ab= 
gestuften Wochen= und Monats=Lohnsteuertabellen. Dabei wird die 
überzahlte Steuer erstattet. 

II. Jahresausgleich durch den Arbeitgeber 

In bestimmten Fällen muß oder kann die Lohnkasse des Arbeitgebers 
den Ausgleich selber vornehmen. Hierzu beachte man das bei den 
Finanzämtern erhältliche „Merkblatt für den Arbeitgeber zum Lohn= 
steuer=Jahresausgleich", das meist jedes Jahr neu herauskommt. 

II. Jahresausgleich durch das Finanzamt 

Ein Antrag an das Finanzamt (und zwar an dasjenige, in dessen 
Bezirk der Arbeitnehmer am 20. September des Ausgleichsjahres 
seinen Wohnsitz hatte) ist vor allem in folgenden Fällen erforderlich : 

1. Wenn der Arbeitnehmer nachträglich für das Ausgleichs jahr Wer= 
bungskosten, Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen oder 
sonstige steuerfreie Beträge geltend macht, die nicht schon durch 
Eintragung eines Freibetrages auf der Lohnsteuerkarte berücksichtigt 
worden sind. Hiervon können alle „Nachzügler" Gebrauch machen, 
die von diesen Steuervorteilen erst nach Ablauf des Jahres Kenntnis 
erlangten oder aus sonstigen Gründen ihre Vorteile erst hinterher 
geltend machen wollen. 

2. Wenn der Arbeitnehmer erst nach Ablauf des Ausgleichsjahres 
geltend macht, daß die Voraussetzungen für die Eintragung einer 
günstigeren Steuerklasse oder Kinderzahl für mindestens 4 Monate 
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im Ausgleichs jahr bestanden haben; die günstigere Steuerklasse oder 
Kinderzahl wird dann für das ganze Ausgleichs jahr angewandt. Das 
gilt vor allem für diejenigen Arbeitnehmer, die während des Aus* 
gleichsjahres geheiratet haben oder denen ein Kind geboren worden 
ist und die es unterlassen haben, die günstigere Steuerklasse oder 
Kinderzahl von der Gemeindebehörde auf der Lohnsteuerkarte ein* 
tragen zu lassen. 

Da das Finanzamt noch in zahlreichen anderen Fällen zuständig ist 
(z. B. für den gemeinsamen Jahresausgleich von Arbeitnehmer=Ehe= 
gatten oder bei mehreren Dienstverhältnissen), frage man inZweifels= 
fällen dort an. 

Zur praktischen Geltendmachung stellt das Finanzamt auf Anforde* 
rung (Postkarte genügt) einen Vordruck „Antrag auf Durchführung 
des Lohnsteuer Jahresausgleichs" zur Verfügung, der spätestens bis 
30. April nach Ablauf des Ausgleichsjahres ausgefüllt an das Finanz* 
amt zurückgesandt werden muß. In dem Vordruck sind weitere Hin* 
weise enthalten. 

Lohnzuschläge 

Die gesetzlichen oder tariflichen Zuschläge für Sonntags*, Feiertags* 
und Nachtarbeit sind steuerfrei, wenn der Arbeitslohn ins* 
gesamt 15 000 DM im Kalenderjahr nicht übersteigt. Bei der Fest* 
Stellung, ob der Arbeitslohn 15 000 DM nicht übersteigt, sind die 
gesetzlichen oder tariflichen Zuschläge für Sonntags*, Feiertags* und 
Nachtarbeit und steuerfreie Bezüge nicht mitzuzählen. 

Ergibt sich erst im Laufe des Kalenderjahrs, daß der Arbeitslohn im 
Kalenderjahr 15 000 DM übersteigen wird, so bleibt, vorbehaltlich 
einer abweichenden Behandlung beim Lohns teuer* Jahresausgleich, die 
Steuerfreiheit der genannten Zuschläge für die abgelaufenen Lohn* 
Zahlungszeiträume unberührt, es sei denn, daß die Überschreitung 
des Betrages von 15 000 DM auf der Zahlung von Arbeitslohn für 
eine zurückliegende Zeit oder auf der Zahlung von sonstigen, ins* 
besondere einmaligen Bezügen beruht (§ 32aLStDV; LStR Abschn.52b). 
Die Finanzverwaltung hat zu verschiedenen Tarifverträgen Aus* 
legungsvorschriften hinsichtlich der Abgrenzung steuerfreier Zu* 
Schläge erlassen, z. B. für das ► Druckereigewerbe, die Binnenschiff* 
fahrt, Nahverkehrsbetriebe, das Bewachungs*, Filmtheater* und Omni* 
busgewerbe. Diese Regelungen werden den jeweils neuesten Tarif* 
Verträgen angepaßt. Auskünfte erteilen die zuständigen Wirtschafts* 
verbände. 

• Lotteriegewinne 

Lotteriegewinne sind als Privateinnahmen steuerfrei, wenn die 
Lose mit privaten Mitteln beschafft wurden. 

• Luftfahrunternehmen 

Freiflüge und verbilligte Flüge, die den Angestellten von Luftfahrt* 
unternehmen gewährt werden, stellen einen geld werten Vorteil dar. 
der grundsätzlich lohnsteuerpflichtig ist. Jedoch braucht hierbei als 
Wert regelmäßig nur 50% des regulären Linienpreises in der nied* 
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rigsten Flugklasse angesetzt zu werden. Vom Arbeitnehmer etwa 
selbst gezahlte Flugpreise sind auf diesen Betrag anzurechnen. Auf 
dieser Grundlage kann die Lohnsteuer wie bei ► einmaligen Bezügen 
nach Maßgabe des § 35 b LStDV pauschal erhoben werden (Hess 
MinFin S 2175 A»8=II/24 v. 6. 10. 1958 - DStZ=B Okt. 1958). 

• Lufthansa 

Für das fliegende Personal der Deutschen Lufthansa bestehen foU 
gende Vorteile (OFD Hamburg S 2226 v. 12. 4. 1956 — NWB 1, 86) : 

1. Für ihre beruflichen Aufwendungen können ohne Linzeinachweis 

als Werbungskosten = Pa uschsätze in Anspruch nehmen : 
Flugzeugführer, Flugingenieure einschl. Funker 250 DM monatlich, 
Stewards und Stewardessen 75 DM monatlich. 

2. Der in die Lohnsteuerkarte bereits eingebaute allgemeine Wer» 
bungskosten=Pauschbetrag bleibt zusätzlich bestehen. Die 
Pauschsätze dürfen also um den allgemeinen Pauschbetrag nicht ge= 
kürzt werden. 

3. Aufwendungen für ► Doppelte Haushaltsführung, wie sie in die» 
sem Beruf üblich sind, können zusätzlich zu den genannten 
Pauschsätzen als Werbungskosten geltend gemacht werden. 

• Mahlzeiten 

1. Die unentgeltlichen oder verbilligten Mahlzeiten, die der Arbeit» 
geber seinen Arbeitnehmern gewährt, sind steuerfrei, soweit 
der geldwerte Vorteil für den Arbeitnehmer pro Tag 1,50 DM nicht 
übersteigt (LStR Abschn. 15). 

2. Mehraufwendungen für Mahlzeiten bei langer Abwesenheit von 
der Wohnung kommen als Werbungskosten in Betracht ► Verpfle» 
gungskosten. Dasselbe gilt bei ► Doppelter Haushaltsführung. 

• Maifeier 

Barleistungen des Arbeitgebers aus Anlaß des 1. Mai, die an Stelle 
von Sachleistungen gewährt werden, bleiben bis zu 8 DM je Arbeit» 
nehmer steuerfrei (LStR Abschn. 11). 

• Managerkrankheit und «Versicherung 

1. Aufwendungen (Arzt», Heilmittel», Kurkosten usw.) zur Verhütung 
oder Beseitigung der sogenannten „Managerkrankheit", die sich vor» 
wiegend in Herzerkrankungen, gelegentlich auch in Gallenleiden, 
Magengeschwüren oder Darmkrämpfen äußert, können als außer» 
gewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden. Da 
es sich dabei um eine krankhafte Reaktion auf Überanstrengung, 
drückende Verantwortungslast und Arbeitshetze im Beruf handelt, die 
insbesondere bei leitenden Angestellten immer mehr zu beobachten 
ist, dürften die Aufwendungen im Laufe der Zeit als Werbungs» 
kosten in Betracht kommen, wenn die Art der Erkrankung als typi= 
sehe ► Berufskrankheit anerkannt wird. 

2. Beiträge zur Managerversicherung sind wie Beiträge zu Kranken» 
und Lebensversicherungen als Sonderausgaben abzugsfähig; 
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die Gesundheits=Dienstleistung der Versicherungsgesellschaft hindert 
die Abzugsfähigkeit nicht und löst auch keine Steuerpflicht aus (vgl. 
BB 1955 S. 570). 

• Mankogelder ► Fehlgeldentschädigung 

• Mannequin 

Vorführdamen, die ständig für bestimmte Firmen tätig sind, befinden 
sich in der Regel in einem Dienstverhältnis und genießen dann die 
Steuervorteile für Angestellte. Im Gegensatz zu den Artisten, Bühnen* 
angehörigen oder Filmschaffenden ist für sie bislang kein besonderer 
Werbungskosten=Pauschbetrag festgesetzt worden. Ihre erhöhten 
VVerbungskosten müssen sie daher einzeln nachweisen oder 
glaubhaft machen (OFD Stuttgart S 2220 v. 7.10.1955). 

• Mehrere Dienstverhältnisse 

Wer gleichzeitig aus mehreren Dienstverhältnissen Arbeitslohn be= 
zieht, muß bei der Gemeindebehörde die Ausschreibung einer zweiten 
oder weiteren Lohnsteuerkarte beantragen. Die Lohnsteuer für den 
Arbeitslohn aus dem zweiten oder weiteren Dienstverhältnissen be= 
trägt 20 °/o der Bezüge oder 25 °/o, wenn der Arbeitgeber die Steuer 
trägt. Übersteigt in diesen Fällen der gesamte zu versteuernde Ein= 
kommensbetrag bei Personen, die in die Steuerklasse III fallen, 
16 000 DM, bei Personen, die in die Steuerklasse I oder II fallen, 
8 000 DM jährlich, so wird nach Ablauf des Jahres eine ► Ver= 
anlagung zur Einkommensteuer durchgeführt. Ehegatten, die in die 
Steuerklasse IV fallen und bei denen der zu versteuernde Einkom= 
mensbetrag für beide zusammen 16 000 DM jährlich übersteigt, wer= 
den auch dann zur Einkommensteuer veranlagt, wenn jeder Ehegatte 
nur aus einem Dienstverhältnis Arbeitslohn bezieht. Wenn beide Ehe* 
gatten in einem Dienstverhältnis stehen, können bei Anwendung der 
neuen Steuerklasse IV erhebliche Härten entstehen, insbesondere 
dann, wenn bei einem Ehegatten der Arbeitslohn so niedrig ist, daß 
sich die Freibeträge nicht auswirken, ferner in Fällen der Heimarbeit, 
bei halbtägiger Arbeit, bei Aushilfstätigkeiten, bei unregelmäßigen 
Stoßarbeiten und dergleichen. In diesen Fällen kann beim Finanzamt 
beantragt werden, daß auf der Lohnsteuerkarte desjenigen Ehegatten, 
der mehr als der andere verdient, ein entsprechender steuerfreier 
Betrag eingetragen wird, während auf der Steuerkarte des weniger 
verdienenden Gatten ein gleichhoher Hinzurechnungsbetrag ein* 
getragen wird. 

• Mehrjährige Tätigkeit 

Vergütungen für eine mehrjährige, selbständige Tätigkeit können 
zum Zwecke einer niedrigeren Besteuerung im Wege der ► Ver* 
anlagung bis zu 3 Jahren rückwärts verteilt werden (EStG § 34 Abs. 3). 
Doch kann die Steuerermäßigung für ► Nebeneinkünfte aus künst* 
lerischer, wissenschaftlicher oder schriftstellerischer Tätigkeit nach 
§ 34 Abs. 4 EStG (Besteuerung im Zufluß jahr mit halbem Steuersatz 
und einer Betriebsausgabenpauschale von 25 °/o) günstiger sein, so 
daß dann lieber diese Möglichkeit zu wählen ist. 
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• Meisterprüfung ► Berufsfortbildung 

• Mieterzuschüsse ► Baukostenzuschuß ► Hausbesitz 

• Ministerialzulagen ► Aufwandsentschädigung 

• Möbelbeschaffung, Möbelkreditzinsen 

Aufwendungen zur Wiederbeschaffung zerstörter, zurückgelassener 
oder sonst verlorener Möbel sind als außergewöhnliche 
Belastungen begünstigt, ► Hausrat und Kleidung. Zinsen, die 
für die Aufnahme eines Kredits zur Beschaffung von Möbeln ge= 
zahlt werden müssen, sind als Sonderausgaben abzugsfähig, 
► Schuldzinsen. 

• Musiker 

I. Berufsmusiker, die ständig oder für längere Zeit bei einem be= 
stimmten Auftraggeber (Film, Gaststätte, Rundfunk, Stadtgemeinde, 
Theater usw.) beschäftigt sind, stehen in der Regel in einem Dienst= 
Verhältnis und können dann die Steuervorteile für Angestellte gel= 
tend machen. An zusätzlichen Vorteilen für hauptberuflich tätige 
Musiker kommen in Betracht (LStR Abschn. 24 a) : 

1. Werbungskosten=Pauschsätze 

a) zur Abgeltung aller Mehraufwendungen für Abnutzung und Unterhalt der In= 
strumente sowie für Notenbeschaffung zur eigenen Fortbildung 26 DM monatlich, 

b) zur Abgeltung der Mehraufwendungen für Kleidung bei Musikern in Orchestern 

oder Kapellen, die in einheitlicher Kleidung auftreten 26 DM monatlich, 

c) zur Abgeltung der Aufwendungen für Notenbeschaffung bei Kapellenleitern und 
Kapellmeistern in Gaststätten usw. für das eigene Orchester 26 DM monatlich. 

2. Bei den vorgenannten Pauschsätzen ist bereits der in die Lohn* 
Steuertabelle eingebaute allgemeine Werbungskosten=Pauschbetrag 
berücksichtigt. Sie sind daher in voller Höhe zu gewähren und dürfen 
nicht mehr gekürzt werden. Entstehen außer den durch diese Pausch= 
betrüge abgegoltenen Aufwendungen noch Werbungskosten anderer 
Art, z. B. für ► Doppelte Haushaltsführung oder ► Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte, so können diese weiteren Werbungs= 
kosten neben den obenstehenden Pauschsätzen geltend gemacht 
werden. Auch diese weiteren Werbungskosten dürfen vom Finanzamt 
um den allgemeinen Werbungskosten=Pauschbetrag nicht gekürzt 
werden. 

3. Reichen die in ZifF. 1 genannten Pauschsätze für die dort genannten 
beruflichen Aufwendungen nicht aus, so können höhere Werbungs* 
kosten geltend gemacht werden, müssen dann aber einzeln nach= 
gewiesen oder glaubhaft gemacht werden. 

4. Beiträge des Arbeitgebers zu den Versorgungsanstalten der Deut= 
sehen Bühnen* und der Deutschen Kulturorchester bleiben im Rahmen 
der ► Zukunftssicherung bis zu 312 DM im Jahr steuerfrei 
(FinMin NRW S 2176 v. 19. 6. 1952 — NWB 6,369). Darüber hinaus* 
gehende Arbeitgeberbeiträge und eigene Beiträge des Arbeitnehmers 
. sind als Sonderausgaben abzugsfähig. 
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5. Die den Musikern vom Arbeitgeber gezahlten Instrumenten*, 
Saiten*, Rohr=, Blatt=, Kleider*, Frackgelder oder „Leihgebühren" sind 
steuerfrei (LStR Abschn. 2 Abs. 2 Ziff. 5). Diese Beträge müssen 
aber auf die oben unter 1 genannten Pauschbeträge angerechnet 
werden, so daß nur der Unterschiedsbetrag als Werbungskosten an= 
erkannt wird (OFD Koblenz S 2220 v. 30. 12. 1954 — DStZ=B 1955 
S. 148). Nach örtlichen Verwaltungsregelungen können statt dessen 
die vorgenannten Entschädigungen als steuerpflichtiger Arbeitslohn 
behandelt und dafür die vollen Werbungskosten=Pauschsätze geltend 
gemacht werden. Dabei kann der geldwerte Vorteil für kostenlose 
Reparaturen oder Ersatzteile unberücksichtigt bleiben (so in Baden* 
Württ. lt. OFD Stuttgart S 2220 v. 8.8.1956). 

II. Bei Nebeneinnahmen aus der Erteilung von Musikunterricht oder 
aus gelegentlicher Mitwirkung an orchestralen Darbietungen des 
Rundfunks und bei Schallplattenaufnahmen können in der Regel die 
Steuervorteile für eine ► künstlerische Nebentätigkeit in Anspruch 
genommen werden. X Eine künstlerisch befähigte Musiklehrerin er* 
teilt Unterricht an Anfänger (RFH v. 31.1.1941 — RStBl. S.229). — 
Der nebenberufliche Leiter eines Orchesters spielt wöchentlich ein= 
mal im Rundfunk (FG Hamburg v. 9. 3. 1953 — EFG 1956 S. 19). Ge* 
legentliche Mitwirkung beim Rundfunk und bei Schallplattenaufnah = 
men, auch bei Darbietungen unterhaltender Art einschließlich Tanz* 
musik (BFH v. 3. 11. 1955 — BStBl 1956 III S. 110 und 112). 

Nachhilfestunden 

Mehraufwendungen für Nachhilfestunden, die zwangsläufig dadurch 
entstehen, daß Kinder infolge Schulwechsels durch Umzug von einer 
Zone in die andere bzw. von einem Land in ein anderes nach einem 
anderen Lehrplan unterrichtet werden müssen, kommen als außer* 
gewöhnliche Belastungen in Betracht. Das gilt auch für 
Personen, die aus der Sowjetzone zugezogen sind (OFD Frankfurt 
S 2247 v. 24. 2. 1953 — BB S. 226; OFD Köln S 2220 v. 28. 2. 1953 - 
DStZ=B S. 190). 

• Nachtarbeitszusdiläge ► Lohnzuschläge 

• Nachzahlungen ► Einmalige Bezüge 

• Naturschutz 

Beiträge und sonstige Zuwendungen an Natur schutzvereine sind als 
Sonderausgaben abzugsfähig, ► Spenden. Aufwendungen, die 
zur Erhaltung der durch das Reichsnaturschutzgesetz geschützten Ob* 
jekte gemacht werden, sind wie Aufwendungen für ► Kulturwerte 
als außergewöhnliche Belastungen begünstigt. 

• Nebentätigkeit 

Die Steuervorteile für Nebeneinkünfte sind verschieden, je nachdem 
es sich um eine unselbständige oder um eine selbständige Neben* 
tätigkeit handelt. 
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Nebentätigkeit 



A. Unselbständige Nebentätigkeit 

Eine unselbständige Nebentätigkeit liegt vor, wenn sie in einem Ar= 
beitsverhältnis, sei es als Hilfsgeschäft der Haupttätigkeit oder in 
einem zweiten Dienstverhältnis, ausgeübt wird. Das ist der Fall, wenn 
man den Weisungen des Arbeitgebers (Dienstherrn) sowohl hinsicht= 
lieh des Ortes, als auch der Zeit, als auch der Art und Weise der 
Nebentätigkeit zu folgen verpflichtet ist. £ Nebenberufliche ► Lehr= 
und Prüfungstätigkeit an Schulen und Lehrgängen. £ Nebentätigkeit 
als ► Kirchenmusiker. £ Auf Grunfl eines mündlichen oder schrift= 
liehen Dienstvertrages ausgeübte ► Gutachtertätigkeit. £ Fest= 
bestellter ► Vertreter für Inkassoaufträge. 

Die Nebeneinnahmen stellen in diesen Fällen Arbeitslohn dar, der 
grundsätzlich dem Lohnsteuerabzug an Hand einer zweiten Lohn= 
steuerkarte unterliegt, ► mehrere Dienstverhältnisse. 

B. Selbständige Nebentätigkeit 

Eine selbständige Nebentätigkeit liegt vor, wenn die unter A ge= 
nannten Merkmale eines Arbeitsverhältnisses fehlen. £ Vorlesungen 
an Volkshochschulen , bei denen der Dozent in der Planung, Art und 
Weise seiner Lehrtätigkeit frei ist (FG Nürnberg v. 26. 11. 1953 EFG 
1954 S. 38). Überhaupt sprechen Dienste höherer Art , die eine gewisse 
Vorbereitung erfordern , ebenso wie eine künstlerische , wissenschaft= 
liehe, unterrichtende und schriftstellerische Tätigkeit für eine selb= 
ständige Nebentätigkeit (RFH v. 4.9.1929 — RStBl. 1930 S.5). 

Die Bezüge aus der selbständigen Nebentätigkeit unterliegen grund= 
sätzlich der Umsatzsteuer und der Einkommensteuer (bei gewerb= 
liehen Tätigkeiten auch der Gewerbesteuer) und müssen ► veranlagt 
werden. Dabei kommen jedoch folgende Steuervorteile in Betracht; 

I. Umsatzsteuer 

1. Wird die Nebentätigkeit nicht auf gewisse Dauer, also nicht nach= 
haltig ausgeübt, so sind die Nebeneinnahmen in voller Höhe steuer = 
frei (UStG § 2). / Einmalige Buchherausgabe (RFH v. 12. 5. 1939 — 
RStBl. S. 926). £ Schiedsrichter * oder Gutachtertätigkeit ohne Wieder = 
holungsabsicht (RFH v. 1. 12. 1927 — RStBl. 1928 S. 11). 

2. Betragen die Nebeneinnahmen weniger als 500 DM im Jahr, so 
bleiben auch diese immer steuerfrei (UStDB § 67). Dasselbe gilt 
für die ersten 12 000 DM, wenn die gesamten Nebeneinnahmen 
120 000 DM im Jahr nicht übersteigen (UStG §7a). 

3. Nebeneinnahmen aus einer freiberuflichen Tätigkeit, z. B. als 
Schriftsteller oder Künstler und die Umsätze aus der Tätigkeit als 
Handelsvertreter oder Makler sind bis zu 20 000 DM Gesamtumsatz 
im Jahr steuerfrei (UStG § 4 Ziff. 17). 

II. Einkommensteuer 

1. Von Einnahmen aus wissenschaftlicher, künstlerischer oder schrift= 
stellerischer Nebentätigkeit (auch Vortragstätigkeit) können 25 °/&, 
höchstens aber 1 200 DM im Jahr, ohne Einzelnachweis als Betriebs= 
ausgabenpauschale abgezogen werden (FinMin NRW S 2118 v. 26. 4. 
1952 — Bad.=Württ. v. 10. 9. 1952). Dieser Vorteil wird aus Unkennt= 
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nis häufig übersehen. Sollten in Ausnahmefällen höhere Ausgaben 
als 25 % entstanden sein, so können statt der Pauschale die nach= 
weislich höheren Beträge abgezogen werden. I Schriftstellerhonorar c 
von 1600 DM, tatsächliche Betriebsausgaben für Fachliteratur, Schreib* 
hilfe und Schreibpapier 150 DM; hier lohnt es sich, 25 % = 400 DM 
pauschal abzuziehen, so daß nur 1 200 DM der Einkommensteuer 
unterliegen . / Schriftstellerhonorare 2 000 DM, tatsächliche Betriebs = 
ausgaben 1 000 DM; hier lohnt es sich, die tatsächlichen Ausgaben, 
die 50 % ausmachen, abzuziehen, so daß nur die restlichen 1 000 DM 
zu versteuern sind, auf die noch ein Freibetrag (► unten Ziff. 3) ge* 
währt wird. 

2. Nebeneinkünfte (d. h. Nettobeträge nach Abzug der Betriebsaus= 
gaben) bis zu 800 DM im Jahr bleiben grundsätzlich steuerfrei 
(EStG §46). Liegen nur Nebeneinnahmen aus künstlerischer, schrift= 
stellerischer oder wissenschaftlicher Nebentätigkeit (einschließlich 
Vortragstätigkeit) vor, so bleiben rund 1 000 DM Bruttoeinnahmen 
im Jahr steuerfrei, weil hiervon 25% nach Ziff . 1 abgezogen werden 
können, so daß dann weniger als 800 DM netto übrig bleiben. 

3. Betragen bei der ► Veranlagung nach § 46 Abs. 2 Ziff. 1—4 EStG 
die Nebeneinkünfte insgesamt mehr als 800 DM, aber nicht mehr 
als 1 600 DM, so bleibt der Betrag steuerfrei, um den die be= 
zeichneten Einkünfte insgesamt niedriger sind als 1 600 DM (gleiten= 
der Freibetrag nach § 70 EStDV). 

4. Für Nebeneinkünfte aus wissenschaftlicher, künstlerischer oder 
schriftstellerischer Tätigkeit, die zusammen mit sonstigen Neben= 
einkünften den Freibetrag von 800 DM übersteigen, wird auf Antrag, 
der sich stets empfiehlt, ein ermäßigter Steuersatz von 10 bis 30% 
gewährt, sofern dieser im Einzelfall günstiger ist als der normale 
Steuersatz nach der Steuertabelle (EStG § 34 Abs. 4). Bei Neben= 
einkünften bis zu 1 600 DM wird diese Vergünstigung zusätzlich zu 
dem gleitenden Freibetrag nach Ziff. 3 gewährt. Voraussetzung dabei 
ist, daß die Lohneinkünfte überwiegen und von den Einkünften aus 
wissenschaftlicher, künstlerischer oder schriftstellerischer Tätigkeit 
klar abgrenzbar sind, was bei Arbeitnehmern in der Regel der Fall 
ist. Die ermäßigten Steuersätze sind auf alle begünstigten Neben= 
einkünf te anwendbar, wenn die Nebeneinkünfte nicht höher sind als 
die Hälfte der Lohnbezüge. / Jahreslohn ,10 000 DM, künstlerische 
Nebeneinkünfte 4 500 DM. Auf die vollen 4 500 DM ist der ermäßigte 
Steuersatz anzuwenden . 

Übersteigen die Nebeneinkünfte 50% der Lohnbezüge, so unterliegt 
der übersteigende Betrag den normalen Steuersätzen. / Jahreslohn 
10 000 DM, künstlerische Nebeneinkünfte 6 000 DM. Auf 50 % von 
10 000 DM, nämlich auf 5 000 DM, wird der ermäßigte Steuersatz 
angewandt, die übersteigenden Einkünfte in Höhe von 1 000 DM 
werden mit dem normalen Steuersatz besteuert. 

5. Statt der vorgenannten Tarifvergünstigung nach Ziff. 4 kann eine 
steuerliche Verteilung bis zu drei Jahren erfolgen, wenn eine ► mehr= 
jährige Tätigkeit vorliegt (EStG § 34 Abs. 3). 

6. Bei ► Erfindervergütungen wird die Einkommensteuer grundsätz= 
lieh nur zur Hälfte festgesetzt. 
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Orchestermitglieder 



• Neujahrszuwendungen ► Weihnachtszuwendungen 

• Notariatsangestellte 

Vergütungen, die Angestellte eines Notariats für die Übernahme der 
Auflassungsvollmacht von den Parteien eines beurkundeten Grund= 
stücksgeschäfts erhalten, können Arbeitslohn aus ihrem Dienstver= 
hältnis mit dem Notar sein (BFH v. 9. 12. 1954 — BStBl. 1955 III S. 55). 
Sie unterliegen dann lediglich der Lohnsteuer und bleiben umsatz= 
steuerfrei. 

• Notstandsbeihilfen 

I. Unterstützungen (Notstandsbeihilfen), die von privaten Arbeit* 
gebern an einzelne Arbeitnehmer gezahlt werden, sind in folgenden 
Fällen steuerfrei: 

1. Wenn es sich um Unterstützungen in Notfällen handelt, die aus 
einer mit eigenen Mitteln des Arbeitgebers geschaffenen, aber von 
diesem unabhängigen, mit ausreichender Selbständigkeit ausgestat= 
teten Einrichtung (Unterstützungskasse oder Hilfskasse für Fälle der 
Not und Arbeitslosigkeit) gewährt werden; 

2. Wenn es sich um Unterstützungen in Notfällen handelt, die aus 
Beträgen gezahlt werden, die der Arbeitgeber dem Betriebsrat oder 
sonstigen Vertretern der Arbeitnehmer zu dem Zweck überweist, daß 
diese aus diesen Beträgen ohne maßgebenden Einfluß des Arbeit* 
gebers Unterstützungen an die Arbeitnehmer gewähren; 

3. Wenn es sich um Notstandsunterstützungen handelt, die der Ar= 
beitgeber selbst nach Anhörung des Betriebsrats oder sonstiger Ver* 
treter der Arbeitnehmer zahlt, soweit sie 600 DM im Kalenderjahr 
nicht übersteigen; 

4. Wenn es sich um Bezüge (Bar= oder Sachbezüge handelt, die der 
Arbeitgeber einem erkrankten Arbeitnehmer für die Zeit gewährt, 
in der der Arbeitnehmer Krankengeld (Hausgeld) aus der gesetz= 
liehen Krankenversicherung erhält ► Krankengeld* und Hausgeld* 
Zuschüsse. 

Alle anderen Beihilfen und Unterstützungen, z. B. ► Erholungsbeihil* 
fen, Wirtschaftsbeihilfen, Überbrückungsbeihilfen gehören in der 
Regel zum steuerpflichtigen Arbeitslohn. 

II. Beihilfen und Unterstützungen, die aus öffentlichen Kassen in 
besonderen Notfällen (z. B. Krankheits* und Unglücks fällen) gezahlt 
werden, sind grundsätzlich immer steuerfrei (LStR Abschn. 10). 

• OEEC 

Das Gehalt und die Bezüge, die deutsche Staatsangehörige als stän* 
dige Mitglieder des internationalen Stabes des Generalsekretariats 
der Organisation für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(OEEC) von der OEEC erhalten, unterliegen nicht der deutschen 
Lohnsteuer (LStR Abschn. 1 Abs. 3 Ziff. 1). 

• Opernsänger ► Bühnenangehörige 

• Orchestermitglieder ► Musiker 
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• Ortskrankenkassen 

Aufwandsentschädigungen und Reisekosten, die von den Ortskranken= 
kassen, Knappschaftskassen und Berufsgenossenschaften an ihre An= 
gestellten und Mitglieder der Vertreterversammlung und des Vor= 
Standes gezahlt werden, sind als ► Aufwandsentschädigungen aus 
„öffentlichen Kassen" grundsätzlich steuerfrei (LStR Abschn. 17). 
Es kommen in der Regel zwei Gruppen von Aufwandsentschädigun= 
gen in Betracht: 

1. Aufwandsentschädigung an Angestellte im Außendienst. 

Die überwiegend im Außendienst beschäftigten technischen Aufsichts= 
angestellten und Angestellten im Vollziehungsdienst erhalten nach 
§ 9 Abs. 1 der Muster=Dienstordnung (MDO) eine jährliche Auf= 
wandsentschädigung. Nach Auffassung der Finanzverwaltung können 
bei diesen Personen jährlich bis 360 DM als Dienstaufwandsent= 
Schädigung steuerfrei bleiben. Bei Angestellten im Vollziehungsdienst 
der Ortskrankenkasse, die eine steuerfreie Dienstaufwandsentschä= 
digung erhalten, kann nicht außerdem ein weiterer Pauschbetrag für 
Werbungskosten geltend gemacht werden (DStZ=Bl957 S. 318 und 395). 

2. Aufwandsentschädigungen an Mitglieder der Organe. 

Die Mitglieder der Organe der Ortskrankenkassen (Vertreterver= 
Sammlung und Vorstand) üben ein Ehrenamt aus, jedoch werden 
ihnen bare Auslagen erstattet und Ersatz für entgangenen Arbeits= 
dienst oder ein Pauschbetrag für Zeitverlust gewährt. Soweit es sich 
hierbei um bloße Entschädigungen für Zeitverlust und Verdienst= 
ausfall handelt, sind sie steuerpflichtig. Soweit sie jedoch nach den 
Verhältnissen des Einzelfalles tatsächlich zur Bestreitung von Auf= 
wand, der durch den Dienst veranlaßt wird, erforderlich sind, handelt 
es sich um steuerfreie Aufwandsentschädigungen. Die Höhe 
dieser Aufwendungen kann nach Ansicht der Finanzverwaltung nicht 
m einem einheitlichen Prozentsatz bestimmt Werden, sondern muß 
von den Empfängern der Entschädigung nachgewiesen oder glaubhaft 
gemacht werden (FinMin Bad.=Württ. S 2271 v. 10.2.1954; Hess. 
FinMin S 2172 v. 12. 4. 1954). 

• Parteispenden 

Aufwendungen für staatspolitische Zwecke (einschl. Mitgliedsbeiträge) 
sind als Sonderausgaben abzugsfähig, wenn sie an eine an= 
erkannte juristische Person geleistet werden, die nach Satzung und 
tatsächlicher Geschäftsführung ausschließlich staatspolitische Zwecke 
verfolgt und — im Gegensatz zu früher — weder eine politische Partei 
ist noch eine solche unmittelbar oder mittelbar unterstützt. Derartige 
anerkannte Vereinigungen sind z. B. die Deutsche Wählerschaft und 
die Staatsbürgerliche Vereinigung (§49 EStDV, Abschn. 112 EStR). 

• Pauschbeträge 

Über die in die Lohnsteuertabelle bereits eingebauten allgemeinen 
Werbungskosten= und Sonderausgaben=Pauschbeträge ► Einleitung 
„Welche Grundbegriffe und Mindestbeträge müssen beachtet werden?" 
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Platzvertreter 



Daneben gibt es für bestimmte Berufsgruppen zusätzliche Werbungs= 
kosten=Pauschbeträge ► Artisten ► Bühnenangehörige ► Fernseh= 
leute ► Filmschaffende ► Journalisten ► Sportler. 

• Pensionäre 

1. Pensionsbezüge für frühere Dienstleistungen stellen Arbeitslohn 
dar, für die grundsätzlich dieselben Steuervorteile wie für die Gehalts= 
bezüge der aktiven Angestellten gelten. Über Ruhe= und Wartestands= 
beamte, die als Angestellte im öffentlichen Dienst weiterbeschäftigt 
werden ► Steuervorteile für Beamte (Bandl dieser Buchreihe). 

2. Einmalige Bezüge aus Versorgungseinrichtungen, an die der Ange= 
stellte allein oder zusammen mit dem Arbeitgeber früher Beiträge 
geleistet hat, sind steuerfrei ; laufende Bezüge können in Höhe 
ihres Ertragsanteiles steuerpflichtig sein. Vgl. ► Altersversorgung 

► Renten ► Sozialversicherung ► Zukunftssicherung. 

• Pensionskassen 

1. Beiträge des Arbeitgebers zu betrieblichen Pensionskassen bleiben 
im Rahmen der ► Zukunftssicherung des Arbeitnehmers bis zu 
312 DM im Jahr steuerfrei. 

2. Eigene Beiträge des Arbeitnehmers zu Versorgungskassen sind als 
Sonderausgaben abzugsfähig. ► Altersversorgung ► Sozial= 
Versicherung. 

• Pensionszusagen ► Altersversorgung 

• Pflegekinder 

Wer Pflegekinder aufnimmt, kann wie für leibliche Kinder die 

► Kinderermäßigung und außergewöhnliche Be = 
lastungen für die ► Berufsausbildung der Pflegekinder beantra= 
gen. Anders als bei ► Enkelkindern ist für die Aufnahme der Pflege= 
kinder kein „wirtschaftliches Bedürfnis" erforderlich; auch werden 
die genannten Steuervorteile nicht aus bloßen Billigkeitsgründen, son= 
dem kraft Gesetzes gewährt (EStG §32 Abs. 2 Ziff. 3 f). 

• Platzvertreter 

1. Ersetzt der Arbeitgeber den in einem Dienstverhältnis stehenden 
Platzvertretern (Stadtreisenden), die in Städten von mehr als 200 000 
Einwohnern außerhalb ihrer regelmäßigen Arbeitsstätte (Büro oder 
Wohnung) tätig werden, die Mehraufwendungen für Verpflegung, 
so bleiben die ersetzten Beträge bis zu 1,50 DM pro Tag steuer = 
frei. 

2. Trägt der Platzvertreter die Mehraufwendungen für Verpflegung 
in den vorgenannten Fällen selbst, so kann er den Tagesbetrag von 
1,50 DM ohne Einzelnachweis als Werbungskosten geltend 
machen. In beiden Fällen ist im Einzelfall nicht zu prüfen, ob eine 
Dienstreise im Sinne der Bestimmungen über ► Reisekosten vorliegt 
(LStR Abschn. 21 Abs. 10). 
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• Prämien für Verbesserungsvorsdiläge 

Vom Arbeitgeber bzw. Dienstherrn (einschl. Bundesbahn und Bundes* 
post) gewährte Prämien für Verbesserungsvorschläge auf technischem 
oder organisatorischem Gebiet, bei der Unfallverhütung usw. sind im 
Rahmen der „Verordnung über die steuerliche Behandlung für Ver* 
besserungsvorschläge" vom 18.2.1957 (BGBl. I S. 33; BStBl. I S. 145) 
bis zu 200 DM völlig steuerfrei. Übersteigen sie diesen Betrag, so 
bleiben 200 DM und die Hälfte des darüber hinausgehenden Be= 
träges, höchstens jedoch ein Betrag von insgesamt 500 DM, steuerfrei 
(vgl. LStERl957 Abschn. 52 e). 

• Preise, Preisausschreiben 

Anerkennungs* und Ehrenpreise, die ohne Zusammenhang mit einer 
bestimmten Gegenleistung empfangen werden, sind steuerfrei. 
I Nobelpreis , Goethepreis , Schillerpreis , Kleistpreis. 

Dasselbe gilt bei Preisen für die erfolgreiche Teilnahme an einem 
Preisausschreiben, wenn es sich lediglich um einen Anerkennungs= 
preis handelt, der nicht als Entgelt für die Preisarbeit gedacht ist 
Werden die Preise für eine Gegenleistung gewährt (z. B. für einen 
architektonischen Entwurf, eine schriftstellerische Arbeit), so kann es 
sich, wenn sie nicht mit den beruflichen Einkünften Zusammenhängen 
und dort versteuert werden, um „Einkünfte aus sonstigen Leistungen" 
handeln, die grundsätzlich steuerpflichtig sind, jedoch bis 500 DM 
steuerfrei bleiben (EStG §22 Ziff. 3). ► Glücksgewinn. 

• Privatarchive ► Kulturwerte 

• Privatverkäufe 

Erlöse aus gelegentlichen Privatverkäufen, die mit der beruflichen 
Tätigkeit nicht im Zusammenhang stehen, sind grundsätzlich s t e u e r = 
frei. / Verkauf von Hausrat, Schmuck, Kunstgegenständen, Samm= 
lungen; Erlöse aus ► Liebhabereien. 

• Prokuristen ► Leitende Angestellte 

• Provisionen ► Beteiligung ► Bankangestellte ► Versicherungs= 
angestellte ► Vertreter 

• Prozeßkosten 

1. Anwalts* und Gerichtskosten, die zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung des Arbeitslohnes aufgewendet werden, sind als Wer* 
bungskosten abzugsfähig. Anwaltskosten, die einem vom Straf* 
gericht Freigesprochenen für seine Verteidigung im Strafprozeß er* 
wachsen, sind regelmäßig ► außergewöhnliche Belastungen. Das gilt 
auch für die Kosten eines von ihm erhobenen Beleidigungsprozesses 
oder einer Unterlassüngsklage (BFH v. 15. 11. 1957 — BStBl. 1958 III 
S. 105). 

2. Aufwendungen des Vermieters in Mietstreitigkeiten sind bei den 
Einkünften aus ► Hausbesitz als Werbungskosten absetzbar. 
.i Rechtsberatungskosten beim Streit über den Mietzins oder beim 
Streit über Reparaturrechnungen für das Haus. 
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Beim Streit über das Eigentum vermieteter Gebäude oder über An= 
schaffungs= und Herstellungskosten sind kleinere Prozeß= und Be= 
ratungskosten ebenfalls sofort als Werbungskosten absetzbar; nur 
bei erheblichen Beträgen müssen sie auf die Nutzungsdauer des Ge= 
bäudes verteilt und können dann nur in Höhe der jährlichen Ab= 
nutzungsquote abgesetzt werden (RFH v. 8.7.1931 — RStBl. S. 818). 
Auch beim Grundstückserwerb zählen etwaige Anwalts= und Notar= 
kosten sowie Gerichtsgebühren zu den Beschaffungs= oder Herstel- 
lungskosten, die nur im Rahmen der jährlichen Absetzungen für Ab= 
nutzung berücksichtigt werden können. 

3. In Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche nach dem Wertpapierberei^ 
nigungsgesetz oder wegen Anmahnung und Einziehung von Zinsen 
und sonstigen Einkünften aus Hypotheken und Wertpapieren sind 
die Prozeß= und Beratungskosten bei den Einkünften aus ► Kapital^ 
vermögen als Werbungskosten abzugsfähig (RFH v. 27. 3. 1935 
- RStBl. S. 1107). 

Vgl. auch ► Scheidungskosten ► Steuerberatungskosten. 

• Prüflingen ► Berufsfortbildung ► Lehr= und Prüfungstätigkeit 

• Putzfrau ► Hausgehilfin 

• Rabattgewährung 

Die an Arbeitnehmer gewährten Preisnachlässe, die sich im üblichen 
Rahmen halten, sind steuerfrei. Das gilt zunächst insoweit, als 
auch außerhalb des Betriebes stehende Personen, z. B. bei Sammek 
Bestellungen, zu solchen Preisvergünstigungen kommen können. Dar= 
über hinaus können den Betriebsangehörigen noch höhere Rabatte 
eingeräumt werden, wenn dies nach den betrieblichen und örtlichen 
Verhältnissen üblich ist. Als höchstzulässiger Rabatt ist dabei der 
Betrag anzusehen, der dem Arbeitgeber wenigstens den Selbstkosten 
preis beläßt. Weiter ist Voraussetzung, daß sich die Preisnachlässe 
auf Gegenstände des täglichen Bedarfs des Arbeitnehmers beschränk 
ken. Darüber hinausgehende Rabatte sind als geldwerter Vorteil 
lohnsteuerpflichtig (vgl. RFH v. 5.1.1939 — RStBl. S.299). 

• Rechtsberatungskosten ► Prozeßkosten 

• Redakteure ► Journalisten 
i Regreßpflicht 

Wird ein Arbeitnehmer wegen Dienstpflichtverletzungen von seinem 
Dienstherrn regreßpflichtig gemacht, so kann er die Regreßzahlungen 
als Werbungskosten absetzen. 

• Reinigung 

Berufsbedingte Reinigungs= und Erneuerungskosten für ► Arbeits= 
mittel, insbesondere für ► Berufskleidung, sowie für eigene Körper= 
reinigung, Händewaschen, Aufwendungen für beruflich erforderliche 
Kosmetika usw. kommen als Werbungskosten in Betracht. 




Reisekosten 



122 



• Reisekosten 

Für Reisekosten gelten im privaten und im öffentlichen Dienst jeweils 
verschiedene Steuervorteile. 

A. Reisekosten im privaten Dienst 

Die Inanspruchnahme der folgenden Vorteile ist immer dann möglich, 
wenn der Arbeitnehmer aus dienstlichen Gründen vom Ort seiner 
regelmäßigen Arbeitsstätte abwesend ist oder wenn er zwar innerhalb 
der Gemeindegrenzen des Arbeitsortes, aber in einer Entfernung von 
mehr als 5 km von seiner regelmäßigen Arbeitsstätte tätig wird. Die 
dabei entstehenden Kosten werden in vier Kostenarten eingeteilt, die 
steuerlich zum Teil unterschiedlich behandelt werden: 

1. Fahrtkosten (Eisenbahn= oder Schiffahrkarte, Flugschein, Kraftfahr= 
zeugkosten); 

2. Unterbringungskosten (für Hotel oder Gasthof am Reiseziel oder 
während der mehrtägigen Reise, ohne Frühstück); 

3. Verpflegungskosten (einschließlich Frühstück); 

4. Nebenkosten (z. B. für Reiseversicherungen, Flugunfallversicherung, 
Beförderung und Aufbewahrung von Gepäck, Telefon, Telegramme, 
Porto, Garage, Parkplatzgebühr, Straßenbahn, Taxi). 

Hier ist nun scharf zu unterscheiden zwischen Reisekosten, die der 
Arbeitgeber ersetzt und solchen, die der Arbeitnehmer selber 
tragen muß (LStR Abschn. 21). 

I. Ersatz der Reisekosten durch den Arbeitgeber 

1. Ersatz in Höhe der Werbungskosten 

Werden Reisekosten durch den Arbeitgeber ersetzt, so sind sie 
steuerfrei, soweit keine höheren Beträge ersetzt werden, ah 
beim Arbeitnehmer ohnehin als Werbungskosten anzuerkennen 
wären. Die Höhe der steuerfreien Beträge richtet sich nach den Sätzen 
zu II. Der Arbeitnehmer stellt sich hierbei besser, weil bei Geltend* 
machung von Werbungskosten der allgemeine Werbungskosten* 
Pauschbetrag angerechnet würde. 

2. Ersatz nach betrieblichen Regelungen 

Die Reisekosten können statt in Höhe der Werbungskosten nach 
eigenen einheitlichen Richtlinien und festen Sätzen des Betriebs er* 
setzt werden. Sie bleiben dann in der Höhe steuerfrei, die das 
Finanzamt als echte Reisekosten bzw. Mehraufwendungen anerkannt 
hat. Hierüber muß der Arbeitgeber vorher mit dem Finanzamt in 
Verbindung treten. Sind in den einheitlichen Richtlinien des Arbeit* 
gebers feste Sätze für die Unterbringung vorgesehen, so kön* 
nen diese ohne Einzelnachweis anerkannt werden, wenn sie je Über- 
nachtung die folgenden Beträge nicht übersteigen: 

Bei voraussichtlichem Gesamtarbeitslohn im Jahr 

bis 31. 7. 1961 proTag seit 1. 8. 1961 proTag 

bis zu 6 000 DM 11 DM bis zu 9 000 DM 14 DM 

von 6 000 bis 12 000 DM 13 DM von 9 000 bis 18 000 DM 17 DM 

über 12 000 DM 15 DM über 18 000 DM 20 DM 

3. Ersatz durch Pauschvergütungen 

Viele Arbeitgeber ersetzen nicht die tatsächlichen Auslagen der ein* 
zelnen Reisen, sondern zahlen einen wöchentlichen, monatlichen oder 
jährlichen „Reisekostenzuschuß", „Zuschuß für das Kraftfahrzeug"; 
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eine „Reiseaufwandsentschädigung", „Spesenpauschale", ein „Reise= 
kostenfixum" oder dgl. Diese Pauschvergütungen sind nicht steuer= 
frei, müssen also zunächst dem steuerpflichtigen Arbeitslohn hinzu= 
geschlagen werden. Die tatsächlich entstandenen Reisekosten können 
hier nur als Werbungskosten (unten II) geltend gemacht 
werden. 

II. Tragung der Reisekosten durch den Arbeitnehmer selbst 
Werden die Reisekosten vom Arbeitgeber nicht oder nur in Form 
von Pauschvergütungen ersetzt, so sind sie als Werbungskosten 
absetzbar. Hierüber sind beim Finanzamt besondere Antragsvordrucke 
auf Berücksichtigung erhöhter Werbungskosten infolge Reisetätigkeit 
anzufordern. Dabei gilt hinsichtlich der vier Kostenarten folgendes: 

1. Die Fahrtkosten werden in ihrer tatsächlich entstandenen Höhe 
berücksichtigt (Kosten für Bahn, Omnibus, Schiff, Flugzeug, Miet= 
wagen usw.). Bei Reisen mit eigenem ► Kraftfahrzeug oder ► Fahr= 
rad können ohne Einzelnachweis feste ► Kilometergelder angesetzt 
werden. 

2. Unterbringungskosten werden nur in der nachweisbaren Höhe (an 
Hand von Hotelrechnungen usw.) berücksichtigt. Pauschsätze für die 
Unterkunft gibt es nur dann, wenn der Arbeitgeber die Kosten nach 
betrieblichen Regelungen ersetzt (oben I Ziff. 2). 

3. Verpflegungskosten sind nur in Höhe der Mehraufwendungen, die 
über die Haushaltskosten hinausgehen, abzugsfähig. Diese Mehr= 
aufwendungen sind entweder in Form von Pauschbeträgen oder in 
ihrer tatsächlichen Höhe absetzbar: 

a) An Pauschbeträgen für Verpflegungsmehraufwand, bei dem die 
Haushaltsersparnisse schon berücksichtigt sind, können ohne den 
umständlichen Einzelnachweis geltend gemacht werden. 

Bei voraussichtlichem Gesamtarbeitslohn im Jahr 

bis 31. 7. 1961 proTag seit 1. 8. 1961 proTag 

bis zu 6 000 DM 12 DM bis zu 9 000 DM 16 DM 

von 6 000 bis 12 000 DM 16 DM von 9 000 bis 18 000 DM 20 DM 

über 12 000 DM 20 DM über 18 000 DM 22 DM 

Diese Pauschsätze gelten für eine Reisedauer von 12 Stunden. Sie 
ermäßigen sich bei nicht mehr als 6 Stunden auf V 4 , bei 6 bis 12 
Stunden auf 1 /a der genannten Sätze. 

b) Statt dieser Pauschbeträge sind die tatsächlichen Ausgaben für 
Verpflegungsmehraufwand einzeln nachzuweisen oder glaubhaft zu 
machen, wenn höhere Beträge geltend gemacht werden oder die 
Pauschbeträge offensichtlich zu einer unzutreffenden Besteuerung 
führen würden; ferner dann, wenn der Arbeitgeber den Mehrauf= 
wand mit einem Pauschbetrag ersetzt, der niedriger ist als die vor= 
stehend unter a) bezeichneten Pauschbeträge und der Arbeitnehmer 
höhere Mehraufwendungen geltend macht, in diesen Fällen ist für 
die Feststellung der abzugsfähigen Mehraufwendungen Vs der Auf= 
Wendungen für Verpflegung, höchstens 3, — DM je Reisetag, unbe= 
rücksichtigt zu lassen. 

4. Die Nebenkosten sind in der nachgewiesepen oder glaubhaft 
gemachten Höhe an Hand fremder oder eigener ► Belege absetzbar. 
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5. Bei Auslandsreisen können die Unterbringungskosten und 
die Verpflegungskosten bis zur Höhe der vergleichbaren Bundesbeam= 
ten ohne Einzelnachweis anerkannt werden, ► Auslandsreisen. 

B. Reisekosten im öffentlichen Dienst 

Die im öffentlichen Dienst gewährten Reisekostenentschädigungen 
(Tage= und Übernachtungsgeld, Fahrtkostenentschädigung undNeben= 
kostenersatz) sind ohne weiteres steuerfrei (LStDV § 4 Ziff. 2). 
Reichen die empfangenen Reisekostenentschädigungen zur Deckung 
der tatsächlichen Kosten nicht aus oder werden überhaupt keine Ent= 
Schädigungen gewährt, so können im öffentlichen Dienst nach der 
bisherigen Rechtsprechung grundsätzlich keine Werbungskosten gel- 
tend gemacht werden (vgl. BFH v. 17. 12. 1953, 27. 1. 1955, 10.3.1955 
in BStBl. III 1954 S. 76, 1955 S. 127 und 131). Weitere Hinweise 
► Steuervorteile für Beamte (Bandl dieser Buchreihe). 

C. Besonderheiten für ► leitende Angestellte und ► Platzvertreter 
(Stadtreisende). 

• Reisende, Reisevertreter 

Nicht in einem Dienstverhältnis stehende Reisende bzw. Reisever= 
treter sind im Gegensatz zum selbständigen Handelsvertreter um= 
satz= und gewerbe steuerfrei und genießen die Steuervorteile für 
Angestellte. Die Tätigkeit des Reisevertreters ist in der Rechtsprechung 
jedoch wiederholt — entgegen der vertraglichen Bezeichnung als An* 
gestellter (Handlungsgehilfe) — nach ihrem Gesamtbild als die eines 
selbständigen ► Vertreters angesehen worden (RFH v. 3. 12. 1943 — 
RStBl. 1944 S. 381; BFH v. 16. 1. 1952 - BStBl. III S. 79). Der Um* 
stand, daß sich die Vergütung des Vertreters nach dem Erfolg seiner 
Tätigkeit, wenn auch unter Zusicherung einer festen Mindestprovi* 
sion, richtet, und die Selbständigkeit des Reisevertreters in der Zeit* 
einteilung und in der Ausgestaltung seiner geschäftlichen Betätigung 
sind dabei derart in den Vordergrund der Abwägungen gestellt wor* 
den, daß demgegenüber verschiedene für ein Angestelltenverhältnis 
sprechende Gründe (ausschließliche Tätigkeit für einen Auftraggeber, 
Ersatz von Reisekosten und Portoauslagen, Teilnahme an den sozialen 
Einrichtungen des Auftraggebers, Anwendung betrieblicher Urlaubs* 
regelungen) nicht entsprechend ins Gewicht fielen (LStR Abschn. 7). 

• Renten 

Renten sind wiederkehrende Zahlungen, die auf einem Stammrecht 
beruhen, mit einem Wagnis verbunden sind und auf längere Sicht 
gewährt werden. Die für sie in Betracht kommenden Steuervorteile 
sind beim Rentenempfänger und beim Rentengeber verschieden. 

I. Steuervorteile beim Rentenempfänger 
1. Steuerfreier Kapitalanteil 

Bei den meisten Renten handelt es sich um Leibrenten, die von der 
Lebenszeit einer Person — meistens des Rentenempfängers — ab* 
hängen. / Renten aus der Rentenversicherung der Angestellten und 
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der Arbeiter, aus Versicherungen mit einer privaten Versicherungen 
gesellschaft , auf Lebenszeit laufende Renten aus einer Schenkung , 
einem Testament, einem Vermögensübergang. 

Auch Renten, die zwar auf Lebenszeit, höchstens aber für eine be= 
stimmte Anzahl Von Jahren gewährt werden, gehören hierher. I Es 
wird eine lebenslängliche Rente gewährt mit der Maßgabe, daß sie 
höchstens 12 Jahre laufen soll. Sie erlischt also entweder mit dem 
früheren Todesfall oder spätestens nach Ablauf der 12 Jahre. 

In all diesen Fällen muß die Rente in zwei Teile zerlegt werden: 

a) in einen Kapitalanteil, der aus dem früher eingezahlten Kapital 
(Beiträgen usw.) herrührt; dieser Anteil, der mit zunehmendem Alter 
anwächst, ist in vollem Umfang steuerfrei. 

b) Der restliche Ertragsanteil, der sich in etwa mit dem Zinsanteil 
deckt und mit fortschreitendem Alter geringer wird, ist steuerpflich= 
tig. Für Renten, die seit dem 1.1. 1955 zu laufen begonnen haben, 
ist der steuerpflichtige Ertragsanteil aus nachstehender Tabelle zu 
entnehmen : 



Bei Beginn 
der Rente 
vollendetes 
Lebensjahr 
des Renten^ 
berechtigten 


Ertrags= 
anteil 
in v. H. 


Bei Beginn 
der Rente 
vollendetes 
Lebensjahr 
des Renten** 
berechtigten 


Ertrags» 
anteil 
in v. H. 


Bei Beginn 
der Rente 
vollendetes 
Lebensjahr 
des Renten** 
berechtigten 


Ertrags** 
anteil 
in v. H. 


0 


65 


39 


43 


64 


21 


1 bis 3 


64 


40 


42 


65 


20 


4 bis 5 


63 


41 bis 42 


41 


66 


19 


6 bis 8 


62 


43 


40 


67 


18 


9 bis 10 


61 


44 


39 


68 


17 


11 bis 12 


60 


45 


38 


69 


16 


13 bis 14 


59 


46 


37 


70 bis 71 


15 


15 bis 16 


58 


47 


36 


72 


14 


17 bis 18 


57 


48 bis 49 


35 


73 


13 


19 bis 20 


56 


50 


34 


74 


12 


21 


55 


51 


33 


75 bis 76 


11 


22 bis 23 


54 


52 


32 


77 


10 


24 bis 25 


53 


53 


31 


78 bis 79 


9 


26 


52 


54 


30 


80 


8 


27 bis 28 


51 


55 


29 


81 bis 82 


7 


29 bis 30 


50 


56 


28 


83 bis 84 


6 


31 


49 


57 


27 


85 bis 86 


5 


32 


48 


58 


26 


87 bis 89 


4 


33 bis 34 


47 


59 bis 60 


25 


90 bis 92 


3 


35 


46 


61 


24 


93 bis 98 


2 


36 bis 37 


45 


62 


23 


ab 99 


1 


38 


44 


63 


22 







/ Ein Rentner erhält vom 65. Lebensjahr an eine Versicherungsrente 
von jährlich 2400 DM. Der Ertragsanteil ist 20% = 480 DM. 

Hat eine Leibrente schon vor dem 1. Januar 1955 zu laufen begonnen, 
so ist die Tabelle mit der Maßgabe anzuwenden, daß als Lebensalter 
das im Jahre 1954 vollendete Lebensjahr zugrunde zu legen ist. 
/ Ein Rentner bezieht bereits seit 1950 eine Versicherungsrente. Er 
hat im Jahre 1954 sein 68. Lebensjahr vollendet. Der Ertragsanteil 
seiner Rente beträgt 17 %. 
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Für Leibrenten, die auf bestimmte Zeit begrenzt sind, gilt eine be= 
sondere Tabelle, die beim Finanzamt eingesehen werden kann. 

2. Werbungskosten=Pauschbetrag von 200 DM 

Von dem steuerpflichtigen Ertragsanteil darf ohne Einzelnachweis ein 
Werbungskosten=Pauschbetrag von 200 DM jährlich abgezogen wer= 
den, auch wenn überhaupt keine Werbungskosten angefallen sind. 
X Jahresrente 2400 DM, Ertragsanteil 20 % = 480 DM, abzüglich 
Werbungskosten 200 DM, verbleibt ein steuerpflichtiger Ertrags = 
anteil von 280 DM, der nach der Einkommensteuert ab eile steuerfrei 
bleibt, wenn keine sonstigen Einkünfte dazukommen. 

Sollten höhere Werbungskosten nachweisbar sein, so können sie in 
ihrer tatsächlichen Höhe abgezogen werden. 

3. Steuerfreie Renteneinkünfte bis 800 DM 

Wenn bei Lohnsteuerpflichtigen der Rentenertragsanteil nach Abzug 
der Werbungskosten bzw. Werbungskosten=Pauschale zusammen mit 
etwaigen sonstigen Nebeneinkünften den Betrag von 800 DM nicht 
übersteigt, so bleibt er steuerfrei; bis zu 1600 DM wird ein 
gleitender Freibetrag gewährt. 

4. Steuerfreie Versorgungsrenten 

Die versorgungshalber gezahlten Renten an Kriegsbeschädigte, Kriegs= 
hinterbliebene und ihnen gleichgestellte Personen, ferner Renten aus 
dem Lastenausgleichsfonds und schließlich die Geldrenten auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften zur Wiedergutmachung sind stets in vollem 
Umfange steuerfrei. 

II. Steuervorteile beim Rentengeber 

1. Rentenzahlungen als Werbungskosten 

Wird bei Vermögensübertragungen eine Rente nach wirtschaftlichen 
Grundsätzen vereinbart, bei der sich Rentenwert und Vermögenswert 
ausgleichen, so kann der Erwerber von seiner als Kaufpreis zu ent= 
richtenden Rente den Ertragsanteil als Werbungskosten ab= 
ziehen. 

2. Rentenzahlung als Sonderausgaben 

Die auf besonderen Verpflichtungsgründen beruhenden Renten und 
mit keiner anderen Einkunftsart im Zusammenhang stehenden Ren= 
tenzahlungen an nichtunterhaltsberechtigte Personen sind grundsätz* 
lieh als Sonderausgaben absetzbar, bei Leibrenten jedoch nur 
in Höhe des Ertragsanteils nach obiger Tabelle. 

3. Rentenzahlungen als außergewöhnliche Belastungen 

Renten, die freiwillig geleistet oder an gesetzlich unterhaltsberech* 
tigte Personen gezahlt werden, kommen als außergewöhnliche 
Belastungen in Betracht. I Renten an Verwandte in gerader 
Linie , also zwischen Eltern und Kindern, Großeltern und Enkeln, Ehe= 
gatten, Geschiedenen, Vater und unehelichem Kind, ► Unterhalts= 
gewährung ► Scheidung. 

III. Besonderheiten für (Kaufpreis=)Renten bei ► Vermögensübergang 




127 



Repräsentationskosten 



• Rentenversicherung 

Durch das Gesetz zur Neuregelung der Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten vom 23. 2. 1957 (BGBl. I S. 88, 1074) sind die Begriffe 
„Angestelltenversicherung" und „ Invalidenversicherung" ersetzt wor= 
den durch die Bezeichnung „Rentenversicherung der Angestellten" 
bzw. „Rentenversicherung der Arbeiter". ► Sozialversicherung. 

Zu beachten ist, daß auch diejenigen Arbeitgeberzuschüsse s t e u e r = 
frei bleiben, die an Stelle der gesetzlichen Arbeitgeber=Pflichtbei= 
träge an eine Versicherungsgesellschaft oder Versorgungseinrichtung 
in folgenden beiden Fällen geleistet werden: 

1. Bei Angestellten, die einen Lebensversicherungsvertrag abgeschlos= 
sen haben, der sie von der gesetzlichen Rentenversicherung befreite. 
Das sind die Fälle, in denen früher nichtversicherungspflichtige An= 
gestellte, die erst durch die Rentenreform versicherungspflichtig wur= 
den, bis spätestens 30. 9. 1957 (bei der Knappschaftsversicherung bis 
31. 8. 1957) das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten, aber bis 
zu diesem Zeitpunkt mit einem öffentlichen oder privaten Versiche= 
rungsunternehmen einen Lebensversicherungsvertrag abgeschlossen 
haben, für den mindestens ebensoviel wie im Falle der gesetzlichen 
Rentenversicherung aufgewendet wird. 

2. Bei Personen, die auf Grund einer durch Gesetz angeordneten oder 
auf Gesetz beruhenden Verpflichtung Mitglieder einer öffentlich= 
rechtlichen Versicherungs= oder Versorgungseinrichtung sind und auf 
ihren Antrag von der gesetzlichen Rentenversicherung befreit wurden. 

• Reparaturen 

Die laufenden Kosten zur Instandhaltung eigener ► Arbeitsmittel, 
insbesondere der Berufskleidung und selbstbeschaffter Werkzeuge, 
sind als Werbungskosten begünstigt. / Waschen, Flicken und 
Bügeln des Arbeitsanzuges. — Reifenerneuerung an einem Fahrrad, 
das zu Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte benutzt wird . 
— Reparaturkosten für Nähmaschinen oder Schreibmaschinen eines 
Heimarbeiters. 

Wegen Hausreparaturen ► Hausbesitz. 

• Repräsentationskosten 

Repräsentationskosten des Angestellten sind Aufwendungen, die 
seine dienstliche und gesellschaftliche Stellung mit sich bringt. 
/ Aufwendungen für die Teilnahme an kulturellen und gesellschaft= 
liehen Veranstaltungen, an Feiern und Versammlungen, die Be= 
treuung und Bewirtung von Gästen im Zusammenhang mit beruf= 
liehen Angelegenheiten, Spenden bei Sammlungen, Trinkgelder, Auf= 
merksamkeiten gegenüber Mitarbeitern und Untergebenen, Kosten 
für Repräsentationsräume und Dienstpersonal. 

1. Die im öffentlichen Dienst zur Abgeltung der berufsbeding= 
ten Repräsentationsaufwendungen in Ausnahmefällen gewährten 
► Aufwandsentschädigungen bzw. Ministerialzulagen sind steuer- 
frei. Wird keine Aufwandsentschädigung gewährt, so können die 
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Aufwendungen nur im Wege des Einzelnachweises als Werbungs = 
kosten geltend gemacht werden, wobei strenge Anforderungen 
gestellt werden (vgl. BFH v. 22. 9. 1955 — BStBl. 1956 III S.18'1). Wei= 
teres hierzu ► Steuervorteile für Beamte (Band 1 dieser Buchreihe). 

2. Im privaten Dienst wurde vor 1955 den ► leitenden AngestelU 
ten im Hinblick auf ihren Repräsentationsaufwand ein Pauschbetrag 
von 5 °/o der laufenden Bruttobezüge zugestanden. Nunmehr können 
nur noch die einzeln nachgewiesenen Werbungskosten geltend 
gemacht werden. Dabei sind folgende Grundsätze zu beachten (LStR 
Abschn. 24 Abs. 3) : 

a) Dienen die Repräsentationsaufwendungen ausschließlich 
beruflichen Zwecken und haben sie nichts mit dem Privatleben zu 
tun, so kommen sie in voller Höhe als Werbungskosten in Betracht. 

b) Sind die Aufwendungen nur zum Teil durch berufliche Zwecke 
veranlaßt und läßt sich dieser Teil von den Ausgaben der privaten 
Lebensführung leicht und einwandfrei trennen, so ist dieser, ggf. 
durch Schätzung zu ermittelnde Teil als Werbungskosten zu berück= 
sichtigen. 

c) Läßt sich eine Trennung in Werbungskosten und Lebensführungs= 
kosten nicht leicht und einwandfrei durchführen, so gehört der ge= 
samte Betrag zu den nichtabzugsfähigen Ausgaben, i Ein Angeste 11= 
ter machte einen jährlichen Repräsentationsaufwand von 2400 DM 
für Betriehssammlungen zu Hochzeiten, Gehurten und Sterbefällen, 
für Bewirtungen, Trinkgelder, erhöhte Reisekosten und Aufmerksam= 
keiten hei Familienfesten pauschal geltend. Das Gericht lehnte Wer= 
bungskosten ah, weil keine einwandfreie Trennung zwischen privaten 
und beruflichen Aufwendungen möglich erschien (BFH v. 14. 1. 1954 — 
BStBl. III S. 79). 

Bei der Bewirtung von Geschäftsfreunden können nach der bisherigen 
Praxis Werbungskosten nur dann geltend gemacht werden, wenn sie 
außerhalb des Privathaushalts entstehen, in ihrer Höhe durch 
Gasthausrechnungen und ihrem beruflichen Charakter entsprechende 
Unterlagen (Korrespondenz, Zeugen usw.) nachgewiesen werden (vgl. 
EStR Abschn. 117 Abs. 3). 

• Richtfest 

Sachzuwendungen des Arbeitgebers in Form von Speisen, Getränken 
und Rauchwaren anläßlich eines Richtfestes bleiben, wenn sie sich 
im üblichen Rahmen halten, steuerfrei (LStR Abschn.il). 

• Rote=Kreuz=Helf er (innen) 

1. Die vom Deutschen Roten Kreuz unentgeltlich überlassene Dienst= 
kleidung, insbesondere die Schwesternkleidung, bleibt grundsätzlich 
steuerfrei. 

2. Aufwandsentschädigungen, die an ehrenamtliche Mitarbeiter des 
Deutschen Roten Kreuzes gezahlt werden, können nach örtlich ver= 
schiedenen Regelungen bis zu 25 DM monatlich ohne Eintragung auf 
der Lohnsteuerkarte steuerfrei behandelt werden (vgl. OFD 
Stuttgart S 2220 v. 8. 8. 1956). 
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• Rote=Kreuz=Spenden 

Zuwendungen an das Deutsche Rote Kreuz sind als ► Spenden (Son= 
(Verausgaben) abzugsfähig. 

• Rückdeckungsversicherung 

Ausgaben des Arbeitgebers zur Beschaffung der Mittel für die 

► Zukunftssicherung des Arbeitnehmers sind steuerfrei, 

► Altersversorgung. 

• Rückzahlungen 

Müssen frühere, bereits versteuerte Lohnbezüge wieder zurückbezahlt 
werden, so bestehen folgende Möglichkeiten: 

1. Handelt es sich um Lohnbezüge des laufenden Jahres, so kann der 
Arbeitgeber die davon einbehaltenen Steuerabzugsbeträge unmittek 
bar erstatten oder verrechnen. Bei Lohnbezügen, die auf das Vorjahr 
entfallen, kann Erstattung wegen schwankenden Arbeitslohnes im 
Wege des ► Lohnsteuer=Jahresausgleichs erfolgen. 

2. Bezüge die auf weiter zurückliegende Lohnzahlungszeiträume ent= 
fallen, können wie Werbungskosten abgesetzt werden (BFH 
v. 7.11.1951 — BStBl. 1952 III S.12). Dasselbe gilt für die Rückzah= 
lung von Renten (VG Berlin v. 16. 9. 1955 — EFG 1956 S. 8). 

• Rundfunk 

1. Rundfunkjournalisten, die bei einer Rundfunkgesellschaft haupt= 
beruflich angestellt sind, können einen besonderen Werbungskosten= 
Pauschsatz von 15 °/o ihres Arbeitslohnes, höchstens 200 DM geltend 
machen, ► Journalisten. 

2. Für Rundfunk=Musiker kommen ebenfalls zusätzliche Werbungs- 
kosten=Pauschbeträge in Betracht, ► Musiker. 

3. Für Ansager, Dramaturgen, Spielleiter, Regieassistenten usw. gel= 
ten besondere Pauschsätze, wenn sie beim ► Fernsehfunk tätig sind. 
Vgl. auch ► Bühnenangehörige. 

4. Sitzungsgelder, die im Rahmen von Aufwandsentschädigungen an 

Mitglieder des Rundfunkrates gewährt werden, sind steuerfrei 
(OFD Nürnberg v. 15. 2. 1952 — Charlier, Lohns teuer recht, § 4 

Anm. lOe). ► Aufsichtsratsvergütungen. 

• Sachbezüge 

Bezüge in Form freier Kost, Wohnung, Heizung, Beleuchtung usw. 
gehören grundsätzlich zum steuerpflichtigen Arbeitslohn (LStDV § 3 
Abs. 1; LStR Abschn. 14) und sind nach den ortsüblichen Mittelprei* 
sen zu bewerten. Die beim zuständigen Finanzamt zu erfragenden 
Örtlichen Bewertungssätze dürfen steuerlich in der Regel auch dann 
angesetzt werden, wenn in einem Tarifvertrag, einer Tarifordnung, 
einer Betriebs= oder Dienstordnung oder in einem Arbeitsvertrag für 
die Sachbezüge höhere Werte festgesetzt worden sind. 

• Sänger (innen) ► Bühnenangehörige 

9 Angestellte 
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• Schadenersatz 

Schadenersatzleistungen des Arbeitnehmers, die im unmittelbaren Zu= 
sammenhang mit seiner beruflichen Tätigkeit stehen, sind als W e r = 
bungskosten begünstigt. Dazu gehören auch Ersatzleistungen 
infolge eines ► Kraftwagenunfalls auf einer Dienstfahrt. 

• Schauspieler ► Bühnenangehörige ► Fernsehleute ► Filmschaffende 

• Scheidung 

I. Scheidungskosten 

Die mit einem Ehescheidungsprozeß zusammenhängenden Kosten 
(Anwaltskosten, Gerichtskosten, Reisekosten usw.) kommen als 
außergewöhnliche Belastungen in Betracht. 

II. Unterhaltsrenten 

Bei Unterhaltsrenten an geschiedene Ehegatten sind folgende Mög= 
lichkeiten gegeben (vgl. OFD Stuttgart v. 5.3.1953 — BB S.283): 

1. Besteht eine gesetzliche Unterhaltspflicht, so kann die Rente 
jährlich bis zu 900 DM als außergewöhnliche Belastung 
geltend gemacht werden, ► Unterhaltsgewährung. Gesetzliche Unter= 
haltspflicht besteht, wenn ein Ehegatte im Scheidungsverfahren für 
allein* oder überwiegendschuldig erklärt ist, oder die Ehe ohne 
Schuldausspruch wegen Geisteskrankheit, ansteckender Krankheit 
oder Auflösung der häuslichen Gemeinschaft geschieden worden ist, 
oder dem mitschuldig Geschiedenen ein Unterhaltsbeitrag zugebilligt 
wurde. 

2. Besteht keine gesetzliche, wohl aber eine vertragliche Unter* 
haltspflicht für eine gewisse Dauer (10 Jahre), so können die Unter* 
haltsrenten als Sonderausgaben abgezogen werden, ► Renten. 

3. Besteht weder eine gesetzliche, noch eine vertragliche Unterhalts* 
pflicht, werden Unterhaltsleistungen also freiwillig gezahlt, so 
können sie steuerlich nicht abgesetzt werden (EStG §12 Ziff. 2). 

III. Kapitalabfindungen 

Angemessene Abfindungen zur Abgeltung der Unterhaltsrente kom* 
men als außergewöhnliche Belastungen in Betracht, 
wenn nicht nur die Unterhaltsrente, sondern auch die Kapitalabfin* 
düng zwangsläufig ist. Dies ist dann der Fall, wenn der Renten* 
berechtigte eine Kapitalabfindung wegen eines wichtigen Grundes 
verlangen kann und der Verpflichtete dadurch nicht unbillig belastet 
wird (Ehegesetz §62 Abs. 2). Nach der Verwaltungspraxis sollen im 
Abfindungsjahr nur 900 DM begünstigt sein. 

• Schenkungen ► Spenden 

• Schenkungsteuer ► Erbschaftsteuer 

• Schiedsrichtertätigkeit 

Arbeitnehmer, die nebenberuflich an einem Schiedsgericht mitwirken, 
können in der Regel die Steuervorteile für eine ► wissenschaftliche 
Nebentätigkeit in Anspruch nehmen, da die Mitwirkung in einem 
Schiedsgerichtsverfahren der Erstattung wissenschaftlicher Gutachten 
gleichgestellt werden kann (OFD Hamburg S 2209 v. 18. 4. 1952; 
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NWB 3, 1514). Es ist darauf zu achten, daß die Umsatzsteuerpflicht 
oft schon mangels Nachhaltigkeit entfällt (vgl. RFH v. 18. 2. 1927 — 
RStBl. S. 115; FG Nürnberg v. 27. 4. 1955 — Mitteilungsblatt d. Bayer. 
Richtvereins 1955 Nr. 3 S. 65). 

• Schmerzensgeld 

Entschädigungen des Arbeitgebers an Arbeitnehmer zur Abgeltung 
eines Schmerzensgeldes sind steuerfrei, ► Abfindungen. 

• Schmiergelder 

Zahlt ein Angestellter im dienstlichen Interesse Schmiergelder, so 
kommen diese als Werbungskosten in Betracht, wenn sie 
nicht als ► Auslagenersatz steuerfrei bleiben. 

• Schreibmaschine 

Eigene Aufwendungen des Arbeitnehmers für eine in seinem Arbeits= 
Verhältnis verwendete Schreibmaschine können ausnahmsweise als 
Werbungskosten geltend gemacht werden, wenn der Arbeit= 
geber keine Maschine zur Verfügung stellt oder berufliche Schreib= 
arbeiten zu Hause erledigt werden müssen (z. B. bei angestellten 
Reisenden, Vertretern, leitenden Angestellten, die Geheimkorrespon= 
denz daheim erledigen). Die Absetzbarkeit wurde z. B. bejaht von 
FG Kassel v. 24. 2. 1956 — DStZ=B 1957 S. 11 und von FG Düsseldorf 
v. 27. 8. 1959 — EFG 1960 S. 26. Allerdings muß der Kaufpreis der 
Maschine auf die voraussichtliche Nutzungsdauer verteilt werden, 

► Absetzung für Abnutzung. 

Im Rahmen von Nebentätigkeiten kommen die Aufwendungen als 
Betriebsausgaben in Betracht. 

• Schreibmaterial 

Aufwendungen für Schreibpapier, Füllfederhalter, Tinte, Bleistifte 
usw. sind im Zusammenhang mit der hauptberuflichen Tätigkeit nur 
ausnahmsweise als Werbungs kosten abzugsfähig, wenn eni= 
sprechendes Schreibmaterial vom Arbeitgeber nicht ausreichend zur 
Verfügung gestellt wird. Für Zwecke der ► Berufsfortbildung sind sie 
stets als Werbungskosten absetzbar. Im Zusammenhang mit Neben* 
tätigkeiten, insbesondere einer schriftstellerischen Tätigkeit, stellen 
sie Betriebsausgaben dar. 

• Schriftleiter 

Steuervorteile für hauptberufliche Schriftleiter (Redakteure) 

► Journalisten. Neben berufliche Schriftleiter, die eine reine redak* 
tionelle Tätigkeit ausüben, ako nur Material sammeln, sichten und 
zusammenstellen, können die Vorteile für eine ► journalistische 
Nebentätigkeit in Anspruch nehmen. Soweit sie aber — was in der 
Regel der Fall sein wird — neben der rein redaktionellen Arbeit noch 
eigene Gedanken in Schriftform der Öffentlichkeit übermitteln, z. B. 
in Form eigener Beiträge, Überarbeitungen, Anmerkungen und Er= 
läuterungen, üben sie gleichzeitig eine ► schriftstellerische Tätigkeit 
aus, für die die dort genannten, noch günstigeren Vorteile in Betracht 
kommen. Vgl. auch ► Verlagsangestellte. 




Schriftstellerische Nebentätigkeit 



132 



• Schriftstellerische Nebentätigkeit 

Für freiberufliche Nebeneinkünfte aus einer schriftstellerischen Tätig= 
keit bestehen insbesondere folgende Vorteile: 

1. Völlige Umsatzsteuerfreiheit, wenn es sich um eine einmalige, ohne 
Wiederholungsabsicht ausgefüllte Tätigkeit handelt. £ Einmalige 
Buchherausgabe , gleichgültig, ob das Werk klein oder umfangreich 
ist, ob seine Herstellung kurze oder lange Zeit erfordert hat und ob 
das Honorar auf einmal oder laufend gezahlt wird (RFH v. 12. 5. 1939 
— RStBl. S. 926). 

2. Ümsatzsteuerfreiheit bis 20 000 DM im Jahr. 

3. Bei der Einkommensteuer können 25 °/o der Schriftstellerhonorare, 
höchstens 1 200 DM im Jahr, als Betriebsausgaben pauschal ohne 
Nachweis abgezogen werden. 

4. Einkommensteuerfreiheit bis 800 DM Nebeneinkünfte nach Abzug 
der Betriebsausgaben oder der 25 °/o=Pauschale. 

5. Gleitender Einkommensteuerfreibetrag für Nebeneinkünfte bis zu 
1600 DM im Jahr. 

6. Ermäßigter Einkommensteuersatz von 10 bis 30 °/o. 

Näheres hierzu ► Nebentätigkeit. 

Diese Vorteile stehen jedem offen, der eigene Gedanken — ob gute 
oder schlechte — in Schriftform der Öffentlichkeit übermittelt (RFH 
v. 16.2.1940 — RStBl. S. 415). Das ist in der Regel auch bei einer 
Übersetzertätigkeit und bei der Abfassung von Fernkurs=Lehrbriefen 
der Fall (FG München v. 7. 9. 1954 - DStZ=B 1955 S. 160). 

• Schuldentilgung 

Ausgaben zur Tilgung von Schulden sind als außergewöhn- 
liche Belastungen begünstigt, soweit die Schuldaufnahme 
durch Aufwendungen veranlaßt worden ist, die eine ► außergewöhn= 
liehe Belastung darstellen und für die eine Steuerermäßigung noch 
nicht gewährt werden konnte. £ Tilgung eines Darlehens, das zur 
Beschaffung einer ► Aussteuer, eines verlorenen ► Baukostenzuschuss 
ses, zur Wiederbeschaffung von ► Hausrat und Kleidung, zur Deckung 
von ► Krankheitskosten, ► Geburtskosten, Kosten bei Unglücks - 
oder Schadensfällen oder zur Überbrückung einer zwangsläufigen 
Arbeitslosigkeit auf genommen worden ist. 

Als außergewöhnliche Belastung wird nicht der ganze Schuldbetrag 
im Jahre der Schuldaufnahme, sondern es werden in jedem Jahr nur 
die tatsächlich ausgegebenen Tilgungsraten anerkannt. 

• Schuldzinsen 

Zinsen, die man für eine Schuldaufnahme bezahlen muß, sind steuer= 
lieh immer begünstigt, gleichgültig, um welche Schuldart es sich 
handelt / Bankschulden, Darlehnsschulden, Bürgschaftsschulden, 
Grundschulden, Hypothekenschulden, Spielschulden usw. 

1. Soweit die Schuldzinsen im Zusammenhang mit der beruflichen 
Tätigkeit stehen, können sie dort als Betriebsausgaben bzw. 
Werbungskosten abgezogen werden. 
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2. Soweit die Schuldzinsen im wirtschaftlichen Zusammenhang mit 
Wertpapieren und sonstigen ► Kapitalvermögen oder mit ► Haus= 
besitz stehen, können sie dort als Werbungskos len geltend 
gemacht werden. Nur bei ► Einfamilienhäusern sind die abzugs= 
fähigen Schuldzinsen der Höhe nach begrenzt. 

3. Im übrigen stellen die Schuldzinsen in der Regel Sonderaus = 
gaben dar. Das gilt z. B. für Zinsen von Schulden, die für die Aus= 
stattung, Aussteuer oder Ausbildung der Kinder eingegangen worden 
sind, für Schulden zur Beschaffung von Hausrat und Kleidung, für 
Beschaffung von Kunstgegenständen und Sammlungen, auch zur Be= 
friedigung einer Liebhaberei oder Spielleidenschaft. 

Wegen der Zinsen im Zusammenhang mit einem Bauvorhaben ► Bau= 
zinsen. Wegen der in den Lastenausgleichsabgaben enthaltenen Zins^ 
leistungen ► Lastenausgleich. 

• Schulgeld 

Schulgelder für Kinder sind in der Regel schon durch den ► Kinder= 
freibetrag abgegolten. Entstehen jedoch zwangsläufig Mehraufwen* 
düngen, wie sie z. B. infolge Umzugs in ein anderes Land anfallen, 
so können diese als zwangsläufige außergewöhnliche Be = 
1 a s t u n g neben dem Kinderfreibetrag berücksichtigt werden. Als 
besondere Aufwendungen in diesem Sinne kommen vor allem die 
Kosten für Nachhilfestunden, die wegen des Schulwechsels erfordere 
lieh sind, oder solche Kosten in Betracht, die dadurch entstehen, daß 
die Kinder an dem bisherigen Wohnort die Schule weiter besuchen 
müssen, um die sonst notwendige Umschulung zu vermeiden. Die 
Zwangsläufigkeit der Belastung, die in der Regel auf verschieden 
artige Lehrpläne oder verschiedene Schultypen zurückzuführen ist. 
muß glaubhaft gemacht werden (OFD Köln S 2220 v. 28. 2. 1953 — 
DStZ=B S. 190; OFD Frankfurt S 2247 v. 24.2.1953 - BB S. 226). 

• Soldaten 

1. Wird ein Kind des Arbeitnehmers im Alter von 18—25 Jahren zum 
Wehrdienst einberufen, so kann u. U. ein ► Kinderfreibetrag bean- 
tragt werden. 

2. Über eigene Steuervorteile der Soldaten ► Steuervorteile für Be- 
amte (Band 1 dieser Buchreihe). 

• Sonderausgaben 

I. Allgemeines 

Sonderausgaben sind ihrem Wesen nach Kosten der Lebensführung, 
die weder als Werbungskosten noch als Betriebsausgaben begünstigt 
sind, die der Gesetzgeber aber aus sozialen, wirtschafts=, kultur= und 
staatspolitischen Gründen zum Abzug bei der Einkommensteuer — 
einschließlich Lohnsteuer — besonders zugelassen hat. Da sie im 
Gegensatz zu den Werbungskosten, Betriebsausgaben und außer* 
gewöhnlichen Belastungen im Gesetz besonders, nämlich einzeln 
und erschöpfend aufgezählt sind, nennt man sie Sonder ausgaben 
Sie können vom Gesamtbetrag der Haupt* und Nebeneinkünfte ab- 
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gezogen werden, so daß sich ein entsprechend niedrigeres Steuer* 



pflichtiges Einkommen ergibt. 

I Gehaltseinkünfte im Jahr 9 000 DM 

N ebeneinkünfte im Jahr . . . 1 500 DM 

Gesamtbetrag der Einkünfte 10 500 DM 

.!. Sonderausgaben 1 000 DM 

Steuerpflichtiges Einkommen 9 500 DM 



Durch Sonderausgaben können erhebliche Steuereinsparungen erzielt 
werden, die sich nicht nur bei der Einkommen* und Lohnsteuer, son= 
dern auch bei der Kirchensteuer, teilweise auch bei der Gewerbe* 
Steuer, fühlbar aus wirken. 

II. Pauschbeträge 

Da man annimmt, daß fast alle Steuerpflichtigen gewisse Sonder* 
ausgaben machen, wird zur Abgeltung der üblichen, kleineren Sonder* 
ausgaben automatisch ein Sonderausgaben*Pauschbetrag gewährt. Wer 
Arbeitslohn, Leibrenten oder andere wiederkehrende Bezüge ver* 
einnahmt, erhält einen Pauschbetrag von 636 DM im Jahr; bei Lohn* 
steuerpflichtigen ist dieser Betrag bereits in die Lohnsteuertabelle 
eingebaut und wird von der Lohnkasse beim Steuerabzug automatisch 
berücksichtigt. Nur wenn die Summe aller Sonderausgaben eines 
Jahres den Pauschbetrag von 636 DM übersteigt, kann für die (über* 
steigenden) Sonderausgaben Steuerermäßigung erlangt werden. 

III. Einzelfälle von Sonderausgaben 

Bei den Sonderausgaben sind zwei Gruppen zu unterscheiden: 
Einmal solche Sonderausgaben, die in unbegrenzter Höhe abzugsfähig 
sind, und zum anderen solche Sonderausgaben, die im Rahmen der 
unter IV genannten Höchstbeträge nur begrenzt abzugsfähig sind. 

1. Unbegrenzt abzugsfähige Sonderausgaben 
In voller Höhe abzugsfähig sind 

a) ^ Schuldzinsen und auf besonderen Verpflichtungsgründen beruhende Renten 
und die dauernden Lasten. 

b) Die während des betreffenden Jahres gezahlte Kirchensteuer. 

c) Die während des betreffenden Jahres gezahlte ^ Vermögensteuer. 

d) Die während des betreffenden Jahres gezahlten in der Vermögensabgabe, Hypo* 
thekengewinnabgabe oder Kreditgewinnabgabe nach dem Lastenausgleichsgesetz 
enthaltenen Zinsleistungen ^ Lastenausgleich. 

2. Begrenzt abzugsfähige Sonderausgaben 

Bis zu den unter IV genannten Höchstbeträgen sind abzugsfähig: 

a) Beiträge und Versicherungsprämien zu Kranken*, Unfall* und Haftpflichtversiche* 
rungen, zu den gesetzlichen Rentenversicherungen und der Arbeitslosenversiche* 
rung, zu Versicherungen auf den Lebens* oder Todesfall und zu Witwen*, Waisen =, 
Versorgungs* und Sterbekassen. ^ Versicherungen. 

b) Beiträge an )». Bausparkassen zur Erlangung von Baudarlehen. 

3. Besonderheiten für bestimmte Zuwendungen (Spenden und Mit* 
gliedsbeiträge) 

Ausgaben zur Förderung mildtätiger, kirchlicher, religiöser und der 
als besonders förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke 
sowie zur Förderung wissenschaftlicher und staatspolitischer Zwecke 
sind zusätzlich zu den unter IV genannten Höchstbeträgen bis zu 
einem bestimmten Prozentsatz (5 oder 10 °/o) der Jahreseinkünfte ab* 
zugsfähig. ► Spenden. 
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IV. Höchstbeträge 

für die begrenzt abzugsfähigen Sonderausgaben (oben III Ziff . 2) 
gelten Höchstbeträge, die sich nach dem Familienstand und dem Alter 
richten. 

1. Der einfache Höchstbetrag beläuft sich für den Steuerpflichtigen 
und seine Ehefrau grundsätzlich auf je 1100 DM. Für jedes Kind, 
für das ein Kinderfreibetrag zusteht (hier aber mit Ausnahme der 
Enkelkinder), kommen weitere 500 DM hinzu. 

2. Wenn der Arbeitnehmer oder sein mit ihm zusammenveranlagter 
Ehegatte vor dem 1. September des betreffenden Jahres das 50. Le* 
bensjahr vollendet, so verdoppeln sich die vorgenannten Hochs t= 
betrüge. Die Verdoppelung fällt 1964 weg für Steuerpflichtige, die 
das 50. Lebensjahr erst nach dem 31. Dezember 1963 vollenden. 

3. Übersteigen die begrenzt abzugsfähigen Sonderausgaben, die in 
Ziff. 1 bzw. 2 bezeichneten Höchstbeträge, so kann der darüber hin=» 
ausgehende Betrag zur Hälfte, höchstens jedoch bis zu 50 °/o der 
Höchstbeträge, abgezogen werden. X Ein kinderloses Ehepaar unter 
50 Jahren hat 1960 4 800 DM an Sonderausgaben verbraucht. An 
Höchstbeträgen stehen beiden zusammen 2 200 DM zu. Von dem 
übersteigenden Betrag (4 800 — 2 200) in Höhe von 2 600 DM kann 
nochmals die Hälfte (1 300 DM), höchstens aber 50% von 2 200 = 
1 100 DM abgezogen werden. Insgesamt können also 2 200 + 1 100 — 
3 300 DM Sonderausgaben abgesetzt werden. 

4. Rückwirkend ab 1. 1. 1961 wird für Ausgaben zur Alterssicherung 
ein zusätzlicher Sonderausgaben=Höchstbetrag für Ehegatten 
bis 1000 DM, für Unverheiratete bis zu 500 DM gewährt. Lohn* und 
Gehaltsempfänger müssen sich jedoch einen vom Arbeitgeber ge* 
leisteten gesetzlichen Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung auf 
diesen Zusatzbetrag anrechnen lassen. 

Dieser zusätzliche Höchstbetrag ist anwendbar auf sämtliche Beiträge 
zu Kranken=, Unfall= und Haftpflichtversicherungen, gesetzliche Ren* 
tenversicherungen, Arbeitslosenversicherungen, Versicherungen auf 
den Lebens* oder Todesfall sowie zu Witwen*, Waisen*, Versorgungs* 
und Sterbekassen. Diese „Versicherungs"*Sonderausgaben sind vor* 
weg zu berücksichtigen und mit dem neuen Zusatz=Höchstbetrag zu 
verrechnen. 

/ Ein noch nicht 50 Jahre altes Ehepaar ohne Kinder hat an Sonderausgaben geleistet: 



Versicherungsbeiträge: 2 800 D M 

Bausparkassenbeiträge: 2 000 DM 

4 800 DM 

Von den V ersicherungsbeiträgen (2 800 DM) ist der neue Zusatz- 
Höchstbetrag abzugsfähig in Höhe von t 000 DM 

Vom Rest der Sonderausgaben in Höhe von 3 800 DM sind ab- 
zugsfähig die bisherigen festen Höchstbeträge von 2 200 DM 

außerdem die Hälfte des noch nicht verbrauchten Teils der Sonder- 
ausgaben von 1 600 DM = 

Insgesamt abzugsfähige Sonderausgaben 4 000 DM 



V. Begünstigter Personenkreis 

Ein besonderer Vorteil bei den Sonderausgaben besteht darin, daß 
es innerhalb der zusammenveranlagten Familie gleichgültig ist, wer 
die Ausgaben leistet und für wen sie bestimmt sind. X Die Ehefrau 
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schließt einen Bausparvertrag zugunsten ihres 15jährigen Kindes ah 
und zahlt die Beiträge aus eigenen Mitteln. Der Ehemann macht die 
Bausparbeiträge bei sich als Sonderausgaben geltend. 

• Sonntagszuschläge ► Lohnzuschläge 

• Sonstige Bezüge ► Einmalige Bezüge 

• Sowjetzonenangehörige 

Unterstützungen (Bargeld, Postpakete usw.) an bedürftige Angehö= 
rige in der Sowjetzone sind wie gegenüber Angehörigen in der Bun= 
desrepublik als außergewöhnliche Belastungen begün= 
stigt, ► Unterhaltsgewährung. Bei Anträgen auf Berücksichtigung 
solcher Unterstützungen können die Finanzämter von dem Nachweis 
in Form ostzonaler Bescheinigungen über die Bedürftigkeit der An= 
gehörigen, die Höhe der gewährten Unterstützungen und die Höhe 
der Einkünfte des Unterstützungsempfängers absehen, wenn die 
Unterstützungen sonstwie glaubhaft gemacht werden (z. B. durch 
Briefe, Postabschnitte, Kassenzettel). Eigene Einkünfte des Empfängers 
in der Sowjetzone sind bei der Berechnung der abzugsfähigen Be= 
lastungen zu berücksichtigen. Sie können aus Vereinfachungsgründen 
im Verhältnis 3 : 1 (Ostmark : Westmark) umgerechnet werden (vgl. 
OFD Stuttgart S 2209 v. 20.10.1953; OFD Frankfurt v. 21.4.1953 - 
BB S. 463). 

• Sowjetzonenarbeitnehmer 

1. Arbeitnehmer aus der Sowjetzone, die dort ihre Familie noch zu= 
rücklassen und im Bundesgebiet am Beschäftigungsort eine Unter= 
kunft nehmen müssen, können die Steuervorteile wegen ► Doppelter 
Haushaltsführung geltend machen. 

2. Arbeitnehmer, die innerhalb eines Kalenderjahres aus der Sowjet= 
zone gekommen sind, während eines Teiles des Ausgleichsjahres in 
der Sowjetzone wohnten und in dieser Zeit weder dort noch in der 
Bundesrepublik Arbeitslohn bezogen haben, können den vollen 
► Lohnsteuer^ ahresausgleich beanspruchen (FG Düsseldorf v. 28. 3. 
1956 — EFG S. 264). 

• Sowjetzonenflüchtlinge 

1. Für Sowjetzonenflüchtlinge kommt zunächst der ► FlüchtlingsfreU 
betrag in Betracht. 

2. Wenn infolge Verlegung des Wohnsitzes aus der Sowjetzone in 
das Bundesgebiet Hausrat und Kleidung zurückgelassen werden 
mußten und praktisch verloren sind, können für die Wiederbeschaf= 
fungen außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht 
werden. In diesen Fällen wird nicht besonders geprüft, ob die Auf= 
gäbe des Wohnsitzes selbst „zwangsläufig" erfolgt ist. Soweit von 
Personen, die die Sowjetzone ohne zwingenden Grund verlassen und 
dabei Hausrat und Kleidung verloren haben, Wiederbeschaffungs= 
aufwendungen geltend gemacht werden, können diese im Rahmen der 
Ausführungen über ► Hausrat und Kleidung steuerlich berücksichtigt 
werden, auch wenn der sich hiernach ergebende steuerfreie Betrag 
höher ist als der Flüchtlingsfreibetrag (Hess. MinFin S 2247 v. 13.7. 
1956 - DStZ=B S. 362). 




137 



Sozialversicherung 



3. Mehraufwendungen, die durch die Umschulung von Kindern enfc= 
stehen, die aus der Sowjetzone zugezogen sind und jetzt nach einem 
neuen Lehrplan unterrichtet werden müssen, werden als außer* 
gewöhnliche Belastungen anerkannt, ► Nachhilfestunden 
► Schulgeld. 

• Sowjetzonenfreunde 

Aufwendungen für Freunde aus der Sowjetzone, die nicht zu den 
„Angehörigen" zählen, sind nach der Rechtsprechung grundsätzlich 
nicht begünstigt. / Ein Hochschullehrer hat den aus der Sowjetzone 
geflohenen Sohn eines Freundes beim Studium im Westen unterstützt. 
Seine Leistungen wurden steuerlich nicht als außergewöhnliche Be= 
lastungen anerkannt (BFH v. 8.4.1954 — BStBl. III S. 188 ; ähnlich 
VG Berlin v. 28. 6. 1955 - EFG 1956 S. 11). 

• Sowjetzonenkinder 

Für die freiwillige Aufnahme und Versorgung von Kindern aus der 
Sowjetzone oder Berlin zum Zwecke der Berufsausbildung im Bundes= 
gebiet wurde früher ein Freibetrag von 60 DM im Monat gewährt. 
Diese Vergünstigung ist jetzt nicht mehr anwendbar (FinMin BW 
v. 29.2.1960 — S 2247 B — 10/60 zu §25 K5). Unter Umständen 
kann der Kinderfreibetrag für ► Pflegekinder in Betracht kommen. 

• Sowjetzonenpakete 

1. Geldspenden an Wohlfahrtsverbände (z. B. Caritas, Deutsches 
Rotes Kreuz, Evangelisches Hilfswerk, Osthilfe Backnang) zur Ver= 
Sendung von Liebesgabenpaketen in die Sowjetzone sind als Son = 
derausgaben abzugsfähig, wenn vom Wohlfahrtsverband eine 
Empfangsbescheinigung für steuerbegünstigte Zwecke ausgestellt 
wird, ► Spenden. 

2. Eigene Pakete in die Sowjetzone, für die keine Spendenbescheini= 
gung eines Wohlfahrtsverbandes vorgelegt werden kann, sind neuer* 
dings nur noch dann als außergewöhnliche Belastun* 
gen begünstigt, wenn sie an bedürftige Angehörige versandt wer* 
den, ► Sowjetzonenangehörige. Liebesgabensendungen an sonstige 
Personen, denen gegenüber keine Unterhaltspflicht besteht, sind nur 
bei besonderen persönlichen Bindungen begünstigt, z. B. gegenüber 
einer langjährigen, jetzt mittellosen Hausgehilfin oder gegenüber 
einem mittellosen Freund, der früher dem Antragsteller selbst aus 
einer Notlage geholfen hat; freundschaftliche Beziehungen allein 
reichen nicht aus (FinMin BW v. 26. 6. 1957 — S 2247 — 169/57). 

• Sozialleistungen ► Altersversorgung ► Annehmlichkeiten ► Bei* 
hilfen ► Sozialversicherung ► Zukunfts Sicherung 

• Sozialversicherung 

I. Die Sozialversicherung umfaßt die gesetzliche Krankenversicherung 
(Allg. Ortskrankenkassen, Betriebs* und Innungskrankenkassen, Er* 
satzkassen), die Unfallversicherung (Berufsgenossenschaften), die 
Rentenversicherung für Angestellte und Arbeiter sowie die Knapp* 
schaf tsversicherungen). Im Zusammenhang mit diesen Versicherungs* 
zweigen bestehen folgende Steuervorteile: 

1. Alles, was der Arbeitgeber an gesetzlich vorgeschriebenen Bei* 
trägen leistet, ist beim Arbeitnehmer steuerfrei. Das gilt auch 
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für Beiträge an Ersatzkassen oder private Lebensversicherungen, 
wenn und soweit diese an die Stelle der gesetzlichen Sozialversiche» 
rungsbeiträge treten, ► Rentenversicherung. 

2. Beiträge des Arbeitgebers außerhalb der gesetzlichen Leistungen, 
wie im Falle einer Überversicherung mit höheren Beiträgen oder einer 
freiwilligen Versicherung, sind bis zu 312 DM im Jahr zusätzlich 
steuerfrei, ► Altersversorgung ► Zukunftssicherung. 

3. Die eigenen Beitragsanteile des Arbeitnehmers können, soweit sie 
zusammen mit sonstigen Sonderausgaben den Sonderausgaben 
Pauschbetrag von 636 DM im Jahr übersteigen, als Sonderaus = 
gaben geltend gemacht werden (BFH v. 12. 4. 1956 — StRK § 9 S. 1 
EStG R 40). 

4. Die vorgenannten Vorteile stehen sinngemäß auch den deutschen 
Bediensteten ausländischer Staaten und anderer exterritorialer Per= 
sonen in Deutschland zu. Wenn in diesen Fällen der Arbeitnehmer 
den Arbeitgeberanteil, der die Hälfte des gesamten Beitrags aus= 
macht, selbst zu tragen hat, bleibt er steuerfrei; die andere Hälfte 
kann als Sonderausgaben geltend gemacht werden (OFD 
Stuttgart S 2220 v. 2. 2. 1956). 

5. Kapitalabfindungen und Sachleistungen (Heilverfahren) aus der 
Rentenversicherung sind steuerfrei. 

6. Von Rentenbezügen ist nur der Ertragsanteil zu versteuern, wobei 
ein Werbungskosten»Pauschbetrag von 200 DM im Jahr absetzbar 
ist, ► Rentenbezüge. 

II. Bei Personen, die ehrenamtlich in der Sozialversicherung tätig 
sind (z. B. ehrenamtliche Mitglieder des Vorstandes und der Ver» 
treterversammlung), kann von der Erhebung der Umsatzsteuer aus 
Billigkeitsgründen insoweit abgesehen werden, als ihnen für ihre 
ehrenamtliche Tätigkeit Unkosten in der tatsächlich entstandenen und 
nachgewiesenen Höhe ersetzt werden (z. B. Eisenbahn» und Fahrt» 
kosten). Werden Unkosten mit einem Pauschbetrag abgegolten (z. B. 
Tagegeld), so bleibt die Steuerpflicht bestehen (BDF S 4300 v. 8. 12. 
1952 — DStZ»B 1954 S. 437). Über steuerfreie Aufwandsentschädigun» 
gen ► Berufsgenossenschaften ► Knappschaftskassen ► Landesver» 
Sicherungsanstalten ► Ortskrankenkassen. 

• Sparkassenangestellte ► Bank» und Sparkassenangestellte 

• Sparprämien 

Wer bei einer Bank oder Sparkasse langfristig spart, wird vom Staat 
mit einer beachtlichen Prämie belohnt (Sparprämiengesetz v. 5. 5. 
1959 — BGBl. I S. 241). Die Höhe der Prämie beträgt 20 %> der im 
Kalenderjahr geleisteten Sparbeiträge, ist jedoch der Höhe nach durch 
Höchstbeträge begrenzt, die sich nach dem Familienstand, dem Alter 
oder der Zahl der Kinder unter 18 Jahren richten. I Ein Ehepaar 
mit 3 Kindern spart pro Jahr z. B. 1 800 DM und erhält dafür eine 
Prämie von jährlich 360 DM. 

Die Sparbeiträge müssen auf 5 Jahre festgelegt werden und dürfen 
nicht aus einem Kredit stammen. Der Mindestsparbeitrag ist jährlich 
60 DM. Prämienbegünstigt sind Beiträge für Sparverträge mit laufen» 
den und gleichbleibenden Raten bei einem Kreditinstitut, Aufwen» 
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düngen für den Ersterwerb gewisser Wertpapiere oder von Invest= 
mentzertifikaten. 

Wenn der Prämiensparer nach Vertragsabschluß erwerbslos wird oder 
stirbt, entfällt die fünfjährige Sperrfrist. Wenn er nach Vertrags= 
abschluß heiratet, wird die Sperrfrist auf 2 Jahre abgekürzt. 
Dadurch ist das Prämiensparen besonders für Brautleute günstig. 
Braut und Bräutigam können jährlich je bis 120 DM Prämie erhalten, 
wenn sie je 600 DM sparen. Bei Personen, die mindestens vor dem 

1. September des betreffenden Jahres das 50. Lebensjahr vollendet 
haben, beträgt der Höchstbetrag der Prämie 240 DM bei einer Spar= 
leistung von 1200 DM. / Die Brautleute schließen am 1. Januar 1961 
einen Sparvertrag und zahlen in zwei Jahren 2 400 DM ein. Sie er= 
halten dafür 480 DM Prämien nebst Zinsen, was zusammen einer 
jährlichen V erzinsung von etwa 14 % entspricht. Findet die Heirat 
zwischen dem 2. Januar 1961 und dem 1. Januar 1963 statt, so können 
die Beiträge ab 1 . 1 . 1963 zurückbezahlt werden. Wird, erst nach dem 
1. 1. 1963 geheiratet , so kann die Zurückzahlung sofort nach der 
Heirat erfolgen. 

Die empfangene Sparprämie ist steuerfrei; auch die auf sie ent= 
fallenden Zinsen bleiben meist steuerfrei, weil sie unter den Wer= 
bungskostenpauschbetrag für ► Kapitalvermögen fallen. 

Der Antrag auf Gewährung einer Sparprämie ist nicht beim Finanz= 
amt, sondern beim Kreditinstitut zu stellen, das nähere Auskünfte 
erteilt. 

• Spekulationsgewinne 

Wer als Privatmann Vermögenswerte anschafft, um sie innerhalb 
kurzer Frist wieder mit Gewinn zu veräußern, muß den Veräuße= 
rungsgewinn als „sonstige Einkünfte" grundsätzlich der Einkommen 
Steuer unterwerfen. Jedoch gelten* hierbei folgende Steuervorteile: 

1. Gewinne aus Spekulationsgeschäften bleiben steuerfrei, wenn 
sie im Kalenderjahr weniger als 1 000 DM betragen haben. 

2. Verluste aus Spekulationsgeschäften dürfen bis zur Höhe des 
Spekulationsgewinnes von den übrigen Einkünften abgezogen 
werden. 

3. Werden Grundstücke erst 2 Jahre nach ihrer Anschaffung ver= 
äußert, so bleibt der Gewinn in voller Höhe steuerfrei. Das= 
selbe gilt bei anderen Vermögensgütern, insbesondere bei Wert= 
papieren schon dann, wenn sie erst nach 6 (statt früher 3) Monaten 
veräußert werden (Steueränderungsgesetz 1960). 

• Spenden 

Freiwillige Spenden — einschließlich der satzungsmäßigen Mitglieds= 
beiträge und sonstiger Zuwendungen — zur Förderung mildtätiger, 
kirchlicher, religiöser, wissenschaftlicher und staatspolitischer Zwecke, 
und der als besonders förderungswürdig anerkannten gemein= 
nützigen Zwecke sind als Sonderausgaben begünstigt, wenn 
a) der Empfänger eine Körperschaft des öffentlichen Rechts (z. B. 
Gemeinde, Kreis, Land, Bund, Religionsgesellschaft) oder eine 
Dienststelle (z. B. Kulturabteilung einer Stadtgemeinde, Universität, 
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Forschungsinstitut) oder eine sonstige Körperschaft, Personenver= 
einigung oder Vermögensmasse ist, die nach ihrer Satzung, Stiftung 
oder sonstigen Verfassung und nach ihrer tatsächlichen Geschäfts= 
führung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken 
dient (z. B. Vereine, Stiftungen) und 

b) die Verwendung der Spenden zu dem begünstigten Zwecke durch 
eine entsprechende Bescheinigung des Empfängers nachgewie* 
sen wird. 

Man achte also darauf, sich in solchen Fällen stets eine Bescheinigung 
vom Empfänger zum Zwecke der Vorlage beim Finanzamt aus= 
händigen zu lassen. 

I. Die einzelnen begünstigten Zwecke 

Es sind folgende Fälle zu unterscheiden (§§48, 49 EStDV; Abschn. 36 

LStR): 

1. Spenden für mildtätige, kirchliche/religiöse, wissenschaftliche und 
staatspolitische Zwecke 

sind unter den obigen Voraussetzungen a) und b) stets als Sonder= 
ausgaben abzugsfähig, ohne daß die besondere Förderungswürdigkeit 
der einzelnen Zwecke ausdrücklich anerkannt sein muß. i Für kirch- 
liche Zwecke: Spenden zur Beschaffung von Kirch englocken und für 
den Kirchturmhau; die Bescheinigung des Pfarrers muß ausdrücklich 
feststellen , daß die Spende ausschließlich zur Beschaffung derKirchen= 
glocken oder zum Kirchturmbau verwendet wird (OFD Tübingen 
S 2209 vom 21.12.1951). / Für staatspolitische Zwecke : ► Partei= 
spenden. 

2. Spenden für gemeinnützige Zwecke 

sind unter den obigen Voraussetzungen a) und b) nur dann als 
Sonderausgaben begünstigt, wenn -die einzelnen Zwecke durch die 
Oberste Finanzbehörde allgemein und ausdrücklich als besonders 
förderungswürdig anerkannt worden sind. Soweit es sich dabei um 
die Förderung der Leibesübungen (Sport, Turnen, Spiel), der Kunst 
oder der Heimatpflege und Heimatkunde handelt, muß der Empfänger 
der Spende eine öffentlich=rechtliche Körperschaft oder öffentliche 
Dienststelle sein; daher ist z. B. die Spende für einen Sportverein 
nur dann als Sonderausgabe abzugsfähig, wenn die Spende etwa an 
die Stadtgemeinde gegeben wird mit der Auflage, die zugewendeten 
Beträge dem Sportverein für sportliche Zwecke (Beschaffung von 
Sportgeräten usw.) zur Verfügung zu stellen. 

Bisher sind vor allem folgende Zwecke als besonders förderungs= 
würdig anerkannt worden: 

Öffentliche Gesundheitspflege; Jugendpflege und Jugendfürsorge; die 
körperliche Ertüchtigung des Volkes durch Leibesübungen; Kunst; 
Erziehung; Volks= und Berufsbildung (z. B. freiwillige Zuwendungen 
an Schulen zur Verbesserung der Ausstattung und Einrichtungsgegen= 
stände oder für Errichtung eines Schulgebäudes); Denkmalspflege; 
Heimatpflege und Heimatkunde; freie Wohlfahrtspflege (Innere Mis= 
sion, ev. Hilfswerk, Car itas= Verband, paritätischer Wohlfahrtsverband 
einschließlich Heilsarmee, Deutsches Rotes Kreuz, Arbeiterwohlfahrt); 
gemeinnütziger Wohnungsbau, Siedlungs= und Heimstättenwesen; 
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Fürsorge für Verfolgte, Flüchtlinge, Körperbeschädigte, Kriegs= 
gefangene, Heimkehrer, Kriegsgräberfürsorge, Suchdienst für Ver* 
mißte und Altersfürsorge; Rettung aus Lebensgefahr; Internationale 
Gesinnung, Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und der Völker= 
Verständigung; Feuerschutz, Arbeitsschutz, Unfallverhütung; Errich= 
tung von Ehrenmalen für Kriegsopfer; Pflege von Kulturwerten (Ar= 
chive, Bibliotheken, wissenschaftliche Sammlungen usw.); Tierschutz. 
Auf Grund besonderer Verwaltungsanweisungen sind fernerhin be= 
günstigt Beiträge und sonstige Zuwendungen an folgende Vereine: 
Alpenverein, Arbeitsgemeinschaft Deutsches Schleswig, Deutsche 
Olympische Gesellschaft, Notgemeinschaft der Deutschen Kunst, 
Deutscher Aero=Club, Deutscher Bund für Bürgerrechte, Deutsche 
Zentralstelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen, Gesellschaft der 
Freunde der Berliner Philharmonie, Helgoland=Stiftung des Deutschen 
Volkes, Volksbund für Frieden und Freiheit, Deutscher Verein für 
öffentliche und private Fürsorge, Vereinigung Deutscher Gewässer= 
schütz, Arbeitsgemeinschaft Deutsche Autobahnen, Kulturkreis im 
Bundesverband der Deutschen Industrie, Deutscher Heimatbund, 
Deutscher Naturkundeverein, Deutscher Naturschutzring, Kuratorium 
für deutsche Heimatpflege, Kuratorium Deutsches Heimatwerk, Ver= 
band der Deutschen Gebirgs= und Wandervereine, Verband der Ver= 
eine für Volkskunde, Stiftung zur Förderung der Formgestaltung und 
Verein für Naturschutzpark. 

II. Höchstbeträge 

Die Beiträge/Spenden und sonstigen Zuwendungen für obige Zwecke 
sind grundsätzlich nur bis zur Höhe von 5 °/o des Gesamtbetrages 
der Jahreseinkünfte als Sonderausgaben abzugsfähig, und zwar 
zusätzlich zu dem für die begrenzten Sonderausgaben be= 
stehenden Höchstbeträge, ► Sonderausgaben. Für wissenschaftliche 
und staatspolitische Zwecke erhöht sich der Prozentsatz von 5 auf 
10 °/o. £ Gesamtbetrag der Einkünfte = 12 000 DM. Als Spenden 
sind mindestens 5 % = 600 DM, für wissenschaftliche und staats= 
politische Zwecke 1 200 DM steuerlich abzugsfähig. 

Wer betriebliche Einkünfte bezieht, kann als Höchstbetrag wahlweise 
zwei vom Tausend der Summe des Umsatzes, der Löhne und Ge= 
hälter des betreffenden Jahres zugrunde legen. 

• Sportler 

1. Bloße Amateursportler, die den Sport aus Liebhaberei bzw. Idea= 
lismus betreiben und keine Einkünfte erstreben, bleiben mit ge= 
legentlichen Geld= und Sachpreisen steuerfrei. 

2. Berufsboxer, =rennfahrer, =ringer usw., die ihre Arbeitskraft für 
eine Reihe von Veranstaltungen ausschließlich einem Unternehmer 
(Unterhaltungsbetrieb, Wettkampf unternehmen, Variete, Zirkus) zur 
Verfügung stellen, sind in der Regel als Angestellte anzusehen und 
dann lediglich lohnsteuerpflichtig, dagegen umsatz= und gewerbe= 
steuerfrei. / Ein Berufsringer, der in einer Reihe von öffent= 
liehen Sportwettkämpfen, vornehmlich in den Abendstunden, auftrat, 
erhielt vom Wettkampfveranstalter rd. 15 000 DM. Entgegen der An= 
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sicht des Finanzamts nahm das Gericht keine Gewerbesteuerpflicht 
an (BFH v. 16. 3. 1951 — BStBl Ul S. 97). 

3. Soweit die. sportlichen Leistungen artistischen Rang haben, wobei 
die Zugehörigkeit zur artistischen Loge ein Beweisanzeichen sein 
kann, kommen besondere Werbungskostens Pauschsätze in 
Betracht, ► Artisten. 

• Stadtreisende ► Platzvertreter 

• Stellungssuche ► Arbeitssuche 

• Sterbekassen ► Versicherungen 

• Steuerberatungskosten 

Während Steuerberatungskosten im betrieblichen Bereich als Be= 
triebsausgaben abgezogen werden können, sind sie im privaten Be= 
reich grundsätzlich nicht begünstigt. Das gilt auch hinsichtlich der= 
jenigen Kosten, die bei der Abgabe der Einkommensteuer=Erklärung 
eines Privatmannes mit Einkünften aus Hausbesitz entstehen (BFH 
v. 5. 2. 1953 — BStBl. III S. 75). Sie können jedoch im Zusammenhang 
mit Grundstücksverwaltungskosten als Werbungskosten ab= 
gezogen werden, wenn die Verwaltung des Grundbesitzes durch einen 
steuerlichen Berater erfolgt und die anteiligen Kosten der Ausfüllung 
der Steuererklärung geringfügig sind (FG Hannover v. 28. 1. 1954 — 
EFG S. 125). 

• Steuerklassen 

Bei Empfang der Lohnsteuerkarte, die jeweils im Herbst für das 
kommende Jahr von der Gemeindebehörde ausgegeben wird, prüfe 
man genau nach, ob die richtige Steuerklasse nach den folgenden 
Merkmalen eingetragen ist, weil davon die Höhe der Steuer und 
manche Steuervorteile abhängen. 

I. In Steuerklasse I fallen Arbeitnehmer, die am 1.1. des 
Kalenderjahres 

a) ledig oder geschieden sind und nicht in Steuerklasse II fallen oder 

b) verwitwet sind und nicht in die Steuerklasse II oder III fallen oder 

c) verheiratet sind, sofern die Ehegatten dauernd getrennt leben oder 
nicht beide Ehegatten unbeschränkt steuerpflichtig sind und nicht in 
die Steuerklasse II fallen. 

II. Die Steuerklasse II mit entsprechender Zahl der Kinder gilt 
bei den unter I bezeichneten Arbeitnehmern, wenn sie zu Beginn des 
Kalenderjahres 

a) das 50. Lebensjahr vollendet haben oder 

b) Kinder haben, für die ein Kinderfreibetrag in Betracht kommt. 

III. Die Steuerklasse III mit entsprechender Zahl der Kindei 
gilt bei Arbeitnehmern, die am 1. 1. des Kalenderjahres 

a) verheiratet sind, wenn sie von ihrem Ehegatten nicht dauernd 
getrennt leben, beide Ehegatten unbeschränkt steuerpflichtig sind. 
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und wenn für den anderen Ehegatten eine Lohnsteuerkarte nicht 
auszuschreiben ist, 

b) verwitwet sind und im Zeitpunkt des Todes ihres Ehegatten von 
diesem nicht dauernd getrennt gelebt haben. Dies gilt jedoch nur 
für das Kalenderjahr, in dem der Ehegatte verstorben ist, und für 
das folgende Kalenderjahr, darüber hinaus für Kalenderjahre, für 
die der Arbeitnehmer mindestens einen Kinderfreibetrag für ein 
Kind erhält, das aus der Ehe mit dem Verstorbenen hervor gegangen 
ist oder für das den Ehegatten auch in dem Kalenderjahr, in dem 
der Ehegatte verstorben ist, ein Kinderfreibetrag (Kinderermäßigung) 
zustand (z. B. für ein Pflegekind oder Enkelkind). — Die Steuer= 
klasse III enthält die Steuerbeträge, die sich bei der Anwendung des 
Splitting (§ 32 a EStG) ergeben. 

IV. Die Steuerklasse IV mit entsprechender Zahl der Kinder 
gilt bei den unter III Buchstabe a bezeichneten Arbeitnehmern, wenn 
für beide Ehegatten Lohnsteuerkarten auszuschreiben sind. 

• Steward(eß) ► Lufthansa 

• Stiefkinder ► Kinderfreibeträge 

• Streikgelder 

Streikgelder, die Arbeiterverbände an ihre Mitglieder bezahlen, sind 
grundsätzlich lohnsteuerpflichtig. Da die Zahlung nicht durch den 
Arbeitgeber erfolgt, können sie nicht durch Steuerabzug, sondern 
nur im Wege der ► Veranlagung zur Einkommensteuer erfaßt wer= 
den. Dabei bleiben sie jedoch bis zu 800 DM im Jahr steuerfrei. 

• Studienkosten 

1. Aufwendungen für das Studium der Kinder sind im Rahmen 
der ► Berufsausbildung der Kinder steuerbegünstigt. 

2. Kosten für das eigene Studium des Steuerpflichtigen sind grund= 
sätzlich nicht begünstigt. Das eigene Studium dient in der Regel der 
Ausbildung für einen zukünftigen Beruf oder der Umschulung für 
einen anderen Beruf, die nicht zu den begünstigten Berufsfortbil= 
dungskosten gehören. Wenn ein Ehegatte die Studienkosten für den 
anderen Ehegatten trägt, können sie unter den allgemeinen Voraus= 
Setzungen als außergewöhnliche Belastungen berück* 
sichtigt werden, i Die Ehefrau übernimmt die Studienkosten für den 
Mann, der das Studium schon geraume Zeit vor Eingehung der Ehe 
begonnen hatte, im Interesse einer baldigen Anstellung des Mannes 
(VG Berlin v. 30.9.1952 — EFG 1953 S.42). i Aufwendungen für 
das Studium des Bruders , wenn eine besondere sittliche Verpflich= 
tung vorliegt, z. B. bei einem Ehepaar mit zwei Kindern, ein Sohn 
hat auf Kosten der Eltern studiert , nach Pensionierung des ver= 
mö genslosen Vaters springt erster Sohn ein und finanziert das Stu= 
dium seines Bruders (OFD Düsseldorf v. 15. 1. 1959 - DStZ=B S. 76). 




Studienreisen 



144 



• Studienreisen 

Aufwendungen für Studienreisen, die die Ausübung der Berufstätig= 
keit mit sich bringt und der ► Berufsfortbildung dienen, kommen 

u. U. als Werbungskosten in Betracht. I Aufwendungen eines 
Krankenhausarztes zur Teilnahme an medizinischen Kongressen und 
zum Besuch fremder Kliniken. ► Reisekosten eines Institutsdirektors 
zum Besuch von Studien= und Forschungsstätten ; eines wissenschaft= 
liehen Assistenten für eine Studienreise (FG Düsseldorf v. 30.11. 

1954 — EFG 1955 S. 105). I Auslandsreise eines beruflich mit Fremd= 
sprachen Beschäftigten zur Teilnahme an einem Sprachlehrgang (BFH 

v. 29. 7. 1954 — BStBl. III S. 264; FG München v. 7. 9. 1953 — DStZ-B 

S. 535). / Studienreise eines angestellten Kunsterziehers nach 

Griechenland zur Erforschung byzantinischer Malereien (FG München 
v. 21. 12. 1954 - DStZ=B 1955 S. 188). 

Die neueren Urteile legen aber einen strengen Maßstab an die aus= 
schließliche Berufsbedingtheit der Studienreise an (vgl. BFH v. 27.1. 

1955 — BStBl. III S. 126; v. 12. 7. 1956 - BStBl. III S. 291). Über die 
Höhe der abzugsfähigen Aufwendungen ► Auslandsreisen^ Reise= 
kosten. 

• Studienversicherung 

Beiträge zur Studienversicherung für Kinder sind als Sonderaus = 
gaben begünstigt, wenn es sich gleichzeitig um eine Versicherung 
auf den Todesfall handelt, z. B. wenn die Versicherungssumme im 
Todesfall sofort fällig wird oder wenn nach dem Tod des Versiche= 
rungsnehmers keine Beiträge mehr zu leisten sind. Wenn nach dem 
Versicherungsvertrag lediglich eine Kapitalansammlung durch lau= 
fende Einzahlungen erreicht werden soll, ist steuerlich kein Abzug 
möglich. Man achte daher beim Abschluß dieser Versicherungen auf 
die Aufnahme einer Todesfallklausel. ► Versicherungen. 

• Stundenfrau 

Aufwendungen für eine Stundenfrau zur Aushilfe im Haushalt kön= 
nen bis zu 450,— DM im Jahr als außergewöhnliche Belastungen be= 
günstigt sein ► Hausgehilfin. 

• Tagegelder ► Auslandsreisen ► Auslösungen ► Doppelte Haus= 
haltsführung ► Reisekosten 

• Tagungen ► Berufsfortbildung ► Berufsverbände ► Fachkurse 

• Tantiemen ► Beteiligung ► Einmalige Bezüge ► Leitende Angestellte 

• Tänzer(innen) ► Artisten 

• Technisches Hilf s werk 

Die den Helfern des technischen Hilfswerks zur Abgeltung persön* 
lieber besonderer Aufwendungen gewährten pauschalen Auslagen= 
abgeltungen können aus Vereinfachungsgründen steuerfrei 
bleiben. Einsatzvergütungen an Studierende und arbeitslose Helfer 
unterliegen nicht der Lohnsteuer (FinMin NRW S 2176 v. 22. 12. 1955 
— DStZ=B 1956 S. 19). 
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• Telefon 

1. Berufsbedingte Kosten für einen Telefonanschluß in der Privat* 
wohnung des Arbeitnehmers und für die laufenden, beruflichen 
Sprechgebühren bleiben als ► Auslagenersatz oder als ► durch* 
laufende Gelder steuerfrei, wenn sie vom Arbeitgeber getragen 
werden. Nur soweit höhere als berufsbedingte Kosten, also auch 
Privatgespräche, mit ersetzt werden, ist der private Kostenanteil 
steuerpflichtig, i Ein Gesellschafter machte während eines Rechts* 
Streites geltend , daß er die in seiner Wohnung entstandenen Telefon= 
kosten genauso wie Angestellte steuerfrei behandeln könne. Das 
Gericht stellte hierzu fest: „Gegenüber dem Einwand, daß bei leiten = 
den Angestellten der Ersatz der Kosten für einen Fernsprechanschluß 
in der Wohnung nicht zum Arbeitslohn rechne, sei darauf hin = 
gewiesen, daß die Behauptung in dieser Allgemeinheit rechtlich nicht 
zutrifft. Ersetzt ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer höhere 
Kosten, als sie durch die berufliche Nutzung des Fernsprechers in 
der Wohnung entstanden sind, so liegt insoweit grundsätzlich 
Arbeitslohn vor " (BFH v. 8.11. 1955 — BStBl. III S.379). 

2. Eigene Aufwendungen für berufsbedingte Telefongespräche, z. B. 
im Rahmen der ► Berufsfortbildung oder bei ► Stellungsuchen, sind 
in ihrer nachweisbaren Höhe als Werbungskosten begünstigt. 
Dagegen werden Kosten für einen eigenen Fernsprechanschluß in 
der Privatwohnung, die vom Arbeitgeber nicht ersetzt werden, nur 
in Ausnahmefällen als Werbungskosten anerkannt, wenn die beruf= 
liehe Nutzung einwandfrei nachgewiesen wird; in der Regel werden 
sie abgelehnt, wenn der Fernsprecher bei der Lebensstellung des 
Angestellten aus gesellschaftlichen Gründen üblich ist (vgl. FG Ham* 
bürg v. 27. 1. 1955 — EFG S. 196). Wenn die berufsbedingten Ge* 
spräche laufend aufgezeichnet und somit nachgewiesen werden kön* 
nen, muß wenigstens der auf den beruflichen Anteil entfallende 
Betrag des Telefonanschlusses mit Grundgebühr als Werbungskosten 
anerkannt werden. 

• Theaterkarten 

Gelegentliche Zuwendungen von Theaterkarten sind als bloße ► An= 
nehmlichkeiten steuerfrei. Dagegen liegen steuerpflichtige Sach= 
bezüge vor, wenn einem einzelnen Arbeitnehmer regelmäßig Theater* 
karten oder ein Abonnement zur Verfügung gestellt werden (Hess. 
FinMin S 2176 v. 16.8.1956 — DStZ*B S.420). 

• Theaterkapellmeister 

Kapellmeister an Theatern können den besonderen Werbungskosten* 
Pauschbetrag für ► Musiker geltend machen, nicht aber den höheren 
Pauschbetrag für Solomitglieder der Oper oder Operette, ► Bühnen* 
angehÖrige. Höhere Werbungskosten können sie nur im Wege des 
Einzelnachweises geltend machen. Werden dabei für einen bestimm* 
ten Zeitraum, etwa für 2 bis 3 Monate, die entsprechenden Werbungs* 
kosten nachgewiesen oder glaubhaft gemacht und ist anzunehmen, 
daß in Zukunft Werbungskosten etwa in gleicher Höhe erwachsen 
werden, so bestehen keine Bedenken, daß die für die Vergangenheit 

10 Angestellte 
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nachgewiesenen oder glaubhaft gemachten Werbungskosten auf An* 
trag auch für die Zukunft (für weitere 2 bis 3 Jahre) ohne besonderen 
Einzelnachweis anerkannt werden (FinBehörde Hamburg v. 14. 11. 
1955, Hess. FinMin v. 30.11.1 955, FinMin NRW v. 23.12.1955 in 
DStZ=B S. 547 und 550 sowie S. 20). 

• Theaterpersonal ► Bühnenangehörige ► Filmtheaterpersonal 
► Musiker 

• Tochter 

Für eine Tochter bis zu 18 Jahren steht den Eltern ein ► Kinder* 
freibetrag auch dann zu, wenn die Tochter bereits verheiratet ist und 
mit ihrem Ehegatten einen eigenen Hausstand begründet hat. Weitere 
Steuervorteile ► Aussteuer ► Berufsausbildung der Kinder. 

• Todesfall 

Beim Todesfall eines Ehegatten oder bedürftiger Angehöriger sind 
die Begräbniskosten als außergewöhnliche Belastungen 
begünstigt, soweit sie nicht aus dem Nachlaß getragen werden kön= 
nen und kein Ersatz geleistet wird (vgl. BFH v. 16. 10. 1952 — 
BStBl. III S. 298; FG Düsseldorf v. 23.4.1952 — BB S.406). Als zu 
berücksichtigende Aufwendungen kommen z. B. die Kosten der Be= 
erdigung, der Grabstätte, des Grabsteins, die Fahrt* und Unter* 
bringungskosten bei auswärtiger Bestattung in Betracht. Während 
das FG Hannover (Urteil v. 10. 10. 1956 — EFG 1957 S. 52) entschied, 
daß zu den begünstigten Aufwendungen regelmäßig auch die Kosten 
der Trauerkleidung gehören, erkennt die Verwaltungspraxis solche 
Kosten nur in Ausnahmefällen an, soweit die Kleidungsstücke aus* 
schließlich während der Trauerzeit getragen werden, wie z. B. ein 
Hut mit Witwenschleier (OFD Hamburg 5 2247 v. 9.5.1957). 

• Tonbandgerät 

Berufsbedingte Kosten für Anschaffung und Wartung eines Tonband* 
geräts mit Mikrophon und Tonbändern kommen in besonderen Fällen 
als Werbungskosten in Betracht. / Ein Arbeitnehmer (Seel* 
sorger) hatte sich 1953 ein Grundig=Tonbandgerät für 870 DM und 
3 Tonbänder für je 24 DM angeschafft. Er beantragte für 1953 und 
1954 je die Hälfte dieser Aufwendungen als W erbungskosten anzu= 
erkennen, u. a. mit der Begründung, daß er das Gerät zur Selbst* 
kontrolle im Vortrag sowie zur Arbeit in den Erwachsenengruppen 
der christlichen Arbeiterbewegung benutze. Das Finanzgericht gab 
dem Antrag statt, da die Aufwendungen vorwiegend der Steigerung 
des beruflichen Erfolges dienten. Es entspreche der modernen Ver= 
kehrsauf fassung, Vorteile nutzbar zu machen, die die Technik dem 
arbeitenden Menschen bietet (FG Düsseldorf v. 19. 10. 1953 — EFG 
1954 S.41). / Bei einem Lehrer, der ein Tonbandgerät für 785 DM 
zur Verwendung im Unterricht anschaffte, wurden Werbungskosten 
in einem umstrittenen Urteil abgelehnt (BFH v. 6. 5. 1959 — BStBl. III 
S.292, kritisiert von Risse in BB 1959 S.727). 

In jedem Fall sind die Ausführungen über ► Absetzungen für Ab* 
nutzung zu beachten. 
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• To talge schädigte ► Flüchtlingsfreibetrag 

• Totogewinne 

Totogewinne sind als Privateinnahmen steuerfrei, wenn die 
Einzahlungen aus privaten Mitteln erfolgten. 

• Trennungsentschädigungen 

Entschädigungen des Arbeitgebers für Arbeitnehmer, die wegen der 
weiten Entfernung des Wohnsitzes nicht täglich nach Hause zurück= 
kehren können, sind im öffentlichen Dienst stets, im privaten Dienst 
dann steuerfrei, wenn sie sich im Rahmen der Sätze für ► Aus= 
lösungen bzw. ► Reisekosten halten. 

• Trinkgelder 

1. Freiwillige Trinkgelder (Bedienungsgelder und ähnliche Zuwendun= 
gen), die ein Arbeitnehmer für eine Arbeitsleistung im Rahmen des 
Arbeitsverhältnisses von einem Dritten (Trinkgeldgeber) erhält, ohne 
daß ein Rechtsanspruch hierauf besteht, sind bis zu 600 DM im Jahr 
steuerfrei (LStDV §4 Ziff. 5; LStR Abschn. 3). Wenn der Ge= 
samtbetrag der freiwilligen Trinkgelder höher ist, gehört nur der 
übersteigende Betrag zum steuerpflichtigen Arbeitslohn. 

2. Trinkgelder, auf die der Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch hat 
(insbesondere der Bedienungszuschlag von 10 bis 15 °/o im Gast= 
Stättengewerbe und die Metergelder im Möbeltransportgewerbe, sind 
als Teil des Arbeitslohnes dem Steuerabzug zu unterwerfen. Wenn 
der Trinkgeldgeber jedoch freiwillig höhere Beträge als die üblichen 
Trinkgelder, auf die ein Rechtsanspruch besteht, bezahlt, so sind die 
übersteigenden Beträge als freiwilliges Übertrinkgeld oder Sonder= 
trinkgeld im Rahmen der Ziff. 1 bis zu 600 DM im Jahr steuerfrei. 

• Ubergangsgelder 

Die an ausscheidende Angestellte des öffentlichen Dienstes infolge 
Kündigung oder Verheiratung gezahlten Übergangsgelder nach §§16, 
17 TOA sind steuerfrei (LStDV §6 Ziff. 8. LStR Abschn. 12 
Abs. 9). 

• Übernachtungsgelder ► Auslösungen ► Doppelte Haushaltsführung 
► Reisekosten 

• Ubersetzertätigkeit 

Für Nebeneinnahmen aus einer Obersetzertätigkeit kommen, je nach 
ihrer Art, die Steuervorteile für eine ► künstlerische, ► schrift= 
stellerische oder ► wissenschaftliche Nebentätigkeit in Betracht. 
X Literarische Übersetzungen als Ausfluß einer schriftstellerischen 
Tätigkeit (TG Hamburg v. 15. 6. 1955 — EFG S. 382). X Technische 
Übersetzungen als Ausfluß einer wissenschaftlichen Tätigkeit (FG 
Düsseldorf v. 21. 9. 1955 — EFG S. 370). 

• Überstundenzuschläge ► Lohnzuschläge 

• Ula ► Leitende Angestellte 
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• Umsatzprovision ► Beteiligung 

• Umsatzsteuer ► Nebentätigkeit 

• Umzugskosten 

I. Werden dienstlich veranlaßte Umzugskosten vom Arbeitgeber er* 
setzt, so bleiben sie bis zur Höhe der Umzugskostenvergütungen 
vergleichbarer Beamten steuerfrei (im öffentlichen Dienst nach 
LStDV §4 Ziff. 2, im privaten Dienst nach LStR Abschn. 21a). Ein 
besonderer Vorteil liegt hierbei darin, daß der allgemeine Werbungs* 
kosten=Pauschbetrag, anders als im Falle II, nicht angerechnet und 
die umständliche Beantragung eines steuerfreien Betrages beim 
Finanzamt vermieden wird. 

II. Muß der Arbeitnehmer dienstlich veranlaßte Umzugskosten selber 
tragen, so kann er sie im vorgenannten Umfange als Werbungs* 
kosten geltend machen. Der Umfang der berücksichtigungsfähigen 
Umzugskosten richtet sich nach dem Gesetz über Umzugskostenver* 
gütung der Beamten v. 3. 5. 1935 i. d. F. v. 30. 4. 1953 (BGBl. I S. 191). 
Zu I u. II: Werden höhere Umzugskosten als nach den beamten* 
rechtlichen Bestimmungen geltend gemacht, so prüft das Finanzamt 
im einzelnen, ob und inwieweit nichtabzugsfähige Kosten der Lebens* 
führung vorliegen. 

III. Umzugskosten, die aus zwangsläufigen familiären oder sonstigen 
privaten Gründen erwachsen und nicht bereits als Betriebsaus* 
gaben oder Werbungskosten abzugsfähig sind, kommen als außer* 
gewöhnliche Belastungen in Betracht. / Ungesunde Woh= 
nung muß auf ärztlichen Rat verlassen werden. X Die wachsende 
Kinderzahl macht den Umzug in eine größere Wohnung dringend 
erforderlich. / Ein Körperbeschädigter muß auf Grund seiner Be= 
hinderung den Beruf wechseln. / Wegen eines Leidens muß für 
dauernd das Klima gewechselt werden. 

Zu den berücksichtigungsfähigen Aufwendungen gehören neben den 
Möbeltransportkosten auch die unvermeidbaren Reisekosten und 
zwangsläufige Mehraufwendungen für die Beschaffung und Instand* 
Setzung der Wohnung sowie für Installations* und Dekorations* 
arbeiten. Bei den einzelnen Rechnungsposten muß jedoch nachge* 
wiesen werden, daß sie zwangsläufig erwachsen sind. Auch die durch 
einen Umzug bedingten Mehraufwendungen für ► Nachhilfestunden 
und ► Schulgelder sind begünstigt. 

• Uneheliche Kinder 

1. Für uneheliche Kinder steht nur der Mutter, nicht auch dem leib* 
liehen Vater, der ► Kinderfreibetrag zu. Der Vater kann jedoch für 
seine Alimente außergewöhnliche Belastungen geltend machen, 
► Unterhaltsgewährung. Ist die Mutter (wieder) verheiratet, so erhält 
auch ihr Ehemann den Kinderfreibetrag. 

2. Wer ein uneheliches Kind in Pflege nimmt, kann den Kinder* 
freibetrag und gegebenenfalls außergewöhnliche Belastungen geltend 
machen, ► Pflegekinder. 
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• Unfall ► Berufskrankheiten ► Kraftwagenunfall ► Schadenersatz 

• Unfallversicherung 

1. Über die steuerliche Behandlung der Beiträge zur gesetzlichen 
Unfallversicherung ► Sozialversicherung. 

2. Schließt der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer eine Reise=Unfall= 
Versicherung bzw. Fluggastversicherung aus Anlaß einer Dienstreise 
ab, so bleibt dieser Vorteil steuerfrei, wenn die Versicherung 
nur für eine bestimmte Reise oder wenn eine Sammelversicherung 
für einmalige Reisen mehrerer Arbeitnehmer bestimmt ist; es han* 
delt sich dann um Nebenkosten im Rahmen der ► Reisekosten. 
Dasselbe gilt auch für Dauerversicherungen gegen Dienstunfälle, ein= 
schließlich Fluggast= und Seereiseunfallversicherungen (Hess. FinMin 
S 2173 v. 16.8.1956 - DStZ=B S. 419). 

• Unglücksfall 

Die durch einen Unglücksfall zwangsläufig erwachsenden Unkosten, 
soweit sie nicht bereits als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
(► Berufskrankheiten) absetzbar sind, können als außergewöhn = 
liehe Belastungen geltend gemacht werden. 

• Unterhaltsgewährung 

I. Unterhaltsleistungen und sonstige Unterstützungen an bedürftige 
Angehörige (z. B. an Eltern, Großeltern, Schwiegereltern, Onkel, 
Tanten, Neffen, Nichten, geschiedene Ehefrau, uneheliche Kinder) 
und an sonstige nahestehende Personen (z. B. langjährige Haus* 
gehilfin) werden nach folgenden Grundsätzen als außergewöhn = 
liehe Belastungen berücksichtigt (LStR Abschn. 39 b) : 

1. Für jede unterhaltene Person wird auf Antrag ein Freibetrag 
in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen, höchstens jedoch von 1200 
DM im Jahr gewährt, ohne Rücksicht darauf, ob die unterstützte 
Person in den eigenen Hausstand aufgenommen wird oder nicht. 
Höhere Unterhaltsleistungen als 1200 DM werden nicht berücksichtigt, 
auch wenn sie z. B. bei einer Scheidung — durch Gerichtsurteil 
festgesetzt sind. Andererseits werden die Aufwendungen bzw. der 
Höchstbetrag von 1200 DM nicht um eine selbst zu tragende „Eigen* 
belastung" gekürzt. Bis 1961 - galt ein Freibetrag von 900 statt 
1200 DM. 

2. Die Unterhaltsgewährung muß zwangsläufig sein. Das setzt vor* 
aus, daß die unterhaltene Person die Quellen, die ihr zur Verfügung 
stehen, ausgeschöpft hat. Sie muß — soweit aus Alters* oder Gesund* 
heitsgründen zumutbar — zunächst ihre Arbeitskraft und ihr Ver* 
mögen für den Unterhalt einsetzen und verwerten, es sei denn, daß 
sie nur geringfügiges Vermögen im Werte bis zu 10 000 DM besitzt. 
Dabei bleiben Hausrat und Vermögensgegenstände, die einen be* 
sonderen persönlichen (Erinnerungs=)Wert haben oder deren Ver* 
äußerung offensichtlich eine Verschleuderung bedeuten würde, außer 
Betracht. 
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3. Hat die unterhaltene Person andere Einkünfte oder Bezüge, die 
zur Bestreitung des Unterhalts bestimmt oder geeignet sind (z. B. 
Mieteinkünfte, laufende Unterstützungen aus öffentlichen Mitteln), 
so kann sich der Freibetrag je nach Höhe der eigenen Bezüge ver= 
mindern. 

II. Entstehen für die unterhaltenen Personen andere Aufwendungen 
als Unterhaltskosten, z. B. Krankheitskosten, Bestattungskosten, Un= 
fallkosten, Kosten für ► auswärtige Berufsausbildung, Kosten für 
die Wiederbeschaffung von ► Hausrat und Kleidung, so können 
diese neben dem obigen Höchstbetrag als außergewöhnliche Be= 
lastungen geltend gemacht werden. Wer ► Kinderfreibeträge erhält, 
ist damit für die Unterhaltsgewährung gegenüber den betreffenden 
Kindern grundsätzlich abgegolten. Außergewöhnliche Belastungen 
kommen dann nur im Rahmen der ► Berufsausbildung der Kinder 
in Betracht. 

• Unterrichtstätigkeit ► Lehr= und Prüfungstätigkeit 

• Unterstützungen ► Beihilfen ► Notstandsbeihilfen 

• Unterstützungskassen ► Altersversorgung 

• Urlaubsabfindungen ► einmalige Bezüge 

• Veranlagung 
I. Allgemeines 

Unter Veranlagung versteht man die Festsetzung der Steuer un= 
mittelbar durch das Finanzamt. Während die Lohnsteuer von der 
Lohnkasse im Abzugsverfahren einbehalten und an das Finanzamt 
abgeführt wird, wird die Einkommensteuer (wie auch die Umsatz« 
Steuer) in den unten stehenden Fällen (II) „veranlagt", worüber das 
Finanzamt dann einen „Steuerbescheid" erteilt. Zum Zwecke der Ver« 
anlagung muß jeweils für das abgelaufene Kalenderjahr eine „Steuer« 
erklärung" , abgegeben werden, für die amtliche Vordrucke beim Fi« 
nanzamt erhältlich sind. Darin müssen alle antragbedingten Steuer« 
vorteile, also insbesondere die Werbungskosten, Sonderausgaben 
und außergewöhnlichen Belastungen, erneut geltend gemacht werden, 
auch wenn bereits von der Lohnsteuerstelle des Finanzamts ent« 
sprechende Freibeträge auf der Lohnsteuerkarte eingetragen worden 
sind. Dabei können auch solche Steuervorteile, die bei der Lohnsteuer 
noch nicht vorgebracht wurden, nachträglich geltend gemacht werden. 
Die Steuererklärung muß innerhalb der gesetzlichen, öffentlich be= 
kanntgegebenen Erklärungsfrist (regelmäßig im Frühjahr für das 
abgelaufene Jahr) beim Finanzamt eingereicht werden. Die Ver« 
anlagung erfaßt sämtliche Einkünfte. Der Arbeitslohn wird also mit 
veranlagt; doch wird die bereits entrichtete Lohnsteuer auf die Ein« 
kommensteuer angerechnet. Andererseits werden auch ► Verluste 
mit veranlagt; dadurch wird ein Ausgleich mit den positiven Ein« 
künften geschaffen, der zur teil weisen oder völligen Erstattung der 
bereits gezahlten Lohnsteuer führen kann. 
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II. Die einzelnen Veranlagungsfälle 

Arbeitnehmer werden in folgenden Fällen zur Einkommensteuer ver= 
anlagt (EStG §46): 

1. wenn das Jahreseinkommen mehr als 24 000 DM beträgt (so schon 
bisher) ; 

2. wenn die Einkünfte, von denen kein Lohnsteuerabzug vorgenom= 
men worden ist (Nebeneinkünfte), insgesamt mehr als 800 DM be= 
tragen; 

3. wenn Einkünfte aus ► mehreren Dienstverhältnissen vorhanden 
sind und der Einkommensbetrag bei Ehegatten, die unter das 
Splittingverfahren fallen, 16 000 DM, bei den übrigen Personen 
8000 DM übersteigt; 

4. wenn erhöhte Absetzungen für ► Wohngebäude (§ 7 b EStG) geh 
tend gemacht werden; 

5. wenn Ehegatten die getrennte Veranlagung beantragen. ► Ehe= 
gattenbesteuerung ; 

6. auf Antrag bei außerordentlichen Einkünften nach § 34 EStG 
(► Nebeneinkünfte aus künstlerischer, schriftstellerischer oder wissen= 
schaftlicher Tätigkeit; Vergütungen für eine mehrjährige Tätigkeit, 
Entschädigungen als Ersatz für entgangene Einnahmen; in diesen 
Fällen kann die Anwendung eines ermäßigten Steuersatzes erreicht 
werden) ; 

7. auf Antrag zur Berücksichtigung von ► Verlusten aus einer ande= 
ren Einkunftsart; 

8. auf Antrag zur Berücksichtigung von Verlustabzügen nach § 10 d 
EStG; 

9. auf Antrag zur Anrechnung von Kapitalertragsteuer. 

• Verbesserungsvorschläge ► Prämien 

• Verdeckte Gewinnausschüttungen ► Angemessene Bezüge 
► Geschäftsführer 

• Verdrängte (131er) 

Über Steuervorteile für bestimmte Nachzahlungen an verdrängte 
Angehörige des öffentlichen Dienstes nach dem Gesetz zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 GG fallende Personen 
vom 11.5.1955 (BGBl. I S. 307) ► Steuervorteile für Beamte (Band 1 
dieser Buchreihe). Kapitalabfindungen an 131er zur Beschaffung einer 
Wohnstätte sind steuerfrei, ► Abfindungen. Vgl. auch ► Wieder= 
gutmachung. 

• Vereinsbeiträge 

Beiträge zu gemeinnützigen, mildtätigen, kirchlichen oder religiösen 
Vereinen gelten als abzugsfähige ► Spenden. 

• Verfolgte 

Die Beschädigtenversorgung, Hinterbliebenenversorgung und Unter= 
haltshilfe auf Grund des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Per= 
sonen, die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb der Bum 
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desrepublik Deutschland und Westberlins in Gewahrsam genommen 
wurden, bleiben steuerfrei (LStR 1957 Abschn. 8 a Abs. 2 Ziff. 3). 
Vgl. auch ► Flüchtlingsfreibetrag ► Hausrat und Kleidung. 

• Verlagsangestellte 

1. Diejenigen Verlagsangestellten, die hauptberuflich eine journa* 
listische (redaktionelle) Tätigkeit ausüben, können die besonderen 
Werbungskosten=Pauschsätze der ► Journalisten geltend machen. Für 
Verlagsleiter gelten diese Pauschsätze nur dann, wenn sie die dort 
genannten Voraussetzungen selbständig erfüllen, also selber als Chef* 
redakteure usw. tätig sind und besondere Aufwendungen für die Be* 
Schaffung von Informationen und Material haben (vgl. OFD Nürnberg 
S 2220 v. 14. 9. 1953 — DStZ*B S. 489). 

2. Hinsichtlich der Versorgungsleistungen gelten die Grundsätze über 
die ► Altersversorgung. Für die Beiträge zum Versorgungswerk der 
Presse gilt folgendes: 

a) Der Verlagsanteil an dem Versicherungsbeitrag und der Beitrag 
zum 2 V 2 °/o=Rentenzuschußfonds sind beim Verlag gewinnmindernde 
Betriebsausgaben. Beim Redakteur bleibt der Verlagsanteil 
im Rahmen der ► Zukunftssicherung bis zu 312 DM jährlich oder 
26 DM monatlich steuerfrei. Auch die 2 V 2 °/o= Abgabe stellt keinen 
steuerpflichtigen Arbeitslohn dar (FinMin BW v. 18. 9. 1956 — S 2220 
-Kl Ziff. 8 zu § 2 Abs. 3 und 4 LStDV ; RFH v. 13. 3. 1933 - RStBl. 
S. 779). Soweit den in Betracht kommenden Redakteuren später Be* 
züge aus der Versorgungskasse zufließen, unterliegen diese dem 
Lohnsteuerabzug. 

b) Der 312 DM im Jahr oder 26 DM im Monat übersteigende Bei* 
tragsanteil des Verlegers und der eigene Beitragsanteil des Redakteurs 
können vom Redakteur als Sonderausgaben abgesetzt werden. 
£ Bei einem Redakteur mit einem Monatsgehalt von 800 DM be- 
trägt der Verlagsanteil 5 % = 40 DM, von dem 26 DM steuerfrei 
bleiben. Der Rest von 14 DM kann zusammen mit den eigenen Bei = 
tragsanteilen des Redakteurs von ebenfalls 5 % = 40 DM, zusam= 
men also 54 DM, als Sonderausgaben geltend gemacht werden. 

3. Verlagsangestellte können sowohl bei fremden Verlagen als auch 
bei ihrem Arbeitgeber*Verlag eine steuerbegünstigte ► schriftstelle* 
rische Nebentätigkeit ausüben, für die kein Lohnsteuerabzug vor* 
zunehmen ist. £ Die angestellten Schriftleiter einer Presseagentur 
hatten in ihrem Hauptberuf Informationen, Nachrichten sowie Bild * 
und Kartenmaterial zu sammeln, das nach Sichtung und Redigierung 
an Zeitungs = und Zeitschriftenverlage weitergeleitet wurde. Daneben 
arbeiteten etwa 40 % der angestellten Schriftleiter durch Aufsätze an 
einem Briefdienst der Presseagentur für den gleichen Bezieherkreis 
mit. Die Aufsätze umfaßten durchschnittlich 80 bis 100 Zeilen und 
wurden im allgemeinen mit 25 DM honoriert. Im Gegensatz zum 
Finanzamt verneinte das Gericht hinsichtlich dieser Honorare die 
Lohnsteuerpflicht und erkannte sie als Einkünfte aus einer abgrenz = 
baren, begünstigten Nebentätigkeit an (BFH v. 3. 3. 1955 — BStBl. III 
S. 153). 
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4. Über steuerfreie Sonntags*, Feiertags* und Nachtarbeitszuschiäge 
sowie Antrittsgebühren in Zeitungsverlagen ► Druckereibedienstete. 
Ferner ► Zeitungsausträger. 

• Verlobung 

1« Aufwendungen der Eltern für die ► Aussteuer der Tochter können 
bereits im Zeitpunkt der Verlobung der Tochter als außer« 
gewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden. 

2. Unterhaltsleistungen eines Verlobten an seine Braut oder eine 
frühere Verlobte können bei Vor liegen einer sittlichen Verpflichtung 
als außergewöhnliche Belastungen begünstigt sein, 
► Unterhaltsgewährung. £ Ein Richter unterstützte seine frühere 
Verlobte , die aus gesundheitlichen Gründen keine Eno erb Stätigkeit 
aufnehmen konnte und keine Unterstützung von Angehörigen erhielt , 
mit monatlich 150 RM. Das Gericht erkannte an, daß eine zwangst 
läufige Belastung vorliegen könne , die eine Steuerermäßigung recht • 
fertige (RFH v. 4. 6. 1942 — GW StRK II S. 341). 

3. Uber günstige Sparmöglichkeiten für Brautleute ► Sparprämien. 

• Verluste 

1. Es wird häufig übersehen, daß Verluste aus anderen Einkunfts* 
arten, z. B. aus freiberuflicher Nebentätigkeit, aus gewerblicher 
Tätigkeit der Ehefrau oder aus Hausbesitz als sogenannte negative 
Einkünfte von den positiven Einkünften (Lohneinkünften usw.) a b = 
gezogen werden können. Zu diesem Zweck muß beim Finanzamt 
ausdrücklich eine ► Veranlagung zur Einkommensteuer beantragt 
werden. £ Verluste aus nebenberuflichen Bildhauer arbeiten im Rah= 
men einer künstlerischen Nebentättgkeit. / Verluste durch Druck- 
kostenzuschüsse im Rahmen einer schriftstellerischen Nebentätigkeit. 
£ Verluste durch erhöhte Absetzungen bei Wohngebäuden. 

2. Verluste, die im Zusammenhang mit der hauptberuflichen Tätigkeit 
entstehen, kommen als Werbungskosten in Betracht. £ Auf = 
Wendungen eines Angestellten zur Abwendung des Konkurses seiner 
Firma (RFH v. 21. 2. 1934 — RStBl. S. 628). — Verluste aus einer 
Gewinn= und Verlustbeteiligung eines Angestellten (RFH v. 14. 11. 
1934 — RStBl. 1935 S.939). ► Beteiligung ► Lohnabzüge ► Rück* 
Zahlungen ► Regreßzahlungen. 

• Vermietung und Verpachtung ► Hausbesitz 

• Vermittlungen ► Vertretertätigkeit 

• Vermögensabgabe ► Lastenausgleich 

• Vermögensteuer 

I. Für größeres Vermögen, insbesondere Hausbesitz, Grundstücke, 
land= und forstwirtschaftliches Vermögen und Betriebsvermögen, fällt 
eine besondere „Vermögensteuer" an, die jährlich grundsätzlich 1 %> 
des Vermögenswertes (auf der Grundlage der Einheits werte, nicht 
der Verkehrswerte) beträgt. Dabei bleiben jedoch folgende Beträge 
steuerfrei: 
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1. 20 000 DM für den Steuerpflichtigen selbst. 

2. 20 000 DM für die mit ihm zusammenveranlagte Ehefrau. 

3. 20 000 DM für jedes in die Zusammenveranlagung einbezogene 
Kind, das das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Der Freibetrag 
kann auch für Kinder über 18 Jahren beantragt werden, wenn sie 
überwiegend, das heißt zu mehr als 50 %, auf Kosten des Steuer= 
pflichtigen unterhalten und für einen Beruf ausgebildet werden. Ist 
die Berufsausbildung durch Wehr= oder Ersatzdienst unterbrochen 
worden, so wird der Freibetrag für diese Zeit weitergewährt. Haben 
die Kinder das 25. Lebensjahr vollendet, so wird der Freibetrag nur 
gewährt, wenn der Abschluß der Berufsausbildung durch Umstände 
verzögert worden ist, die weder der Steuerpflichtige noch die Kinder 
zu vertreten haben, z. B. durch Krankheit oder Wehrdienst. Der Frei= 
betrag wird ferner für ein Kind ohne Rücksicht auf sein Lebensalter 
gewährt, wenn es außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. 

4. Weitere 5000 DM sind steuerfrei, wenn der Steuerpflichtige das 
60. Lebensjahr vollendet hat oder voraussichtlich für mindestens 
3 Jahre erwerbsunfähig ist und das Gesamtvermögen nicht mehr als 
100 000 (bei Ehegatten 200 000) DM beträgt. Der Freibetrag erhöht 
sich auf 10 000 DM, wenn diese Voraussetzungen bei beiden Ehe* 
gatten vorliegen. 

5. Der Freibetrag nach Ziff. 4 erhöht sich auf 25 000 DM (bei Ehe= 
gatten auf 50 000 DM), wenn der Steuerpflichtige das 65. Lebensjahr 
vollendet hat oder voraussichtlich für mindestens 3 Jahre erwerbs= 
unfähig ist, das Gesamtvermögen nicht mehr als 100 000 (bei Ehe= 
gatten 200 000 DM) beträgt und Renten=, Versicherungs= oder Ver= 
sorgungsansprüche im Sinne des §68 Ziff. 1—4 und 6a BewG einen 
Jahreswert von 3600 (bei Ehegatten 7200J DM nicht übersteigen. 

6. Weitere Freibeträge werden für bestimmte Vermögensarten ge= 
währt, z. B. 5000 bzw. 10 000 DM für Bargeld, Darlehensforderungen, 
Sparguthaben und Wertpapiere; 10 000 bzw. 20 000 DM für verschie* 
dene Versicherungsansprüche. 

II. Die an Vermögensteuer bezahlten Beträge können bei der Ein* 
kommen* und Lohnsteuer unbegrenzt als Sonderausgaben 
abgezogen werden, und zwar sowohl die für das laufende Jahr ge* 
leisteten Beträge als auch etwaige Nachzahlungen für zurückliegende 
Jahre. 

• Vermögensübergang 

Bei der Veräußerung von Privatvermögen, bei Abfindungen für Erb* 
und Pflichtteilansprüche und bei ähnlichem Vermögensübergang wer* 
den häufig „Kaufpreisrenten" vereinbart, die der Erwerber dem Ver* 
äußerer bezahlen muß. Hierbei sind steuerlich folgende Fälle zu 
unterscheiden: 

1. Steht die „Kaufpreisrente" dem Gesamtbetrag nach fest und ist 
sie mit keinerlei Risiko verbunden, so handelt es sich lediglich um 
Kaufpreis raten, die beim Empfänger steuerfrei sind. / Ver* 
kauf eines Hauses für 48 000 DM, die in Monatsraten von je 
1000 DM, also innerhalb 4 Jahren, abzuzahlen sind. 
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2. Liegt dagegen eine echte, mit einem Wagnis verbundene Kauf= 
preisrente vor, so ist zunächst der gemeine Wert des veräußerten 
Vermögens festzustellen; in Höhe dieses Wertes tritt keine Steuer= 
pflicht und keine Abzugsmöglichkeit ein. Soweit die Rente jedoch 
den gemeinen Wert des erworbenen Vermögens übersteigt, kann sie 
vom Rentengeber als Werbungskosten abgezogen werden 
(BFH v. 18. 9. 1952 - BStBl. III S. 290). 

3. Während beim Vermögensübergang zwischen fremden Personen 
gegen eine Rente in der Regel eine echte „Kaufpreisrente" in vor= 
stehendem Sinne vorliegt, ist beim Vermögensübergang zwischen 
unterhaltsberechtigten Personen meistens eine Versorgungsrente ge= 
geben. Wenn sich Rentenwert und Vermögenswert nach wirtschaft= 
liehen Grundsätzen ausgleichen, kann der Rentengeber den Ertrags= 
anteil als Werbungskosten absetzen. Ist der Wert der Rente 
geringer als der Vermögenswert, so kann sie der Rentengeber grund= 
sätzlich als Sonderausgaben abziehen; ist dagegen der Renten= 
wert höher, so handelt es sich insoweit um nicht abzugsfähige Zu= 
Wendungen, bei denen der Gedanke der Unterhaltspflicht überwiegt 
(EStG § 12 Ziff. 2; NWB 3c, 322 ff.). ► Renten. 



• Verpflegungskosten 

Im Gegensatz zu den üblichen häuslichen Ernährungskosten kommen 
Mehraufwendungen für Verpflegung außer Haus nach folgenden 
Grundsätzen als Werbungskosten in Betracht (LStR Abschn. 24 
Abs. 4) : 

1. Der Arbeitnehmer muß ausschließlich aus beruflichen Gründen 
regelmäßig (z. B. jeden Dienstag und Freitag) mehr als 12 Stunden 
am Tage von seiner Wohnung abwesend sein. Die Zeit der Ab= 
Wesenheit rechnet vom Verlassen der Wohnung bis zur Rückkehr in 
die Wohnung, gleichgültig, ob die lange Abwesenheit auf Über= 
stunden, auf besonderen Betriebsverhältnissen, auf schlechten Ver= 
kehrsverbindungen oder auf anderen zwingenden Gründen beruht. 
Die Wohnung darf auch am Arbeitsort sein. Beträgt die Entfernung 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mehr als 40 km, so prüft das 
Finanzamt, ob der Arbeitnehmer aus nicht zwingenden persönlichen 
Gründen seinen Wohnsitz in dieser Entfernung genommen hat oder 
beibehält. 

2. Die Art und Weise der Beköstigung außer Haus ist gleichgültig. 
Die Mehraufwendungen können durch Mitnahme von Stullen, durch 
Mahlzeiten in einer Gaststätte oder Kantine entstehen. Die Ge= 
Währung kostenloser oder verbilligter Mahlzeiten im Betrieb und die 
Zahlung von Mehrarbeitszuschläg^p. schließt den Steuervorteil nicht 
aus. Die Regelung ist auch auf Arbeitnehmer ohne eigenen Haus= 
stand anzuwenden. 

3. Die Mehraufwendungen für Verpflegung (unter Berücksichtigung 
der Haushaltsersparnis) können im Durchschnitt auf 1,50 DM täglich 
geschätzt werden. Der tatsächlich entstandene Mehraufwand braucht 
dann im allgemeinen nicht mehr einzeln nachgewiesen zu werden. 
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4. Ersetzt in diesen Fällen der Arbeitgeber die Mehraufwendungen 
für Verpflegung, so sind die ersetzten Beträge zunächst zum Steuer* 
pflichtigen Arbeitslohn zu rechnen und müssen dann vom Arbeit* 
nehmer als Werbungskosten geltend gemacht werden (FG Kassel v. 
8.7.1955 — EFG 1956 S. 71). Wenn der Arbeitgeber für verbilligte 
oder unentgeltliche Mahlzeiten Geldbeträge unmittelbar an die 
Gaststätte gibt, bleiben sie steuerfrei, ► Essenmarken und Zu* 
schüsse ► Mahlzeiten ► Auslösungen ► Reisekosten. 

• Versicherungsangestellte 

1 . Über steuerfreie Bezüge aus öffentlichen Kassen ► Landesver* 
Sicherungsanstalt. 

2. Provisionen, die Angestellte im Innendienst einer Ver sicherungs* 
gesellschaft für die Vermittlung von Versicherungsgeschäften von der 
Versicherungsgesellschaft erhalten, sind nach der neueren Recht* 
sprechung nicht mehr ohne weiteres lohnsteuerpflichtig. Sie können 
im Rahmen einer nebenberuflichen ► Vertretertätigkeit Steuer* 
frei sein bzw. die dortigen Steuervorteile genießen. / Ein Ver* 
Sicherungsangestellter im Innendienst erhielt für die Vermittlung 
eines außer der Dienstzeit bewirkten V er sicherungs ab Schlusses eine 
Provision von 52,37 DM, für die das Finanzamt den Lohnsteuerabzug 
verlangen wollte. Demgegenüber stellte das Gericht fest, daß die Ver* 
mittlungstätigkeit nicht zum vertraglichen Arbeitsbereich als Innen- 
beamter gehörte, außerhalb der .Dienstzeit abgeschlossen wurde und 
für den Angestellten keine Werbepflicht bestand, die Provisionen 
deshalb, nicht aus einem Dienstverhältnis, sondern aus selbständiger 
Nebentätigkeit herrührten (BFH v. 7. 10. 1954 — BStBl. 1955 III S. 17. 
Ähnlich BFH v. 14. 3. 1958 — BStBl. III S. 255 und FG München v. 
25. 6. 1958 - EFG 1959 S. 141). 

3. Für Versicherungsvertreter im Außendienst ► Vertreter. Die im 
Nebenberuf bei einer Versicherungsgesellschaft beschäftigten Mit* 
arbeiter, die überwiegend Inkassotätigkeit ausüben und nur gering* 
fügig auch Neuversicherungen vermitteln, sind grundsätzlich Ange* 
stellte und damit lohnsteuerpflichtig, selbst wenn der Vertrag als 
„Agenturverhältnis" bezeichnet wird (FG Münster v. 28. 3. 1956 - 
DStZ=B S. 448). 

• Versicherungen 

I. Leistungen an Versicherungen 

1 . Beiträge und Versicherungsprämien zu Kranken*, Unfall* und 
Haftpflichtversicherungen, zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
und der Arbeitslosenversicherung, zu Versicherungen auf den Lebens* 
oder Todesfall und zu Witwen*, Waisen*, Versorgungs* und Sterbe* 
kassen sind in der Regel als Sonderausgaben abzugsfähig. 
Die Aufzählung dieser Versicherungsarten ist erschöpfend, so daß 
z. B. Beiträge zu Einbruchs* und Feuerversicherungen für Möbel oder 
Schmuck bzw. zu Hausratsversicherungen keine Sonderausgaben dar* 
stellen. Dagegen sind auch die Beiträge zu allen Unterarten der 
genannten Versicherungen abzugsfähig, wie z. B. die zu den Lebens* 
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und Todesfallversicherungen gehörende Aussteuerversicherung, Erb* 
Schaftsteuerversicherung und Studienversicherung, ferner die zu den 
Haftpflichtversicherungen gehörende Kraftfahrzeugversicherung, Pri* 
vathaftpflichtversicherung, Sporthaftpflichtversicherung, Hunde* und 
Pferdehalter*Haftpflichtversicherung. 

Aus wessen Tasche die Versicherungsbeiträge innerhalb der Familie 
bezahlt werden — vom Ehemann, von der Ehefrau oder einem Kind, 
für das ein Kinderfreibetrag gewährt wird — , ist gleichgültig. Es 
kommt auch nicht darauf an, wer nach dem Versicherungsvertrag 
bezugsberechtigt ist oder wessen Leben versichert ist; die Versiehe* 
rungen können also auch zugunsten Dritter abgeschlossen werden, 
was reiche Möglichkeiten zur Ausschöpfung dieses Steuervorteiles 
bietet. 

Abzugsfähig sind sowohl laufende als auch einmalige Zahlungen, 
vertragliche und freiwillige Leistungen, Nachzahlungen und Voraus* 
Zahlungen. Da man es auf diese Weise in der Hand hat, in „fetten" 
Jahren hohe und in „mageren" Jahren geringere Prämien zu be= 
zahlen, sind Versicherungsleistungen ein besonders bebliebtes Steuer* 
regulativ. Bei Versicherungen auf den Lebens* oder Todesfall sowie 
bei Witwen*, Waisen*, Versorgungs* und Sterbekassen gilt für nach 
dem 31. 12. 1958 abgeschlossene Verträge eine Sperrfrist von 5 Jah* 
ren, bei Einmalbeitrag von 10 Jahren (§ 20a Abs. 2 Ziff. 2 LStDV). 
Vgl. auch ► Altersversorgung ► Sozialversicherung. 

2. Versicherungsbeiträge im Zusammenhang mit ► Kapitalvermögen 
oder ► Hausbesitz können dort als Werbungskosten abge* 
zogen werden. I Feuer=, Haftpflicht =, Wasser =, Glas=, Sturmschaden- 
versicherungen usw. 

II. Leistungen aus Versicherungen 

Geld* und Sachleistungen aus einer Krankenversicherung und aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung sowie Sachleistungen aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung und Knappschaftsversicherung sind 
steuerfrei. Renten aus Versicherungen sind nur in Höhe ihres 
Ertragsanteiles steuerpflichtig, ► Renten. 

• Versorgung ► Altersversorgung ► Zukunftssicherung 

• Versorgungswerk der Presse ► Verlagsangestellte 

• Vertreter (Agent) im Hauptberuf 

I. Angestellte Vertreter (Agenten) genießen im Gegensatz zu den 
selbständigen Handelsvertretern bzw. Handlungsagenten insbeson* 
dere folgende Vorteile: 

1. Bei der Umsatz* und Gewerbesteuer bleiben sie steuerfrei. 

2. Die Pauschale für Sonderausgaben beträgt statt 200 DM 
(bei der Einkommensteuer) 636 DM (bei der Lohnsteuer). 

3. Reisekosten, die der Arbeitgeber in der tatsächlich entstandenen 
Höhe ersetzt, bleiben steuerfrei; unabhängig davon wird noch 
der in die Lohnsteuertabelle eingebaute allgemeine Werbungs» 
kosten=Pauschbetrag gewährt. ► Reisekosten ► Kraftfahrzeug. 
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4. Vertreter in Städten von mehr als 200 000 Einwohnern, die außer* 
halb ihres Büros tätig werden, 'können Werbungskosten für 
Verpflegung geltend machen, ohne daß eine Dienstreise im Sinne 
der Reisekostenbestimmungen vorliegen muß, ► Platzvertreter. 

II. Wer als Vertreter die Vorteile eines Angestellten haben will, muß 
in seinem Dienstvertrag klare Regelungen darüber treffen, daß er 
hinsichtlich Ort, Zeit, Art und Weise seiner Tätigkeit an die Web 
sungen seines Auftraggebers gebunden ist und der Arbeitgeber das 
Unternehmerrisiko trägt. Entscheidend für die Abgrenzung zwischen 
einem Anstellungsverhältnis und selbständiger Gewerbetätigkeit ist 
das Gesamtbild der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
im Einzelfall. Die Grenze ist bei ► Reisevertretern flüssig. / G e = 
neralvertreter von Versicherungen sind in der Regel Angc* 
stellte, weil sie vorwiegend eine verwaltende , organisatorische und 
beaufsichtigende Tätigkeit ausüben und in den Betrieb der Gesell* 
schaft fest eingegliedert sind; daneben können sie aber mit einem 
Teil ihrer Einkünfte selbständige Gewerbetreibende sein, soweit sie 
selbst vermitteln und beim Abschluß von V ersicherungeti mitwirken. 
X Dagegen sind Spezialvertreter, die in erster Linie ver * 
mittein und abschließen, regelmäßig keine Angestellte ; nur wenn die 
Inkassotätigkeit ganz erheblich überwiegt und Schadensregulierungen 
mit übernommen werden, oder wenn neben der Inkassotätigkeit 
weitere Umstände für eine unselbständige Tätigkeit sprechen, wie 
z. B. unentgeltliche Überlassung eines Büros und einer Schreibkraft 
im Betrieb der Versicherungsgesellschaft und Erstattung der Porto* 
kosten, kann ein Anstellungsverhältnis anzunehmen sein (zur Ab* 
grenzung vgl RFH in RStBl. 1939 S. 88 und 544 , ferner RdF v. 26.2. 
1943 — RStBl. 1943 S. 234). — Handelsvertreter und Kommissionäre 
gelten im allgemeinen nicht als Angestellte (RStBl. 1929 S.375). Bei 
Reisevertretern darf insbesondere das Unternehmerrisiko nicht über = 
wiegend auf den Vertreter abgewälzt werden, sonst wird er als selb - 
ständiger Gewerbetreibender behandelt (FG Freiburg v. 29.11.1955 — 
EFG 1956 S.147 ). 



• Vertretertätigkeit im Nebenberuf 

Wer nebenberuflich eine Inkasso*, Vermittlungs= oder sonstige Ver* 
tretertätigkeit selbständig ausübt, ist mit den hierbei erzielten Neben* 
einnahmen (Provisionen usw.) grundsätzlich umsatz=, einkommen* 
und gewerbesteuerpflichtig. Dabei kommen jedoch folgende Steuer* 
vorteile zur Anwendung: 

1. Völlige Umsatzsteuerfreiheit, wenn die Tätigkeit nicht nachhaltig, 
d. h. nicht auf gewisse Dauer ausgeübt wird. 

2. In jedem Fall Umsatzsteuerfreiheit bis 500 DM Provisionen im 
Jahr. Beträgt der Gesamtumsatz nicht mehr als 120 000 DM, so kön* 
nen hiervon jährlich 12 000 DM steuerfrei abgesetzt werden. 

3. Umsatzsteuerfreiheit bis 20 000 DM, wenn es sich um eine stän* 
dige Handelsvertretung handelt. 
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4. Einkommensteuerfreiheit für Einkünfte bis zu 500 DM aus ohne 
Wiederholungsabsicht getätigten Vermittlungen (EStG §22 Ziff. 3), 
und zwar auch dann, wenn noch sonstige Nebeneinkünfte vorliegen. 

5. Einkommensteuerfreiheit für Nebeneinkünfte bis 800 DM in den 
mit Wiederholungsabsicht ausgeführten Fällen. 

6. Gewerbesteuerfreiheit bis 7200 DM im Jahr, soweit nicht eine 
örtliche Mindeststeuer erhoben wird. Einzelheiten über diese Steuer= 
vorteile ► Nebentätigkeit. Bei Inkassovertretern zahlreicher Ver= 
Sicherungsgesellschaften wird die Steuer pauschal an das Finanzamt 
abgeführt. Über Vermittlungstätigkeiten für den Arbeitgeber ► Bank= 
und Sparkassenangestellte ► Versicherungsangestellte. 



• Vertriebene ► Flüchtlingsfreibetrag ► Hausrat und Kleidung 
► Sowjetzone 

• Volkshochschule 

1. Ausgaben für die Teilnahme an Kursen, Vorträgen und 
sonstigen Veranstaltungen der Volkshochschulen und ähnlicher Bil- 
dungsstätten für Erwachsene (Kulturgemeinden usw.) sind, soweit 
sie der ► Berufsfortbildung dienen, als Werbungskosten bc= 
günstigt. 

2. Einnahmen aus einer Lehr= und Vortragstätigkeit an diesen 
Einrichtungen genießen die Steuervorteile einer ► wissenschaftlichen 
Nebentätigkeit. Fundstellen und Urteile ► Steuervorteile für Beamte 
(Band 1 dieser Buchreihe). 

G Volontäre ► Lehrlinge 

G Vorstandsmitglieder ► Leitende Angestellte 

• Vortragstätigkeit ► Lehr= und Prüfungstätigkeit ► Wissenschaft= 
liehe Nebentätigkeit 

• Waisenkassen 

Beiträge zu Waisenkassen sind als Sonderausgaben abzugs= 
fähig. ► Versicherungen. 

• Waisenkinder ► Hinterbliebene 



• Wäsche ► Berufskleidung ► Reinigung 

• Weibliche Angestellte 

Beiträge zum Verband der weiblichen Angestellten e. V. sind als. 
Werbungskosten begünstigt, ► Berufsverbände. 
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• Weihnachtszuwendungen 

1. Von den Bezügen, die einem Arbeitnehmer im Dezember aus einem 
Dienstverhältnis — bei mehreren Dienstverhältnissen aus dem ersten 
Dienstverhältnis — zufließen, bleiben 100 DM steuerfrei (Weihnachts» 
treibetrag). Dieser Freibetrag ist bei einer Veranlagung zur Einkorn» 
mensteuer und beim Lohnsteuerjahresausgleich zu berücksichtigen. 
Beziehen bei Ehegatten beide im Dezember Arbeitslohn, dann hat so» 
wohl der Arbeitgeber des Ehemannes als auch der der Ehefrau ‘feinen 
Betrag von 100 DM steuerfrei zu lassen. 

2. Zusätzliche Sachgeschenke bzvv. Weihnachtspakete können aus» 
nahmsweise dann steuerfrei bleiben, wenn es sich um bloße 
► Gelegenheitsgeschenke handelt. / Ein Arbeitgeber gab seinen Be* 
triebsangehörigen zum W eihnachtsfest neben einer Weihnachts * 
Zuwendung in Geld je ein Paket im Werte von 30 DM, das Wein , 
Kaffee, Schokolade und Delikatessen enthielt. Das Finanzgericht hat 
die Pakete für steuerfrei erklärt (FG Hamburg v. 8. 9. 1953 — EFG 
1953 S.41). Der BFH hat diese Entscheidung jedoch aufgehoben mit 
der Begründung , daß die nicht dem unmittelbaren Verzehr dienenden 
Weihnachtspakete für die Empfänger eine Ergänzung der für dieFesh 
tage erforderlichen Lebensmittel bedeutet hätten und daher Steuer = 
pflichtigen Arbeitslohn darstellten (BFH v. 30. 6. 1955 — BB 1955 
S. 789). / Eine Firma gab seit mehr als 25 fahren alljährlich zu 
Weihnachten denjenigen Arbeitnehmern, die Kinder haben, einen 
Warengutschein von 25 DM für Weihnachtsgeschenke. Der BFH 
stellte fest, daß in solchen Fällen „grundsätzlich" Steuerpflicht be* 
stehe, „es sei denn, daß die Weihnachts gäbe von 25 DM je Kind als 
Gelegenheitsgeschenk anzusehen wäre". Dies wurde hier deshalb ver » 
neint, weil die Geschenke nicht „gelegentlich " , sondern alljährlich 
gegeben wurden (BFH v. 4. 2. 1954 — BStBl. III S. 111). 



• Werbungskosten 

L Werbungskosten sind keine „Werbe"* oder Reklamekosten, son» 
dern „Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung 
der Einnahmen". Der Begriff entspricht — mit geringfügigen Ein» 
Schränkungen — den ► Betriebsausgaben. Steuerrechtlich werden beide 
Begriffe jeweils für verschiedene Einkunftsarten verwendet. 



Betriebsausgaben 
sagt man im Zusammen» 
hang mit Einkünften aus 
Land* und Forstwirtschaft 
Gewerbebetrieb 
selbständiger Tätigkeit 
(z. B. freiberuflicher 
Nebentätigkeit); 



Werbungskosten 
sagt man im Zusammenhang mit 
Einkünften aus 
nicht selbständiger Arbeit 
(Arbeitnehmertätigkeit) 
Kapitalvermögen 
Vermietung und Verpachtung 
Sonstigen Einkünften. 



Man muß die Betriebsausgaben und Werbtingskosten für jede dieser 
Einkunftsarten getrennt betrachten und, im Hinblick auf Pausch* 
betrüge, jeweils getrennt zusammenzählen. 
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II. Werbungskosten im Zusammenhang mit der Arbeitnehmertätigkeit 
(nichtselbständiger Arbeit) führen nur dann zu einer Steuerermäßi* 
gung, wenn sie insgesamt den in die Lohnsteuertabelle bereits ein» 
gebauten Werbungskosten=Pauschbetrag übersteigen, ► Einleitung 
„Welche Grundbegriffe und Mindestbeträge sind zu beachten?" Wer= 
bungskosten im Rahmen der Arbeitnehmertätigkeit sind alle Auf* 
Wendungen, die die Ausübung des Berufs mit sich bringt, soweit sie 
nicht nach der Verkehrsauffassung durch die allgemeine Lebens* 
haltung bedingt sind. Die einzelnen Fälle der begünstigten Werbungs* 
kosten sind in dieses ABC eingestreut, vgl. insbesondere ► Abend* 
kurse ► Arbeitsmittel ► Berufskleidung ► Berufsverbände ► Dop* 
pelte Haushaltsführung ► Fachliteratur ► Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte ► Reisekosten ► Umzugskosten ► Verpflegungs* 
kosten. 

III. Über zusätzliche Werbungskosten=Pauschsätze für besondere 
Berufsgruppen ► Artisten ► Bühnenangehörige ► Fernsehleute 
► Filmschaffende ► Journalisten ► Lufthansa ► Musiker ► Sportler. 

• Werkstudenten 

Entlohnungen an Werkstudenten und Schüler für Ferienarbeiten in 
Industrie, Handel, Handwerk, Landwirtschaft oder öffentlichem 
Dienst müssen dem Lohnsteuerabzug unterworfen werden, sofern 
sie die Freigrenzen der Lohnsteuertabellen übersteigen (vgl. DStZ=B 
1955 S. 258). Doch können die Betroffenen in den meisten Fällen nach 
Ablauf des Jahres die einbehaltenen Steuerabzugsbeträge im ► Lohn* 
steuer= Jahresausgleich erstattet erhalten. Antrag beim Finanzamt 
bis 30. April nicht vergessen! 

• Werkswohnung ► Dienstwohnung 

• Werkzeug(geld) ► Arbeitsmittel 

• Wertpapiere ► Kapitalvermögen 

• Wertpapiersparen ► Sparprämien 

• Wiederbeschaffungen ► Hausrat und Kleidung 

• Wiedergutmachung 

1. Geldrenten, Kapitalentschädigungen und Leistungen im Heilver* 
fahren, die auf Grund gesetzlicher Vorschriften zur Wiedergut* 
machung nationalsozialistischen Unrechts gewährt werden, sind ohne 
Rücksicht auf den Verwendungszweck steuerfrei. Die Vergün* 
stigung gilt im Gegensatz zu früheren Regelungen nunmehr auch 
für Entschädigungsleistungen wegen Schäden im beruflichen und 
wirtschaftlichen Fortkommen; soweit hierfür Steuern bereits gezahlt 
wurden, kann Erstattung im Billigkeitswege beantragt werden 
(DStZ=B 1954 S. 234). 

2. Ebenso sind Ausgleichsleistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz 
(Hauptentschädigung, Kriegsschadenrente, Hausratsentschädigung, 
Härtefondsleistungen), Entschädigungen im Währungsausgleich für 



11 Angestellte 




Wiedergutmachung 



162 



Sparguthaben Vertriebener und Entschädigungen nach dem Alt= 
Sparergesetz steuerfrei. 

3. Über steuerfreie Pauschbeträge für Verfolgte, Vertriebene und 
Geschädigte ► Flüchtlingsfreibetrag ► Hinterbliebene ► Körper* 
beschädigte. 



• Wissenschaftliche Nebentätigkeit 

Nebeneinnahmen aus einer selbständigen wissenschaftlichen Tätigkeit 
sind grundsätzlich umsatz= und einkommensteuerpflichtig. Jedoch 
können folgende Steuervorteile in Anspruch genommen werden: 

1. Völlige Umsatzsteuerfreiheit, wenn die Tätigkeit nicht nachhaltig 
ausgeübt wird. £ Einmalige Erfindung. 

2. Umsatzsteuerfreiheit bis 20 000 DM im Jahr. 

3. Bei der Einkommensteuer können 25 °/o der Nebeneinnahmen, 
höchstens 1 200 DM im Jahr, als Betriebsausgaben pauschal ohne 
Nachweis abgezogen werden. 

4. Einkommensteuerfreiheit bis zu 800 DM Nebeneinkünfte im Jahr 
nach Abzug der Betriebsausgaben oder der 25 °/o=Pauschale. 

5. Gleitender Einkommensteuerfreibetrag für Nebeneinkünfte bis zu 
1 600 DM im Jahr. 

6. Einkommensteuertarifvergünstigung für die wissenschaftlichen 
Nebeneinkünfte. 

7. Einkommensteuerermäßigung für Vergütungen aus einer selb= 
ständigen ► Erfindertätigkeit. 

Einzelheiten zu diesen Steuervorteilen ► Nebentätigkeit. 

Eine wissenschaftliche Tätigkeit liegt nicht nur in der Ausübung der 
reinen Wissenschaft (Forschung), sondern auch der a n'g e w a n d = 
t e n Wissenschaft. Sie ist schon dann gegeben, wenn eine schwierige 
Frage (Aufgabe) auf Grund wissenschaftlicher Kenntnisse und Er= 
kenntnisse nach streng sachlichen und objektiven Gesichtspunkten 
zu lösen versucht wird. £ Wissenschaftliche Vorträge eines Nicht= 
akademikers an Volkshochschulen (BFH v. 30. 4. 1952 — BStBl. S. 165). 
£ Sprachunterricht unter Heranziehung literarischer, geschichtlicher 
und kulturgeschichtlicher Hinweise (FG Nürnberg v. 26. 11. 1953 — 
EFG 1954 S. 38). Ebenso ► Gutachtertätigkeit ► Schiedsrichtertätig= 
keit ► Übersetzertätigkeit. Die Frage, ob ärztliche Gutachten einen 
steuerbegünstigten wissenschaftlichen Charakter haben, wird durch 
die Vielzahl von Gutachten in der Regel nicht beeinflußt. / Ein 
Krankenhausarzt für Hirn= und Nervenschäden hat in einem Jahr 
310 Gutachten für die Landesversicherungsanstalt, Oberoersicherungs= 
ämter und Gerichte erstattet. Es wurde eine wissenschaftliche Gut= 
achtertätigkeit anerkannt, weil diese weder durch Zahl und Umfang 
noch durch die Gleichartigkeit einer Reihe von Fällen beeinflußt werde 
(BFH v. 13.11.1952 — BStBl 1953 S.33). 
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• Wissenschaftliche Zwecke 

Zuwendungen für wissenschaftliche Zwecke sind als Sonderaus» 
gaben abzugsfähig, ► Spenden. 

• Witwer, Witwen 

1. Verwitwete Personen fallen von dem Jahre an, in dem sie späte» 
stens vier Monate vor Jahresende das 50. Lebensjahr vollendet haben, 
in die günstigere ► Steuerklasse II. 

2. Das vorteilhafte Splittingverfahren bei der neuen ► Ehegatten» 
besteuerung gilt auch für verwitwete Personen 

a) in dem Veranlagungszeitraum, in dem der Ehegatte verstorben ist, 
und in dem folgenden Veranlagungszeitraum; 

b) wenn ihm für den Veranlagungszeitraum ein Kinderfreibetrag für 
ein Kind zusteht oder auf Antrag zu gewähren ist, das aus der Ehe 
mit dem Verstorbenen hervorgegangen ist oder für das dem Ehe= 
gatten auch in dem Veranlagungszeitraum, in dem der Ehegatte ver= 
storben ist, ein Kinderfreibetrag zustand oder auf Antrag zu ge= 
währen war. 

3. Kriegerwitwen und Witwen von Körperbeschädigten oder politisch 
Verfolgten können einen besonderen steuerfreien Pauschbetrag er* 
langen, ► Hinterbliebene. 

• Witwenkassen 

Beiträge zu Witwenkassen sind als Sonderausgaben abzugs» 
fähig. 

• Wochenendheimfahrten ► Familienheimfahrten 

• Wohlfahrtsverbände 

Beiträge und freiwillige Zuwendungen an Wohlfahrtsverbände sind 
als Sonderausgaben absetzbar, ► Spenden. 

• Wohngebäude 

Wer nach dem 31. 12. 1948 ein Wohngebäude, einen Zubau, Anbau 
oder Umbau errichtet hat oder errichtet, ein kriegsbeschädigtes Ge» 
bäude wiederherstellt oder eine Kleinsiedlung, ein Kaufeigenheim, 
eine Eigentumswohnung oder ein Dauerwohnrecht erwirbt, kann bis 
zur Hälfte der Baukosten steuerlich als Werbungskosten bei 
den Einkünften aus ► Hausbesitz bzw. vom Nutzungswert des ► Ein» 
familienhauses absetzen. Diese sogenannten „erhöhten Absetzungen 
für Wohngebäude" nach § 7b EStG sind eine der wirksamsten Steuer» 
Vergünstigungen der Gegenwart. X Im Januar 1960 Bau eines Eigen= 
heims mit zwei Wohnungen. Die Herstellungskosten betragen 
50 000 DM. Davon können 50 % = 25 000 DM im Laufe von 12 Jahren 
steuerlich abgesetzt werden , und zwar grundsätzlich 10 % = 5 000 DM 
im Jahre 1960 weitere 10 % = 5 000 DM im Jahre 1961 und jeweils 
3% = 1 500 DM in den folgenden Jahren. 
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Für Gebäude, bei denen der Antrag auf Baugenehmigung erst nach 
dem 8. März 1960 gestellt worden ist, können in den ersten beiden 
Tahren je 7 1 /2 °/o und in den darauffolgenden 8 Jahren bis zu 4°/o 
abgesetzt werden (Steueränderungsgesetz 1960). In Berlin bleibt es 
bei den bisherigen Sätzen. 

I. Voraussetzungen der Vergünstigung 

1. Voraussetzung der Vergünstigung ist, daß die errichteten Gebäude 
bzw. Gebäudeteile in bestimmtem Umfang Wohnzwecken dienen. Auf 
die Größe der Wohnungen selbst kommt es nicht an. Die Vergünstig 
gung wird unabhängig von den Bestimmungen des sozialen Woh* 
nungsbaues gewährt. 

Bei Gebäuden, die in der Zeit vom 1.1.1949 bis 31.12.1952 errichtet 
oder wiederhergestellt worden sind, muß die Nutzfläche des Gebäudes 
zu mehr als 80 %> Wohnzwecken dienen. 

Bei Gebäuden, die seit dem 1. Januar 1953 errichtet oder wieder* 
hergestellt worden sind, muß die Nutzfläche des Gebäudes zu mehr 
als 66 2 / 3 °/o Wohnzwecken dienen. 

Bei Zubauten, Ausbauten oder Umbauten, die nach dem 31.12.1949 
erfolgt sind, müssen die neuhergesteilten Gebäudeteile zu mehr als 
80 % Wohnzwecken dienen. 

Ausgangspunkt für die Berechnung dieser Prozentsätze ist die ge* 
samte Nutzfläche des Gebäudes, also die Grundflächen des Kellers, 
der einzelnen Stockwerke, des Treppenhauses und Dachstockes. 
Nebengebäude, wie Garagen, Schuppen usw., die auf dem gleichen 
Grundstück stehen und mit diesem wirtschaftlich zusammengehören, 
werden in die Gesamtnutzungsfläche zugunsten des Steuerpflichtigen 
einbezogen, und zwar auch dann, wenn eine „bauliche Verbindung" 
mit dem Wohngebäude nicht vorhanden ist (EStR 56/57 Abschn. 54). 

2. Bei Ein* und Zweifamilienhäusern, die erst nach dem 31.12.1958 
errichtet wurden oder werden, ist die Steuervergünstigung nur noch 
für Herstellungskosten bis zu 120 000 DM möglich; bei höheren Be* 
trägen wird sie nur bis zu dieser Höchstgrenze gewährt. 

3. Die Steuervergünstigung wird nur auf Antrag gewährt. Lohn* 
Steuerzahler können diesen Antrag sofort nach Fertigstellung bzw. 
Erwerb des Gebäudes und in den folgenden Jahren jeweils gleich zu 
Jahresbeginn stellen. Beim Finanzamt ist hierzu ein Antragsvordruck 
anzufordem. Wird ein solcher Antrag zum erstenmal gestellt, so muß 
eine Baukostenaufstellung mit den Rechnungsbelegen (beim Erst* 
erwerb der Kaufvertrag mit Kaufpreis) beigefügt werden. Das Finanz* 
amt trägt dann einen vorläufigen Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte 
ein; nach Jahresablauf wird die endgültige Höhe der Steuervergünsti* 
gung im Wege der ► Veranlagung zur Einkommensteuer festgestellt. 

Wer die Vergünstigung nicht schon beim Lohnsteuerabzug bean* 
Sprüchen will oder ohnehin zur Einkommensteuer veranlagt wird, 
kann den Antrag auch noch nach Jahresablauf in der Einkommen* 
steuer=Erklärung stellen. 
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II. Einzelheiten 

1. Herstellungskosten 

In die Baukostenaufstellung für das Finanzamt sind alle Herstellungs* 
kosten des Gebäudes aus eigenen oder aus fremden Mitteln auf* 
zunehmen, ohne Rücksicht darauf, ob die Rechnungen bereits bezahlt 
sind oder nicht. Dazu gehören insbesondere die Aufwendungen für 
den Architekten, für den Bauunternehmer und die verschiedenen 
Handwerker, für die Straßenkanalisation, für Anschluß von Wasser, 
Gas, Strom, Herrichtung des Fahr* und Gehweges von der Grund= 
stücksgrenze bis zum Hauseingang, Umzäunung bis zum Zwanzig* 
fachen der bebauten Fläche, Abrißkosten des alten Gebäudes, Auf= 
Wendungen für fest eingebaute Möbel (BFH v. 8. 5. 1953 — BStBl. 
1953 III S. 192); Selbsthilfeleistungen nur insoweit, als sie besondere 
Aufwendungen verursacht haben (BayerFinMin S 2132 B v. 6. 7. 1954 
und FinMin Schlesw.=Holst. S 2132 b vom 25. 5. 1954). Straßen= 
anliegerbeiträge gehören dagegen nur dann zu den begünstigten 
Herstellungskosten, wenn dem Hauseigentümer auch in Zukunft 
Aufwendungen für den Unterhalt und die Erneuerung der erstellten 
Anlagen erwachsen (BFH v. 20. 5. 1957 — EStR 56/57 Abschn. 58 
Abs. 3). 

2. Kleinsiedlungen, Kaufeigenheime, Eigentumswohnungen, Dauer= 
wohnrecht, Kaufanvyärter. 

Die Vergünstigung wird auch für die nach dem 31. 12. 1952 her* 
gestellten Kleinsiedlungen oder Kaufeigenheime gewährt, die mit der 
Verpflichtung errichtet worden sind, sie an natürliche Personen zu 
Eigentum zu übertragen. Dasselbe gilt für Eigentumswohnungen und 
die dem wirtschaftlichen Eigentum gleichstehenden Dauerwohnrechte 
im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes. Die erhöhten Absetzungen 
kann hier grundsätzlich der Ersterwerber, beginnend mit dem 
Jahr des Erwerbes, geltend machen. Hiernach sind auch alle jene 
Personen begünstigt, die nicht selber Bauherren sind, sondern das 
Gebäude oder Wohnrecht von einer Baugenossenschaft usw. in 
fertigem Zustand käuflich erwerben. Kaufanwärter (Hausanwärter), 
die als wirtschaftliche Eigentümer anzusehen sind, können die Ver* 
günstigung nicht erst vom Jahr des bürgerlich=rechtlichen Eigentum* 
Übergangs, sondern schon vom Jahr der Herstellung an geltend 
machen. 

3. Herstellungsjahr 

Als Herstellungsjahr, für das erstmals eine Steuerermäßigung in 
Frage kommt, gilt das Jahr, in dem das Gebäude bezugsfertig bzw. 
bewohnbar geworden ist. Das ist das Jahr, in dem die wesentlichen 
Bauarbeiten abgeschlossen sind und der Bau so weit gefördert ist, daß 
Mietern der Einzug zugemutet werden kann. Daß einige Arbeiten, 
wie z. B. der Außenverputz oder Balkonarbeiten noch nachzuholen 
sind, steht dem nicht entgegen (BFH v. 8. 4. 1954 — BStBl. 1954 III 
S. 175). 

4. Einfamilienhäuser 

Die erhöhten Absetzungen können in vollem Umfang auch bei der 
Berechnung des Nutzungswerts der Wohnung im eigenen ► Ein* 
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familienhaus geltend gemacht werden. Die Absetzungsquote ist von 
den um etwaige Schuldzinsen gekürzten Grundbetrag abzuziehen; der 
dabei entstehende Verlust ist in voller Höhe mit Einkünften aus 
anderen Einkunftsarten ausgleichsfähig (EStDV §15 Abs. 3). 

5. Veräußerung des Gebäudes 

Wird das neuerrichtete Wohngebäude veräußert, so geht die bis zum 
Zeitpunkt der Veräußerung gewährte Steuervergünstigung nicht ver* 
loren. Wenn das Gebäude während des Jahres veräußert wird, 
kann der Veräußerer bei sich noch den vollen Jahresbetrag der er* 
höhten Absetzung geltend machen; statt dessen kann er auch mit 
dem Erwerber eine Aufteilung nach dem zeitlichen Anteil verein= 
baren (OFD Münster in ESt=Kartei zu § 7 b). 



• Wohnungsbau 

Im Zusammenhang mit dem Wohnungsbau kommen wichtige Steuer= 
vorteile in Betracht, die schon einsetzen, sobald die erste Mark 
angespart wird, und die nach Fertigstellung des Baues noch bis zu 
zwölf Jahre lang f ortdauern. Als begünstigter Wohnungsbau gelten 
grundsätzlich Bau und Kauf neuer Wohnungen, Umbau oder Aus= 
bau von Wohnungen mit den üblichen Nebenräumen. Als begünstigte 
Personen kommen in erster Linie der Bauherr selbst, ferner Kauf* 
anwärter oder Ersterwerber und schließlich auch 'dritte Personen als 
Förderer des Baues in Betracht. Nähere Erläuterungen hierzu bei den 
nachfolgend zitierten Stichworten. 

I. Steuervorteile für die Kapitalbeschaffung 

1. Beiträge (einschließlich Beitritts*, Aufnahme*, Abschluß* und Zu= 
teilungsgebühren) an Bausparkassen zur Erlangung von Bau* 
dariehen sind als Sonderausgaben oder Wohnungsbauprämien be= 
günstigt ► Bausparkassenbeiträge. 

2. Für Aufwendungen zum ersten Erwerb von Anteilen an Bau* und 
Wohnungsgenossenschaften können Wohnungsbauprämien geltend 
gemacht werden. 

3. Für Beiträge auf Grund bestimmter Sparverträge, die zum Bau 
eines Eigenheims, einer Kleinsiedlung oder eines Wohnungseigen* 
tums bzw. zum Erwerb eines solchen Bauobjekts oder eines Dauer* 
Wohnrechts verwendet werden, können Wohnungsbauprämien bean* 
sprucht werden. 

4. Für Beiträge auf Grund von Kapitalansammlungsverträgen mit 
Wohnungs* und Siedlungsunternehmen oder Organen der staatlichen 
Wohnungspolitik, die zum Bau oder Erwerb einer Kleinsiedlung oder 
eines Eigenheims oder zum Erwerb eines Kaufeigenheims oder eines 
Wohnungseigentums oder Dauerwohnrechts bestimmt sind, können 
Wohnungsbauprämien beantragt werden. 

5. Z i n s e n für die Aufnahme von Baudarlehen sind als Werbungs* 
kosten oder Sonderausgaben abzugsfähig, gleichgültig, ob der Dar* 
lehensgeber eine Privatperson, ein Kreditinstitut oder eine öffentlich* 
rechtliche Körperschaft ist, ► Bauzinsen. 
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6. Dritte Personen (z. B. Eltern, Kinder, Angehörige, Bekannte), die 
ihren Gewinn auf Grund ordnungsmäßiger Buchführung ermitteln 
und dem Bauherrn noch vor dem 1.1. 1962 ein Bau dariehen 
zur Verfügung stellen,* können die Steuervergünstigung des § 7 c 
EStG (25 °/o Betriebsausgabenabzug im Jahr der Darlehenshingabe) 
in Anspruch nehmen. Das gilt auch für ► Wohnungsbau=Arbeitgeber= 
dariehen. 

7. Verlorene Bauzuschüsse Dritter können in Ausnahmefällen 
als Sonderausgaben (Spenden für gemeinnützigen Wohnungsbau) 
oder außergewöhnliche Belastungen begünstigt sein ► Baukosten 
Zuschüsse. 

II. Steuervorteile für Bauland und Gebäude 

1. Befreiung von der Grunderwerbsteuer 

Beim Kauf des Bauplatzes, Gebäudes oder Gebäudeteiles muß für 
den Erwerbsvorgang als solchen normalerweise eine Grunderwerb= 
Steuer von 7 °/o des Kaufpreises an das Finanzamt gezahlt werden. 
Hiervon kann — nach landesrechtlich verschiedenen Vorschriften — 
für kleinere und mittlere Wohnungen Befreiung erlangt werden. 
Im allgemeinen ist dabei Voraussetzung, daß die einzelne Wohnung 
80 qm oder — bei größeren Familien bzw. besonderen Verhältnissen 
120 qm nicht übersteigt. 

Die Befreiung muß beim Finanzamt ausdrücklich beantragt wer= 
den. Das Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen ist durch eine 
behördliche Bescheinigung nachzuweisen, die beim Landratsamt bzw. 
Bürgermeisteramt anzufordern ist. 

2. Teilbefreiung von der Grundsteuer 

Von der vorgenannten Grunderwerbsteuer, die nur einmalig anfällt, 
ist die Grundsteuer zu unterscheiden. Sie ruht als öffentliche Last 
auf dem Grundstück und wird von der Gemeinde laufend erhoben. 
Sie . darf jedoch auf die Dauer von 10 Jahren nur hinsichtlich des 
geringen Teiles erhoben werden, der auf den Grund und Boden 
entfällt; für das neugeschaffene Gebäude tritt eine gesetzliche Steuer, 
befreiung ein, wenn es sich 

a) um eine öffentlich geförderte Wohnung handelt oder 

b) wenn die Wohnfläche bestimmte Grenzen nicht überschreitet. Nach 
der bisherigen Regelung war eine Wohnfläche von 80 qm in jedem 
Fall, und bis zu 120 qm in Ausnahmefällen, zulässig. Durch das 
„Zweite Wohnungsbaugesetz" vom 27. 6. 1956 (BGBl. I S. 523) sind 
die Wohnflächengrenzen wie folgt heraufgesetzt worden (vgl. NWB 
11,103): 

102 qm bei anderen als den nachfolgenden Wohnungen, z. B. Etagen= 
Wohnungen, Genossenschaftswohnungen, Miet=Einfamilien= 
häusern; 

144 qm für Familienheime mit einer Wohnung (Eigenheime, Kauf= 
eigenheime, Kleinsiedlungen, eigengenutzte Eigentumswoh* 
nungen und Kaufeigentums Wohnungen) ; 

192 qm bei Familienheimen mit zwei Wohnungen. 
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Die vorgenannten Wohnflächengrenzen können überschritten werden, 
soweit die Mehrfläche zu einer angemessenen Unterbringung eines 
Haushalts mit mehr als fünf Personen erforderlich ist; soweit die 
Mehrfläche zur angemessenen Berücksichtigung der persönlichen oder 
beruflichen Bedürfnisse des künftigen Wohnungsinhabers erfordere 
lieh ist (z. B. Gästezimmer, Arbeitszimmer); ferner soweit die Mehr* 
fläche im Rahmen der örtlichen Bauplanung durch eine wirtschaftliche 
notwendige Grundrißgestaltung bedingt ist. 

Die Mehrbenutzung einer Wohnung zu gewerblichen oder beruflichen 
Zwecken ist unschädlich, wenn nicht mehr als die Hälfte der Wohn* 
fläche ausschließlich gewerblichen oder beruflichen Zwecken dient. Die 
neuen Wohnflächengrenzen gelten erstmals für Wohnungen, die nach 
dem 30. 6. 1956 bezugsfertig werden bzw. bezugsfertig geworden 
sind. Eigenheime, Kleinsiedlungen und Kaufeigenheime können die 
großzügigere Vergünstigung auch erhalten bei Bezugsfertigkeit nach 
dem 31. 7. 1953. 

3. Umzugskosten 

Kosten für den Umzug von der alten in die neue Wohnung können, 
soweit sie nicht schon als berufsbedingte Werbungskosten abzugs* 
fähig sind, in zwangsläufigen Fällen als außergewöhnliche 
Belastungen in Betracht kommen. X Ungesunde Verhältnisse in der 
alten Wohnung, wachsende Kinderzahl , Orts= und Berufswechsel aus 
gesundheitlichen Gründen. 

4. Erhöhte Absetzungen 

Nach Fertigstellung des Gebäudes können erhöhte Absetzungen für 
Abnutzung als Werbungskosten geltend gemacht werden, 
die für den betreffenden Zeitraum zur Steuerbefreiung oder wesent* 
liehen Steuerermäßigung führen können, ► Wohngebäude. 

5. Steuervorteile als Hausbesitzer 

Im weiteren Verlauf kommen die steuerlichen Möglichkeiten für 

► Einfamilienhäuser und ► Hausbesitz (Mehrfamilienhäuser) zum 
Zuge. 

• Wohnungsbau=Arbeitgeberdarlehen 

Die zum Wohnungsbau hingegebenen ► Arbeitgeberdarlehen ge* 
hören nicht zum steuerpflichtigen Arbeitslohn. Bei unverzinslichen 
Darlehen zur Förderung des Wohnungsbaues im Sinne des § 7 c EStG 
kann der Arbeitgeber im Jahr der Hingabe 25 °/o wie Betriebs* 
ausgaben abziehen. Beim Arbeitnehmer bleiben die ► Zins* 
ersparnisse steuerfrei. 

• Wohnungsbauprämien 

Wohnungsbauprämien sind staatliche Geldzuschüsse, die zur Förderung 
des Wohnungsbaues jedermann ohne Rücksicht auf seine Einkorn* 
mens* und Vermögensverhältnisse zustehen. 

I. Wofür gibt es Wohnungsbauprämien? 

Man kann für folgende Aufwendungen Prämien beanspruchen: 

1. Beiträge an Bausparkassen zur Erlangung von Baudarlehen 

► Bausparkassenbeiträge. 
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2. Aufwendungen für den ersten Erwerb von Anteilen an Bau* 
und Wohnungsgenossenschaften. 

3. Spargelder auf Grund von Sparverträgen, die mit Kredit* 
instituten (Banken, Sparkassen) für Bauvorhaben abgeschlossen wor* 
den sind.' 

4. Beiträge zu Kapitalansammlungsverträgen mit 
Wohnungs= und Siedlungsunternehmen oder Organen der staatlichen 
Wohnungspolitik mit dem Zweck, die eingezahlten Beträge zum Bau 
oder Erwerb einer Kleinsiedlung, eines Kaufeigenheims, einer Eigen* 
tumswohnung oder eines Dauerwohnrechts zu verwenden. 

II. Wie hoch sind die Prämien? 

Die Höhe der Prämien hängt von der Höhe der vorgenannten Auf* 
Wendungen und vom Familienstand ab. Sie beträgt bei Personen 



ohne Kinder 25 °/o 

mit ein oder zwei Kindern 27 % 

mit drei bis fünf Kindern 30% 

mit mehr als fünf Kindern 35 % 



der Sparbeiträge, höchstens jedoch 4 0 0 DM im Kalenderjahr. Um 
diese Höchstprämie 400 DM zu erreichen, brauchen jährlich nur 
folgende Sparsummen aufgewendet zu werden: 

bei 25 % = 1 600 DM, bei 30 °/o = 1 333 DM, 

bei 27 °/o = 1 481 DM, bei 35 °/o = 1 143 DM. 

Die Spargelder wachsen nicht nur um die Prämien, sondern auch um 
die Guthabenzinsen an. / Ein kinderloser Bauherr hat vier Jahre 
lang je 1 000 DM angespart, wonach seine Bausumme folgenden 
Stand erreicht hat: 

Sparbeiträge 4 000 DM 

25 % Prämie 1 000 DM 

Guthabenzinsen 280 DM 

Baukapital nach 4 Jahren 5 280 DM 

III. Wie muß die Prämie beantragt werden? 

Um die Prämie zu erhalten, muß der Bausparer nach Ablauf des 
Kalenderjahres innerhalb der Einkommensteuererklärungsfrist (d. h. 
spätestens im Monat Februar, sofern die Erklärungsfrist nicht ver* 
längert wird) einen Antrag in doppelter Ausfertigung an seine Bau* 
sparstelle, an die er die Einzahlungen leistet, richten. Die ent* 
sprechenden Antragsvordrucke erhält er von dieser Stelle, die sie 
auf Wunsch gleich selber vorbereitet. 

Die Bausparstelle ergänzt den Antrag und leitet ihn an das für den 
Bausparer zuständige Finanzamt weiter. Das Finanzamt überweist 
sodann den Prämienbetrag an die Bausparstelle zugunsten des be= 
treffenden Bausparers. Die empfangene Prämie ist steuerfrei. 
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IV. Wahlrecht mit Sonderausgaben 

Der Bausparer kann wählen, ob er seine Beiträge zur Bauspar= 
kasse als Sonderausgaben geltend machen oder ob er dafür 
Wohnungsbauprämien beantragen will. Das Wahlrecht kann für alle 
Aufwendungen dieser Art nur einheitlich ausgeübt werden; eine 
Änderung der getroffenen Wahl ist nicht zulässig. Ehegatten, die 
während des ganzen Jahres verheiratet waren und nicht dauernd ge= 
trennt gelebt haben, können ihre diesbezügliche Wahl ebenfalls nur 
einheitlich treffen (§ 8 WoPG, Abschn. 103 EStR). 

Bei kleineren und mittleren Einkommen wird in der Regel vor* 
teilhafter sein, Wohnungsbauprämien statt der Sonderausgaben zu 
beantragen. Bei niedrigem Einkommen, auf das keine oder nur eine 
geringe Steuer entfällt, würde der Abzug von Sonderausgaben keine 
oder keine nennenswerte Steuerermäßigung bringen. Bei Einkom= 
mensteuerpflichtigen, deren Bauspargelder zusammen mit sonstigen 
Sonderausgaben im Jahr weniger als 200 DM ausmachen, und bei 
Lohnsteuerpflichtigen, bei denen sie weniger als 636 DM betragen, 
können sich Sonderausgaben überhaupt nicht steuermindernd aus* 
wirken, weil in dieser Höhe der Sonderausgaben=Pauschbetrag ohne= 
hin gewährt wird. Wohnungsbauprämien werden dagegen auch bei 
Einzahlungen von weniger als 200 DM bzw. 636 DM gewährt. 

Bei höherem Einkommen ist zu prüfen, ob die Steuerspitze nach der 
Einkommen= bzw. Lohnsteuertabelle höher ist als die Prämiensätze 
von 25 bis 35 °/o; bejahendenfalls werden sich Sonderausgaben gün= 
stiger auswirken als die Wohnungsbauprämien. 

• Zählgelder ► Fehlgeldentschädigungen 

• Zauberkünstler ► Artisten 

• Zeitungen und Zeitschriften 

Bezugsgelder für fachliche Zeitungen und Zeitschriften, die der ► Be= 
rufsfortbildung dienen, sind als W erbungskosten begünstigt. 
Dagegen sind Aufwendungen für Tageszeitungen, die der umfassen* 
den Allgemeinbildung dienen, grundsätzlich nicht abzugsfähig, auch 
wenn sie dem Beruf zugute kommen (RFH v. 19. 12. 1934 — RStBl. 
1935 S. 414). Nur soweit die Tageszeitungen als typische Arbeits* 
mittel erforderlich sind, wie z. B. bei der journalistischen Tätigkeit, 
sind die Aufwendungen steuerlich absetzbar. 

• Zeitungsausträger 

Die Besteuerung der Zeitungsausträger ist verschieden, je nachdem 
sie selbständig oder unselbständig sind. 

1. Wenn sie hinsichtlich Ort, Zeit und Art und Weise ihrer Tätigkeit 
nicht gebunden sind, ferner — außer für örtliche Konkurrenzzeitun* 
gen — auch für andere Zeitungs= und Zeitschriftenverlage tätig 
werden dürfen und wenn sie insbesondere das Inkassorisiko tragen, 
also für die Einziehung der Bezugsgelder selber verantwortlich, sind, 
sind sie in der Regel als selbständige Unternehmer anzusehen (vgl 
BFH v. 12. 1. 1956 - BStBl. III S. 119). Sie sind dann grundsätzlich 
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umsatz=, einkommen» und gewerbesteuerpflichtig, soweit die Frei» 
grenzen der einzelnen Steuern überschritten werden. Der Arbeitgeber 
hat in diesen Fällen den Vorteil, daß er die Trägerlöhne von seinen 
umsatzsteuerpflichtigen Entgelten absetzen kann (UStG §5 Abs. 4). 
2. Liegen die vorgenannten Voraussetzungen nicht vor, trägt der Zei= 
tungsverlag insbesondere das Risiko des Einzugs der Bezugsgelder, 
so sind die Zeitungsausträger grundsätzlich unselbständige Arbeiter. 
In diesem Falle bleiben sie Umsatz» und gewerbe steuerfrei und 
unterliegen lediglich der Lohnsteuer. Da die Freigrenzen der Lohn» 
steuertabeile vielfach nicht überschritten werden, bleiben sie auch 
hierbei häufig steuerfrei. Der Arbeitgeber aber kann hier die Träger» 
löhne umsatzsteuerlich nicht absetzen. 

• Zigarren, Zigaretten ► Annehmlichkeiten 

• Zinsen ► Bauzinsen ► Kapitalvermögen ► Schuldzinsen 

• Zinsersparnisse 

Zinsersparnisse bei einem unverzinslichen oder zinsverbilligten 
► Arbeitgeberdarlehen sind in der Regel steuerfrei. Solche wer» 
den angenommen, soweit der Zinssatz für das Darlehen 4 %> unter» 
schreitet (LStR Abschn. 2 Abs. 2 Ziff. 6). 

• Zirkus ► Artisten ► Aushilfskräfte 

• Zubauten 

Werden an bestehende Gebäude Zubauten angefügt, die ihrerseits 
zu mehr als 80 °/o Wohnzwecken dienen, so können die wichtigen 
Steuervorteile für ► Wohngebäude geltend gemacht werden. 

• Zugehfrau 

Aufwendungen für die stundenweise Beschäftigung einer Zugehfrau 
im Haushalt kommen bis zu 600 DM im Jahr als außergewöhn» 
liehe Belastungen in Betracht, ► Hausgehilfin. 

• Zukunftssicherung 

I. Ausgaben, die der Arbeit g e b e r leistet, um einem Arbeitnehmer 
oder diesem nahestehende Personen für den Fall der Krankheit, des 
Unfalls, der Invalidität, des Alters oder Todes sicherzustellen (Zu» 
kunftssicherung), sind steuerlich wie folgt begünstigt (LStDV § 2 
Abs. 3 Ziff. 2; LStR Abschn. 55): 

1. Ausgaben, die der Arbeitgeber auf Grund einer eigenen g e s e t z = 
liehen Verpflichtung für die Zukunftssicherung des Arbeitnehmers 
leistet, also insbesondere die Pflichtanteile zur ► Sozialversicherung, 
gehören nicht zum steuerpflichtigen Arbeitslohn, bleiben also beim 
Arbeitnehmer in voller Höhe steuerfrei. 

2. Ausgaben, die dem Arbeitgeber nur die Mittel zur Leistung einer 
dem Arbeitnehmer zugesagten Zukunftssicherung schaffen sollen 
(Rückdeckung des Arbeitgebers), sind kein Arbeitslohn und bleiben 
daher ebenfalls beim Arbeitnehmer praktisch steuerfrei. 
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3. Im übrigen sind die Leistungen des Arbeitgebers, auch wenn der 
Arbeitnehmer hierauf keinen Rechtsanspruch hat, bis zu 312 DM im 
Jahr steuerfrei. Das gilt insbesondere für die Zuweisungen zu 
Pensions« und Unterstützungskassen oder zu freiwilligen Lebensver« 
Sicherungen. Wenn der Arbeitgeber die gesetzlichen Arbeit n e h m e r = 
beitrage übernimmt, die der Arbeitnehmer zur Sozialversicherung 
schuldet, kommt insoweit der Freibetrag nicht zur Anwendung. 

II. Eigene Versicherungsbeiträge des Arbeitnehmers für seine Zu- 
kunftssicherung sowie diejenigen Arbeitgeberleistungen, die den Frei= 
betrag von 312 DM übersteigen und für die die Lohnsteuer nicht 
vom Arbeitgeber pauschal entrichtet wird, können als Sondern 
ausgaben geltend gemacht werden. Weitere Hinweise ► Alters« 
Versorgung ► Versicherungen. 



• Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst 

für die zusätzliche Alters« und Hinterbliebenenversorgung der Arbeit« 
nehmer im öffentlichen Dienst bei der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL), der Bundesbahnversicherungsanstalt, der Ver« 
sorgungsanstalt der Bundespost, den Versorgungskassen der Regie« 
rungsbezirke und den Versorgungseinrichtungen von Verwaltungen 
und Betrieben der Gemeinden und anderen Körperschaften des öffent« 
liehen Rechts gelten die Steuervorteile der ► Zukunftssicherung. 
Hervorzuheben sind folgende Besonderheiten (vgl. NWB 6, 369) : 

1. Beiträge des öffentlichen Dienstherrn bleiben bis zu 312 DM im 
Jahr steuerfrei. Wird die Steuer für den übersteigenden Teil 
vom Dienstherrn getragen, so kann sie mit 8 °/o des übersteigenden 
Teiles pauschaliert werden. Für freiwillige Leistungen des Dienst« 
herrn für die er die Lohnsteuer übernimmt, können dann keine 
Sonderausgaben mehr geltend gemacht werden (FG Stuttgart v. 6. 3. 
1956 — EFG S. 222). 

2. Arbeitnehmer, die versicherungspflichtig sind, eine Überversiche« 
rung gewählt haben und die auf die Arbeitgeberbeiträge entfallende 
Lohnsteuer selbst tragen müssen, können den für die Zukunftssiche« 
rung bestehenden Freibetrag von 312 DM absetzen und den 
übersteigenden Teil als S o n d er ausgaben geltend machen. Das« 
selbe gilt für die freiwillig bei der VBL versicherten Aushilfsange« 
stellten. 

3. Bei denjenigen Arbeitnehmern, die einerseits bei der VBL pflicht« 
versichert und andererseits bei der Rentenversicherung freiwillig ver« 
sichert sind, trägt der Dienstherr nur die auf den Arbeitgeberbeitrag 
zur VBL entfallende Lohnsteuer, die mit 8 °/o pauschaliert wird. Die 
auf den Arbeitgeberanteil zur freiwilligen Rentenversicherung ent« 
fallende Lohnsteuer trägt der Arbeitnehmer selbst. Hier ist der 
Freibetrag auf 312 DM zunächst vom Beitrag zur freiwilligen 
Rentenversicherung, der Rest vom Pflichtversicherungsbeitrag zur 
VBL abzuziehen. Für den übersteigenden Teil können wiederum 
Sonderausgaben geltend gemacht werden. 
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Berechnungsbeispiele 

unter Zugrundelegung von Jahresbeträgen 
1. Steuerermäßigung wegen Werbungskosten über 564 DM 



Brutto«Lohnbezüge 10 000 DM 

Davon Lohnsteuer in Steuerklasse I (unverh.) 1 480 DM 



Werbungskosten für 

Berufsverbände 24 DM 

Fachliteratur 60 DM 

Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte 890 DM 

Verpflegungsmehraufwan d 180 D M 

Summe aller Werbungskosten 1 154 DM 
Mindestbetrag (Pauschbetrag) •/• 564 DM 



Freibetrag für Werbungskosten 590 DM •/• 590 DM 

Steuerpflichtiger Rest 9 410 DM 

davon Lohnsteuer in Steuerklasse I •/• 1 315 DM 



Steuerersparnis 165 DM 



Auf der Lohnsteuerkarte wird vom Finanzamt ein Freibetrag von 590 DM ein= 
getragen. 



II. Steuerermäßigung wegen Sonderausgaben Über 636 DM 



Brutto=Gehaltsbezüge 8 000 DM 

davon Lohnsteuer in Steuerklasse III (verh. ohne Kinder) . . . 
Sonderausgaben 

Beiträge zur Krankenkasse 180 DM 

Beiträge zur Lebensversicherung 240 DM 

Beiträge z. Kfz.=Haftpflichtvers. 80 DM 

Bausparbeiträge 624 DM 

Schuldzinsen 40 DM 

bezahlte Kirchensteuer 72 DM 

Spenden 250 DM 

Summe aller Sonderausgaben 
Mindestbetrag (Pauschbetrag) 7« 

Freibetrag für Sonderausgaben 850 DM 7 • 850 DM 

Steuerpflichtiger Rest 7 150 DM 



1 486 DM 
636 DM 
850 DM 



davon Lohnsteuer in Steuerklasse III 



Steuerersparnis 



684 DM 



516 DM 
168 DM 



Auf der Lohnsteuerkarte wird vom Finanzamt ein Freibetrag von 850 DM ein« 
getragen. 
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III. Steuerermäßigung wegen außergewöhnlicher Belastungen 

Brutto=Gehaltsbezüge 15 000 DM 

davon Lohnsteuer in Steuerklasse III, 1 (verheiratet mit 1 Kind) 1 908 DM 
Außergewöhnliche Belastungen für 
auswärtige Berufsausbildung 
der Tochter 900 DM 

Unterhaltsgewährung an 
kranke Mutter 900 DM 

Beschäftigung einer 

Hausgehilfin 900 DM 

Aussteuer an ver- 
lobte Tochter 4 000 DM 

•/• Eigenbelastung*) 552 DM 

3 448 DM 

Freibetrag für außer» 

gewöhnliche Belastungen 6 148 DM •/•6148DM 

Steuerpflichtiger Rest 8 852 DM 

davon Lohnsteuer in Steuerklasse III, 1 672 DM 

Steuerersparnis 1 236 DM 

Auf der Lohnsteuerkarte wird vom Finanzamt ein Freibetrag von 6 148 DM 
eingetragen. 

*) Berechnung der zumutbaren Eigenbelastung 
Brutto=Gehaltsbezüge 

•/• Werbungskosten, mindestens 564 DM 

•/• Sonderausgaben, mindestens 636 DM 

Verbleibendes Einkommen 

davon 4 °/o (s. Tabelle auf S. 12). 



15 000 DM 

1 200 DM 
13 800 DM 
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GesamtsBeredinungsschema 



Gesamt-Berechnungsschema 

(Auf die punktierten Linien sind jeweils Jahresbeträge einzutragen) 



Brutto=Gehaltsabzüge DM 

davon Lohnsteuer in Steuerklasse I - II - III - IV DM 



Summe aller Werbungskosten DM 

•/• Mindestbetrag (Pauschbetrag) 564 DM 

Freibetrag für Werbungskosten DM •/• DM 

Rest DM 

Summe aller Sonderausgaben DM 

•/• Mindestbetrag (Pauschbetrag) 636 DM 

Freibetrag für Sonderausgaben DM 7- DM 

Rest DM 

Summe aller außergewöhnlichen 

Belastungen DM 

evtl, zumutbare Eigen= 

belastung DM 

Freibetrag für außergewöhnliche 



Belastungen DM 7 • DM 

Rest DM 

Besondere Freibeträge 

für Körperbeschädigte und Hinterbliebene 7 - DM 

Rest DM 

für Flüchtlinge usw. 7 - DM 

Rest DM 

Altersfreibetrag 7 - DM 

Steuerpflichtiger Rest 7- DM 

davon Lohnsteuer in Steuerklasse I - II - III - IV •/• ■ DM 



Steuerersparnis DM 



Auf der Lohnsteuerkarte wird vom Finanzamt die Summe aller Freibeträge ein= 
getragen. 




Rechtsmittelswegweiser 
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Hilfsmittel gegen die Ablehnung von Steuervorteilen 

Rechtsmittel- Wegweiser 
Nachprüfun gsantrag 

i 
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Masterbriefe 



Musterbriefe mit Erläuterungen 

Was ist zu tun # wenn das Finanzamt einen Steuervorteil 

ablehnt 7 



I Nachprüfungsantrag 

Absender : Kurt Müller, Neustadt , Elfriedenstr. 10 
Steuernummer : 5/ 7^3 



Neustadt, den 18. Mai 19 . . 

An das Finanzamt 
Neustadt 

Betrifft : Einkommensteuer 19 • • 

Ich habe heute den Bescheid vom 16. 5* 19 • • 
für die Einkommensteuer 19 . . erhalten, in dem 
Sie die beantragte Steuerermäßigung für die 
Aussteuer meiner Tochter abgelehnt haben. Ich 
bitte um nochmalige Überprüfung und, wenn Sie 
auf Ihrer Ablehnung bestehen bleiben, um nähere 
Mitteilung der Ab lehnungs gründe . 

Falls Ihre Antwort nicht mehr rechtzeitig 
vor Ablauf der Rechtsmittel- und Zahlungsfrist 
bei mir eint reffen sollte, wollen Sie dieses 
Schreiben als vorsorglichen Einspruch be- 
trachten und die Vollziehung des Bescheides bis 
zur Entscheidung aussetzen. 



Unterschrift 



In den meisten Fällen, insbesondere wenn Sie sich über die Rechts* 
läge nicht restlos klar sind, wird zunächst eine schriftliche oder 
mündliche' Rückfrage beim Finanzamt mit der Bitte um nochmalige 
Überprüfung und um Mitteilung der näheren Ablehnungsgründe 
zweckmäßig sein. Ein solcher „Nachprüfungsantrag" hat den Vorzug, 
daß er kostenfrei ist und in vielen Fällen schon zu einer zu= 
friedenstellenden Klärung führt. Der Antrag ist an keine Frist 
gebunden; jedoch müssen Sie ihn in Ihrem eigenen Interesse unver* 
züglich nach Ablehnung eines Steuervorteils stellen, damit Sie zu= 
gleich die Einmonatsfrist für einen etwaigen späteren Einspruch oder 
eine Beschwerde wahren können. 

Rechtlich handelt es sich bei diesem Nachprüfungsantrag um eine 
sog. „Gegenvorstellung", neben der noch die „Dienstaufsichtsbe* 
schwerde" an die Vorgesetzte Dienststelle möglich ist. 



12 Angestellte 




Musterbrief« 
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Einspruch oder Beschwerde 



Absender : Kurt Müller , Neust adt , Elfriedenstr. 10 
Steuernumme r : 3/7125 

Neustadt, den 10 Juni ±9 . - 

An das Finanzamt 

Neustadt Eins ehr eiben! 

Betrifft : Einspruch gegen den Einkommens teuer - 

bescheid 19 . • 

Gegen den mir am 18. Mai 19 • • zugeste,llten 
Einkommensteuerbescheid 19- . lege ich hiermit 
Einspruch ein. 

Begründung: Wie ich bereits in meiner 
Einkommensteuererklärung angegeben und durch 
Belege nachgewiesen habe, betragen meine Auf- 
wendungen für die Aussteuer meiner Tochter 
5 212,- DM. Es ist richtig, daß in diesem Betrag 
die Kosten für ein Klavier in Höhe von 
2 380 , - DM enthalten sind. Doch kann ich Ihre 
Auffassung, daß ein solches Musikinstrument 
nicht zur Aussteuer zähle, nicht teilen. Das 
Klavier meiner Tochter ist zugleich als Möbel- 
stück für ihre Wohnungseinrichtung bestimmmt . 
Damit gehört es seiner Art nach zu den Aus— 
Steuergegenständen. 

Ich beantrage daher, meine Aufwendungen 
für die Aussteuer in vollem Umfang als „außer- 
gewöhnliche Belastungen” anzuerkennen und die 
Einkommensteuer entsprechend zu ermäßigen. 

Gleichzeitig bitte ich, die Vollziehung des 
Bescheides bis zur endgültigen Entscheidung 
auszusetzen. 

Unterschrift 



Wenn die Antwort des Finanzamts auf Ihren Nachprüfungsantrag 
hin mit Ihrer Auffassung nicht übereinstimmt oder wenn Sie von 
vornherein Ihres Erfolges sicher sind, können Sie gegen die Ableh* 
nung eines Steuervorteils ein formelles „Rechtsmittel" einlegen. An 
sich genügt es, wenn Sie dem Finanzamt schriftlich zum Ausdruck 
bringen, daß Sie mit seiner Entscheidung nicht einverstanden sind. 
Sie können auch schreiben, daß Sie das „zulässige Rechtsmittel" 
einlegen, eine Formulierung, wie sie gegenüber allen behördlichen 
oder gerichtlichen Entscheidungen immer gebraucht werden kann. 
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Mosterbrief« 



Wenn Sie es ganz genau machen wollen, können Sie auch die Fach* 
ausdrücke „Einspruch" oder „Beschwerde" verwenden, die sich jeweils 
gegen verschiedene Maßnahmen des Finanzamts richten: 

1. Der Einspruch richtet sich gegen Steuerbescheide sowie gegen 
Bescheide über Steuervorteile, auf die ein Rechtsanspruch besteht. 

2. Die Beschwerde richtet sich gegen alle sonstigen Verfügun* 
gen des Finanzamts, insbesondere gegen Vorauszahlungsbescheide, 
Stundungs* und Erlaßverfügungen sowie gegen Bescheide über 
solche Steuervorteile, deren Gewährung im Ermessen des Finanz* 
amts liegt. 

Beiden Rechtsmitteln ist gemeinsam, daß sie innerhalb eines 
Monats eingelegt und zunächst vom Finanzamt überprüft werden 
müssen. Erst bei den nächsten Instanzen teilen sie sich in einen 
Gerichtsweg und einen Verwaltungsweg, wie unser Rechtsmittel* 
Wegweiser zeigt. Auch sind beide nach ähnlichen Grundsätzen wie 
Zivilprozesse für den im Endergebnis unterliegenden Teil grund* 
sätzlich kostenpflichtig. 



Berufung und Rechtsbeschwerde 



Absender : Kurt Müller, Neustadt , Elfriedenstr. 10 
Steuernummer : 5/7125 

Neustadt, den 21. Sept . 19 • • 

An das Finanzamt 

Neustadt Eins ehr eiten! 

Betrifft : Berufung gegen die Einspruchsent- 

soheidungüber die Einkommensteuer 19 • 
Gegen die mir am 12. September 19 • zuge- 
stellte Einspruchsentscheidung lege ich hiermit 
Berufung ein. 

Begründung: Zunächst nehme ich in vollem 
Umfang auf die Ausführungen in meinem Ein- . 
spruchssohreiben vom 10. Juni 19 . . Bezug. Er- 
gänzend weise ich auf ein mir inzwischen 
bekanntgewordenes Urteil des Finanzgerichtes 
Stuttgart vom 6. März 1956 ( EFG 1956 Seite 210) 
hin, das mit meiner Auffassung übereinstimmt . 

In dem dort entschiedenen Fall wurde ein Klavier 
im Werte- von 2 956,- DM als Aussteuerstück 
anerkannt. Unterschrift 

Gegen die Entscheidungen der Verwaltungsbehörden, also gegen 
Einspruchsentscheidungen des Finanzamts und gegen Beschwerde* 
entscheidungen der Oberfinanzdirektion oder des Bundesfinanzmini* 
steriums, kann Berufung beim Finanzgericht zur Herbeiführung 
eines richterlichen Urteils eingelegt werden. Statt eines Einspruches 



12 * 




Musterbriefe 
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beim Finanzamt ist auch „Sprungberufung" beim Finanzgericht mög* 
lieh, bedarf aber der Zulassung durch den Finanzamtsvorsteher. 

Gegen das Urteil des Finanzgerichts ist Rechtsbeschwerde 
an den Bundesfinanzhof möglich, die aber grundsätzlich nur auf 
Rechtsfragen gestützt werden kann. 

Auch diese beiden Rechtsmittel müssen jeweils innerhalb eines 
Monats nach Empfang der vorhergegangenen Entscheidung ein= 
gelegt werden und sind für den unterliegenden Teil kosten* 
pflichtig. Die Beiziehung eines Beraters ist zwar nicht vor* 
geschrieben, aber dringend zu empfehlen. 

Was kostet ein Steuerprozeß? 

I. Grundsatz 

Während eine formlose Nachprüfung kostenfrei ist, sind Entschei* 
düngen über Einspruch und Beschwerde, Berufung und Rechts* 
beschwer de grundsätzlich kostenpflichtig (AO §§307 ff.). Allerdings 
müssen S i e die Kosten nur dann tragen, wenn Sie im endgültigen 
Ergebnis, also in der letzten Instanz, unterliegen. Gehen Sie aber 
als Sieger hervor, so muß der Staat die Kosten tragen und Ihnen 
die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendigen Aus* 
lagen — im Verfahren vor den Finanzgerichten auch die Kosten für 
die Zuziehung eines Steuerberaters oder Rechtsanwalts — erstatt 
ten (AO §316). Im Beschwerdeverfahren erläßt die Oberfinanz* 
direktion häufig erst einmal einen formlosen Bescheid, der auch im 
Falle Ihres Unterliegens kostenfrei ist. 

II. Teilkosten 

Wenn Sie nur zum Teil unterliegen, so können Ihnen die Kosten 
teilweise — regelmäßig in Form eines Bruchteils — auf erlegt werden. 
Wenn Sie ein bereits eingelegtes Rechtsmittel später wegen Aus* 
sichtslosigkeit zurücknehmen und dadurch den Staat eine förmliche 
Entscheidung ersparen, so wird grundsätzlich nur die Hälfte der 
Rechtsmittelgebühr erhoben (AO § 311 Abs. 3). 

III. Kostenerlaß 

Wenn die Einlegung eines Rechtsmittels auf entschuldbarer Un= 
kenntnis der Verhältnisse beruht oder wenn die Kostenerhebung aus 
sonstigen Gründen unbillig erscheint, so können die Rechtsmittel* 
gebühr und die der Rechtsmittelbehörde entstandenen Auslagen ganz 
oder teilweise erlassen werden (AO § 319). Wenn bei Ihnen der* 
artige Gründe wie steuerliche Unerfahrenheit, schlechte Wirtschaft* 
liehe Verhältnisse, familiäre Nöte usw. vorliegen, empfiehlt es sich, 
dies dem Finanzamt unaufgefordert mitzuteilen und um Erlaß ent* 
standener Kosten zu bitten; dies gilt vor allem auch im Falle der 
Zurücknahme des Rechtsmittels, bei der sonst die Hälfte der Kosten 
erhoben würde. Ein „Armenrecht", wie es im Zivilprozeß zum Zwecke 
der Kostenfreiheit von vornherein eingeräumt werden kann, gibt es 
im Steuerrecht nicht. 

IV. Kostenberechnung 

Die Höhe der Kosten richtet sich nach dem „Streitwert". Das ist 
lediglich der Betrag, um den die Steuer herabgesetzt werden soll. 
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SteuerprozeßaKosten 



Es wird nicht etwa auf den viel höheren Betrag der umstrittenen 
Betriebsausgaben, Werbungskosten, Sonderausgaben, außergewöhn* 
liehen Belastungen usw. abgestellt, sondern nur auf den Differenz» 
betrag der daraus resultierenden Steuer. 

/ Das Finanzamt hat im Steuerbescheid des Kurt Müller einen 
Steuerbetrug von 1612 DM festgesetzt. Kurt Müller begehrt im 
Rechtsmittelverfahren die Herabsetzung dieser Steuer um den Betrag, 
der sich nach Anerkennung seiner geltend gemachten außergewöhn » 
liehen Belastungen für ein Aussteuerklavier im Werte von 2380 DM 
ergibt (vgl obige Musterbriefe). Im Falle seines Obsiegens würde 
der Steuerbetrug von 1612 DM auf 1100 DM herabgesetzt werdeny 
der Differenzbetrag der Steuer wäre demnach 510 DM. Als Streit- 
wert dürfen nur diese 510 DM, nicht etwa die 2380 DM angesetzt 
werden. Die einfache Rechtsmittelgebühr für diesen Streitwert be=* 
trägt nach untenstehender Kostentabelle 21,60 DM. 

Es sind drei Kostenarten zu unterscheiden : 

1. Die Rechtsmittelgebühr, die für die Inanspruchnahme der Rechts* 
mittelbehörden erhoben wird und sich von Instanz zu Instanz erhöht 
(AO § 311). Sie beträgt 

bei Anrufung der Finanzverwaltung (Einspruch/Beschwerde) 

die e i n fache Gebühr; 

bei Anrufung des Finanzgerichts (Berufung) die zwei fache Gebühr; 
bei Anrufung des Bundesfinanzhofs (Rechtsbeschwerde) 

die drei fache Gebühr. 

2. An Einzelauslagen können Schreibgebühren (0,50 DM je angefan» 
gene Seite), Entschädigungen für etwaige Zeugen und Sachverstän» 
dige, Porto, Fernsprechgebühren u. dgl. festgesetzt werden (AO §312). 

3. Daneben wird noch eine Abfindung zur Deckung allgemeiner Aus* 
lagen erhoben, die 15 %> der Rechtsmittelgebühr, jedoch mindestens 
1 DM und höchstens 50 DM beträgt (AO § 313). 

Die Rechtsmittelgebühr und die Abfindung sind aus nachfolgender 
Kostentabelle ersichtlich. 



Streitwert 


Einspr. od. Beschwerde 


Berufung 


Rechtsbeschwerde 


b. einschl. 


Gebühr 


Abfindung 


Gebühr 


Abfindung 


Gebühr 


Abfindung 


DM 


DM 


DM 


DM 


DM 


DM 


DM 


50,— 


3,— 


1,— 


6,— 


1,- 


9,— 


1,35 


100,— 


4, — 


1,— 


8, — 


1,20 


12,— 


1,80 


200,— 


8, — 


1,20 


16,- 


2,40 


24,— 


3,60 


300,— 


12, — 


1,80 


24,- 


3,60 


36,— 


5,40 


400,— 


16, — 


2,40 


32,— 


4,80 


48,— 


7,20 


500,— 


20, — 


3,— 


40,— 


6,— 


60,— 


9,— 


600,— 


24, — 


3,60 


48,— 


7,20 


72,— 


10,80 


700,— 


27, — 


4,05 


54,— 


8,10 


81 ,— 


12,15 


800,— 


30, — 


4,50 


60,— 


9, — 


90,— 


13,50 


900,— 


33, — 


4,95 


66,— 


9,90 


99,— 


14,85 


1 000,— 


36,— 


5,40 i 


72,— 


10,80 


108,— 


16,20 


2 000,— 


63, — 


9,45 


126,— 


18,90 


189,— 


28,35 


3 200,— 


79, — 


11,85 


158,— 


23,70 


237,— 


35,55 


4 100,— 


91, — 


13,65 


182,— 


27,30 


273,— 


40,95 


5 000,— 


103, — 


15,45 j 


206,— 


30,90 


309,— 


46,35 


6 200,— 


118,— 


17,70 


236 — 


35,40 


354,— 


50,— 


7 000,— 


128, — 


19,20 


256,— 


38,40 


384,— 


50,— 


8 200,— 


143,— 


21,45 


286,— 


| 42,90 


429,— 


so- 


9 000,— 


153,— 


22,95 


306,— 


45,90 


459,— 


so, — 


10 000,— 


163, — 


24,45 


326,— 


1 48,90 


489,— 


50, — 




Abkürzungen 
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Abkürzungen 



► 


siehe (Verweisungszeichen) 


/ 


Beispiel 


a. A. 


anderer Ansicht 


aaO. 


am angegebenen Ort 


Abs. 


Absatz 


Abschn. 


Abschnitt 


a.F. 


alte Fassung 


AfA 


Absetzungen für Abnutzung 


AO 


Reichsabgabenordnung 


AV 


Allgemeine Verfügung 


Bad.=Württ. 


Baden=Württemberg 


BAG 


Bundesarbeitsgericht 


BAnz 


Bundesanzeiger 


BayerMinFin Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 


BB 


Der Betriebs=Berater 


BdF 


Bundesminister der Finanzen 


BefStG 


Beförderungsteuergesetz 


bestr. 


bestritten 


BFH 


Bundesfinanzhof in München 


BGB 


Bürgerliches Gesetzbuch 


BGBl. 


Bundesgesetzblatt (Teil I, II, III) 


BStBl. 


Bundessteuerblatt (Teil I, II, III) 


BR 


Bundesrat 


BT 


Bundestag 


DB 


Der Betrieb 


DStZ=B 


Deutsche Steuerzeitung Ausg. B 


FFG 


Entscheidungen der Finanzgerichte 


EStG 


Einkommensteuergesetz 


EStR 


Einkommensteuer=Richtlinien 


FG 


Finanzgericht 


FinBeh 


Finanzbehörde 


FinMin 


Finanzminister 


GewStDV 


Gewerbesteuer=Durchführungsverordnung 


GewStG 


Gewerbesteuergesetz 


GewStR 


Gewerbesteuer=Richtlinien 


GG 


Grundgesetz 


GW=StRK 


Grundwerk der Steuerrechtsprechung in Karteiform 


Hess 


Hessen 


HGB 


Handelsgesetzbuch 


i. V. m. 


in Verbindung mit 


KStDV 


Körperschaf tsteuer=Durchführungsverordnung 


KStG 


Körperschaftsteuergesetz 


KStR 


Körperschaf tsteuer=Richtlinien 


LAG 


Lastenausgleichsgesetz 


LSt 


Lohnsteuer 


LStDV 


Lohnsteuer=Durchführungsverordnung 


LStR 


Lohnsteuer=Richtlinien 


MdF 


Minister der Finanzen 
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Abkürzungen 



m. E. 


meines Erachtens 


MinBlFin 


Ministerialblatt des Bundesministers der Finanzen 


MinFin 


Minister der Finanzen 


n. F. 


neue Fassung 


Nds. 


Niedersachsen 


NRW 


Nordrhein=Westfalen 


NWB 


Neue Wirtschaftsbriefe 


OFD 


Oberfinanzdirektion 


OFH 


(ehemaliger) Oberster Finanzgerichtshof in München 


RdF 


Reichsminister der Finanzen 


RFH 


(ehemaliger) Reichsfinanzhof in München 


RGBl. 


Reichsgesetzblatt 


Rhld=Pf 


Rheinland=Pfalz 


RStBl. 


Reichssteuerblatt 


S 


Aktenzeichen der Finanzverwaltung, Abteilung „Steuern 1 


S. 


Seite (in Verbindung mit einer Zahl) 


StAnpG 


Steueranpassungsgesetz 


StPr 


Der Steuerpraktiker 


StRK 


Steuerrechtsprechung in Karteiform 


StuW 


Steuer und Wirtschaft 


StW 


Steuer=Warte 


UStDB 


Umsatzsteuer=Durchführungsbestimmungen 


UStG 


Umsatzsteuergesetz 


usw. 


und so weiter 


VG 


V erwal tungsgericht 


vgl. 


vergleiche 


Ziff. 


Ziffer 
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Auszug aus der Jahreslohnsteuertabelle 

Vorbemerkung: 

1. Wegen der Einstufung in die neuen Steuerklassen siehe das Stichwort ►Steuerklassen. 

2. Für Ehegatten ist das Splittingverfahren Ehegattenbesteuerung) in den 

Steuerklassen III und IV bereits berücksichtigt. 

3. In der Tabelle sind ferner folgende Frei» und Pauschbeträge berücksichtigt, so 
daß sie vom Jahreslohn nicht mehr abgezogen werden dürfen: Allgemeiner 
Freibetrag 1680 DM; Werbungskosten=Pauschbetrag 564 DM, Sonderausgaben* 
Pauschbetrag 636 DM, zusammen 1200 DM; Ledigen=Freibetrag für über 50 jäh» 
rige 540 DM, für Ledige mit Kindern 1200 DM; Kinderfreibeträge in Steuer» 
klasse II und III 1. Kind 1200 DM, 2. Kind 1680 DM, 3. Kind 1800 DM, in 
Steuerklasse IV die Hälfte dieser Beträge. 

4. Für das 4. und jedes weitere Kind sind vom Jahreslohn in der Steuerklasse II 
und III 1800 DM, in der Steuerklasse IV 900 DM abzuziehen; der Steuerbetrag 
ist dann in der Spalte für 3 Kinder abzulesen. 

5. Andere Freibeträge, die vom Finanzamt auf der Lohnsteuerkarte eigens ein* 
getragen worden sind, müssen vor Anwendung der Tabelle vom Jahreslohn 
abgezogen werden. 

6. Für Lohnsteuerpflichtige in Berlin (West) sind die Steuerbeträge um 20 °/o zu kürzen. 



Jahres* 
lohn 
bis DM 


Steuer* 

klasse 


Lohnsteuer in DM bei 


Jahres» 
lohn 
bis DM 


Steuer* 

klasse 


Lohnsteuer in DM bei 


0 

Kin» 

dern 


1 1 
Kind 


2 

Kin= 

dern 


3 

Kin* 

dern 


o 

Kin-* 

dern 


1 

Kind 


2 

Kin* 

dern 


3 

Kin- 

dern 


6 000,— bis 






















6 029,99 


I 


624 


— 


— 


— 


6 329,99 


I 


684 


— 


— 


— 




II 


456 


144 


— 


— 




II 


516 


204 


— 


— 




III 


288 


48 


— 


— 




III 


348 


108 


— 


— 




IV 


624 


504 


336 


156 




IV 


684 


564 


396 


216 


6 059,99 


I 


630 


— 


— 


— 


6 359,99 


I 


690 


— 


— 


— 




II 


462 


150 


— 


— 




II 


522 


210. 


— 


■ — 




III 


2 88 


48 


— 


— 




III 


348 


108 


— 


— 




IV 


624 


504 


336 


156 




IV 


684 


564 


396 


216 


6 089,99 


I 


636 


— 


— 


— 


6 389,99 


I 


696 


— 


— 


— 




II 


468 


156 


— 


— 




II 


528 


216 


— 


— 




III 


300 


60 


— 


— 




III 


360 


120 


— 


— 




IV 


636 


516 


348 


168 




IV 


696 


576 


408 


228 


6 119,99 


I 


642 


— 


— 


— 


6 419,99 


I 


702 


— 


— 


— 




II 


474 


162 


— 


— 




II 


534 


222 


— 


— 




III 


300 


60 










III 


360 


120 


— 


— 




IV 


636 


516 


348 


168 




IV 


696 


576 


408 


228 


6 149,99 


I 


648 


— 


— 


— 


6 449,99 


I 


708 


— 


— 


— 




II 


480 


168 


— 


— 




II 


540 


228 


— 


— 




III 


312 


72 










III 


372 


132 


— 


— 




IV 


648 


528 


360 


180 




IV 


708 


588 


420 


240 


6 179,99 


I 


654 


— 


— 


— 


6 479,99 


I 


714 


— 


— 


— 




II 


486 


174 


— 


— 




II 


546 


234 


— 


— 




III 


312 


72 










III 


372 


132 


— 


— 




IV 


648 


528 


360 


180 




IV 


708 


588 


420 


240 


6 209,99 


I 


660 


— 


— 


— 


6 509,99 


I 


720 


— 


— 


— 




II 


492 


180 


— 


— 




II 


552 


240 


— 


— 




III 


324 


84 





— 




III 


384 


144 


— 


— 




IV 


660 


540 
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1 308 


972 


624 




iv 


1 884 


1764 


1 596 


1 416 


12 389,99 


\ 


2 152 


— 


— 


— 




ii 


1 910 


1 472 


1 080 


720 




in 


1 560 


1320 


984 


624 




IV 


1 896 


1776 


1 608 


1 428 


12 419,99 


I 


2 161 


— 


— 


— 




II 


1919 


1480 


1 086 


726 




III 


1560 


1320 


984 


624 




IV 


1 896 


1776 


1 608 


1 428 


12 449,99 


I 


2169 


— 


— 


— 




II 


1 927 


1488 


1 092 


732 




III 


1 572 


1 332 


996 


636 




IV 


1908 


1788 


1 620 


1 440 
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3 
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12 479,99 


I 


2 178 










II 


1 936 


1 497 


1 098 


738 




III 


1 572 


1 332 


996 


636 




IV 


1 908 


1 788 


1 620 


1 440 


12 509,99 


I 


2 187 


— 





_ 




II 


1 944 


1 505 


1 104 


744 




III 


1 584 


1 344 


1 008 


648 




IV 


1 920 


1 800 


1 632 


1 452 


12 539,99 


I 


2 196 





— 


_ 




II 


1 953 


1 513 


1 110 


750 




III 


1 584 


1 344 


1 008 


648 




IV 


1 920 


1 800 


1 632 


1 452 


12 569,99 


I 


2 204 


— 


— 


— 




II 


1 962 


1 522 


1 116 


756 




III 


1 596 


1 356 


1 020 


660 




IV 


1 932 


1 812 


1 644 


1 464 


12 599,99 


I 


2 213 


— 


— 


— 




II 


1 970 


1 530 


1 122 


762 




III 


1 596 


1 356 


1 020 


660 




IV 


1 932 


1 812 


1 644 


1 464 


12 629,99 


I 


2 222 


— 


— 


— 




II 


1 979 


1 538 


1 128 


768 




III 


1 608 


1 368 


1 032 


672 




IV 


1 944 


1 824 


1 656 


1476 


12 659,99 


I 


2 231 


— 


— 


— 




II 


1 987 ' 


.1 547 


1 134 


774 




III 


1 608 


.1 368 


1 032 


672 




IV 


1 944 


1 824 


1 656 


1 476 


12 689,99 


I 


2 239 


— 


— 


— 




II 


1 996 


1 555 


1 140 


780 




III 


1 620 


1 380 


1 044 


684 




IV 


1 956 


1 836 


1 668 


1 488 


12 719,99 


I 


2 248 


— 


— 


— 




II 


2 005 


1 563 


1 146 


786 




III 


1 620 


1 380 


1 044 


684 




IV 


1 956 


1 836 


1 668 


1 488 


12 749,99 


I 


2 257 


— 


— 


— 




II 


2 013 


1 572 


1152 


792 




III 


1 632 


1 392 


1 056 


696 




IV 


1 968 


1 848 


1 680 


1 500 


12 779,99 


I 


2 266 


— 


— 


— 




II 


2 022 


1 580 


1 158 


798 




III 


1 632 


1 392 


1 056 


696 




IV 


1 968 


1 848 


1 680 


1500 


12 809,99 


I 


2 274 


— 


— 


— 




II 


2 031 


1 588 


1 164 


804 




III 


1 644 


1 404 


1 068 


708 




IV 


1 980 


1 860 


1 692 


1 512 


12 839,99 


I 


2 283 


— 


— 


— 




II 


2 039 


1 597 


1 170 


810 




III 


1 644 


1 404 


1 068 


708 




IV 


1 980 


1 860 


1 692 


1512 


12 869,99 


I 


2 292 


— 


— 


— 




II 


2 048 


1 605 


1176 


816 




III 


1 656 


1 416 


1 080 


720 




IV 


1 992 


1 872 


1704 


1524 


12 899,99 


I 


2 301 


— 


— 


— 




II 


2 056 


1 614 


1182 


822 




III 


1 656 


1 416 


1 080 


720 




IV 


1 992 


1872 


1 704 


1524 
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0 
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1 
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2 
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3 

Kin- 
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12 929,99 


I 


2 310 





_ 





13 379,99 


I 2 442 


_ 




_ 




II 


2 065 


1 622 


1 188 


828 




II 2 196 


1748 


1283 


918 




III 


1 668 


1 428 


1 092 


732 




III 1 752 


1512 


1176 


816 




IV 


2 004 


1 884 


1 716 


1536 




IV 


2 088 


1968 


1800 


1 620 


12 959,99 


I 


2 318 


— 


— 


— 


13 409,99 


I 2 451 


— 


— 


— 




II 


2 074 


1 630 


1 194 


834 




II 2 204 


1757 


1291 


924 




III 


1 668 


1 428 


1 092 


732 




III 1 764 


1524 


1188 


828 




IV 


2 004 


1 884 


1 716 


1536 




IV 2 100 


1980 


1812 


1632 


12 989,99 


I 




2 327 





— 


— 


13 439,99 


I 2 460 


— 


— 


— 




II 


2 082 


1 639 


1 200 


840 


i 


II 2 213 


1765 


1 299 


930 




III 


1 680 


1 440 


1 104 


744 




III 1 764 


1524 


1188 


828 




IV 


2 016 


1 896 


1 728 


1548 




IV : 


2 100 


1980 


1812 


1 632 


13 019,99 


I 


2 336 





— 


— 


13 469,99 


I 


2 469 


— 


— 


— 




II 


2 091 


1 647 


1 206 


846 




II 


2 222 


1774 


1307 


936 




III 


1 680 


1 440 


1 104 


744 




III 


1 776 


1536 


1 200 


840 




IV 


2 016 


1 896 


1 728 


1 548 




IV 


2 112 


1992 


1 824 


1644 


13 049,99 


I 


2 345 


— 


— 


— 


13 499,99 


I 


2 478 


— 


— 


— 




II 


2 100 


1 656 


1 212 


852 




II 


2 231 


1782 


1315 


942 




III 


1 692 


1 452 


1 116 


756 




III 


1 776 


1536 


1200 


840 




IV 


2 028 


1 908 


1 740 


1 560 




IV 


2 112 


1992 


1824 


1 644 


13 079,99 


I 


2 354 


— 


— 


— 


13 529,99 


I 


2 487 


— 


— 


— 




II 


2 108 


1 664 


1 218 


858 




II 


2 239 


1791 


1323 


948 




III 


1 692 


1 452 


1 116 


756 




III 


1 788 


1548 


1 212 


852 




IV 


2 028 


1 908 


1 740 


1 560 




IV 


2 124 


2 004 


1 836 


1 656 


13 109,99 


I 


2 363 


— 


— 


— 


13 559,99 


I 


2 496 


— 


— 


— 




II 


2 117 


1 672 


1 224 


864 




II 


2 248 


1799 


1 332 


954 




III 


1 704 


1 464 


1 128 


768 




III 


1 788 


1548 


1212 


852 




IV 


2 040 


1 920 


1 752 


1 572 




IV 


2 124 


2 004 


1 836 


1 656 


13 139,99 


I 


2 371 


— 


— 


— 


13 589,99 


I 


2 505 


— 


— 


— 




II 




2 126 


1 681 


1 230 


870 




II 


2 257 


1808 


1 340 


960 




III 


1 704 


1 464 


1 128 


768 




III 


1 800 


1560 


1 224 


864 




IV 


2 040 


1 920 


1 752 


1 572 




IV 


2 136 


2 016 


1 848 


1 668 


13 169,99 


I 


2 380 


— 


— 


— 


13 619,99 


I 


2 513 


— 


— 


— 




II 


2 135 


1 689 


1 236 


876 




II 


2 266 


1816 


1 348 


966 




III 


1 716 


1 476 


1 140 


780 




III 


1 800 


1560 


1224 


864 




IV 


2 052 


1 932 


1 764 


1 584 




IV 


2 136 


2 016 


1 848 


1 668 


13 199,99 


I 


2 389 











13 649,99 


I 


2 522 


— 


— 


— 




II 




2 143 


1 698 


1 242 


882 




II 


2 274 


1825 


1 356 


972 




III 


1 716 


1 476 


1 140 


780 




III 


1 812 


1572 


1 236 


876 




IV 


2 052 


1 932 


1 764 


1584 




IV 


2 148 


2 028 


1 860 


1 680 


13 229,99 


I 




2 398 


— 


— 


— 


13 679,99 


I 


2 531 


— 


— 


— 




II 




2 152 


1 706 


1 248 


888 




II 


2 283 


1833 


1 365 


978 




III 




1 728 


1 488 


1 152 


792 




III 


1 812 


1572 


1 236 


876 




IV 




2 064 


1 944 


1 776 


1596 




IV 


2 148 


2 028 


1 860 


1 680 


13 259,99 


I 




2 407 


— 


— 


— 


13 709,99 


I 


2 540 


— 


— 


— 




II 




2 161 


1 715 


1 254 


894 




II* 


2 292 


1842 


1 373 


984 




III 




1 728 


1 488 


1 152 


792 




III 


1 824 


1584 


1 248 


888 




IV 




2 064 


1 944 


1 776 


1 596 




IV 


2 160 


2 040 


1 872 


1 692 


13 289,99 


I 




2 416 


— 


_ 


— 


13 739,99 


I 


2 549 


— 


— 


— 




II 


2 169 


1 723 


1 260 


900 




II 


2 301 


1850 


1 381 


990 




III 




1 740 


1500 


1 164 


804 




III 


1 824 


1584 


1 248 


888 




IV 




2 076 


1 956 


1 788 


1 608 




IV 


2 160 


2 040 


1872 


1 692 


13 319,99 


I 




2 424 


— 


— 


— 


13 769,99 


I 


2 558 


— 


— 


— 




II 




2 178 


1731 


1 266 


906 




II 


2 310 


1859 


1389 


996 




III 




1 740 


1 500 


1 164 


804 




III 


1 836 


1596 


1260 


900 




IV 




2 076 


1956 


1 788 


1608 




IV 


2 172 


2 052 


1 884 


1 704 


13 349,99 


I 




2 433 








— 


13 799,99 


I 


2 567 


— 


— 


— 




II 




2187 


1740 


1 274 


912 




II 


2 318 


867 


1 397 


1 002 




III 




1 752 


1512 


1 176 


816 




III 


1 836 


1596 


1 260 


900 




IV 




2 088 


1968 


1 800 


1620 




IV 


2 172 


2 052 


1 884 


1704 
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13 829,99 I 

II 

III 

IV 

13 859,99 I 

II 

III 

IV 
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II 

III 

IV 

13 919,99 I 

II 

III 

IV 

13 949,99 I 

II 

III 

IV 

13 979,99 I 

II 

III 

IV 

14 009,99 I 

II 

III 

IV 

14 039,99 I 

II 

III 

IV 

14 069,99 I 

II 

III 

IV 

14 099,99 I 

II 

III 

IV 

14 129,99 I 

II 

III 

IV 

14 159,99 I 

II 

III 

IV 

14 189,99 I 

II 

III 

IV 

14 219,99 I 

II 

III 

IV 

14 249,99 I 

II 

III 

IV 
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0 


1 
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3 


lohn 
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j Kin* 


bis DM 




Kin= 


Kind 


Kin= 


Kin* 


dem 




! dern | 


dern 






dern 




dern 


dern 


2 576 











14 279,99 


I 2 711 








2 327 


1876 


1 406 


1 008 




II : 


2 460 


2 005 


1 530 


1 098 


1 848 


1608 


1 272 


912 




III 1 932 


1 692 


1 356 


996 


2184 


2 064 


1 896 


1 716 




IV 2 268 


2 148 


1 980 


1 800 


2 585 


_ 


— 


— 


14 309,99 


I 


2 720 


— 


— 


— 


2 336 


1884 


1 414 


1 014 




II 


2 469 


2 013 


1 538 


1 104 


1 848 


1608 


1 272 


912 




III 


1 944 


1 704 


1 368 


1 008 


2 184 


2 064 


1 896 


1 716 




IV 


2 280 


2 160 


1 992 


1 812 


2 594 





— 


— 


14 339,99 


I 


2 729 


— 


_ 


_ 


2 345 


1893 


1 422 


1 020 




II 


2 478 


2 022 


1 547 


1 110 


1 860 


1620 


1 284 


924 




III 


1 944 


1 704 


1 468 


1 008 


2196 


2 076 


1 908 


1 728 




IV 


2 280 


2 160 


1 992 


1 812 


2 603 


— 


— 


— 


14 369,99 


I 


2 738 











2 354 


1902 


1 430 


1 026 




II 


2 487 


2 031 


1 555 


1 116 


1 860 


1620 


1 284 


924 




III 


1 956 


1 716 


1 380 


1 020 


2 196 


2 076 


1 908 


1 728 




IV 


2 292 


2 172 


2 004 


1 824 


2 612 


— 


— 




14 399,99 


I 


2 747 











2 363 


1910 


1 439 


1 032 




II 


2 496 


2 039 


1 563 


1122 


1 872 


1632 


1 296 


936 




III 1 956 


1 716 


1 380 


1 020 


2 208 


2 088 


1 920 


1 740 




IV 


2 292 


2 172 


2 004 


1 824 


2 621 


— 


— 


— 


14 429,99 


I 


2 756 











2 371 


1919 


1 447 


1 038 




II 


2 505 


2 048 


1 572 


1 128 


1 872 


1632 


1 296 


936 




III 


1 968 


1 728 


1 392 


1 032 


2 208 


2 088 


1 920 


1 740 




IV 


2 304 


2 184 


2 016 


1 836 


2 630 


— 


— 


— 


14 459,99 


I 


2 765 


— 


— 


— 


2 380 


1927 ' 


1 455 


1 044 




II 


2 513 


2 056 


1 580 


1134 


1 884 


1644 


1 308 


948 




III 


1 968 


1 728 


1 392 


1 032 


2 220 


2100 


1 932 


1 752 




IV 


2 304 


2 184 


2 016 


1 836 


2 639 


— 


— 


— 


14 489,99 


I 


2 774 


— 


— 


— 


2 389 


1 936 


1 464 


1 050 




II 


2 522 


2 065 


1 588 


1 140 


1 884 


1644 


1 ?r 8 


948 




III 


1 980 


1 740 


1 404 


1 044 


2 220 


2100 


1 932 


1 752 




IV 


2 316 


2 196 


2 028 


1 848 


2 648 


— 


— 


— 


14 519,99 


I 


2 784 


— 


— 


— 


2 398 


1944 


1 472 


1056 




II 


2 531 


2 074 


1 597 


1 146 


1 896 


1656 


1 320 


960 




III 


1 980 


1740 


1 404 


1 044 


2 232 


2112^ 1 944 


1 764 




IV 


2 316 


2 196 


2 028 


1848 


2 657 


— 


— 


— 


14 549,99 


I 


2 793 


— 


— 


— 


2 407 


1953 


1 480 


1 062 




II 


2 540 


2 082 


1 605 


1 152 


1 896 


1656 


1 320 


960 




III 


1 992 


1 752 


1 416 


1 056 


2 232 


2112 


1 944 


1 764 




IV 


2 328 


2 208 


2 040 


1 860 


2 666 


— 


— 


— 


14 579,99 


I 


2 802 


— 


— 


— 


2 416 


1962 


1 488 


1 068 




II 


2 549 


2 091 


1 614 


1 158 


1908 


1668 


1 332 


972 




III 


1 992 


1 752 


1 416 


1 056 


2 244 


2124 


1 956 


1 776 




IV 


2 328 


2 008 


2 040 


1 860 


2 675 








— 


14 609,99 


I 


2 811 


— 


— 


' — 


2 424 


1970 


1 497 


1 074 




II 


2 558 


2 100 


1 622 


1 164 


1 908 


1668 


1 332 


972 




III 


2 004 


1 764 


1 428 


1 068 


2 244 


2124 


1 956 


1 776 




IV 


2 340 


2 220 


2 052 


1 872 


2 684 


— 


— 


— 


14 639,99 


I 


2 820 


— 


— 


— 


2 433 


1979 


1 505 


1 080 




II 


2 567 


2 108 


1 630 


1 170 


1 920 


1680 


1 344 


984 




III 


2 004 


1 764 


1 428 


1 068 


2 256 


2136 


1 968 


1 788 




IV 


2 340 


2 220 


2 052 


1 872 


2 693 








— 


14 669,99 


I 


2 829 


— 


— 


— 


2 442 


1987 


1 513 


1 086 




II 


2 576 


2 117 


1 639 


1 176 


1 920 


1680 


1 344 


984 




III 


2 016 


1 776 


1 440 


1 080 


2 256 


2136 


1 968 


1 788 




IV 


2 352 


2 232 


2 064 


1 884 


2 702 











14 699,99 


I 


2 838 


— 


— 


— 


2 451 


1 996 


1 522 


1 092 




II 


2 585 


2 126 


1 647 


1 182 


1 932 


1 692 


1 356 


996 




III 


2 016 


1 776 


1 440 


1 080 


2 268 


2148 


1 980 


1 800 




IV 


2 352 


2 232 


2 064 


1 884 
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14 729,99 


I 


2 847 


— 




II 


2 594 


2 135 




III 


2 028 


1 788 




IV 


2 364 


2 244 


14 759,99 


I 


2 856 


— 




II 


2 603 


2 143 




III 


2 028 


1 788 




IV 


2 364 


2 244 


14 789,99 


I 


2 865 


— 




II 


2 612 


2 152 




III 


2 040 


1 800 




IV 


2 376 


2 256 


14 819,99 


I 


2 875 


— 




II 


2 621 


2 161 




III 


2 040 


1 800 




IV 


2 376 


2 256 


14 849,99 


I 


2 884 


— 




II 


2 630 


2 169 




III 


2 052 


1 812 




IV 


2 388 


2 268 


14 879,99 


I 


2 893 


— 




II 


2 639 


2 178 




III 


2 052 


1 812 




IV 


2 388 


2 268 


14 909,99 


I 


2 902 


— 




II 


2 648 


2 187 




III 


2 064 


1 824 




IV 


2 400 


2 280 


14 939,99 


I 


2 911 


— 




II 


2 657 


2 196 




III 


2 064 


1 824 




IV 


2 400 


2 280 


14 969,99 


I 


2 920 


— 




II 


2 666 


2 204 




III 


2 076 


1 836 




IV 


2 412 


2 292 


14 999,99 


I 


2 929 


— 




II 


2 675 


2 213 




III 


2 076 


1 836 




IV 


2 412 


2 292 


15 029,99 


I 


2 939 


— 




II 


2 684 


2 222 




•III 


2 088 


1 848 




IV 


2 424 


2 304 


15 059,99 


I 


2 948 


— 




II 


2 693 


2 231 




III 


2 088 


1 848 




IV 


2 424 


2 304 


15 089,99 


I 


2 957 


— 




II 


2 702 


2 239 




III 


2 100 


1 860 




IV 


2 436 


2 316 


15 119,99 


I 


2 966 


— 




II 


2 711 


2 248 




III 


2 100 


1 860 




IV 


2 436 


2 316 


15 149,99 


I 


2 975 


— 




II 


2 720 


2 257 




III 


2 112 


1 872 




IV 


2 448 


2 328 



I dern I dem . 

— — 15 179/99 

1 656 1 188 

1 452 1 092 

2 076 1 896 

— — 15 209/99 

1 664 1 194 

1 452 1 092 

2 076 1 896 

— — 15 239/99 

1 672 1 200 

1 464 1 104 

2 088 1 908 
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Steuerliche Fachliteratur 

in Lose-Blatt-Form 



Amtsrat F. Kreuziger 

Was jeder von den Steuern 
wissen sollte! 

Umfang: 63 Seiten Preis: 2,80 DM 

Dieses Steuer=ABC macht auf wenigen 
Seiten mit den allgemeinen Grundlagen 
des Steuerrechts vertraut. 



Dr. O. J. H o e r e s 

Die Einkommensteuer 

Umfang: 23* Seiten Preis: 7,90 DM 

Ein Werk, das jeden Steuerpflichtigen an* 
geht! — Allgemeine und spezielle Fragen, 
z. B. nach dem Gewinn, der Bewertung, 
den abzugsfähigen Sonderausgaben, wer* 
den an Beispielen erläutert. 

Prof. Dr. H. von Wallis 

Die Umsatzsteuer 

Umfang: 140 Seiten Preis: 4,80 DM 

Steuerpflichtiger Umsatz, Steuerbefreiung, 
abzugsfähige Beträge — diese und andere 
Fragen, die der Praxis Schwierigkeiten 
bereiten, hat der Verfasser dargestellt 
und durch einfache Beispiele erläutert. 



Finanzgerichtsdir. A. W i h t o 1 

Die Gewerbesteuer 

Umfang: 280 Seiten Preis: 8,80 DM 

Diese Erläuterungen geben einen Uber= 
blick über das Anwendungsgebiet und 
die Durchführung der Gewerbesteuer; sie 
wenden sich nicht nur an den Steuer* 
praktiker, sondern auch an den Nicht* 
fachmann. 

Prof. Dr. H. von Wallis 

Bewertungsgesetz 
und Vermögensteuer 

Umfang: 128 Seiten Preis: 4,80 DM 

Da das Bewertungsgesetz eines der wich= 
tigsten Steuergrundgesetze ist, sind diese 
Erläuterungen für die Praxis von großem 
Wert. — Der zweite Teil bringt eine 
leichtverständliche Abhandlung über die 
Vermögensteuer. 



Dr. H. M ü t h 1 i n g 

Das gesamte Steuerrecht 
der Abschreibungen 

Umfang: 170 Seiten Preis: 6,20 DM 

Die Abschreibungen spielen sowohl bei 
der Minderung des steuerlichen Gewinns 
als auch bei der Selbstfinanzierung eine 
große Rolle. Die Praxis wird deshalb 
diesen Gesamtüberblick über die Bestim* 
mungen des Einkommen», Körperschaft« 
und Gewerbesteuerrechts sehr begrüßen. 

Dr. O. J. Hoeres 

Steuerermäßigung 
wegen außergewöhnlicher 
Belastungen 

Umfang: 80 Seiten Preis: 3,10 DM 

Der Verfasser behandelt ausführlich die 
wichtigsten Umstände, die als „außer* 
gewöhnliche Belastungen ein Recht auf 
Minderung der Einkommen* und Lohn* 
Steuer begründen. 

Dr. O. J. H o e r e s 

Das Testament 
und die Erbschaft 

Umfang: 100 Seiten Preis: 3,20 DM 

Außer den gesetzlichen Bestimmungen des 
Erbrechts werden besonders die durch die 
Erbfolge ausgelösten steuerlichen Fragen 
ausführlich erläutert. 

Dr. H. F rohnhäuser 

Der Lastenausgleich 

Umfang: 252 Seiten Preis: 9,60 DM 

Beinahe jeder zweite Bürger der Bundes* 
republik ist am Lastenausgleich beteiligt. 
Für den Laien ist es jedoch fast unmög* 
lieh, sich in dem Gesetz zurechtzufinden. 
Diese Broschüre soll ihm das Verständnis 
der schwierigen Materie erleichtern. 

Prof. Dr. H. von Wallis 

Reichsabgabenordnung 

Umfang: 162 Seiten Preis: 6,80 DM 

Die Reichsabgabenordnung wird unter Ein* 
beziehung der materielNrechtlichen Vor* 
Schriften des Steueranpassungsgesetzes in 
allgemeinverständlicher Weise besprochen 
und mit Beispielen erläutert. Im Anhang: 
Tabellen für Gebühren und Kosten. 



Die Preise sind unverbindlich, da sie sich durch Ergänzungen ändern können. 
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